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Bundesparteivorsitzender:  Andreas Babler, MSc  
seit 6. Juni 2023 

(von 24. November 2018 bis 3. Juni 2023 übte 
 Dr.in Pamela Rendi-Wagner die Funktion  

der Bundesparteivorsitzenden aus)

Bundesgeschäftsführer*innen:  Sandra Breiteneder, MA und Klaus Seltenheim, MA  
seit 13. Juni 2023 

 (von 30. September 2019 übte Christian Deutsch  
die Funktion  

des Bundesgeschäftsführers aus) 

Kontakt 
Bundesgeschäftsstelle:  

1010 Wien, Löwelstraße 18,  
Tel.: 01/53427-0  

E-Mail: kontakt@spoe.at  
www.spoe.at  

 
Facebook:  

www.facebook.com/Sozialdemokratie  
Twitter:  

@SPOE_at  
Instagram:  

spoe_at 

Seit dem 45. ordentlichen Bundesparteitag 2021 
in der Messe Wien sind 28 Monate vergangen. 
28 Monate, in denen sich viel getan hat. ÖVP-
Kanzler Sebastian Kurz musste nach massiven 
Korruptionsvorwürfen das Handtuch werfen, die 
türkis-grüne Regierung war auch unter dessen 
Nachfolgern Alexander Schallenberg und Karl 
Nehammer vor allem mit sich selbst und ihren 
Skandalen beschäftigt – und hat die Bevölke-
rung eiskalt im Stich gelassen. Die dramatische 
Folge: Die Preise in Österreich schießen noch 
immer durch die Decke, viele Menschen wissen  
nicht mehr, wie sie sich das Leben noch leisten 
können, weil die Regierung alle Vorschläge und 
Anträge für ein leistbares Leben abgeschmet-
tert  hat. Das ist unterlassene Hilfeleistung! Die 
türkis-grüne Bundesregierung schadet Land  
und Leuten

Diesem Regierungsversagen haben wir kon-
sequent und nachdrücklich unsere Lösungen 
für ein solidarisches und gerechtes Österreich 
gegenübergestellt. Und wir haben mit unse-
rem neuen Bundesparteivorsitzenden Andreas 
Babler das Comeback der Sozialdemokratie 
gestartet. Die SPÖ soll zu einer modernen Mit-
machpartei werden. Wir setzen auf sozialdemo-
kratische Kernthemen und kämpfen gemeinsam 
mit unseren Mitgliedern, den vielen Funktio-
när*innen und unseren Organisationen für gute 
Arbeitsplätze und gerechte Löhne, ganztägige, 
kostenfreie Kinderbetreuungsplätze, erstklassi-
ge Gesundheitsversorgung für alle Menschen in 
Österreich und sichere Pensionen. 

Für uns ist klar: Die Menschen in Österreich sind 
keine Bittsteller*innen. Sie haben Rechte. Die-

28 MONATE VOLLER DYNAMIK 

Bericht des Bundesparteivorstands  
und der Bundesgeschäftsstelle
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ser bedingungslose Einsatz für die Menschen 
macht uns aus. Denn wir wissen, dass nur eine 
starke Sozialdemokratie das Leben der Men-
schen verbessern kann. Wir sind gerüstet für die 
kommenden Wahlauseinandersetzungen. Und 
wir haben ein klares Ziel: Die SPÖ zur stärksten 
Kraft im Land zu machen! 

RÜCKBLICK BUNDESPARTEITAG 2021 
IN WIEN
Der 45. SPÖ-Bundesparteitag in der Messe Wien 
stand unter dem Motto „Sozial. Demokratisch. 
Gerade jetzt.“ In ihrer Rede machte Parteivorsit-
zende Pamela Rendi-Wagner, die mit 75 Prozent 
der Delegiertenstimmen wiedergewählt wurde, 
klar, dass sozialer Aufstieg wieder für alle möglich 
sein muss: „Die soziale Schieflage zu beseitigen, 
ist die historische Aufgabe der Sozialdemokra-
tie.“ Darum gelte es, den Sozialstaat zu stärken, 
die Wirtschaft anzukurbeln und Arbeitsplätze zu 
schaffen. Wie wir Österreich moderner, gerech-
terer und ökologischer machen wollen, haben 
wir in zehn Leitanträgen festgehalten.

Schwerpunkte der Leitanträge vom 

• Arbeit und Leistung neu bewerten. Die 
Menschen in Österreich haben das Recht 
auf einen guten Arbeitsplatz und ein Ein-
kommen, von dem sie leben können. 

• Betriebe stärken. Standort sichern. In hei-
mische Betriebe muss investiert und der 
Beschäftigungsmotor gezündet werden. 

• Für Steuergerechtigkeit sorgen. Breite 
Schultern können mehr tragen, Vermögen-
de und Online-Multis müssen ihren gerech-
ten Beitrag leisten.

• Gesundheit schützen. Die Corona-Krise hat 
gezeigt, wie wichtig unser hervorragendes 
öffentliches Gesundheitssystem ist – und 
dass es gestärkt werden muss.  

„Wir haben das Herz. Und wir haben all jene 
Werte, die unser Land starkgemacht haben: So-
lidarität, Freiheit, Gerechtigkeit und Gleichheit“, 
betonte Rendi-Wagner, die sich angesichts zahl-
reicher türkis-blauer Skandale sowie massiver 
Angriffe der ÖVP gegen Parlament, Justiz, Medi-
en und Kirche für eine Politik der Ehrlichkeit und 
des Anstands aussprach: „Mit dem türkisen Sys-
tem Kurz ist kein Staat zu machen“ – eine Fest-
stellung von Rendi-Wagner, die sich nur drei Mo-

nate später in aller Deutlichkeit bewahrheitet hat.  
 
KURZ-SCHLUSS 

Das hat es noch nie gegeben. Am 6. Okto-
ber 2021 kam es zu Razzien im ÖVP-geführten 
Kanzleramt und Finanzministerium sowie in 
der ÖVP-Parteizentrale. Verdacht auf Beihilfe 
zur Bestechlichkeit, Untreue, falsche Beweis-
aussage, Amtsmissbrauch und Bestechung: 
Die Wirtschafts- und Korruptionsstaatsanwalt-
schaft erhebt schwere Korruptionsvorwürfe 
gegen hochrangige Türkise – darunter Kanzler 
Kurz. Und sogar die ÖVP-Bundespartei wird als 
Beschuldigte geführt. Widerwärtige Chats aus 
dem ÖVP-Maschinenraum zeigen, wes Geistes 
Kind die türkise Truppe ist. Posten schachern, 
Medien manipulieren, die Republik als Selbst-
bedienungsladen missbrauchen: Die „türkise 
Familie“ kannte keine Grenzen: „So weit wie wir 
bin ich echt noch nie gegangen“, ist in den ÖVP-
Chats zu lesen. 

Petition „Stoppt Kurz!“ 

Für uns war sofort klar, dass die Skandale, Ermitt-
lungen und Hausdurchsuchungen in den höchs-
ten Ämtern der Republik Konsequenzen haben 
müssen – und dass Kanzler Kurz sein Amt nie-
derlegen muss. Um Kurz das Misstrauen auszu-
sprechen, haben wir sofort eine Sondersitzung 
des Nationalrats beantragt. Und wir haben unter 
dem Titel „Stoppt Kurz!“
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eine Online-Petition gestartet, die binnen kur-
zer Zeit 5.000 Menschen unterschrieben haben. 
Unser großer Druck auf die Regierung hat Wir-
kung gezeigt – am 9. Oktober ist Kurz als Kanzler 
zurückgetreten, Anfang Dezember hat er sämt-
liche Funktionen niedergelegt. 

Um den türkisen Skandal-Sumpf auszutrock-
nen, haben wir den ÖVP-Korruptions-Untersu-
chungsausschuss eingesetzt. Denn aufzuarbei-
ten gab es viel: Für Superreiche, türkise Spender 
und Spezis ist es in den letzten Jahren wie ge-
schmiert gelaufen. Die ÖVP ist ihre Wunscher-
füllungsmaschine. 

Her mit der Kinderbetreuungs-Milliarde!

Dass der türkisen Truppe jedes Mittel recht war, 
um an die Macht zu kommen, haben Chatnach-
richten aus dem Jahr 2017 gezeigt: Kurz hat da-
mals den zwischen SPÖ und ÖVP vereinbarten 
Ausbau der Kinderbetreuungsplätze verhindert 
und wollte sogar ein ÖVP-geführtes Bundesland 
gegen die Kinderbildungsmilliarde „aufhetzen“. 
Um gegen diese niederträchtigen Machtspiele 
zu protestieren und mit Nachdruck die dringend 
notwendige Kinderbildungsmilliarde einzufor-
dern, haben wir eine Mitmach-Aktion gestartet. 

Im Mittelpunkt der Aktion stand eine Postkarte, 
die Familien direkt an die Kurz-ÖVP schicken 
konnten – österreichweit wurden über 110.000 
Postkarten verteilt. Zusätzlich haben  wir bun-
desweit rund 8.600 Wandzeitungen angebracht 
und Plakate für Aktionstage vor Kinderbetreu-
ungseinrichtungen zur Verfügung gestellt. 

So unsozial und 
kinderfeindlich
ist die Kurz-ÖVP.

Her mit der Kinderbetreuungs-Milliarde! 
Gerade jetzt!

Impressum: SPÖ-Bundespartei • Löwelstraße 18, 1010 Wien

 

Türkise Skandale schaden Land und Leuten

Der Rücktritt von Kurz hat das Regierungscha-
os keinesfalls beendet. Ganz im Gegenteil: Auf 

Kurzzeit-Kanzler Alexander Schallenberg folgte 
nach nur 56 Tagen Karl Nehammer. Drei Kanzler 
in zwei Monaten – auch das hat es in Österreich 
noch nie gegeben. Rücktritte standen auch in 
weiterer Folge auf der Tagesordnung. Die Regie-
rung als Hort der Instabilität. Das einst beschwo-
rene „Beste aus beiden Welten“ entpuppte sich 
als doppelte Katstrophe: Auf das Versagen in der 
Corona-Pandemie folgte das Versagen im Kampf 
gegen die Teuerung.

KAMPF GEGEN DIE TEUERUNG 
Seit über zwei Jahren ist die Rekordinflation je-
nes Thema, das der Bevölkerung am meisten 
unter den Nägeln brennt. Ausgehend von den 
Kostenexplosionen für Energie über die Preise 
für Lebensmittel bis zum Wohnen ist alles teurer 
geworden – weil sich die Bundesregierung trotz 
unserer Appelle, Vorschläge, Forderungen und 
Anträge bis zuletzt geweigert hat, in den Markt 
einzugreifen und die Preise zu senken. Die tür-
kis-grünen Almosen und Einmalzahlungen sind 
verpufft, die Preise sind immer weiter gestiegen. 
Während ganz viele Menschen nicht mehr wis-
sen, wie sie ihre Rechnungen bezahlen sollen, 
haben zahlreiche Konzerne ein Geschäft mit der 
Teuerung gemacht und enorme Übergewinne 
eingefahren. 

Die Regierung hat einfach zugeschaut. Mit dra-
matischen Folgen für Bevölkerung und Betriebe: 
Die Wirtschaft schrumpft, die Neuverschuldung 
steigt. Der Wohlstand schrumpft. Dabei haben 
sozialdemokratische Länder wie Spanien, Däne-
mark und Deutschland gezeigt, wie die Teuerung 
erfolgreich bekämpft werden kann: Durch Ein-
griffe in den Energiemarkt und Preisdeckel für 
Strom und Gas, durch das Aussetzen der Mehr-
wertsteuer auf Lebensmittel und Mietpreisde-
ckel. In Österreich ist all das nicht geschehen. 
Darum hat Österreich die höchste Inflation in 
Westeuropa – eine Entwicklung, vor der wir lange 
und vehement gewarnt haben. 

SPÖ fordert als erste Partei „Teuerungsbremse“ 

„Inflation auf Rekordhoch: SPÖ fordert Teue-
rungsbremse für Menschen in Österreich“. Unter 
diesem Titel hat die SPÖ in einer Pressekonferenz 
bereits am 1. Oktober 2021 – als erste Partei in Ös-
terreich – die Teuerung aufs Tapet gebracht und 
ganz konkrete Maßnahmen zur Unterstützung 
der Bevölkerung vorgelegt. Mietpreisobergren-
zen, die Senkung der Einkommensteuer und ein 
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Winterzuschuss des Bundes für einkommens-
schwache Haushalte waren die ersten Forde-
rungen der SPÖ im Kampf gegen die Teuerung. 
Schon damals war uns klar, was heute noch im-
mer gilt: Die Preise müssen runter! 

Vom Teuerungsgipfel zur Sondersitzung

Um Maßnahmen gegen die Preissteigerungen 
zu erarbeiten und den Druck auf die Regierung 
zu erhöhen, hat Pamela Rendi-Wagner am 12. 
November 2021 zu einem Teuerungsgipfel mit 
AK-Präsidentin Renate Anderl, ÖGB-Präsident 
Wolfgang Katzian, dem Präsidenten des Pen-
sionistenverbands Österreich Peter Kostelka, 
VSStÖ-Vorsitzender Dora Jandl und Volkshilfe-
Direktor Erich Fenninger geladen. Dabei hat die 
SPÖ klargemacht, dass Familien, Pensionist*in-
nen, Frauen, junge Menschen und Arbeitslose 
von der Teuerung besonders betroffen sind: „Es 
muss gehandelt werden. Das Leben muss leist-
bar bleiben!“, betonte Rendi-Wagner.

Im Dezember 2021 ist die Inflation auf 4,3 Prozent 
gestiegen. Mit dem völkerrechtswidrigen Angriffs-
krieg Russlands auf die Ukraine hat sich die Inflati-
on weiter verschärft und zu Preissteigerungen von 
 11 Prozent im Oktober 2022 geführt. Die Regierung, 
mit sich selbst, ihren Skandalen und Kanzlerwech-
seln beschäftigt, ist untätig geblieben und hat den 
Preissteigerungen eiskalt zugeschaut. Diesem tür-
kis-grünen Versagen haben wir unsere Konzepte 
im Kampf gegen die Teuerung gegenübergestellt: 
Am 5. April 2022 hat die erste von insgesamt vier 
von uns einberufenen Sondersitzungen des Na-
tionalrats zur Teuerung stattgefunden. Unsere Pe-
tition „Teuerungswahnsinn stoppen!“ haben über 
13.500 Menschen unterzeichnet. Und auch bei 
den Maifeierlichkeiten haben wir unsere Vorschlä-
ge im Kampf gegen die Teuerung getrommelt.

Teuerungswahnsinn
stoppen!

für eine  

sofortige
Teuerungsbremse

Jetzt unterschreiben

Jetzt unterschreiben!
www.spoe.at
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Maifeiern im Zeichen der Teuerung 

„Es ist ein schönes Gefühl, endlich wieder mit 
euch gemeinsam hier am Rathausplatz zu sein 
und unseren 1. Mai zu feiern“, freute sich Pame-
la Rendi-Wagner am „Tag der Arbeit“ 2022. Nach 
zweijähriger Corona-Pause konnten wir unseren 
Feiertag endlich wieder so begehen, wie wir es 
gewohnt sind – gemeinsam, kraftvoll und kämp-
ferisch. „Es ist Zeit, unserem Land wieder eine an-
dere Richtung zu geben“, hielt Rendi-Wagner fest. 
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Unmissverständlich waren dementsprechend 
auch unsere Botschaften – am 1. Mai 2022 wie 
auch am 1. Mai 2023: Runter mit den Preisen und 
den Steuern auf Arbeit, rauf mit dem Arbeitslo-
sengeld, den Pensionen und den Löhnen! 

Hand in Hand mit der Gewerkschaft

Der Kampf für höhere Löhne ist das Recht von 
Arbeitnehmer*innen und gerade in Zeiten der 
Rekordinflation besonders wichtig, damit sich 
die Menschen das Leben leisten können. Nicht 
die Löhne sind der Grund für die Inflation, wie 
dies häufig von konservativen Kräften und neo-
liberalen Wirtschaftsvertretern behauptet wird. 
Sondern die Untätigkeit der Regierung und die 
unverschämten Profite zahlreicher Konzerne, de-
ren Gewinne im Windschatten der gestiegenen 
Energiekosten explodiert sind. Eine Preiskom-
mission, die SPÖ und Gewerkschaft seit Mona-
ten lautstark fordern, hat die verantwortungslose 
Regierung noch immer nicht eingesetzt. Um die 
Gewerkschaft zu unterstützen und unseren Un-
mut über die Regierung auch auf der Straße zum 
Ausdruck zu bringen, haben wir uns sowohl im 
September 2022 der ÖGB-Demo „Preise runter“ 
als auch der ÖGB-Menschenkette um das Parla-
ment im September 2023 angeschlossen. 

Energiemarkt bändigen

Weil der Energiemarkt im Zuge des russischen 
Angriffskriegs gegen die Ukraine völlig außer 
Kontrolle geraten ist und die Gas- und Stromprei-
se um mehrere hundert Prozent gestiegen sind, 
haben wir starke Eingriffe in den Markt gefordert, 
um Bevölkerung und Betriebe zu schützen. Der 
von uns vorgeschlagene Gaspreisdeckel hat vor-
gesehen, Gas EU-weit gemeinsam einzukaufen 
und zu gestützten Preisen von 50 Euro pro Mega-
wattstunde an Bevölkerung, Betriebe und Ener-
gieversorger weiterzugegeben.

Vom Gaspreisdeckel hätten nicht nur heimische 
Haushalte und die Wirtschaft profitiert, auch die 
Preise für energieintensive Produkte wie Stahl 
aber auch Lebensmittel hätten massiv gesenkt 
werden können. Und: Das schädliche Merit-Or-
der-Prinzip, wonach das letzte zugeschaltete und 
damit teuerste Kraftwerk (das sind meist Gas-
kraftwerke) den Strompreis bestimmt, wäre aus-
gehebelt worden. Diese wichtigen Maßnahmen 
zum Schutz des Wirtschaftsstandorts und der 
Endverbraucher*innen hat die türkis-grüne Re-
gierung trotz monatelanger Kampagne der SPÖ 
wie so vieles andere abgelehnt. 

Wohnen muss leistbar sein

Die SPÖ hat in den letzten beiden Jahren unzähli-
ge Initiativen zur Senkung der Preise eingebracht 
und die Abschöpfung der Übergewinne verlangt. 
All das wurde von der Regierung nicht umge-
setzt. Statt die Inflation zu bekämpfen, hat die 
Regierung Öl ins Feuer gegossen und die Teue-
rung weiter angeheizt. Die Folge: Die Teuerung 
hat sich auf jene Bereiche durchgeschlagen, die 
von den hohen Energiekosten gar nicht betroffen 
sind – wie die Mieten. 

Um die Explosion der Wohnkosten zu verhindern, 
haben wir im Dezember 2021 auf eine Obergren-
ze für Mieten gedrängt. Durch das Einfrieren der 
Mieten und die Entkopplung der Erhöhung vom 
Verbraucherpreisindex hätte die dramatische 
Mieterhöhung langfristig verhindert werden kön-
nen. Wir haben 2022 und 2023 zahlreiche Pres-
sekonferenzen abgehalten, Infomaterial verteilt, 
mit einem Countdown vor der bevorstehenden 
Mieterhöhung gewarnt und mit einer Fassaden-
Projektion auf das ÖVP-geführte Kanzleramt  un-
serer Forderung Nachdruck verliehen. Weil die 
Regierung auch diese wichtigen Forderungen für 
leistbares Wohnen ignoriert und die Mieten nicht 
eingefroren hat, sind die Mieten in den letzten 
beiden Jahren um bis zu 25 Prozent gestiegen. 

SOLIDARITÄT MIT DER UKRAINE
Am 24. Februar 2022 hat Russland sein Nach-
barland überfallen und den völkerrechtswidrigen 
Angriffskrieg gestartet, der noch immer tobt und 
unvorstellbares Leid über die Ukraine bringt. Die 
SPÖ steht an der Seite der ukrainischen Bevölke-
rung und verurteilt den russischen Angriffskrieg 
auf das Schärfste – das hat der Bundesparteivor-
stand auch in einer einstimmig beschlossenen 
Resolution festgehalten. Wir schauen nicht weg, 



10  JAHRESBERICHT 2021-2023 | 46. ORDENTLICHER SPÖ-BUNDESPARTEITAG 2023

Arbeit der SPÖ

wenn Unrecht geschieht. Die entschlossene und 
geeinte Reaktion der gesamten EU auf den russi-
schen Aggressor war und ist entscheidend. Wir 
unterstützen gemeinsam mit unseren europäi-
schen Partnern die Ukraine und ihre Bevölkerung 
so lange dies notwendig ist – wir leisten humani-
täre Hilfe und bieten Geflüchteten Schutz. „Lang-
fristiges Ziel muss ein dauerhafter, gerechter Frie-
den sein“, haben wir in unserer Resolution betont.

Unsere volle Solidarität sprechen wir auch Israel 
nach dem schockierenden Anschlag der Terror-
organisation Hamas aus. Unsere Gedanken sind 
bei den Opfern und deren Angehörigen, die durch 
den brutalen Angriff ermordet, verschleppt oder 
verletzt wurden. Wir stehen gemeinsam und so-
lidarisch mit Israel gegen den Terror und gegen 
jeden Antisemitismus. Um ein Zeichen gegen An-
tisemitismus, Terror, Gewalt und Hass zu setzen 
und die Freilassung der israelischen Geiseln zu 
fordern, haben wir uns der Initiative #YesWeCare 
angeschlossen und am Lichtermeer im Novem-
ber 2023 am Wiener Heldenplatz teilgenommen. 
 
Wir haben klargemacht, dass unsere Neutralität 
die Sicherheit Österreichs stärkt – und für uns 
nicht verhandelbar ist. Das bedeutet „nicht Pas-
sivität oder Abstinenz“, wie schon Bruno Kreisky 
unterstrich, sondern klar Stellung zu beziehen, 
wenn Völkerrecht gebrochen und ein souveränes 
Land überfallen wird. „Engagierte Neutralität“, 
wie wir sie verstehen, bedeutet das aktive Setzen 
friedenspolitischer Akzente durch Diplomatie 
und Vermittlung. Als Zeichen der Solidarität mit 
der Ukraine hat Rendi-Wagner neben zahlreichen 
Persönlichkeiten aus Politik, Kunst, Wissenschaft 
und Wirtschaft auch den ukrainischen Botschaf-
ter Wassyl Chymynez zu ihrer Grundsatzrede in 
die Aula der Wissenschaften eingeladen.

EIN LAND. EINE GEMEINSAME ZUKUNFT.

In ihrer Grundsatzrede „Ein Land. Eine gemein-
same Zukunft.“ nahm Pamela Rendi-Wagner im 
März 2022 in der Aula der Wissenschaften in 
Wien Stellung zur aktuellen politischen Situation 
in Österreich und Europa. Rund 150 Gäste nah-
men die fünf ehemaligen Kanzler der SPÖ an der 
Veranstaltung teil, darunter Franz Vranitzky, Viktor 
Klima, Alfred Gusenbauer, Werner Faymann und 
Christian Kern.

Die SPÖ-Kanzler haben gezeigt, „dass es einen 
Unterschied macht, wer regiert, wer die Geschi-
cke eines Landes führt und wer Verantwortung 
für die Menschen trägt“, betonte Rendi-Wagner 
in ihrer Rede: „Ohne die Sozialdemokratie wäre 
Österreich heute ein anderes Land.“ Demgegen-
über stellte Rendi-Wagner fest, dass der „politi-
sche Anstand und die Integrität der handelnden 
politischen Persönlichkeiten in den letzten Jah-
ren verlorengegangen sind“.

In Folge zahlreicher Regierungswechsel und politi-
scher Skandale ist „unser Land auf einem noch nie 
dagewesenen Tiefpunkt angelangt“. Die Aufgabe 
der Politik sei es, Probleme zu lösen – diese Verant-
wortung nicht wahrzunehmen, habe verheerende 
Folgen. 

Unser Land brauche eine andere Richtung: „Und 
diese Richtung können nur wir Sozialdemokra-
tinnen und Sozialdemokraten Österreich geben“, 
betonte Rendi-Wagner, die sich für soziale Si-
cherheit und Chancen für alle aussprach und die 
Werte Gerechtigkeit, Freiheit, Demokratie, Res-
pekt und Wohlstand unterstrich. „Dafür braucht 
es auch einen starken Sozialstaat, auf den sich die 
Menschen verlassen können.“
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Bildtext: Anlässlich des 85. Geburtstags des ehemaligen Bun-
deskanzlers Franz Vranitzky hat SPÖ-Chefin Pamela Rendi-
Wagner zur großen Festveranstaltung unter dem Titel „Zei-
tenwende in Europa?“ in die Nationalbibliothek geladen. Unter 
den 100 Gästen waren zahlreiche Persönlichkeiten aus Politik, 
Kultur und Wissenschaft sowie hochrangige Vertreter*innen 
der Sozialdemokratie.

Im Zuge der „Ein Land.“-Rede hat die SPÖ ihr Mo-
dell für eine bessere Zukunft vorgelegt. Die Top-
Themen, für die wir Druck machen:

• Wirkungsvolle Teuerungsbremse  

• Steuergerechtigkeit: Weniger Steuern auf 
Arbeit und Solidarabgabe von Online-Multis, 
Millionärsabgabe auf große Vermögen und 
Erbschaften  

• Mehr Chancen für unsere Kinder 
durch 100.000 neue Kinderbetreuungsplätze, 
180.000 neue Ganztagsschulplätze, 
Kindergrundsicherung 

• Mehr Arbeitsplätze: historisches 
Beschäftigungs- und Investitionspaket, 
freiwillige geförderte Vier-Tage-Woche  

• Ausbildungsoffensive in der Pflege: Aus-
bildungsgehalt sowie Umschulungsbonus 
für Arbeitslose, die in der Pflege ausgebildet 
werden wollen 

• Mehr Unterstützung für arbeitssuchende 
Menschen: höheres Arbeitslosengeld, Job-
garantie für alle, die länger als ein Jahr keine 
Arbeit finden 

• Sozial gerechte Energiewende: Schnellere 
Verfahren, effizientere Regulierungen Inves-
titionen in Forschung und Entwicklung, Ab-
sicherung des Industriestandorts 
 

ZEIT FÜR DIE ENERGIEWENDE 

Die Abhängigkeit Österreichs von russischem 
Gas und die enorm gestiegenen Energiepreise 
haben einmal mehr klargemacht, dass es höchste 
Zeit ist für die von uns seit Jahren eingeforderte 
Energiewende. Schon bei unserer Neujahrsklau-
sur im Jänner 2022 in Krems haben wir neben 
dem Kampf gegen die Teuerung und den Pflege-
mangel sowie dem dringend notwendigen Aus-
bau der Kinderbildungsplätze unsere Konzepte 
für eine neue Wirtschaftspolitik dargelegt: Die 
Kräfte von Staat und Wirtschaft müssen gebün-
delt werden, damit Österreich die großen Trans-
formationen wie die Energiewende bewältigen 
kann. Unseren wirtschaftspolitischen Schwer-
punkt haben wir in den darauffolgenden Mona-
ten vertieft und einen Plan für eine kooperative 
und solidarische Wirtschaftspolitik erarbeitet. 

Beim Themenrat in Wiener Neustadt haben wir 
im November 2022 unsere Resolution „Zeit für 
die Wende. Aufbruch in eine neue Industriepoli-
tik.“ einstimmig beschlossen. Unser Anspruch ist 
klar: Österreich in wichtigen Zukunftsbranchen 
zum Welttechnologieführer zu machen. „Wir wol-
len mehr Innovation, mehr Wettbewerbsfähigkeit, 
mehr hochwertige Arbeitsplätze und mehr öko-
logische Nachhaltigkeit“, wird in der Resolution  
betont. 

Um die Klimaziele zu erreichen, müssen viel mehr 
Windräder aufgestellt und in nachhaltige Techno-
logien investiert werden. Die Energiewende darf 
nicht als lästige Notwendigkeit, sondern muss als 
Chance für uns und unseren Wirtschaftsstandort 
gesehen werden. Dazu braucht es einen aktiven 
Staat, der die Rahmenbedingung für die Energie-
wende schafft, zehntausende Fachkräfte ausbildet, 
in die öffentliche Infrastruktur investiert und 

Bildtext: Am 17. April 2023 hat SPÖ-Chefin Pamela Rendi-
Wagner zur Festveranstaltung zum 90er von Innenminister 
a.d. Karl Blecha geladen. Mit dabei waren u.a. Heinz Fischer, 
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Forschung und Entwicklung stärkt, damit die Trans-
formation so gestaltet wird, dass Wohlstand und 
hunderttausende Arbeitsplätze gesichert werden.

Zentral für den Aufbruch in eine neue Industrie-
politik ist der Energiewendefonds, der mit 20 
Mrd. Euro dotiert und unter dem Dach der Öster-
reichischen Beteiligungs AG (ÖBAG) angesiedelt 
werden soll. Die Aufgaben des Energiewende-
fonds reichen von der strategischen Beteiligung 
an Unternehmen (Stichwort temporäre LNG-
Terminals) über die Stärkung der Forschung in 
Kooperation mit Unis und Wirtschaft und die 
Absicherung strategischer Rohstoffreserven bis 
zu einer nationalen Recyclingstrategie, um die 
Abhängigkeit von Rohstoffen zu reduzieren. „Die 
aktuelle Energie- und Teuerungskrise muss An-
lass sein, bei der Energiewende das Tempo zu er-
höhen“, sagte Rendi-Wagner, die betonte, dass es 
um Unabhängigkeit, Versorgungssicherheit und 
Leistbarkeit in der Energiefrage geht.

ANDREAS BABLER WIRD  
NEUER PARTEIVORSITZENDER 
Nach der Bewerbung des burgenländischen Lan-
deshauptmanns Hans Peter Doskozil für den Par-
teivorsitz hat der Bundesparteivorstand im März 
2023 beschlossen, einen demokratischen Befra-
gungsprozess über die Führungsfrage und die 
Spitzenkandidatur zur nächsten Nationalratswahl 
durchzuführen. Gemäß SPÖ-Organisationsstatut 
wurde eine Mitgliederbefragung anberaumt und 
ein außerordentlicher Parteitag für die Wahl des 
Vorsitzenden einberufen. Gemeinsames Ziel war 
es, die Führungsfrage rasch zu klären, damit wie-
der unsere Inhalte und guten Lösungen, die wir 
für Österreich haben, im Vordergrund stehen.

15.3.2023

Beschluss der Mitglieder
befragung und des außer

ordentlichen Bundespartei
tags im Bundesparteivorstand

24.3.2023

 Bis zu diesem  
Zeitpunkt beigetretene  

Mitglieder sind  
teilnahmeberechtigt.

27.3.2023

Bundesparteivorstand 
beschließt Fragestellung
und Verfahrensrichtlinien

13.4.2023

Bundesparteivorstand
beruft außerordentlichen 

Bundesparteitag ein

Ab 24.4.2023

Teilnahmeberechtigte 
Mitglieder erhalten die 
Befragungsunterlagen.

24.4.2023 bis 10.5.2023

Befragungszeitraum

22.5.2023

Sitzung der Wahlkommission
Feststellung des 

Befragungsergebnisses

3.6.2023

Außerordentlicher 
Bundesparteitag in Linz

24
MÄRZ

2023

ABLAUF DER MITGLIEDERBEFRAGUNG 2023

Von der Mitgliederbefragung zum Parteitag

Die Verfahrensrichtlinien zur Klärung der Füh-
rungsfrage wurden vom Parteivorstand vorge-
geben: Stichtag für die aktive und passive Teil-
nahmeberechtigung war der 24. März 2023. 
Bewerber*innen für den Bundesparteivorsitz 

mussten u.a. ein Formblatt ausfüllen und 30 Un-
terstützungserklärungen von SPÖ-Mitgliedern 
übermitteln. Diese Voraussetzungen haben drei 
Bewerber*innen erfüllt – am Befragungszettel 
standen Pamela Rendi-Wagner, Hans Peter Dos-
kozil und Andreas Babler. Die inhaltliche Ausei-
nandersetzung im Vorfeld der Mitgliederbefra-
gung verlief sachlich und konstruktiv: Die drei 
Bewerber*innen für den Parteivorsitz haben sich 
und ihr Programm im Rahmen zahlreicher Veran-
staltungen präsentiert.

Die Mitgliederbefragung hat vom 24. April bis 
zum 10. Mai stattgefunden. Die Teilnahme war 
sowohl per Brief als auch online möglich. Teil-
nahmeberechtigt waren nach einer wahren Bei-
trittswelle rund 148.000 SPÖ-Mitglieder, die Be-
teiligung lag bei 72,39 Prozent. Nach Auszählung 
der Stimmen und Prüfung der Wahlkommission 
wurde am 22. Mai das Ergebnis verkündet: 

1.      33,68  
2.     31,51 
3.      31,35 

Ein zweiter Befragungsdurchgang zwischen den 
Erstgereihten war im Prozess nicht vorgesehen. 
In Folge des knappen Ergebnisses der Mitglie-
derbefragung haben sich am außerordentlichen 
Parteitag in Linz Hans Peter Doskozil und Andreas 
Babler der Wahl gestellt. Pamela Rendi-Wagner 
hat, wie zuvor für diesen Fall von ihr angekündigt, 
nicht mehr für den Parteivorsitz kandidiert. 

Dank an Pamela Rendi-Wagner 

Damit ist der Parteivorsitz von Rendi-Wagner 
nach über vier Jahren zu Ende gegangen. Die 
scheidende SPÖ-Chefin hat einen geordneten 
Wechsel des Parteivorsitzes und der Klubführung 
vorschlagen. „Gemeinsames Ziel muss sein, dass 
dieses Land wieder eine sozialdemokratisch ge-
führte Regierung bekommt“, betonte Rendi-Wag-
ner, die am Parteitag in Linz für ihr Engagement 
und ihren Einsatz mit großem Applaus gewürdigt 
wurde. Auch Bundesgeschäftsführer Christian 
Deutsch hat seine Funktion mit der Wahl des 
neuen Parteivorsitzenden zurückgelegt. 

Parteitag wählt Andreas Babler zum SPÖ-Chef

Am außerordentlichen Parteitag in Linz stand 
am 3. Juni die Wahl des neuen Parteivorsitzen-
den auf dem Programm. Mit Hans Peter Doskozil 
und Andreas Babler hatten die 603 Delegierten 

Prozent  
Prozent 
Prozent

Hans Peter Doskozil:   
Andreas Babler:   
Pamela Rendi-Wagner:  
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zwei hervorragende Kandidaten, die in ihren Re-
den ihre programmatischen Schwerpunkte vor-
stellten, zur Auswahl. Nach einer bedauerlichen 
Panne und einer Neuauszählung war 2 Tage nach 
dem Parteitag klar, dass Andreas Babler mit 52,7 
Prozent zum neuen SPÖ-Bundesparteivorsitz-
enden gewählt wurde. Babler nahm die Wahl an 
und betonte: „Das Comeback der Sozialdemo-
kratie startet hier und heute!“

DAS COMEBACK DER SOZIALDEMOKRATIE 
Im Rahmen seiner Antritts-Pressekonferenz be-
tonte Babler, dass er kandidiert hat, „um unserer 
Partei Einigkeit, Stolz und Würde zurückzugeben“. 
Es gibt viel zu tun in Österreich. „Wir verstehen 
uns als offensives Gegenmodell zu einer Regie-
rung, die Menschen als Probleme sieht. Nicht die 
Menschen sind das Problem, sondern die Be-
dingungen, unter denen sie leben müssen“, so 
Babler, der innerhalb kurzer Zeit gemeinsam mit 
den neuen Bundesgeschäftsführer*innen Sandra 
Breiteneder und Klaus Seltenheim für einen enor-
men Aufschwung in der Partei gesorgt hat. Unser 
Vorsitzender steht für eine Politik mit einer klaren 
Programmatik und eine SPÖ, die sich voller Kraft 
und Stolz vor nichts und niemandem fürchtet. 

Zurück zur Gerechtigkeit

Mit Andreas Babler an der Spitze geben wir die 
Themen vor: Ein Recht auf einen guten Arbeits-
platz mit fairem Lohn, ein Recht auf gute medizi-
nische Versorgung, eine leistbare Wohnung und 
sichere Pension. Gemeinsam mit unserem Vor-
sitzenden kämpfen wir dafür, dass kein Kind in Ar-
mut leben muss. Und dass jedes Kind kostenlos 
ein gesundes, warmes Mittagessen bekommt. 

Um die Steuern auf Arbeit senken zu können, 
das Gesundheitssystem wieder aufzubauen und 
jedem Kind ein gesundes, warmes Mittages-

sen zu garantieren, müssen Multimillionäre und 
Multimilliardäre endlich stärker in die Pflicht ge-
nommen werden. Darum haben wir im Parteivor-
stand einstimmig ein Modell für gerechte Millio-
närssteuern beschlossen – ein Modell, bei dem 
„Häuslbauer“ geschützt werden und Superreiche 
einen fairen Beitrag leisten. All das ist für uns eine 
Frage der Gerechtigkeit. Denn dorthin wollen 
wir: Zurück zur Gerechtigkeit! 

„Comeback-Tour“ von Andreas Babler

Unter dem Motto „Zurück zu Gerechtigkeit“ steht 
auch die „Comeback-Tour“ von Andreas Babler 
durch ganz Österreich. Ziel unseres Vorsitzenden 
ist es, alle 94 Bezirke zumindest einmal zu besu-
chen –  in 59 Bezirken ist Babler bereits gewesen. 
Wie groß das Interesse an der Sozialdemokratie 
ist, merken wir bei allen Treffen und Veranstaltun-
gen – egal ob bei Betriebsbesuchen in der Steier-
mark, Kirtagen in Kärnten oder bei Partei-Events in 
Salzburg. Politik darf nicht in Hinterzimmern statt-
finden, sie lebt vom direkten Austausch mit der 
Bevölkerung. Genau dafür nimmt sich Andreas 
Babler viel Zeit. Um mit Menschen ins Gespräch 
zu kommen, von unseren Werten und Positionen 
zu überzeugen und Mitglieder zu gewinnen – ein 
Beitrittsformular hat unser Vorsitzender immer 
dabei: Vor kurzem sind bei einer Veranstaltung in 
der Steiermark drei Security-Mitarbeiter im Saal 
spontan der SPÖ beigetreten.

Mitglieder-Boom 

Dass wir einen guten Drive haben, machen auch 
die Mitgliederzahlen deutlich. Die Kandidatur von 
Andreas Babler und seine Wahl zum Vorsitzenden 
haben einen wahren Mitglieder-Boom ausgelöst. 
2023 sind die Mitgliederzahlen zum ersten Mal 
seit zwei Jahrzehnten wieder stark gestiegen: Wir 
freuen uns über 15.000 neue Mitglieder, die unsere 
Bewegung stärken und uns zuversichtlich für die 

Prozent  
Prozent 
Prozent
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kommenden Aufgaben machen. Gemessen an der 
Bevölkerung ist die SPÖ mit 150.000 Mitgliedern 
die größte sozialdemokratische Partei Europas. Wir 
heißen unsere neuen Mitglieder herzlich willkom-
men. Für eine starke Sozialdemokratie brauchen 
wir jeden und jeden Einzelne*n – vom Bodensee bis 
zum Neusiedler See. 

Direktwahl des Bundesparteivorsitzes 

Unsere Mitglieder sind das Herz der Sozialde-
mokratie, sie tragen die Partei. Darum sollen sie 
auch mitbestimmen können, in welche Richtung 
es politisch geht. Andreas Babler ist als Vorsitzen-
der angetreten, alle Bereiche der Partei mit De-
mokratie zu durchfluten und den Mitgliedern die 
Möglichkeit zu geben, direkt über den Parteivor-
sitz abstimmen zu können: „Politische Mitbestim-
mung ist die Basis der Durchschlagskraft unserer 
Bewegung“, hat unser Vorsitzender in seiner An-
tritts-Pressekonferenz unterstrichen. 

Die Demokratisierung der Partei ist ein breit auf-
gesetzter Prozess. Den Startschuss dafür hat der 
Bundesparteivorstand im Juni 2023 mit der Ein-
setzung der Statutenkommission gegeben, die 
ein beschlussfertiges Modell für die Direktwahl 
des Parteivorsitzes ausgearbeitet hat. Dieses 
sieht vor, dass der Bundesparteivorstand den Di-
rektwahlprozess einleitet und Kandidat*innen zur 
Bewerbung aufruft, sobald der Bundesparteivor-
sitz zur Wahl steht oder 10 Prozent der Mitglieder 

eine Direktwahl verlangen. Erfüllen zumindest 
zwei Kandidat*innen die Zulassungsvorausset-
zungen, findet eine geordnete Direktwahl statt – 
die Wahl des Vorsitzes obliegt dann den Mitglie-
dern. Die Direktwahl ist ein Meilenstein für mehr 
Mitbestimmung unserer Mitglieder. Sie macht 
uns zur demokratischsten Partei Österreichs! 

Gemeinsam werden wir stärkste Kraft im Land!

Wir sind gerüstet für die kommenden Aufgaben. 
Wenn wir den Spirit der letzten Monate mit-
nehmen, kann uns niemand stoppen. Wir wollen 
unser Land wieder nach vorne bringen. Denn wir 
sind die Kraft, die Österreich moderner, fairer und 
gerechter macht. Das haben wir in unserer über 
130-jährigen Geschichte immer bewiesen.

In Niederösterreich, Oberösterreich und Salzburg 
ist das Gegenteil der Fall. Dort haben ÖVP und 
FPÖ wieder zusammengefunden – Vorboten für 
ein drohendes Revival der unsäglichen Ibiza-Koa-
lition auf Bundesebene. Dies hätte schlimme Fol-
gen für den Sozialstaat, die Demokratie und den 
Zusammenhalt in unserem Land: ÖVP und FPÖ 
haben Politik für die Superreichen gemacht, für 
Großspender und Großkonzerne. Sie haben den 
12-Stunden-Tag eingeführt, das Gesundheitssys-
tem zerstört und eiskalt Pensionen gekürzt. Und 
sie werden es wieder tun, wenn sie die Möglich-
keit dazu bekommen. 

Nur eine starke SPÖ kann das verhindern. Nur 
eine starke SPÖ kann all die Dinge wieder ge-
raderücken, die in den letzten Jahren von der  
ÖVP-geführten Regierung angerichtet wor-
den sind. Wir sind die einzige Alternative zur 
schwarz-blauen Periode der Abrissbirne! 
Nächstes Jahr hat Österreich die Wahl zwi-
schen einer blau-türkisen Koalition oder einer 
Regierung, die die Menschen respektiert und 
Österreich besser und gerechter macht. Letz-
teres ist unser Anspruch und unser Auftrag. Ge-
meinsam werden wir stärkste Kraft im Land! 
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Themen, für die wir besonders brennen, weil sie 
für die Menschen in unserem Land von großer Be-
deutung sind, haben wir mit großen Kampagnen 
in den Fokus unserer politischen Arbeit gerückt. 
Dabei haben wir uns stets auf die Seite jener ge-
stellt, die von der Regierung im Stich gelassen 
wurden und ihnen mit unseren schlagkräftigen 
Kampagnen eine Stimme gegeben. Die Unzufrie-
denheit mit der Regierung und ihrer Arbeit wird 
immer größer geworden: Noch nie war eine Bun-
desregierung so unbeliebt wie die türkis-grüne 
Koalition und wir repräsentieren einen wesentli-
chen Teil der Unzufriedenen. 

Die Regierung hat Skandale am laufenden Band 
geliefert und im Kampf gegen die Teuerung ver-
sagt. Der soziale Aspekt der Regierungsarbeit hat 
überhaupt kein Gewicht – das auszugleichen und 
die Wertigkeiten geradezurücken, ist Aufgabe 
der SPÖ und unserer Kommunikationsarbeit. Das 
bilden auch die Themensetzungen und Schwer-
punkte unserer Kampagnen, von „Politik geht 
anders“ bis zu „Mit Millionärssteuern zurück zur 
Gerechtigkeit“ ab. Die SPÖ hat die richtigen Lö-
sungen für ein leistbares Leben, ein starkes öffent-
liches Gesundheitssystem, eine sichere Pflege, die 
Schaffung von Arbeitsplätzen, eine gute Bildung 
für alle Kinder und Gerechtigkeit im Steuersystem. 
Wir haben mit unseren Kampagnen gezeigt: Ös-
terreich braucht eine starke sozialdemokratische 
Politik, um das Land wieder gerechter zu machen 
und das Leben der Menschen in Österreich zu 
verbessern!

HERBSTKAMPAGNE 2021: „GERADE JETZT“
Im Herbst 2021 stand Österreich vor zahlrei-
chen Krisen: Die Corona-Zahlen sind explodiert 
und Österreich hatte hunderttausende Arbeits-
lose zu verzeichnen. Schuld daran war die plan-
lose türkis-grüne Regierung, die statt zu arbei-
ten nur Ankündigungen gemacht hat und sich 
den zweiten Corona-Sommer in Folge nicht 
auf den Herbst vorbereitet hat. Die Kranken-
häuser und Intensivstationen wurden immer 
voller, hunderte Schulkassen waren in Quaran-
täne und Österreichs Impfrate war im Keller.  
Obwohl 350.000 Menschen keinen Job hat-
ten, blieb die Regierung untätig. Auch beim 
Thema Pflege gab es nur Überschriften. Die 
Unzufriedenheit mit der Regierungsarbeit 
wurde in der Bevölkerung immer größer.   
Wir haben in unserer Kampagne – einer Fortset-

zung unserer „Gerade jetzt“-Vorsommer-Kampa-
gne – klargemacht: Gerade jetzt braucht es die 
SPÖ und unsere Lösungen für die Menschen. 
Weil wir die richtigen Ideen haben, um Arbeits-
plätze zu schaffen, die Pflege zu sichern und die 
Gesundheit zu schützen. Das waren auch die drei 
inhaltlichen Schwerpunkte unserer Herbstkam-
pagne. Zu unseren Lösungsvorschlägen zähl-
ten u.a. ein Investitionspaket zur Schaffung von 
250.000 Arbeitsplätzen, eine Joboffensive für 
mehr Pflegekräfte, ein Jobprogramm für Lang-
zeitarbeitslose („Aktion 40.000“) und die freiwilli-
ge, staatlich geförderte 4-Tage-Woche. 

Im Rahmen unserer Kampagne wurden öster-
reichweit rund 8.600 Wandzeitungen (drei Sujets 
zu Pflege, Arbeit und Gesundheit) plakatiert. Es 
gab eine Kampagnenwebsite, intensive Social-
Media-Aktivitäten auf unseren Kanälen, Message 
Boxes zum Argumentieren, Muster-Presseaussen-
dungen, Flyer und eine Aktionswoche. 

FRÜHJAHR 2022: „POLITIK GEHT ANDERS“
Die Ende 2021 und Anfang 2022 bekannt gewor-
denen Skandale der ÖVP und die widerwärtigen 
türkisen Chats haben das ganze Land schockiert. 
In der Bundesregierung herrschten  Stillstand, 
Streit und Skandale, die Menschen blieben auf der 
Strecke. Die grauslichen Textnachrichten der Tür-
kisen haben gezeigt, wie verantwortungslos die 
ÖVP agiert. Wichtig sind ihr nur die Wünsche der 
Superreichen und ihre Machtinteressen, die Be-
dürfnisse von Familien, Pensionist*innen, hart ar-
beitenden Menschen sind ihr egal. Wir haben mit 
unserer Frühjahrskampagne 2022 klargemacht, 
dass es so nicht weitergehen kann – weil: „Politik 
geht anders.“

SOZIALDEMOKRATISCHE KAMPAGNEN
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Die SPÖ steht für Sachpolitik mit konkreten Lösun-
gen für Arbeitsplätze, eine wirksame Teuerungs-
bremse und für bessere Kinderbetreuung. Wir 
haben in unserer Kampagne den ungustiösen ÖVP-
Chats wie „Bitte endlich weg mit Beschäftigungs-
bonus und Aktion 20.000“ unsere Forderungen 
nach einer Beschäftigungsgarantie gegenüberge-
stellt. Weitere Sujets bildeten türkise Textnachrich-
ten wie „Kriegst eh alles, was du willst“ und „Rote 
bleiben Gsindl“ ab. Zum letzten Chat haben wir 
gemeinsam mit der SPÖ Niederösterreich einen 
T-Shirt-Webshop aus dem Boden gestampft, in 
dem Shirts mit Aufschriften wie „Rotes Gsindl und 
stolz drauf!“ erworben werden konnten – tausende 
Menschen haben sich ein T-Shirt  bestellt! Darüber 
hinaus lief die Kampagne digital, auf Social-Media-
Kanälen und auf Online-Plattformen.

FRÜHJAHRSKAMPAGNE 2022: „EIN LAND.“

Mit der Grundsatzrede der damaligen Vorsitzen-
den Pamela Rendi-Wagner, in der sie einen Ge-
genentwurf zur türkis-grünen Regierungspolitik 
gezeichnet und das Zukunftsmodell der SPÖ für 
Österreich skizziert hat, wurde die Kampagne „Ein 
Land.“ gestartet. Zentrale Themen waren auch hier 
gute Löhne, die Bekämpfung der Kinderarmut, 
wirksame Anti-Teuerungsmaßnahmen und die 
Notwendigkeit von Millionärssteuern. Unter dem 
Motto „Ein Land.“ tourte Rendi-Wagner über die 
Sommermonate 2022 durch Österreich. Im Rah-
men von gemeinsamen Pressekonferenzen mit 
den Landesparteivorsitzenden wurden u.a. die si-
chere Energieversorgung, Pflege und Gesundheit 
und die Stärkung der Gemeinden thematisiert. 
Dazu gab es Wandzeitungen, Folder (Thema Teue-
rung) und eine eigene Tour-Website mit Berichten 
und Fotos zu den Tour-Terminen.

HERBSTKAMPAGNE 2022: KAMPAGNE „OHNE 
ROT WÄRE ES NICHT ÖSTERREICH“ 

Rund um den Nationalfeiertag 2022 haben wir 
die österreichweite Kampagne „Ohne Rot wäre 
es nicht Österreich“ präsentiert. Mit dem prä-
gnanten Slogan und dem rot-weiß-roten Sujet 
haben wir gezeigt, dass die Sozialdemokratie Ös-
terreich maßgeblich geprägt hat und fester Be-
standteil der österreichischen Identität ist. Wir 
haben wesentlich zum Aufstieg Österreichs und 
zur rot-weiß-roten Erfolgsgeschichte beigetra-
gen. Angefangen von unserem starken Sozial-
staat über die Modernisierung und Demokrati-
sierung Österreichs bis zum sozialen Wohnbau 
und der umfassenden Gesundheitsversorgung, 
um die Österreich von vielen Ländern beneidet 
wird: Das, was Österreich so erfolgreich macht, 
ist nicht vom Himmel gefallen, sondern Ergeb-
nis sozialdemokratischer Politik. Ganze Genera-
tionen profitieren bis heute von sozialdemokra-
tischen Errungenschaften. Dieser rot-weiß-roten 
Erfolgsgeschichte wollen wir viele weitere Kapi-
tel hinzufügen. Dafür braucht unser Land wieder 
eine sozialdemokratische Führung! 

Wesentliche Punkte des SPÖ-Modells für eine 
bessere Zukunft Österreichs sind u.a. die Einfüh-
rung eines Gaspreisdeckels, eine Energiewende, 
die Arbeitsplätze schafft und den Industriestand-
ort absichert, mehr Steuergerechtigkeit sowie 
mehr Chancen für unsere Kinder. Im Rahmen 
der Kampagne wurden österreichweit rund 
10.000Kleinplakate aufgehängt, es gab intensive 
Social-Media-Aktivitäten auf den Social-Media-
Kanälen der SPÖ, ein Kampagnen-Video und 
eine Kampagnenwebsite. 
 
FRÜHJAHR 2023: 

Pamela Rendi-Wagner
auf Österreich-Tour

  www.rendi-tour.at  #renditour

Ein Land.

Teuerungswahnsinn
stoppen!

für eine sofortige 
Jetzt unterschreiben

Teuerungsbremse

Jetzt unterschreiben!
www.spoe.at
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 „SOZIALE POLITIK FÜR ÖSTERREICH.“ 

Anschließend an die Herbstkampagne haben wir 
am Welttag der sozialen Gerechtigkeit am 20. Fe-
bruar 2023 die österreichweite Kampagne „Sozi-
ale Politik für Österreich.“ gestartet. Darin haben 
wir aufgezeigt, dass sich trotz harter Arbeit im-
mer mehr Menschen das Leben nicht mehr leis-
ten können. Dass Frauen die Teuerung besonders 
hart trifft – sie müssen öfters Teilzeit arbeiten, 
weil das Kinderbetreuungsangebot fehlt. Und die 
medizinische Versorgung schlechter wird, weil 
Ärzt*innen und Pfleger*innen fehlen. Wir haben 
in unserer Kampagne klargemacht, dass all das 
nicht so sein muss. Doch die Regierung hat ver-
sagt: Sie hat keinen einzigen Preis gesenkt, dafür 
Sozialabbau betrieben. Und auch der Kickl-FPÖ 
fällt nichts ein außer Hetzen und Spalten. ÖVP, 
Grüne und FPÖ machen Politik gegen die Bevöl-
kerung. 

Dieser Politik der sozialen Kälte haben wir unse-
re soziale Politik für Österreich entgegengesetzt. 
Nur die SPÖ steht auf der Seite der arbeitenden 
Menschen, Familien und Frauen und macht für 
sie Politik – damit die Reichen nicht noch reicher 

soziale 
politik für

Mehr Kinderbetreuung 
und Ganztagsschulen.
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werden, die Mittelschicht gestärkt und die Ar-
mut bekämpft wird. Soziale Politik für Österreich 
heißt, die Teuerung zu stoppen, das Gesundheits-
system zu stärken, gleiche Chancen für Frauen 
und erstklassige Bildung für unsere Kinder, damit 
alle Menschen ein gutes Leben mit Chancen, 
Perspektiven und Zuversicht bekommen. 

Ein wesentlicher Teil der Kampagne war „Halbe 
Halbe – weil‘s gerecht ist“ – dabei geht es um eine 
faire Aufteilung bezahlter und unbezahlter Arbeit 
sowie Lohntransparenz, um endlich gleichen 
Lohn für gleiche Arbeit zu erreichen. Als Kampa-
gnenelemente haben wir 9.000 Kleinplakate in 
ganz Österreich aufgehängt, es gab österreich-
weite Aktionstage – zum Beispiel Oster-Verteilak-
tionen mit Eierbechern – und intensive Aktivitäten 
auf den Social-Media-Kanälen der SPÖ, Online-
Advertising und eine Kampagnen-Website. Auch 
in TV-Spots und auf City Lights war unsere Kam-
pagne zu sehen. 

SOMMER 2023: KAMPAGNE ZUM KIKA/
LEINER-SKANDAL „BENKO & CO STOPPEN!“
Mit unserem neuen Parteivorsitzenden Andreas 
Babler haben wir im Sommer 2023 den Skandal 
rund um Kurz-Freund Benko und die Insolvenz 
von kika/Leiner thematisiert. Benko hat sich seine 
Nase wohl um 300 Mio. Euro vergoldet, während 
tausende Beschäftigte ihren Job verloren haben. 
Die Signa-Gruppe rund um Benko konnte kika/
Leiner 2018 nur übernehmen, weil die ÖVP sich 
damals massiv für Benko eingesetzt hat. Die Bi-
lanz dieses Deals ist katastrophal: Der Milliardär 
erhielt 10 Millionen Euro Staatshilfen und rund 
150 Millionen Euro Steuerstundungen, auf denen 
die Republik nun zum Großteil sitzen bleibt. Inte-
ressiert haben ihn nur die wertvollen Immobilien, 
nicht das Möbelgeschäft und seine Beschäftig-
ten. 

Benko hat sich eine Lücke im Insolvenzrecht zu 
Nutze gemacht, die die SPÖ schließen will, da-
mit sich die Causa kika/Leiner nicht wiederholen 

kann. Mit einem österreichweiten Aktionstag, So-
cial-Media-Aktivitäten und Flyern haben wir auf 
diesen Skandal aufmerksam gemacht und unse-
re Lösungen präsentiert. Dazu gehören u.a. ein 
neues Insolvenzrecht, um die bestehenden Lü-
cken zu schließen, Eigentümer nach deutschem 
und US-Vorbild in die Verantwortung zu nehmen 
und die Ausweitung der Haftung bei Unterneh-
mensspaltungen. Steuerschulden sollen bei ei-
ner Insolvenz zuerst bezahlt werden. Für die kika/
Leiner-Mitarbeiter*innen haben wir eine Jobga-
rantie gefordert. Beim Aktionstag haben wir ge-
zeigt: Die ÖVP steht auf der Seite von Benko und 
Co, wir stehen auf der Seite der Beschäftigten!

HERBSTKAMPAGNE 2023: „MIT MILLIONÄRS-
STEUERN ZURÜCK ZUR GERECHTIGKEIT“

Eine Frage der Gerechtigkeit ist auch, die Schief-
lage im österreichischen Steuersystem endlich 
geradezurücken. Denn Arbeit wird stark besteuert, 
Vermögen kaum. Von gerechten Millionärssteuern 
profitieren 98 Prozent der Bevölkerung und Super-
reiche leisten einen gerechten Beitrag zum Allge-
meinwohl. Nach dem SPÖ-Modell fallen Steuern 
nur auf große Vermögen und Erbschaften ab einer 
Million Euro an, beim Eigenheim gibt es zusätzlich 
eine Luxusgrenze von 1,5 Millionen Euro. Die Millio-
närssteuern könnten mehr als 5 Milliarden Euro ein-
bringen – das sind 100 Millionen Euro pro Woche. 
Mit dem Geld wollen wir die Steuern auf Arbeit 
senken, Schulkinder sollen ein kostenloses, gesun-
des warmes Mittagessen in den Bildungseinrich-
tungen bekommen und wir können das Gesund-
heitssystem wieder aufbauen. 

Mit unserer Kampagne machen wir auf die Un-
gerechtigkeiten im Steuersystem und unsere Lö-
sungen aufmerksam – und wir machen Druck auf 
die Regierung. Auf unserer Kampagnen-Website 
gibt’s alle Infos rund um unser Modell samt Bei-
spielrechnungen. Das umfangreiche Material zur 
SPÖ-Herbstkampagne umfasst mehr als 10.000 
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Wandzeitungen, 145 Bodenzeitungen für Akti-
onstage, 100.000 Folder, 120.000 Türhänger und 
160.000 Sticker sowie zahlreiche Sujets für die 
sozialen Medien. Ein neues Kampagnenelement 
lag uns besonders am Herzen: Auf der Kampag-
nen-Website konnten sich alle Interessierten ihr 
Mitmachpaket mit Türhängern und Stickern be-

stellen – mehr als 500 solcher Pakete haben wir 
versandt! Jede*r kann mitmachen und sich an 
unseren Aktionstagen beteiligen.

FRISCHER WIND IN DER LÖWELSTRASSE
Mit Andreas Babler als Parteivorsitzendem und der 
neuen Doppelspitze Sandra Breiteneder und Klaus 
Seltenheim in der Bundesgeschäftsführung gibt 
es auch in der Löwelstraße eine Neuaufstellung.  
Damit hat der Aufbruch begonnen, der im gan-
zen Land spürbar ist. Gemeinsam beschreiten 
wir neue Wege: Wir wagen mehr Sozialdemo-
kratie und wollen die Menschen überall im Land 
erreichen und überzeugen. Das Team der Bun-
desgeschäftsstelle ist stark aufgestellt und geht 
schlagkräftig und hoch motiviert in die kommen-
den Wahlauseinandersetzungen.

SPÖ-VORSITZENDER ANDREAS BABLER
Andreas Babler wurde am 25. Februar 1973 ge-
boren. Seit 6. Juni 2023 ist er der 13. Bundespar-
teivorsitzende der SPÖ, am 13. Juni wurde er mit 
100 Prozent zum SPÖ-Klubvorsitzenden gewählt. 
Der Bürgermeister aus Traiskirchen war vor sei-
ner politischen Karriere unter anderem Zeitsoldat 
beim Österreichischen Bundesheer und Schicht-
arbeiter bei einem Mineralwasserabfüller. Später 
dann Gemeindebediensteter und Bürgermeister 
in Traiskirchen. Im zweiten Bildungsweg hat der 
Vater einer Tochter und leidenschaftliche Fuß-
ball-Fan einen Universitätsabschluss in politischer 
Kommunikation an der Donau-Universität Krems 
gemacht. In der Bundesgeschäftsstelle in der Lö-
welstraße war Babler schon in Wahlkämpfen als 
Sekretär der Sozialistischen Jugend aktiv. Sein 
Motto ist, „Politik von unten zu denken“, das heißt, 
„von unseren Leuten aus zu denken und ihre Le-
bens- und Arbeitsbedingungen zu verbessern“. 

BUNDESGESCHÄFTSFÜHRER*INNEN  
SANDRA BREITENEDER UND  
 KLAUS SELTENHEIM 
Am 13. Juni 2023 wurden Sandra Breiteneder und 
Klaus Seltenheim vom Bundesparteivorstand 
einstimmig zur Doppelspitze für die SPÖ-Bun-
desgeschäftsführung bestellt. Sandra Breitenwe-
der, geboren 1983, hat Bildungswissenschaften 
und European Public Affairs studiert und ist seit 

bald 20 Jahren in unserer Bewegung verankert: 
Sie war Vorsitzende der SJ in Wien und hatte 
verschiedene Gewerkschaftsfunktionen inne. 
Der 1984 geborene Klaus Seltenheim hat Sport-, 
Kultur- und Veranstaltungsmanagement studiert 
und ist ebenfalls seit bald 20 Jahren in der SPÖ 
aktiv. Als ehemaliger stv. Leiter der Organisations-
abteilung kennt er die Bundesgeschäftsstelle wie 
seine eigene Westentasche. 

Das starke Führungsduo in der Löwelstraße un-
terstützt Bablers Comeback der Sozialdemokra-
tie und macht die SPÖ zu einer modernen Mit-
mach-Partei. Im Zentrum ihrer Tätigkeit steht der 
direkte Austausch mit den sozialdemokratischen 
Landes- und Bezirksparteien, unseren Organi-
sationen und Themeninitiativen und die Einbe-
ziehung unserer Mitglieder und Aktivist*innen. 
Unsere Bundesgeschäftsführer*innen planen die 
Kampagnen der SPÖ wie jene für gerechte Mil-
lionärssteuern, organisieren Mitmachevents und 
Aktionstage und bereiten die Bundespartei auf 
die kommenden Wahlen vor. 

SK – SOZIALDEMOKRATISCHE 
 KORRESPONDENZ 
Die Sozialdemokratische Korrespondenz ist der 
Pressedienst der Bundesgeschäftsstelle und für 
interne und externe Kommunikation zuständig. 
Im Newsroom der Löwelstraße werden in enger 
Abstimmung mit dem SPÖ-Klub und den SPÖ-
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Landes- und -Vorfeldorganisationen sowie dem 
Social-Media-Team Presseaussendungen ver-
fasst, lektoriert und ausgesendet, Wordings, Ar-
gumentarien und Stellungnahmen geschrieben, 
Pressekonferenzen vorbereitet und Medienan-
fragen beantwortet. Zu den Kernaufgaben der SK 
zählen darüber hinaus die Medienbeobachtung 
und -analyse, das Verfassen von Newslettern und 
Funktionärsinformationen sowie die Umsetzung 
von Kampagnen. 

Seit dem letzten Bundesparteitag hat die SK 
rund 950 Presseaussendungen der SPÖ-Bun-
despartei zu unseren Aktivthemen, Vorschlägen 
und Maßnahmen sowie Reaktionen auf den poli-
tischen Mitbewerber verfasst und ausgesendet. 
Ein weiterer wichtiger Pfeiler unserer politischen 
Kommunikationsarbeit sind unsere Newsletter an 
rund 60.000 Abonnent*innen und Infomails „Aus 
erster Hand“ (vormals Soz.Post) an rund 30.000 
Funktionär*innen. Mehr als 200 Newsletter an 
die Mitglieder und Abonnent*innen und knapp 
60 Newsmails an die Funktionär*innen haben wir 
im Berichtszeitraum versandt – das waren insge-
samt rund 15.000.000 E-Mails!

Nach intensiver Vorbereitung haben wir im No-
vember 2023 unsere neue Homepage gelauncht. 
Die Website ist ein wichtiger Träger für weiter-
führende Informationen zu aktuellen Themen aus 
Bundespartei und Parlamentsklub, für Kampa-
gnen und Serviceleistungen. Wo kann ich SPÖ-
Chef Andi Babler treffen? Welche SPÖ-Organi-
sation befindet sich in meiner Nachbarschaft?  
Wofür steht die SPÖ? Unsere Website liefert 
die Antworten. Die neue Website bringt mehr 
User*innenfreundlichkeit, höhere Geschwindig-
keiten und ein neues responsive Design, das sich 
mobilen Endgeräten und Bildschirmgrößen an-
passt. 

SOCIAL MEDIA
Die digitale Kommunikation, insbesondere über 
soziale Medien, hat die Arena der politischen 
Kommunikation in beispielloser Weise erweitert. 
Durch den Einsatz von „Owned Media“ – also von 
Kanälen, die von uns selbst gestaltet werden – ha-
ben wir die Möglichkeit, unsere Positionen, Kon-
zepte und Erzählungen authentisch darzustellen. 
Dadurch können wir die Bevölkerung direkt er-
reichen – am Frühstückstisch, am Weg zur Arbeit 
oder nach Feierabend. Der Bereich Social Media 
betreut die acht großen Accounts von Partei und 
Parteispitze auf den großen Plattformen Face-
book, Instagram, X/Twitter und TikTok sowie seit 

dem zweiten Halbjahr 2023 eine wachsende Zahl 
von derzeit über 20 Communities und Gruppen.

Im digitalen Zeitalter sind Reaktionen, Interaktio-
nen und Shares auf Social Media zu wesentlichen 
Kennzahlen geworden. Sie bieten eine klare In-
dikation dafür, wie relevant und ansprechend In-
halte für die Benutzer*innen sind. Seit der Wahl 
von Andreas Babler zum Vorsitzenden sind alle 
Kanäle stark gewachsen: Nahezu alle Social Me-
dia Accounts der SPÖ und von Andi Babler haben 
die Auftritte aller anderen Parteien und Spitzen-
kandidat*innen überholt. 

Im Vergleich der Accounts der Parteivorsitzen-
den ist auf X (vorm. Twitter) die Gesamtzahl an 
Reaktionen, Interaktionen und Shares im Ver-
gleichszeitraum von fünf Monaten sogar um 
1.030 Prozent von rund 26.000 auf 293.800 ge-
stiegen. Auf Meta (Facebook und Instagram) ha-
ben die Accounts von SPÖ und Andreas Babler 
fast 4,2 Millionen Menschen erreicht. Das ent-
spricht einer Steigerung von 184 Prozent. Histo-
risch ist Facebook für die FPÖ ein Heimspiel, aber 
auch hier drängen wir mit unseren Inhalten im-
mer stärker an die Spitze. Im Vergleichszeitraum 
haben die Accounts von SPÖ (+61 Prozent) und 
Parteivorsitzenden (+ 198 Prozent) deutlich an Zu-
stimmung gewonnen.

 SPÖ in den sozialen Medien stark wie nie

Instagram:
• Andi Babler auf Platz 1 aller Politiker*innen in 

Österreich 
• SPÖ auf Platz 1 aller Parteien in Österreich
  
X/Twitter:
• Andi Babler auf Platz 1 der Spitzenkandi-

dat*innen aller Parteien 
• SPÖ auf Platz 1 aller Parteien in Österreich 
 
Facebook: 
• Andi Babler auf Platz 2 aller Politiker*innen in 

Österreich
• SPÖ auf Platz 2 aller Parteien in Österreich

Wir nutzen das große Potenzial, das uns die weit-
gehende Führungsrolle in den Sozialen Medien 
gibt, und bauen sie weiter aus. Mit regionalen 
Communities auf WhatsApp stärken wir den 
bundesweiten Impact unserer Kommunikation: 
Mitglieder in diesen Gruppen sind besonders 
aktiv und können als Multiplikator*innen in ihrem 
direkten Umfeld und in Sozialen Medien agieren. 
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Für große Aufmerksamkeit werden auch unsere 
neuen digitalen Produkte sorgen. So wollen wir 
beispielsweise durch eigene Bilder (Sharables) 
für Messenger-Dienste wie WhatsApp zum Teilen 
und Interagieren anregen.

Eng verknüpft mit der Arbeit des Social-Media- 
Teams ist jene des Community Managements. 
Wir haben neue WhatsApp-Communities rund 
um die SPÖ und Andi Babler gelauncht und sind 
auch auf Telegram mit verschiedenen Commu-
nities und Kanälen vertreten. Darüber hinaus be-
treuen wir zahlreiche Facebook-Gruppen (z.B. 
„SPÖ-Kanzlerschaft für Andi Babler“ mit 6.500 
Mitgliedern). Unser Community-Management 
tauscht sich auf Facebook, Instagram und What-
sApp aktiv mit User*innen aus, schreibt Kommen-
tare, beantwortet Privatnachrichten und admi-
nistriert die Communities. Die Vernetzung der 
Online-Community wird stetig ausgebaut, denn 
dadurch erhalten wir wertvolle Inputs für unsere 
politische Arbeit! 

DIE ORGANISATIONSABTEILUNG 
Das Aufgabengebiet der SPÖ-Organisations-
abteilung ist von der Planung, Abwicklung und 
Durchführung von Veranstaltungen wie Par-
teitagen, Themenräten, Klausuren und Partei-
Events, über die Betreuung von Mitgliedern und 
Aktivist*innen bis zum Tour-Management breit 
gestreut. Die Organisationsabteilung ist eine 
wichtige Schnittstelle zu den Landes- und Be-
zirksorganisationen und verwaltet – vollständig 
digitalisiert – 250.000 Kontaktdaten. 

Die SPÖ-Organisationsabteilung hat 

• seit Juni 2021 unzählige Veranstaltungen, Fei-
erlichkeiten und Festivitäten auf die Beine ge-
stellt, 

• zu Beginn der Mitgliederbefragung 148.000 
Befragungsbögen inkl. Rücksendekuverts 
verschickt, 

• im Laufe von Andreas Bablers „Comeback-
Tour“ ganz Österreich neu kennengelernt, 

• Maiabzeichen, Jahrbücher, Urkunden, Fah-
nen, T-Shirts und vieles mehr produziert,

• Und allein im Rahmen der SPÖ-Herbstkam-
pagne 120.000 Türhänger, 100.000 Folder 
und 160.000 Sticker in ganz Österreich ver-
teilt. 

Einen besonderen Fokus legt die Organisations-
abteilung auf die Digitalisierung der Partei. Mit 
den neuen Datenmangement-Tool Ginger und 
Rose werden für ganz Österreich multifunktiona-
le Tools zur Verfügung gestellt, welche die Kam-
pagnenarbeit vollumfänglich digitalisieren. 

Für eine moderne Mitmach-Partei sind nie-
derschwellige Anlaufstellen für Mitglieder und 
der direkte Kontakt mit Bürger*innen beson-
ders wichtig. Darum wurde mit der Neuauf-
stellung der Bundesgeschäftsstelle auch das 
SPÖ-Direkt – die Abteilung für die Beantwor-
tung von Bürger*innen-Anfragen inkl. Service-
Telefon – aufgestockt. Wer sich an die Bundes-
geschäftsstelle wendet, wird persönlich betreut, 
kompetent informiert und mit Rat und Tat unterstützt.  
 
„ZEITGESPRÄCHE“ AUF NEUEN WEGEN

Die von SPÖ-Bundesbildungsvorsitzendem Ger-
hard Schmid im Juni 2020 in Zusammenarbeit 
mit der SPÖ-Bundesgeschäftsstelle, dem Karl-
Renner-Institut, dem Roten Rathausklub und der 
Wiener Bildungsakademie gestarteten „ZEITGE-
SPRÄCHE“ sind längst eine fixe Größe. Gerhard 
Schmid hat von Anfang an ein Ziel verfolgt, das 
wir seitens der Sozialdemokratie voll und ganz un-
terstützen: das Gemeinsame über das Trennende 
zu stellen und einen von Respekt, Weltoffenheit 
und Humanität getragenen Dialog zu führen, der 
weit über den Tellerrand hinausreicht. Nach dem 
erfolgreichen ersten Band ist im Frühjahr 2023 
der zweite erschienen, womit ein erfolgreiches 
Projekt mit Interviews mit Menschen aus Politik, 
Sport, Kunst, Kultur, Religion, Medien und Wissen-
schaft fortgesetzt wird. 

In 25 neuen Gesprächen geht es um gesell-
schaftliche Herausforderungen, um Zukunfts-
fragen und auch um Gefahren, vor denen wir 
stehen. Die Bandbreite der Top-Gäste reicht von 
Widerstandskämpferin Käthe Sasso über Wiens 
Bürgermeister Michael Ludwig, ÖGB-Präsident 
Wolfgang Katzian, den Außenminister Luxem-
burgs Jean Asselborn bis hin zu Schauspiele-
rin und Autorin Chris Lohner und Anderen. Seit 
März zeigen sich die „ZEITGESPRÄCHE“ in einem 
neuen Design. Sie sind nun, neben YouTube und 
Facebook, auch als Audio-Podcast verfügbar und 
auf allen gängigen Kanälen abrufbar. Auch auf Tik-
Tok sind die ‚ZEITGESPRÄCHE‘ vertreten! 

DIE BUNDESWEITEN THEMENINITIATIVEN DER 
SPÖ
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In der SPÖ engagieren sich Menschen auf unter-
schiedlichsten Ebenen. Neben Ortsorganisatio-
nen und Sektionen gibt es auch die Möglichkeit, 
mittels Themeninitiativen politische Inhalte zu 
verstärken und im besten Fall die Menschen zu 
überzeugen, aktiv zu werden. Die bundesweiten 
Themeninitiativen sind „Kinder und Familie“, „Lei-
wohnt - Leistbares Wohnen neu denken“, „Erneu-
erbare Energien“, „Zukunft der Dienstleistungen“, 
„Generation 60+“, „Forum Sport“, „ACUS – Arbeits-
gemeinschaft für Christentum und Sozialdemo-
kratie“, „Entwicklungspolitik“, „Kunst, Kultur und 
Medienvielfalt“, „Integration und Diversität“ und 
„Umwelt und Nachhaltigkeit“. Die Themeninitiati-
ve „Umwelt und Nachhaltigkeit“ hat im Berichts-
zeitraum u.a. zu einigen Klimagespräche mit Ex-
pert*innen und SPÖ-Mandatar*innen geladen 
und ein Positionspapier zum Thema Bodenversie-
gelung erarbeitet. Die Themeninitiative „Entwick-
lungspolitik“ hat sich regelmäßig zum intensiven 
inhaltlichen Austausch getroffen – als Plattform 
zum Austausch und zur Entwicklung von Strate-
gien zur Förderung einer gerechteren und nach-
haltigeren Welt. „ACUS – Arbeitsgemeinschaft für 
Christentum und Sozialdemokratie“ setzte sich im 
Berichtszeitraum u.a. beim Bundeskongress 2021 
mit den Folgen der Corona-Krise als Herausfor-
derung für soziale Bewegung, Kirche und Sozial-
demokratie auseinander, organisierte Vorträge 
und Diskussionsveranstaltungen und unterstütz-
te das Volksbegehren „Arbeitslosengeld rauf!“. 

 
NEU: THEMENINITIATIVE „MITMACHEN“
Unsere neueste bundesweite Themeninitiative 
ist die „Themeninitiative Mitmachen“, in deren 
Rahmen wir Genossinnen und Genossen für die 
aktive Teilnahme und Teilhabe am politischen 
Geschehen gewinnen wollen. Dabei liegt uns 
die Vernetzung der tausenden neuen Parteimit-
glieder in ganz Österreich besonders am Her-
zen. Unter dem Motto „Gemeinsam können wir 
viel bewegen“ können alle Interessierten auf der 
SPÖ-Website angeben, wann, wie oft und wie sie 
bei der SPÖ aktiv werden wollen. Sie können zum 
Beispiel mithelfen, Veranstaltungen zu planen, 
uns bei Kampagnen unterstützen oder bei Tele-
fonaktionen mitmachen. Da ist für jede*n was da-
bei! 
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DORIS BURES 

 
DIREKTORIN 

MARIA MALTSCHNIG

Kontakt  
1100 Wien, Karl-Popper-Straße 8 

Telefon: +43(0)1-804 65 01-0 
E-Mail: post@renner-institut.at 

www.renner-institut.at 

Das Karl-Renner-Institut ist die politische Aka-
demie der Sozialdemokratischen Partei  Ös-
terreichs. Es ist Forum für politischen Diskurs, 
Zentrum für Aus- und Weiterbildung und Denk-
werkstätte zur Zukunft der Sozialen Demokratie.

Es war eine Initiative Bruno Kreiskys, die 1972 
zum Beschluss des „Bundesgesetzes über die 
Förderung staatsbürgerlicher Bildungsarbeit im 
Bereich der Parteien und der Publizistik“ führte. 
Damit wurde für alle im Nationalrat vertretenen 
Parteien die Grundlage für die Gründung Poli-
tischer Akademien geschaffen. Bruno Kreisky 
ging es vor allem um die Vermittlung von Ein-
sichten in gesellschaftliche Zusammenhänge, 
um die Motivation für politisches Engagement 
und um die Qualifikation der politischen Akteu-
rinnen und Akteure. 

2022 jährte sich die Gründung des Dr.-Karl-Ren-
ner-Instituts zum 50. Mal. Das Jubiläum wurde 
groß gefeiert und war Anlass für grundlegende 
Reflexionen über die Rolle und Aufgaben der 
Parteiakademie. 

Im Berichtszeitraum boten die Diskurs- und Aus-
bildungsprojekte des Instituts zahlreiche Mög-
lichkeiten zu debattieren, Standpunkte zu entwi-
ckeln, zu reflektieren, Kompetenzen zu trainieren, 
sich mit anderen zu vernetzen und politische 
Verantwortung zu übernehmen. Besondere 
Schwerpunkte bilden aktuell Ausbildungsfor-

mate, die die Kampagnenfähigkeit der Organi-
sation stärken, der Ausbau eines strukturierten 
Dialogs zwischen Wissenschaft und Politik und 
die Beschäftigung mit grundsätzlichen Fragen 
internationaler Politik, die durch den russischen 
Angriffskrieg gegen die Ukraine neu diskutiert 
werden. 

POLITISCHE AKADEMIE – AUSBILDUNG UND 
QUALIFIZIERUNG
Wir wollen Einsichten in gesellschaftliche Zu-
sammenhänge und politisches Grundlagen-
wissen vermitteln mit dem Ziel, Menschen für 
Funktionen in der Politik zu qualifizieren, Nach-
wuchs zu fördern und die Bereitschaft, sich 
an gesellschaftlichen Gestaltungs- und Ent-
scheidungsprozessen zu beteiligen, zu stärken. 

Karl-Renner-Institut 
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RI-Zertifikat „Politisches Management“

Dieses modulare Bildungsangebot lädt zu in-
dividueller Zusammenstellung der Bildungs-
schwerpunkte je nach Bedürfnis und Interesse 
ein, um ein gezieltes Angebot für politische Füh-
rungskräfte und Aktivist:innen in den Bereichen 
Management, Führungskompetenz und Gesell-
schaftsverständnis zu setzen. 

Regionale Bildungsarbeit und Seminare auf Ab-
ruf

Die dezentrale Bildungsarbeit vor Ort wird von 
den Landesstellen des Karl-Renner-Instituts in 
Kooperation mit den SPÖ-Landesparteien um-
gesetzt. Eine weitere regionale Schnittstelle sind 
die von Landes-, Bezirks-, Stadtpartei- und Frau-
enorganisationen abrufbaren Seminare – aktuell 
mit einem besonderen Fokus auf Kampagnen-
kompetenz.  

Frauenakademie

Kernelement der breiten Angebotspalette, die 
in Kooperation mit der Frauenorganisation der 
SPÖ entwickelt wird, sind Lehrgänge mit unter-

schiedlicher Schwerpunktsetzung, zuletzt wa-
ren das der Top-Lehrgang für Politikerinnen und 
der Adelheid-Popp-Lehrgang.

Nachwuchsförderung 

Besonderes Augenmerk wurde und wird weiter-
hin auf die gezielte Nachwuchsförderung ge-
legt. Die „Akademie der Jugend“ hat einen fixen 
Platz im Programm des Instituts. Die „Europa-
politische Akademie“ ist ein Angebot für junge 
Menschen, die ihr Wissen über die Europäische 
Union und sozialdemokratische Europapolitik 
erweitern möchten.

In Kooperation mit den sozialdemokratischen 
Jugendorganisationen wird jedes Jahr eine Viel-
zahl von Projekten der Politischen Bildung für 
Jugendliche mit Jugendlichen durchgeführt. 

Medienakademie und Digi-Impuls

Der Lehrgang „Medienakademie“ richtet sich an 
angehende Journalist:innen und in der Öffent-
lichkeitsarbeit Tätige, die mit führenden Profis 
aus der Medienbranche ihr Handwerk weiter-
entwickeln und einen tiefen Einblick in die viel-
fältige Medienwelt erhalten. Die Online-Work-
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shopreihe „Digi-Impuls“ bearbeitet regelmäßig 
Themenfelder wie Storytelling, Framing, Con-
tent-Formate, Video-Skripte, Online-Marketing 
und Suchmaschinenoptimierung. 

 
POLITISCHE DIALOGE
Als politische Akademie ist die Förderung eines 
umfassenden und zukunftsorientierten Demo-
kratieverständnisses eine unserer zentralen 
Leitlinien. Um auch ein Forum des öffentlichen 
Diskurses zu sein, bietet das Institut öffentliche 
Veranstaltungen zu vielfältigen Themen und in 
unterschiedlichen Formaten an.

Als Referent:innen waren neben vielen österrei-
chischen Spitzenpolitiker:innen und Expert:in-
nen auch zahlreiche prominente internationale 
Gäste präsent. 

Europäische und internationale Politik

Im Zentrum der internationalen Arbeit standen 
Fragen der sozialen Gerechtigkeit auf europäi-
scher und globaler Ebene, die Entwicklung der 
EU, die Klima- und Energiepolitik, sowie die Re-
gion Mittel- und Osteuropa. 

Der russische Angriffskrieg gegen die Ukraine 
rückte Fragen rund um die Themen Globale 
Weltordnung, Friedens- und Sicherheitspolitik 
und die Zukunft der internationalen Kooperation 
in den Vordergrund. 

Ein weiteres Kernelement der internationalen 
Arbeit des Karl-Renner-Instituts ist die Zusam-
menarbeit mit FEPS (Foundation for European 
Progressive Studies), dem Think-Tank der Sozial-
demokratischen Partei Europas.

 
 

Bruno-Kreisky-Preis

Der Bruno-Kreisky-Preis für das Politische Buch 
wird seit 1993 jährlich verliehen. Er wird vom Karl-
Renner-Institut in Zusammenarbeit mit der sozial-
demokratischen Bildungsorganisation und dem 
SPÖ-Parlamentsklub vergeben. Neben dem Haupt-
preis für das Politische Buch werden ein Preis für 
ein publizistisches Gesamtwerk, ein Sonderpreis 
zum Themenfeld „Arbeitswelten – Bildungswelten“, 
ein Preis für besondere verlegerische Leistungen 
sowie Anerkennungspreise vergeben.

Im Berichtszeitraum haben u.a. folgende Per-
sonen den Preis erhalten: Eva Menasse, Franz 
Schuh, Salman Rushdie, Robert Menasse, Roger 
de Weck, Paul Lendvai, Ruth Wodak. 

Seit dem Jahr 2022 gibt es mit dem „Bruno-
Kreisky-Preis für sozial-ökologisches Wohnen 
und Zusammenleben“ eine neue Preiskategorie.

Kurt-Rothschild-Preis

Gemeinsam mit dem SPÖ-Parlamentsklub 
vergibt das Karl-Renner-Institut seit 2016 den 
Kurt-Rothschild-Preis. Der Preis erinnert an die 
großen Leistungen des österreichischen Öko-
nomen, der mit seinem Wirken Wissenschaft, 
Politik und Gesellschaft in Österreich nachhaltig 
geprägt hat. Zu den Preisträger:innen der letz-
ten Jahre gehören Mariana Mazzucato, Michael 
Landesmann und Isabella Weber. 

Wissenschaft und Politik

Tausende Wissenschafter:innen beschäftigen 
sich laufend mit den wichtigsten Themen un-
serer Zeit und produzieren dabei Wissen, das 
politisches Handeln bereichern und verbes-
sern kann. Politiker:innen wissen aus ihrer tägli-
chen Arbeit, in welchen Bereichen es Bedarf an 
Expertise gibt und was nötig ist, um politische 
Projekte zu gestalten. Wissenschafter:innen 
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und Politiker:innen miteinander ins Gespräch zu 
bringen, wissenschaftliche Arbeit einer politisch 
interessierten Öffentlichkeit näher zu bringen, 
das ist das Ziel des neu etablierten Arbeitsbe-
reiches „Wissenschaft und Politik“ im Karl-Ren-
ner-Institut. Kontinuierlich begleitet wird dieser 
Bereich von einer Gruppe von jungen Wissen-
schafter:innen aus verschiedenen Disziplinen. 
 
BUCH „WISSENSCHAFT UND POLITIK IM DIA-
LOG“

Das Buch ist eine Sammlung von Gesprächen 
zwischen Wissenschafter:innen und Politiker:in-
nen, die in ähnlichen thematischen Feldern tätig 
sind. Handlungsableitungen wissenschaftlicher 
Forschung wurden dabei auf ihre politische Um-
setzbarkeit hin abgeklopft und die politische 
Diskussion durch die neuesten wissenschaftli-
chen Erkenntnisse bereichert. 

Forum „Wissenschaft und Politik“

Im Herbst 2022 fand das erste „Forum Wissen-
schaft und Politik“ statt. Renommierte Wissen-
schafter:innen und hochrangige Politiker:innen 
entwickelten in moderierten Gesprächsrunden 
Thesen zu konkreten Fragestellungen rund um 
Wirtschaftspolitik, Arbeit & Leistung, Klimakrise 
und Zusammenhalt.

Young Academics Network und Next Left

Das wissenschaftliche Netzwerk des Karl-Ren-
ner-Instituts erstreckt sich auf einen Großteil der 
EU-Staaten. Gemeinsam mit der Foundation for 
European Progressive Studies (FEPS) arbeiten 
wir an zwei mehrjährigen Projekten, in dersen 
Rahmen (Jung-)Wissenschafter:innen in Teams 
sowie in größeren Diskussionsrunden politische 
Themen mit EU-Bezug bearbeiten. Von jun-

gen Phd-Absolvent:innen bis zu international 
bekannten Universitätsprofessor:innen ist dabei 
eine große Vielfalt an fortschrittlichen Wissen-
schafter:innen vertreten.

Podcast „Rotfunk“

„Rotfunk“ ist der regelmäßige Podcast 
des Karl-Renner-Instituts. Direktorin Maria 
Maltschnig führt mit ihren Gästen Gespräche 
über Politik und Gesellschaft. Ergänzt werden 
diese Diskussionen durch Lectures, Vorträge 
von renommierten Expert:innen, zu einem poli-
tischen, gesellschaftlichen oder historischen 
Thema. „Rotfunk“, das sind Gedanken über die 
Soziale Demokratie zum Zuhören – für alle poli-
tisch Interessierten. 
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VORWORT DES KLUBVORSITZENDEN
Seit unserem letzten Bundesparteitag, also 
seit 2021, folgte eine Krise der anderen. In die 
ausklingende Covid-Pandemie hinein überfiel 
Russland die Ukraine und begann einen An-
griffskrieg, der jetzt schon mehr als eineinhalb 
Jahre dauert und dessen Ende nicht abzuse-
hen ist. Dieser Krieg hatte weitreichende Fol-
gen: Es explodierten die Energiepreise und es 
stiegen in Folge davon die Preise um zweistel-
lige Werte; Wohnen, Heizen und der tägliche 
Einkauf wurden kaum mehr leistbar. Auch und 
vor allem deswegen, weil Energiekonzerne und 
andere Unternehmen die Chance sahen, diese 
Krise zu nutzen, um unverschämte Übergewin-
ne zu erzielen. Probleme, mit denen alle Länder 
zu kämpfen hatten, aber kein Land in Westeu-
ropa bewältigte diese Folgen so schlecht wie 
Österreich.

Denn wer gehofft hatte, mit dem Abgang von 
Sebastian Kurz werde sich in der Regierungs-
arbeit etwas zum Besseren wenden, hatte sich 
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Ähnlich bei der Klimakrise, wo Österreich 
mittlerweile seit mehr als 1.000 Tagen kein 
Klimaschutzgesetz hat, weil sich ÖVP und 
Grüne in der Regierung nicht einigen können. 
Auch hier wurden alle Initiativen der SPÖ von 
den Regierungsfraktionen abgeblockt.

Resümierend kann man sagen, dass die SPÖ 
jene Partei ist, die im Nationalrat am aktivsten 
war. Wären die Anträge und Initiativen, die von 
uns eingebracht wurden, umgesetzt worden, 
ginge es den Menschen in Österreich entschei-
dend besser. 

Wir hätten niedrigere Energiepreise, eine ge-
ringere Inflation, niedrigere Mieten und güns-
tigere Lebensmittel. Das Leben wäre wieder 
leistbar. Gemeinsam müssen und werden wir 
es schaffen, eine Mehrheit für diese Art der Po-
litik zu erreichen. Spätestens im nächsten Jahr.

Andreas Babler

getäuscht. In einer Mischung aus Empathielo-
sigkeit, Unfähigkeit und Unwilligkeit sah die tür-
kis-grüne Regierung dieser Entwicklung taten-
los zu. Seit Beginn der Teuerungskrise wurde 
die SPÖ im Parlament aktiv und brachte An-
träge ein, um den Anstieg der Energiepreise zu 
bremsen und zu deckeln. Alle Maßnahmen, mit 
denen es anderen Staaten gelang, die Teue-
rung zu bremsen, wurden von ÖVP und Grünen 
abgelehnt. 

Milliarden an Übergewinnen der Energiekon-
zerne wurden tatenlos zur Kenntnis genommen 
und damit der Grundstein für die auch heute 
noch höchste Inflationsrate in Westeuropa ge-
legt - die wiederum zu einem Rekordanstieg 
der an eben diese Inflation gekoppelten Mieten 
führte. Der Antrag der SPÖ, diese Koppelung 
aufzuheben, Mieterhöhungen auszusetzen und 
dann zu deckeln, wurde ebenso abgelehnt wie 
ein Antrag auf Streichung der Mehrwertsteuer 
auf Lebensmittel. Alle Maßnahmen, die unmit-
telbar jenen Menschen helfen würden, die ihre 
Miete und ihr tägliches Leben nicht oder kaum 
mehr finanzieren können, wurden von ÖVP und 
Grünen abgelehnt. Trotz des massiven Versa-
gens des Marktes war und ist die ÖVP nicht zu 
staatlichen Eingriffen bereit und die Grünen sa-
hen und sehen dem tatenlos zu.
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beseitigen.

Im Bereich der Pflege haben wir insbesondere 
die halbherzigen und großteils befristeten Maß-
nahmen der Regierung kritisiert, denn: Den Pfle-
gepersonalmangel wird man so nicht in den Griff 
bekommen.

In der Arbeitsmarktpolitik haben wir insbesondere 
die fehlende Valorisierung des Arbeitslosengeldes 
und der Notstandshilfe kritisiert. Sie sind die ein-
zigen Versicherungsleistungen, die nicht jährlich 
angepasst werden. Leistungen der Arbeitslosen-
versicherung werden mit einer längeren Bezugs-
dauer massiv entwertet und verschärfen damit 
das Armutsproblem. 

57 Prozent der ganzjährig Arbeitslosen sind 
von Armut bedroht – das sind um 10 Prozent 
mehr Betroffene als letztes Jahr! Damit gibt 
es bei den Arbeitslosenversicherungsleistun-
gen keinerlei dauerhafte Verbesserungen, ob-
wohl 9 von 10 Bezieher:innen aktuell einen 
Tagsatz unter der Armutsschwelle erhalten.  
 
Der Ausschuss für Arbeit und Soziales des Nati-
onalrates tagte im Berichtszeitraum 18-mal und 
behandelte dabei 442 Vorlagen.

ARBEIT UND SOZIALES
Der Schwerpunkt unserer parlamentarischen Ar-
beit lag auf den Themen Pensionen, Pflege und 
Arbeitsmarkt. 

Im Bereich Pensionen haben wir vor allem die 
Verfassungsmäßigkeit der Aliquotierung der ers-
ten Pensionsanpassung in Zweifel gezogen und 
stark kritisiert. Es kann nicht sein, dass der Ge-
burtstag einer Person - und der damit im Zusam-
menhang stehende Pensionsstichtag - durch die 
Aliquotierung, insbesondere in Zeiten von hohen 
Inflationsraten, zu hohen Pensionsverlusten führt. 
Unser politischer Druck bewirkte, dass zumindest 
für die Pensionsanpassungen 2024 und 2025 die 
Bestimmung von der Regierung ausgesetzt wur-
de. Wir kämpfen insgesamt weiterhin für eine 
vollständige Beseitigung dieser Regelung. Der 
SPÖ-Klub hat daher gemeinsam mit den Abge-
ordneten der FPÖ eine Klage beim Verfassungs-
gerichtshof eingebracht, die noch anhängig ist. 

Ein weiterer Schwerpunkt im Pensionsbereich 
ist die Aufwertung im Pensionskonto, die in Zei-
ten hoher Inflation zu unerwünschten Kürzun-
gen führt. Auch hier konnten wir erreichen, dass 
es eine Zusage der Regierung gibt, zumindest 
für das kommende Jahr 2024 die Verluste zu 
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AUSSEN- UND EUROPAPOLITIK

Die Außen- und Europapolitik wurde auf par-
lamentarischer Ebene stark durch den völker-
rechtswidrigen Angriffskrieg Russlands gegen 
die Ukraine, der Ende Februar 2022 startete, 
geprägt. Die SPÖ verurteilte diese Aggression 
auf das Schärfste und setzte sich von Beginn 
des Kriegs dafür ein, dass Österreich als neu-
traler Staat umfassende humanitäre Hilfe zur 
Unterstützung der Bevölkerung der Ukraine 
leistet. Mit dem ukrainischen Botschafter gab 
es von Seiten des SPÖ-Klubs vom ersten Tag 
des Krieges an einen regelmäßigen Austausch. 

Der österreichische Nationalrat hat in mehre-
ren gemeinsamen Entschließungen, unter Mit-
wirkung der SPÖ, den Angriffskrieg Russlands 
auf die Ukraine verurteilt und die umfassenden 
Sanktionen seitens der EU unterstützt. Gleich-
zeitig haben wir uns für ein Offenhalten der 
Gesprächskanäle und Friedensgespräche ein-
gesetzt. Auf Ebene des Außenpolitischen Aus-
schusses fand mehrmals ein Austausch mit 
dem Außenpolitischen Ausschuss des ukraini-
schen Parlaments bzw. seinem Vorsitzenden 
statt. Mandatar:innen der SPÖ haben in diver-
sen parlamentarischen Formationen an Besu-
chen der Ukraine teilgenommen. 

Der SPÖ-Klub hat im Berichtszeitraum in zahl-
reichen Entschließungsanträgen zu Syrien, zu 
Afghanistan, zur Situation der Frauen im Iran, 
zur Türkei und zur Situation der Kurd:innen in 
der Türkei, zur humanitären Hilfe und zur Ent-
wicklungszusammenarbeit Österreichs etc. 
Stellung bezogen. Weiters wurde die Einfüh-
rung verpflichtender Berichte über die Waffen-
exporte Österreichs von uns gefordert. 

Im September 2022 organisierte der SPÖ-Klub 
eine gemeinsame Arbeitstagung mit der SPD-
Fraktion in Berlin, bei der die Themen Teuerung, 
Energiewende und Außen- und Europapolitik 
im Mittelpunkt standen. Zur Situation im Iran 
fand eine Veranstaltung des Parlamentsklubs 
statt. Eine weitere Veranstaltung zur aktuellen 
Situation in Chile wurde anlässlich des 50. Jah-
restags des Militärputsches in Chile organisiert.

Zuletzt stand das Thema Bergkarabach im Mit-
telpunkt der Debatten des außenpolitischen 
Ausschusses. Die SPÖ verurteilte die militäri-
schen Handlungen Aserbaidschans, die zu ei-
ner Massenflucht von über 100.000 ethnischen 
Armenier:innen führten und forderte eine 

entschlossene internationale Aktion, um eine 
humanitäre Krise in Armenien zu verhindern. 

Unmittelbar nach dem brutalen Angriff der Ha-
mas auf Israel im Oktober 2023 wurde dieser 
in einer gemeinsamen Erklärung aller Parla-
mentsparteien auf das Schärfste verurteilt und 
die bedingungslose Freilassung aller Geiseln 
gefordert. 

Mandatar:innen der SPÖ nahmen im Berichts-
zeitraum u.a. auch an Wahlbeobachtungsmis-
sionen (OSZE, Europarat)  beispielsweise in der 
Türkei, Kasachstan, Bosnien-Herzegowina, den 
USA und in Polen teil. 

Der EU-Unterausschuss des Nationalrates, der 
EU-Hauptausschuss und der EU-Ausschuss des 
Bundesrates hielten insgesamt 49 Sitzungen ab.   

Im Zuge der Sitzungen des EU-Hauptausschus-
ses fasste der Ausschuss einen gemeinsamen 
Beschluss, um den Angriffskrieg gegen die Uk-
raine zu verurteilen.

Im Rahmen des EU-Unterausschusses (NR) 
wurden drei bindende Stellungnahmen und 
eine Mitteilung an die EU-Kommission unter 
der Mitwirkung unserer Parlamentsfraktion 
bzw. mit den Stimmen unserer Fraktion be-
schlossen. Hierbei handelte es sich um die For-
derung nach einer grundrechtskonformen Aus-
gestaltung der Verordnung zur „Chatkontrolle”, 
die Erstellung und Forcierung einer Strategie 
zur Gleichstellung der Geschlechter sowie Ein-
wände gegen die Verordnung über den euro-
päischen Raum für Gesundheitsdaten. 

Im Rahmen des EU-Ausschusses des Bundes-
rates wurden insgesamt acht Mitteilungen an 
die EU-Kommission geschickt und zwei bin-
dende Stellungnahmen unter der Mitwirkung 
und den Stimmen der SPÖ Fraktion beschlos-
sen. Unter anderem handelte es sich um eine 
Mitteilung gegen Altersdiskriminierung bei der 
neuen Führerscheinrichtlinie, der Forcierung 
der Bekämpfung gegen Gewalt an Frauen und 
diverse Mitteilungen zum Thema Umwelt und 
Energie. Inhaltlich lag der Fokus zu Beginn des 
Berichtzeitraums auf der Corona-Krise, danach 
auf der Energiekrise, in welcher die SPÖ-Fraktion 
stets einen Eingriff in den Markt und damit eine 
Entkopplung des Strompreises vom Gaspreis 
forderte. 
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Es folgten der Angriffskrieg gegen die Ukrai-
ne und nun die Teuerung, die der Großteil der 
anderen Mitgliedstaaten besser managte als 
Österreich. Die Schwerpunkte unserer Europa-
politik wurden von den genannten Ereignissen 
maßgeblich geprägt. Besondere Aufmerksam-
keit erlangten u.a. folgende Dossiers: Green 
Deal, Lohntransparenz, Gewaltschutz Richt-
linie, Plattformarbeiter:innen, Lieferkettenge-
setz, Chatkontrolle, Europäischer Mindestlohn, 
Digital Service Act etc. 

 
BAUTEN & WOHNEN
Die SPÖ hat im Zuge der Bautenausschüsse An-
träge zu folgenden Themen eingebracht:   Ab-
schaffung der Befristungen bei Mietverträgen, 
Umsetzung des Bestellerprinzips bei den Mak-
lergebühren, Einfrieren der Mieten bis 2025, 
Aussetzung der Indexierungen bei den Richt-
wert- und Kategoriemieten und deren Umstel-
lung ab 2026 von der VPI-Indexierung auf die 
Basis EZB-Leitzins mit einer Deckelung bei 2 
Prozent und schließlich die Wiedereinführung 
der Wohnbauinvestitionsbank.

Schwerpunkte der Ausschussarbeit waren da-
her seit dem Frühjahr 2022 die Aussetzung bzw. 
Rücknahme der gesetzlich vorgesehenen Inde-
xierungen bei Richtwert- und Kategoriemieten. 
Aufgrund der hohen Inflation im Frühjahr 2023 
erweiterten wir unsere Forderungen auf die 
frei vereinbarten Mieten im Neubau und auf die 
Geschäftsraummieten. Ebenso fordern wir die 
Umstellung der Indexierung vom Verbraucher-
preisindex auf den EZB-Leitzinssatz (mit einer 
Deckelung bei maximal 2 Prozent).

Ein weiterer Ausschuss befasste sich erstmals 
mit einem Volksbegehren, nämlich jenem mit 
dem Titel „Recht auf Wohnen“. In zwei eigenen 
Ausschusssitzungen im Frühjahr 2023 wurde 
dieses Volksbegehren mit den Proponenten 
behandelt, anschließend an das NR-Plenum zur 
Behandlung weitergeleitet und dort abschlie-
ßend debattiert.

 
BILDUNG
Kaum eine andere Gruppe litt an den Folgen 
der Corona-Krise so sehr wie unsere Kinder 
und Jugendlichen. Diese verdeutlichte, dass 
unser Bildungssystem weder spitze in Sachen 
Lernergebnisse und Digitalisierung ist, noch al-
len Kindern und Jugendlichen die Chance auf 

eine geglückte Bildungslaufbahn ermöglicht. 
Im Gegenteil, Bildung hängt in Österreich zu 
einem großen Prozentsatz von den Eltern ab. 
Durch Corona ging diese Bildungsschere noch 
weiter auf. Aufgrund des massiven Lehrer:in-
nenmangels und zahlreichen weiteren Ver-
säumnissen durch das ÖVP-geführte Bildungs-
ministerium wurde seither an den Schulen aber 
nichts besser. Mangelwirtschaft prägt mittler-
weile den Unterricht. Leidtragende sind wieder 
Kinder und Jugendliche. Als SPÖ war für uns 
daher klar: Ein Zurück zu den Schulen, wie vor 
Ausbruch der Krise, wäre fatal und unmöglich. 

Auf Basis eines Beschlusses vom letzten Bun-
desparteitag setzte sich eine Arbeitsgruppe 
unter der Leitung von Abgeordneter und Bil-
dungssprecherin Petra Tanzler und SLÖ-Bun-
desvorsitzendem Thomas Bulant genau mit 
diesen Problemen auseinander. Mit fraktionel-
len Stakeholder-Gruppen (Schulpartner-Ver-
tretungen, Bildungssprecher:innen der Lan-
desparteien, Arbeiterkammer, Kinderfreunde 
und Volkshilfe) wurden in mehreren Runden 
Ziele für das Bildungssystem formuliert. Diese 
Punkte standen daher im Zentrum unserer par-
lamentarischen Arbeit im Bildungsbereich.

Wir wollen die Zukunftschancen aller Kinder 
verbessern. Dabei muss bei der Ausstattung 
der Schulen mit Ressourcen auf den pädagogi-
schen und sozialpsychologischen Bedarf inklu-
siver Schule mit professionellen Teams geach-
tet werden. Für Verteilungsgerechtigkeit sorgt 
die Umsetzung des AK-Chancenindex. In einem 
ersten Schritt wollen wir eine zweite Lehrkraft 
an den Volksschulen, um gerade beim Erlernen 
der Grundkompetenzen besser unterstützen zu 
können, weil diese die Basis für jeden weiteren 
Lernerfolg darstellen. Wir setzen uns für den 
Ausbau der gemeinsamen, ganztägigen und kos-
tenfreien Schulen ein. Ziel ist eine Schule, in die 
ein Kind ohne Schultasche geht und ohne Haus-
übung wieder herauskommt, weil die gesamte 
Bildung Sache der Schule und nicht der Möglich-
keiten und Zeit der Eltern ist. Damit verbessern 
wir nicht nur die Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf, sondern senken auch die stark steigenden 
Ausgaben für private Nachhilfe. 

Wir wollen aufbauend auf den Erfahrungen bis-
heriger Ganztagsschulstandorte gemeinsam 
mit Schulleiter:innen und Lehrer:innen Schulen 
noch stärker an den Bedürfnissen der Schü-
ler:innen ausrichten und zu besseren Orten 
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kindgerechten Lernens und Lebens weiterent-
wickeln. Für die SPÖ ist nicht das Beschaffen 
von Wissen, sondern das Erkennen und Einord-
nen von Wissen Leitprinzip. Dafür braucht es 
eine fundierte pädagogische Ausbildung und 
eine Hochschule für alle pädagogisch Tätigen. 

Pädagogische Arbeit ist Beziehungsarbeit. Bes-
sere Arbeitsbedingungen, mehr Zeit fürs Unter-
richten und die Arbeit mit Kindern, mehr Praxis 
und Didaktik in der Ausbildung sind das beste 
Rezept, um den aktuellen Lehrer:innenmangel zu 
bekämpfen. In der Elementarpädagogik braucht 
es österreichweit einheitliche Qualitätsstan-
dards, vor allem was Gruppengröße, Ausbildung, 
Arbeitsbedingungen, Entlohnung und Erreich-
barkeit betrifft. Die Öffnungszeiten elementar-
pädagogischer Bildungseinrichtungen müssen 
eine Vollzeitbeschäftigung der Erziehungsbe-
rechtigten erlauben und kostenfrei sein. 

Die Untätigkeit der Regierung in Sachen Infla-
tionsbekämpfung macht sich mittlerweile auch 
im Schulbereich bemerkbar: Mit einem Plus 
von zehn Prozent explodieren die Preise bei 
den Schulsachen regelrecht. Auch die Ausga-
ben für Nachhilfe stiegen immens. Im Schuljahr 
2022/2023 gaben Eltern insgesamt 121,6 Millio-
nen Euro für private Nachhilfe aus (+18,4 Pro-
zent im Vergleich zum Jahr davor). Wer hier auf 
der Strecke bleibt, liegt auf der Hand – nämlich 
jene Eltern, die sich keine teure Nachhilfe für 
ihre Kinder leisten können. Wir kämpfen für 
eine Schule ohne Kosten, eine Schule, in der 
die Kinder und die besten Chancen für alle im 
Mittelpunkt stehen.

 
BUDGET UND FINANZEN
Die Entwicklung des Budgets und insbeson-
dere der Verschuldung ist in den letzten Jah-
ren durch einen extremen Anstieg der Schul-
denquote von 70,6 Prozent des BIP (2019) auf 
82,9 Prozent (2021) gekennzeichnet. Hauptver-
antwortlich für das Anwachsen der Staatsver-
schuldung waren die teuren und ineffizienten 
Maßnahmen der Bundesregierung. 

Die Auszahlung der Corona-Förderungen 
durch die COFAG war von Anfang an intrans-
parent und führte teilweise zu massiven Über-
förderungen. Gleichzeitig haben wir in Öster-
reich die höchste Inflation ganz Westeuropas. 
Die Bundesregierung lässt das zu und versagt 
im Kampf gegen die Teuerung. Statt wirksame 

Inflationsbekämpfung zu betreiben und in die 
Preise einzugreifen, wird auf Einmalzahlungen 
gesetzt. Diese helfen jedoch breiten Bevölke-
rungsschichten nicht nachhaltig und sind auch 
nicht ausreichend gegenfinanziert. 

Im Gegenteil: Es wurde ohne Not der Körper-
schaftsteuersatz um zwei Prozentpunkte auf 
23 Prozent gesenkt – ein Milliardengeschenk 
an Großkonzerne. 

Die SPÖ-Parlamentsfraktion hat von Anfang an 
eine andere Krisenpolitik eingefordert, um den 
Menschen tatsächlich zu helfen. 

Anträge zu u.a. Teuerungsbremsen durch Sen-
kung der Mehrwertsteuer, Aussetzung der 
Mietindexierungen kombiniert mit Preiskont-
rollen, die Rücknahme der Körperschaftsteu-
er-Senkung, Sonderabgabe für Online-Multis, 
eine sozial gerechte und armutsvermeidende 
Abgeltung der kalten Progression und nicht zu-
letzt die Einführung von Millionärssteuern auf 
Millionenvermögen und -erbschaften wurden 
allesamt abgelehnt bzw. in den Ausschüssen 
vertagt. 

Gleiches gilt für unsere Anträge zur Siche-
rung der Gemeindefinanzen in der Krise bzw. 
mehr Geld aus dem Finanzausgleich für Länder 
und Gemeinden, um den Rechtsanspruch auf 
Kinderbildung ab dem 1. Lebensjahr umsetzen 
zu können. 

Ebenfalls abgelehnt wurde ein Antrag, der die 
Notwendigkeit einer strukturellen Steuerre-
form eingefordert hat, um die Steuern auf Ar-
beitseinkommen zu senken und jene auf Kapital 
und Vermögen zu erhöhen. 

 
ENERGIE
Im Juli 2021 konnte unter entschlossener Mit-
wirkung der SPÖ die Förderung von v.a. erneu-
erbarem Strom auf völlig neue Beine gestellt 
werden. Mit dem „Erneuerbaren-Ausbau-Ge-
setz“ wurden die energiepolitischen Ziele Ös-
terreichs endgültig in Richtung 100 Prozent 
Strom aus erneuerbarer Energie gestellt. Erst 
durch den Druck der SPÖ wurde aber sicher-
gestellt, dass diese Weichenstellung auch so-
zialverträglich und im Sinne der Bürgerinnen 
und Bürger ausgestaltet wurde.
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Die SPÖ nahm sich im Jahr 2021 frühzeitig 
und damit als erste Partei den bereits damals 
steigenden Energiepreisen an und forderte ab 
dem Herbst immer wieder Maßnahmen der 
Regierung ein, um die Menschen, aber auch 
unsere gesamte Volkswirtschaft vor hohen 
Energiepreisen zu schützen.

Ab dem Februar 2022 herrschte in der Energie-
politik auf Grund des Angriffs auf die Ukraine 
und der damit verbundenen Ungewissheiten 
in Bezug auf die Gaslieferungen aus Russland 
akuter Krisenmodus.

Die drohende Versorgungskrise ging naht-
los in eine beispiellose Preiskrise über, der die 
Bundesregierung weitgehend tatenlos zusah 
und deren Folgen uns in Form einer in West-
europa rekordverdächtigen Inflation weiter 
beschäftigen wird. Wären die Warnungen und 
Vorschläge der SPÖ bereits im Jahr 2021 ernst 
genommen und umgesetzt worden, hätte sich 
das Land und seine Bevölkerung viel an Sorgen 
und Belastungen erspart.

 
FAMILIE, KINDER UND JUGEND
Die Auswirkungen der Corona-Pandemie stell-
ten die Lebenswelten für viele Eltern, Kinder 
und Jugendliche komplett auf den Kopf. Die 
Umstellung auf Home-Office, Home-Schoo-
ling und die Sorgen um den Arbeitsplatz führ-
ten zu besonderen Belastungen für Kinder und 
Eltern. Nach der Gesundheitskrise mehrt sich 
die Zahl jener Eltern, die durch Arbeitslosigkeit, 
Kurzarbeit oder geringfügige Beschäftigung in 
Notsituationen geraten. Die massive Teuerung 
brachte viele Familien an den Rand ihrer Exis-
tenz und diese Entwicklung spiegelt sich auch 
in den zunehmenden psychischen Erkrankun-
gen, insbesondere von Kindern und Jugendli-
chen. Die SPÖ im Parlament machte daher mit 
Initiativen auf die prekäre Situation aufmerk-
sam und entwickelte Lösungsvorschläge. 

Unsere Vorstellungen für ein besseres Leben 
von Familien mündeten in parlamentarische 
Initiativen zur Bekämpfung von Kinderarmut, 
Ausbau der Kinderbetreuung und elementa-
rer Bildung samt kostenfreiem, warmem und 
gesundem Essen. Auch im Bereich der Kinder- 
und Jugendpolitik setzte der SPÖ-Parlaments-
klub zahlreiche Aktivitäten, unter anderem in 
Richtung Kinderschutz, Kinder- und Jugendge-
sundheit und Jugendarbeit. 

Im Berichtszeitraum fanden auf parlamentari-
scher Ebene auch zahlreiche Vernetzungstref-
fen und Veranstaltungen zu familien-, kinder- 
und jugendpolitisch relevanten Themen statt. 
Insbesondere der Austausch mit Expert:innen 
und Sprecher:innen der Landtage in diesem 
Bereich verläuft engagiert und bereichernd via 
Videokonferenzen.

 
FORSCHUNG, INNOVATION UND  
TECHNOLOGIE
Gerade im Bereich der Forschung erscheint 
eine Ausfinanzierung der Universitäten und 
Hochschulen (im Speziellen der Fachhochschu-
len) durch den Bund als wesentlich, ebenso wie 
die Dotierung der Forschungsfonds. Beide Auf-
gaben wurden durch die Bundesregierung nur 
mangelhaft bewerkstelligt und durch die SPÖ-
Parlamentsfraktion in Form von Anträgen im-
mer wieder thematisiert. 

Auch weitere wichtige Anliegen im For-
schungsbereich wurden seitens der SPÖ-Par-
lamentsfraktion mittels Anträgen hervorgeho-
ben, wie etwa die Forderung für mehr Gelder 
in der KI-Forschung, um international nicht ins 
Hintertreffen zu gelangen, oder die Generie-
rung weiterer ESA-Mittel durch Teilnahme an 
weiteren ESA-Forschungsprogrammen. 

Durch den unermüdlichen Einsatz für eine digi-
tale Souveränität der öffentlichen Verwaltung 
mittels flexiblerem, und vermehrtem Einsatz 
von Open-Source-Produkten konnten wir die 
Bundesregierung überzeugen, sich unseres 
Themas   anzunehmen und anhand eines ge-
meinsamen Antrages dieses auch umzusetzen.

Aber auch bereichsübergreifende Thematiken 
wurden von unserer Seite im Forschungsaus-
schuss angesprochen und thematisiert, wie 
etwa eine Bildungsoffensive im Bereich “Digi-
tale Grund- und Medienkompetenz”, oder auch 
der Energy-Gender-Nexus, mehr Forschungs-
gelder im Bereich genderspezifische Auswir-
kungen der Klimakrise, Klima- und Energiepoli-
tik zu fordern. 

FRAUEN UND GLEICHBEHANDLUNG
Im vorliegenden Berichtszeitraum setzte sich 
die SPÖ im Parlament als stärkste Oppositions-
fraktion intensiv und konsequent für Frauen 
und Gleichbehandlung ein. Im vorliegenden 
Berichtszeitraum gab es eine Vielzahl frauen-
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politischer Initiativen der SPÖ im Parlament, 
die sich insbesondere mit den Themen Teue-
rung, Gewaltschutz, Frauen am Arbeitsmarkt, 
Frauenpensionen, Einkommenstransparenz, 
Bekämpfung von Frauen- und Kinderarmut und 
Frauengesundheit befassten. 

Die SPÖ machte im Parlament unermüdlich 
auf die schwierige Situation von Frauen in der 
Corona-Pandemie bzw. ihre prekären Lagen 
aufgrund der Teuerungs-Krise aufmerksam 
und forderte Lösungen ein. 

Auch Forderungen der sozialdemokratischen 
LGBTIQ-Community wurden im parlamen-
tarischen Prozess bearbeitet. Wichtige The-
men wie unter anderem die diskriminierungs-
freie Blutspende, Einführung des Dritten 
Geschlechts, ein Verbot von Konversionsthe-
rapien sowie die Ausweitung des Diskriminie-
rungsschutzes (Levelling-Up) wurden forciert.

Die parlamentarischen Aktivitäten während 
des Berichtszeitraums reichten weiters von 
Vernetzungsarbeit – sowohl innerparteilich als 
auch mit NGOs – Pressekonferenzen, über An-
träge bis hin zu Anfragen an einzelne Regie-
rungsmitglieder. Auch das jährliche Barbara-
Prammer-Symposium, welches gemeinsam 
mit dem Renner-Institut und den SPÖ-Bun-
desfrauen veranstaltet wird, wurde fortge-
führt. 

Besonders hervorzuheben ist an dieser Stelle 
der regelmäßige Austausch der sozialdemo-
kratischen Mitglieder der Gleichbehandlungs-
ausschüsse im Nationalrat und Bundesrat mit 
den Frauen- und Gleichbehandlungsspre-
cher:innen der Landtage.

 
GESUNDHEIT
Schwerpunktmäßig befasste sich unsere Frak-
tion im Berichtszeitraum mit der Verschlech-
terung unseres Gesundheitssystems durch 
Personalmangel sowohl im ärztlichen Bereich 
als auch den anderen Gesundheitsberufen und 
den damit verbundenen langen Wartezeiten, 
der starken Zunahme der Wahlärzt:innen und 
gleichzeitig Verknappung des Angebots von 
Kassenärzt:innen, nicht verfügbaren Medika-
menten und den gebrochenen Versprechun-
gen der Regierung wie etwa gleiche Leistun-
gen für alle Versicherten oder die angebliche 
“Patientenmilliarde”. Alle diese Themen wur-

den sowohl in Anträgen als auch durch media-
le Aktionen immer wieder aufgerollt.

15 Sitzungen des Gesundheitsausschusses fan-
den im Berichtszeitraum statt und dabei wur-
den 315 Vorlagen behandelt. Hervorzuheben 
sind dabei vor allem 13 Volksbegehren, die sich 
fast ausschließlich mit den Themen Pandemie 
und Impfen befassten.

INNERE ANGELEGENHEITEN
Die ÖVP stellt seit über 20 Jahren den Innen-
minister und führt seit sechs Jahren – mit kur-
zer Unterbrechung – die Bundesregierung 
an. Fazit: Die Asyl- und Migrationspolitik ist 
gescheitert, die Polizei leidet unter extremer 
Personalnot. 

Die parlamentarische Tätigkeit der SPÖ steht 
und stand daher im Bereich Inneres für einen 
Neuanfang in der Asyl- und Migrationspolitik 
und für die Verbesserung der Arbeitsbedin-
gungen für die Polizei. Dabei setzten wir, wie 
zahlreiche Anträge untermauern, auf vernünf-
tige und sachliche Lösungen statt Symbolpoli-
tik, Hetze und Spaltung. 

Mittels parlamentarischer Anfragen und akti-
ver Kommunikationsarbeit haben wir klarge-
stellt, dass wir Menschenrechtsbrüche nicht 
dulden. 

Die innere Sicherheit wird von unserer Polizei 
sichergestellt. Die Beamt:innen, die tagtäglich 
unter Einsatz ihrer eigenen Sicherheit Dienst 
für die Republik verrichten, haben den nötigen 
Respekt verdient. Daher fordern wir in unserer 
parlamentarischen Tätigkeit eine Reform der 
Polizeiausbildung und die Verbesserung der 
Arbeitsbedingungen, damit die Polizei wieder 
ein attraktiver Arbeitgeber wird. Polizeistatio-
nen müssen ausgebaut und nicht zugesperrt 
werden. Bereits jetzt haben viele Gemeinden 
kein Wachzimmer mehr und sind nicht mehr 
an die Sicherheitsinfrastruktur angebunden. 

Damit der Polizeidienst wieder attraktiver wird, 
müssen sich Arbeitsbedingungen und das Ge-
haltsschema grundlegend ändern. Es ist nicht 
mehr zeitgemäß, dass ein ordentliches Gehalt 
nur durch Zulagen und Überstunden zustan-
de kommt, welche die Beamt:innen langfristig 
auszehren.
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Wir konnten ebenfalls einen gemeinsamen 
oppositionellen Widerstand gegen das Krisen-
sicherheitsgesetz der Bundesregierung orga-
nisieren, der zu Entschärfungen des Entwurfs 
geführt hat. Die parlamentarische Kontroll-
kommission für die DSN, die wir erfolgreich ins 
Nachrichtendienstgesetz verhandelt haben, 
wird nun nach monatelanger Blockade durch 
die Bundesregierung endlich eingesetzt und 
ihre Arbeit aufnehmen. Damit haben wir auch 
eine europaweit einmalige parlamentarische 
Kontrolle des Inlandsnachrichtendienstes si-
chergestellt.

Im Bereich der Integration wurde der Bildungs-
aspekt hervorgehoben. Dies umfasst auf der 
einen Seite die Inklusion von Migrant:innen bzw. 
Asylwerber:innen und Schutzsuchenden und de-
ren Kinder in das österreichische Bildungs- und 
Ausbildungssystem, aber auch die rasche Aner-
kennung ihrer bereits erworbenen Fähigkeiten.

 
KONSUMENTENSCHUTZ
Im Konsumentenschutz waren unsere zentra-
len Themen in der parlamentarischen Arbeit: 
Altersdiskriminierung bei Banken, wohnungs-
nahe Bankomaten, Mogelpackungen und die 
Zinspolitik der Banken. 

Die überhöhten Überziehungszinsen werden 
von der SPÖ seit Jahren angeprangert, da die 
Höhe der Überziehungszinsen nicht nachvoll-
ziehbar ist und vor allem einkommensschwa-
che Menschen mit noch höheren Überzie-
hungszinsen konfrontiert sind. 

Im Bereich der Altersdiskriminierung ist es der 
SPÖ gelungen, die Menschen und auch die Me-
dien für die Probleme der Verweigerung von 
Krediten oder Überziehungsrahmen zu sensibi-
lisieren und einer Lösung zuzuführen. 

Ebenso federführend war die SPÖ beim Kampf 
gegen Mogelpackungen und der damit ver-
bundenen versteckten Verteuerung der Pro-
dukte und Täuschung der Konsument:innen. 

Mit der Forderung nach einem wohnungs-
nahen Zugang zu Bankomaten haben wir ein 
wesentliches Bedürfnis der Bevölkerung an-
gesprochen und haben dafür viel Zuspruch be-
kommen.

 

KULTUR-, MEDIEN- UND NETZPOLITIK

Die Corona-Krise hat den Kultursektor europa-
weit hart getroffen. Nachdem die schlimms-
ten Auswirkungen der Pandemie überwunden 
waren, trat eine neue Herausforderung auf 
den Plan: die Teuerung. Hohe Inflation und ex-
plodierende Energiepreise stellen den Kultur-
sektor erneut auf die Probe. Die Ausgaben für 
Energie machen neben den Personalkosten 
bei Kulturinstitutionen wie Theatern oder Mu-
seen einen wesentlichen Teil der Aufwendun-
gen aus. In mehreren Anträgen haben wir die 
schwierige Situation der Kulturbetriebe thema-
tisiert und ein Maßnahmenpaket zur Unterstüt-
zung gefordert. 

Weitere wesentliche Schwerpunktthemen der 
parlamentarischen Tätigkeit waren der verbes-
serte Kinder- und Gewaltschutz in Kulturinstitu-
tionen, die Teilhabe aller Bevölkerungsgruppen 
am Kulturleben, ein Baukultur-Förderungspro-
gramm für Städte und Gemeinden, der Erhalt 
des Radio-Symphonieorchesters, das Haus der 
Geschichte, ein gemeinsamer Kollektivvertrag 
für die Bundesmuseen und die faire Entloh-
nung von Künstler:innen.

Der Medienbereich war geprägt durch mehre-
re Gesetzesnovellen. Den Beginn machte der 
Beschluss der Digitalen Transformationsför-
derung, die die österreichische Medienbran-
che bei der Digitalisierung unterstützen soll. 
Ziel ist der Erhalt der Vielfalt an Anbietern, die 
Absicherung einer eigenständigen österreichi-
schen Medienlandschaft im digitalen Zeitalter 
und die Förderung des Auf- und Ausbaus des 
digitalen Angebots. 

Es folgte eine detaillierte Auseinandersetzung 
mit der Inserate-Vergabe der Bundesregie-
rung. Letztlich konnte auch mit unserer Unter-
stützung eine Novelle zum Medienkoopera-
tions- und -Förderungs-Transparenzgesetz 
beschlossen werden, das größere Transparenz 
bei der Inserate-Vergabe vorsieht. 

Große Empörung auch von unserer Seite löste 
das Ende der Wiener Zeitung als Tageszeitung 
aus. Weiterhin im Schwebezustand ist die neue 
Qualitäts-Journalismus-Förderung, die zwar 
im Ausschuss beschlossen wurde, wo jedoch 
nach wie vor die beihilfenrechtliche Zustim-
mung der EU-Kommission fehlt. 
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Ebenfalls novelliert wurden das Privatradio-
gesetz und das Audiovisuelle Mediendienste-
Gesetz. Vor dem Sommer beschlossen wur-
de – ohne unsere Zustimmung – nach einer 
Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes die 
neue Finanzierung des ORF durch eine Haus-
haltsabgabe. Wir vermissten dabei vor allem 
eine soziale Staffelung des ORF-Beitrags und 
eine Gremienreform, die die Unabhängigkeit 
des ORF sichert. Letztere muss jedoch jetzt 
doch kommen, da im Oktober 2023 der Ver-
fassungsgerichtshof die Bestellung und die Zu-
sammensetzung der ORF-Gremien teilweise 
als verfassungswidrig aufgehoben hat.

Im Bereich Netzpolitik stand im Jahr 2021 vor 
allem die Urheberrechtsnovelle im Fokus. Hier 
haben wir uns vor allem für die faire Vergütung 
von kreativen Leistungen im Internet einge-
setzt. Nachdem diese nicht vorgesehen war, 
erhielt die Novelle nicht unsere Zustimmung. 
Weiter verfolgt haben wir auch das Thema 
Hass im Netz und haben beobachtet, ob und 
wie das im Jahr 2020 beschlossene Hass-im-

Netz-Bekämpfungsgesetz wirkt. 

Des Weiteren haben wir mehrmals Initiativen 
für mehr digitale Souveränität eingebracht. Di-
gitale Souveränität bedeutet die Fähigkeit zur 
Selbstbestimmung im digitalen Raum, die aktu-
ell vor allem durch das Monopol großer Online-
Konzerne bedroht ist. Nach wie vor lässt die 
Bundesregierung hierzu Taten vermissen. 

Ein weiteres Anliegen war, die Digitalisierung für 
alle nutzbar zu machen. Daher haben wir Initia-
tiven zur digitalen Bildung und Erweiterung der 
Medienkompetenz angeregt. In den Schulen ha-
ben wir uns folgerichtig auch der zähen Ausgabe 
digitaler Endgeräte, dem neuen Pflichtfach digi-
tale Grundbildung und dem Thema Datenschutz 
gewidmet. Auch die Forderung nach einem 
schnellen, stabilen Internet für alle steht nach wie 
vor auf unserer Forderungsliste. 

Im Jahr 2023 fokussierten wir unsere Aktivitä-
ten auf die Herausforderungen, die mit einer 
breiten Nutzung von Künstlicher Intelligenz 
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einhergehen. Einen Schwerpunkt legten wir 
dabei auf den Bildungs- und Schulbereich, auf 
den künstliche Intelligenz schon jetzt wesent-
liche Auswirkungen hat und weiter haben wird. 
Schüler:innen müssen ermächtigt und ermutigt 
werden, frühzeitig den sinnvollen Umgang 
mit künstlicher Intelligenz zu erlernen, um 
bestmöglich auf eine Gesellschaft der Zukunft 
vorbereitet zu sein.

 
LAND- UND FORSTWIRTSCHAFT, TIERSCHUTZ 
UND LEBENSMITTELSICHERHEIT
Die Jahre 2021 und 2022 waren im Bereich Land-
wirtschaft (neben der Pandemie) bestimmt von 
den Vorbereitungen zur Umsetzung der neuen 
Verordnungen (EU) zur Verteilung der Agrarför-
dermittel (Gemeinsame Agrarpolitik, GAP).

In diesem Zusammenhang forderte der SPÖ-
Klub unter anderem mehr Verteilungsgerech-
tigkeit durch eine starke Umverteilungsprämie. 
Auch die Fördergelder für soziale Dienste in 
den ländlichen Regionen hätten aus unserer 
Sicht stark aufgestockt werden müssen – jene 
Förderung, die auf Grund unserer Initiative 2013 
erstmals in der vergangenen GAP-Periode ein-
geführt worden war. 

Eine deutliche Reduktion der Ausbringung che-
misch-synthetischer Pestizide wäre nötig, so-
wie eine Förderschiene zur Beendigung der 
Vollspaltenboden-Haltung von Schweinen. Es 
bräuchte auch konkrete Zielvorgaben, die inner-
halb dieser Agrarförder-Periode erreicht wer-
den sollen (ca. 2,4 Milliarden Euro jährlich).

Die neuen Zahlen des Grünen Berichts 2023 
bestätigen, dass die Schere zwischen den klei-
neren und den großen landwirtschaftlichen 
Betrieben weiter auseinandergeht. Ein durch-
schnittliches Einkommensplus von 42 Prozent 
auf Grund nationaler zusätzlicher Förderungen 
wegen der Energie- und Ukrainekrise bedeutet, 
dass einerseits für die landwirtschaftlichen Be-
triebe in Österreich viel Steuergeld in die Hand 
genommen wird, andererseits profitiert das un-
tere Viertel der Betriebe (das Verluste schreibt) 
unterdurchschnittlich.

Der Bereich Tierschutz war und ist stark vom 
Engagement für eine Verbesserung der Tier-
haltung im Nutztierbereich geprägt. Als ein-
zige verbessernde Maßnahme wurde in dieser 
Gesetzgebungsperiode ein Verbot des Tötens 

männlicher Küken eingeführt (eine Forderung, 
die die SPÖ erhoben hatte). Die Regierungs-
fraktionen haben sich auf höchst unklare Rege-
lungen im Zusammenhang mit der Haltung von 
Schweinen auf Vollspaltenböden geeinigt, die 
dazu führen, dass diese quälerische Tierhaltung 
weit über das Jahr 2050 hinaus in Österreich 
bestehen kann. 

Skandale in AMA-Gütesiegel-Betrieben bestä-
tigen, dass unsere zahlreichen Anträge (etwa 
Verbot der Haltung von Schweinen auf Voll-
spaltenböden, Verbot der betäubungslosen 
Ferkelkastration, rasches Verbot der dauernden 
Anbindehaltung bei Rindern, ein Tiertransport-
paket) mittlerweile mehr als dringlich sind. Auch 
ein Antrag, um das System der Kontrolle von 
landwirtschaftlichen Nutztier-Betrieben zu ver-
bessern, ist hier zu nennen. Wir werden weiter 
auf mehr Tierschutz drängen.

Im Bereich der Lebensmittelsicherheit wird seit 
Beginn der Legislaturperiode darauf gepocht, 
dass es endlich zu verbindlichen Vorgaben für 
an Kinder gerichtetes Lebensmittelmarketing 
kommt; eine verpflichtende Herkunftskenn-
zeichnung soll mit einer Tierhaltungskennzeich-
nung gekoppelt werden; außerdem braucht es 
eine Zusammenschau der Pestizide, um ihre 
Gesamtwirkung beurteilen und erkennen zu 
können. Im Bereich der Spielzeuge gibt es den 
Bedarf für deutlich mehr Kontrollen. Mit einem 
Antrag zur Vorlage eines Trinkwasserberichts 
soll mehr Einblick in die Belastung des Trink-
wassers hinsichtlich Pestiziden und Nitraten ge-
geben werden.

Im Bereich der Neuen Gentechnik fordern wir 
Risikoabschätzung, Kennzeichnung und Rück-
verfolgbarkeit wie dies bei der Alten Gentechnik 
der Fall ist. 

Generell zeigt sich in den genannten Bereichen 
stark, dass der Bauernbund vorgibt und die Grü-
nen nicht auffallend dagegenhalten.

 
LANDESVERTEIDIGUNG
Wir Sozialdemokrat:innen setzen uns im Par-
lament dafür ein, dass Österreich als neutrales 
Land seine Verteidigung selbst sicherstellen 
kann, dass gegenüber unseren Soldat:innen der 
nötige Respekt, auch in Form von guten Arbeits-
bedingungen und guter Besoldung, herrscht und 
unsere Neutralität nicht in Frage gestellt wird.
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Wir Sozialdemokrat:innen kämpfen im Parlament  
dafür, dass wir im Rahmen der 
sicherheitspolitischen Herausforderungen der 
Gegenwart und der Zukunft das Schicksal in die 
eigenen Hände nehmen.

Dafür bedarf es einer sozialdemokratischen Si-
cherheitsstrategie (vom gesamtstaatlichen Han-
deln, den Schutz der Grund- und Freiheitsrech-
te bis zur Steigerung der Resilienz und Autarkie), 
um den Schutz der Bevölkerung zu gewährleis-
ten sowie Österreich als neutralen Staat interna-
tional federführend in der globalen Sicherheits- 
und Friedenspolitik zu positionieren.

Wir sind gegen einen Nato-Beitritt und für 
eine Neuausrichtung der bereits 10 Jahre 
alten Österreichischen Sicherheitsstrategie, 
was auch mit etlichen Anträgen untermauert 
wurde.

Der russische Angriffskrieg und seine Folgen 
haben auch das Österreichische Bundesheer 
wieder in den Vordergrund treten lassen. 
Die Landesverteidigung wird wieder als eine 
umfassende gesehen und der Schutz der 
immerwährenden Neutralität hat an Bedeutung 
gewonnen. Im Zuge dessen haben wir uns 
auch für eine Erhöhung der Budgetmittel für 
das Bundesheer eingesetzt, die im Nationalrat 
schließlich einstimmig beschlossen wurde.

Davon zeugt, dass alle Parteien sich einig 
waren, dem ÖBH in den nächsten Jahren 
mehr Geld zukommen zu lassen, um dringend 
notwendige Investitionen vorzunehmen. Im 
November 2022 beschloss der Nationalrat ein 
Landesverteidigungs-Finanzierungsgesetz im 
Umfang von 16 Milliarden Euro für die nächsten 
vier Jahre.

Was bleibt, ist ein akuter Personalmangel in al-
len Bereichen, den wir mit parlamentarischen 
Anfragen in den Vordergrund rücken. Denn die 
besten Flieger sind nutzlos, wenn es keine Pi-
lot:innen gibt, die sie fliegen. Die Miliz ist nicht 
mehr einsatzfähig, obwohl ein verfassungs-
mäßiger Auftrag vorliegt. Es gibt viel zu wenig 
freiwillige Meldungen für Auslandseinsätze und 
einen gravierende Ärzt:innen- und Sanitäter:in-
nen-Mangel. Wir werden, so wie bisher, dafür 
eintreten, dass Grundwehrdienst-Leistende als 
künftige Mitarbeiter:innen im Heer Karriere-
aussichten bekommen und dementsprechend 
behandelt werden und dass die umfassende 

Landesverteidigung wieder an den Schulen 
gelehrt und in allen Bereichen der Gesellschaft 
– auch der Wirtschaft – stärker verankert wird.

VERFASSUNG, MENSCHENRECHTE, JUSTIZ 
Grundlagen für eine sozialdemokratische Poli-
tik in Staat und Gesellschaft sind Gerechtigkeit, 
gleicher Zugang zum Recht, Chancengleich-
heit und Transparenz; die sozialdemokrati-
schen Abgeordneten in den genannten Poli-
tikbereichen (Ausschüssen) haben sich daher 
diese Ziele gesetzt und in Form von Entschlie-
ßungsanträgen und Gesetzesinitiativen in den 
parlamentarischen Diskurs eingebracht.

Die österreichische Gesellschaft wurde im Be-
richtszeitraum immer gespaltener, durch interne 
Faktoren (starke Teuerung bei Lebensmitteln und 
Wohnkosten, hohe Inflation und Korruptionsfälle 
innerhalb der Politik) wie auch externe (Russlands 
Krieg gegen die Ukraine, hohe Flüchtlingszahlen 
in Europa und die weltweite Abwendung von 
der Demokratie hin zu autoritären Regimen). All 
das hat die Spaltung innerhalb der Gesellschaft 
verstärkt. Die hohe Anzahl von Verdachtsfällen 
der politischen Korruption schwächt den öster-
reichischen Rechtsstaat. Auch die Pandemie und 
die damit verbundenen staatlichen Maßnahmen 
haben diese Entwicklung angetrieben. Daher 
galt und gilt es für uns Sozialdemokrat:innen, die 
verfassungsrechtlichen Institutionen, die Grund- 
und Menschenrechte sowie den Rechtsstaat zu 
stärken und zukunftsfit zu machen sowie auto-
ritäre und illiberale Entwicklungen aufzuzeigen 
und zu bekämpfen. Durch eine Reihe von Anträ-
gen wurden die Stärkung des Rechtsstaates und 
der Ausbau der Grundrechte angesprochen. 

In einer solchen Situation sollten die sozialen 
Grundrechte, die im österreichischen Grund-
rechtskatalogs unterrepräsentiert sind, gestärkt 
werden, anstatt Scheindiskussionen über die 
Verankerung von Bargeld und Schnitzel in der 
Verfassung zu führen, wie dies von Seiten der 
Kanzlerpartei ÖVP und der Oppositionspartei 
FPÖ als Ablenkung initiiert wurde und wird. Da-
durch soll verhindert werden, dass der politische 
Fokus und das öffentliche Interesse auf die ech-
ten Probleme der Menschen gerichtet werden, 
wie Recht auf Wohnen, Recht auf eine leistbare 
Gesundheitsversorgung und Pflege, Recht auf 
kostenlose Aus- und Weiterbildung oder das 
Recht auf einen kostengünstigen Erhalt der ös-
terreichischen Staatsbürgerschaft nach Vorlie-
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gen der notwendigen Voraussetzungen und der 
strafrechtlichen Unbescholtenheit. 

Selbst der funktionierende Rechtsstaat, der 
Grundlage für eine gerechte Gesellschaft ist, 
wurde aus parteipolitischen Überlegungen in-
frage gestellt. Da eine Reihe hochrangiger Ver-
treter der ÖVP von der österreichischen Justiz 
als Beschuldigte in Korruptionsfällen geführt 
wird, wurden die Vertreterinnen und Vertreter 
der Staatsanwaltschaft verächtlich gemacht 
und herabgewürdigt. Eine solche Vorgehens-
weise ist in einer funktionierenden, entwickel-
ten Demokratie undenkbar und müsste zu 
Rücktritten führen.

Dieser unsensible Umgang mit tragenden Pfei-
lern der Demokratie zeigte sich auch bei der 
Einstellung der Wiener Zeitung; die älteste Ta-
geszeitung der Welt und damit die österreichi-
sche Medienvielfalt wurden Opfer einer Politik, 
die lediglich mit Inseraten den Boulevard be-
dienen will, um dadurch eine wohlwollende Be-
richterstattung zu erkaufen, während kritischer 
Journalismus unerwünscht ist.

 
PETITIONEN UND BÜRGERINITIATIVEN
Im vorliegenden Berichtszeitraum wurden 
zahlreiche Petitionen und Bürgerinitiativen im 
Nationalrat eingebracht. Sie sind Ausdruck für 
besonderes politisches Engagement von Bür-
gerinnen und Bürgern und werden im Aus-
schuss für Petitionen und Bürgerinitiativen 
diskutiert. Mit parlamentarischen Bürgerinitia-
tiven können 500 wahlberechtigte österreichi-
sche Staatsbürger:innen schriftliche Anliegen 
direkt an den Nationalrat herantragen. Im Un-
terschied dazu werden Petitionen von Abge-
ordneten des Nationalrats überreicht. In ihrer 
Rolle als stärkste Oppositionsfraktion nehmen 
Abgeordnete des SPÖ-Parlamentsklubs diese 
Möglichkeiten verstärkt in Anspruch. In weite-
rer Folge werden im Ausschuss für Petitionen 
und Bürgerinitiativen Stellungnahmen von Mi-
nisterien oder anderen Institutionen eingeholt. 
Die Zuweisung an Fachausschüsse erfolgt auf-
grund der Blockadehaltung der beiden Regie-
rungsfraktionen leider nur äußerst selten. 

Die Sammelberichte des Ausschusses geben 
einen Überblick über den jeweiligen parlamen-
tarischen Prozess und werden im Plenum des 
Nationalrats beraten. Sämtliche Initiativen und 
Stellungnahmen können auf der Homepage 

des Parlaments abgerufen werden. Hervorzu-
heben ist an dieser Stelle auch die Möglichkeit, 
einer im Nationalrat eingebrachten Petition 
oder Bürgerinitiative auf elektronischem Weg 
über das Webportal des Parlaments zuzustim-
men. Für die Beratungen im Nationalrat hat 
dieses Modul allerdings kein politisches Ge-
wicht und keine rechtliche Verbindlichkeit.

RECHNUNGSHOF
Grundsätzlich ist festzuhalten, dass auf Bundes-
ebene jährlich rund 76 Prozent der Empfehlun-
gen des Rechnungshofes von den geprüften 
Institutionen kurz- oder mittelfristig umgesetzt 
werden. Im Bereich der Bundesländer liegt die 
Umsetzungsquote der RH-Empfehlungen bei 
knapp 80 Prozent, bei den Gemeinden sogar 
bei über 80 Prozent. Diese Umsetzungszahlen 
sind in den letzten Jahren annähernd gleichge-
blieben.

Vom SPÖ-Parlamentsklub wurde im Berichts-
zeitraum eine Sonderprüfung durch den Rech-
nungshof beantragt. Es handelt sich dabei um 
ein Verlangen auf Gebarungsprüfung durch 
den Rechnungshof bezüglich der Eigenveran-
lagungen der Österreichischen Nationalbank in 
den Finanzjahren 2019, 2020, 2021 und 2022. 
Eingebracht wurde das Verlangen am 1. März 
2023.

Der parlamentarische Rechnungshofausschuss 
tagt in regelmäßigen Abständen – im Berichts-
zeitraum durchschnittlich einmal pro Monat 
(ausgenommen sind die Sommermonate Juli 
und August).

Im Jahr 2021 wurden insgesamt 26 Rech-
nungshofberichte debattiert und abgeschlos-
sen, 2022 waren es 32 Berichte. Im Jahr 2023 
diskutierte der RH-Ausschuss bisher (Stichtag 
12. September 2023) 18 Berichte.

 
SPORT
Die Corona-Krise hat den Sport und die tau-
senden Sportvereine in Österreich vor eine 
schwierige Herausforderung gestellt, nicht 
alle konnten bisher zufriedenstellend bewäl-
tigt werden. Für die SPÖ galt von jeher: Sport 
muss leistbar und zugänglich für alle Menschen 
sein, egal welchen Alters, welcher Herkunft 
und welcher Glaubensrichtung. Sport, vor al-
lem der gemeinnützige Vereinssport, ist per 
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se das größte Integrationsprojekt der Republik. 
Im Sport treffen Menschen in friedlichem Aus-
tausch unter Beachtung von Regeln, Wertehal-
tungen und Normen aufeinander.

Mit der Erhöhung der Besonderen Sport-
förderung von 80 auf 120 Millionen Euro ab 
2023 wurde eine jahrelange Forderung der 
SPÖ endlich umgesetzt: Mehr Geld für den 
österreichischen Breiten- und Spitzensport 
und eine damit wichtige Unterstützung der 
15.000 Sportvereine in unserem Land. Um die 
Sportinfrastruktur in Zeiten von hohen Strom- 
und Energiekosten für alle Sportler:innen in 
Österreich langfristig zu gewährleisten, be-
darf es jedoch weiterer Anstrengungen, für 
die die SPÖ-Fraktion im Parlament kämpft: 
Wie etwa die Umsetzung der täglichen Turn-
stunde oder der Erhalt des ORF-Spartensen-
ders Sport +, der für viele Sportvereine ein 
wichtiges Standbein ist.

Keinen Anklang bei den Regierungspartei-
en fanden unsere Lösungsvorschläge im Be-
reich Mountainbiken: Neben ausdrücklich 
freigegebenen Mountainbike-Strecken ist das 
Mountainbiken auf allen Wegen im Wald laut 
Forstgesetz generell verboten, weshalb viele 
Mountainbiker:innen in die Illegalität getrie-
ben werden. Diese Problematik könnte kosten-
günstig gelöst werden, indem man mit einer 
Zusammenführung der verschiedenen „Moun-
tainbike-Modelle“ in den Bundesländern die 
notwendigen Wege, die bereits über eine ent-
sprechende Infrastruktur verfügen, zur Verfü-
gung stellt.

Versagt wurde uns auch eine Strategie zum 
Erhalt und Ausbau der Schwimminfrastruktur, 
insbesondere von Hallenbädern, und die Er-
arbeitung einer Bewegungs- und Sportkom-
petenz zur Förderung der Gesundheit von 
Kindern und Jugendlichen, in Abstimmung 
mit den Bundesländern sowie den organisier-
ten Sport-Bewegungsinitiativen, zur Umset-
zung der täglichen Bewegungs- und Sport-
einheit in allen Kindergärten und Schultypen. 
 
 
TOURISMUS

Im Tourismus wurden die Qualität der Lehre und 
die Verbesserung der Arbeitswelt im Tourismus 
und den Gastronomiebetrieben ins Zentrum 
unserer politischen Arbeit gestellt. Wenn die Zu-

friedenheit der Arbeitnehmer:innen in den tou-
ristischen und gastgewerblichen Betrieben nicht 
steigt, ist der Arbeitskräftemangel nicht beheb-
bar und auch die Anwerbung von Arbeitskräften 
aus dem Ausland wird das Problem nicht lösen. 
Hier setzt die SPÖ ihre Politik an.

UMWELT
Die Regierung konnte die hochgesteckten 
Ziele aus dem Regierungsprogramm im Um-
welt- und Klimaschutz bisher weitgehend nicht 
erfüllen. Zustände, wie sie die aktuelle Bundes-
regierung durch Untätigkeit verursacht, näm-
lich, dass es seit über 1.000 Tagen kein Klima-
schutzgesetz gibt, das der Bevölkerung, aber 
auch der Wirtschaft Orientierung gibt, waren 
eigentlich undenkbar. Die SPÖ hat hier stets 
Druck auf die gelähmte Regierung ausgeübt 
und als einzige Oppositionspartei konsequent 
ambitionierten Umwelt- und Klimaschutz mit 
der sozialen Frage verknüpft. Dort, wo der Re-
gierung tatsächlich etwas gelungen ist, etwa 
bei der Einführung des Pfandsystems für Ge-
tränkeverpackungen, hat die SPÖ stets auf eine 
sinnvolle Ausgestaltung und eine faire Vertei-
lung von Kosten und Nutzen gedrängt. Inhaltli-
che Schwerpunkte waren u.a. der freie Zugang 
zur Natur, soziale und nachhaltige Lieferketten, 
der Ausstieg aus Gasheizungen im Neubau und 
vor allem die Verknüpfung von Klimaschutz-
politik mit Investitionen in die öffentliche Infra-
struktur und Beschäftigungspolitik.

VERKEHR
Ein Großteil der sozialdemokratischen Ziele 
in der Verkehrspolitik wurden als verbindliche 
Handlungsanleitung im Rahmen eines Ver-
kehrszielegesetzes formuliert.

Am Personenverkehr wird das Ziel des Klima-
schutzes durch einen deutlich gesteigerten 
Ausbau des öffentlich zugänglichen Verkehrs 
für alle Siedlungsräume, den massiven Ausbau 
und die Umwidmung von Verkehrsflächen für 
den Rad- und Fußverkehr sowie den ambitio-
nierten Umstieg auf emissionsfreie Fahrzeug-
technologien festgeschrieben.

Ebenso wird es notwendig sein, Bahnhöfe als 
Mobility-Hubs mit entsprechend attraktiver 
Ausstattung zu etablieren. Im Güterverkehr 
wird der Modal Split der Schiene - durch ent-
sprechende europäische Zusammenarbeit und 
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die Schaffung von Anbindungen an die tatsäch-
lichen Warenverkehrsströme - auf 40 Prozent 
erhöht werden (entspricht rund 35 Milliarden 
Tonnenkilometer).

Um die zukünftigen Mobilitätsbedürfnisse der 
Bevölkerung umzusetzen, ist eine Mobilitäts-
versorgungsgarantie im öffentlichen Verkehr 
sowie eine Erreichbarkeitsgarantie bzw. Anbin-
dungsgarantie für den Warenverkehr sowie für 
die Betriebe zu gewährleisten.

In dem von der Sozialdemokratischen Parla-
mentsfraktion vorgelegten Verkehrszielegesetz 
werden nachfolgende Ziele, die den jeweils zu-
ständigen Bundesminister bzw. die Bundesmi-
nisterin für Verkehr binden sollen, festgelegt:

1. Ein Grundangebot im öffentlichen  Verkehr
2. Erreichbarkeitsziele
3. Ausbauziele
4. Anbindungsziele
5. Warenverkehrsziele
6. Die Definition einer Radverkehrsinfrastruktur
7. Soziale Ziele für Beschäftigte im Öffentlichen 

Verkehr
8. Fonds zur Unterstützung der Gemeinden bei 

der Umsetzung diverser Maßnahmen

Dieses grundlegende Konzept zur verkehrspoli-
tischen Neuorientierung wurde auch als Initiativ-
antrag vorgelegt und - wie viele unserer Initiati-
ven - seitens der Regierungsfraktionen vertagt. 

Heftig kritisiert durch die Parlamentsfraktion 
wurde die Nichtumsetzung des Bundesstra-
ßengesetzes und des Bauplanes der ASFINAG 
durch die Verkehrsministerin, ebenso wie die 
geringe Einpreisung von CO2 beim Güterver-
kehr im Rahmen der Neufassung des Bundes-
straßenmautgesetzes. 

VOLKSANWALTSCHAFT
Im Zuge des Volksanwaltschaftausschusses 
wurde der Bericht der Volksanwaltschaft zur 
Verfassungsrechtlichen Absicherung sozialer 
Grundwerte diskutiert und in die politische Ar-
beit aufgenommen. 

WIRTSCHAFT
Die letzten Jahre waren von zwei Krisen - der 
Corona-Pandemie sowie der Teuerungskrise - 
geprägt. Die SPÖ hat in der Corona-Krise vor 

der Konstruktion der COFAG gewarnt. Es hat 
sich - wie befürchtet - herausgestellt, dass in-
transparente Hilfszahlungen in Milliardenhöhe 
zu großen Überförderungen geführt haben. 
Einige Unternehmen haben aufgrund der feh-
lerhaften Konstruktion der Hilfszahlungen das 
Geschäft ihres Lebens gemacht, während an-
dere Betriebe für immer schließen mussten. 
Österreich zählte zwar zu den Ländern, die am 
meisten Geld für die Bewältigung der Corona-
Krise ausgegeben haben, die wirtschaftliche 
Performance war aber unterdurchschnittlich. 
Das Geld wurde also ineffizient verwendet. Die 
SPÖ-Parlamentsfraktion hat das kritisiert und 
eine Rückzahlung der Corona-Überförderun-
gen in Form einer befristeten Corona-Sonder-
abgabe gefordert. Diese Idee wurde von der 
Regierung leider nie aufgegriffen.

Bei der Teuerungskrise hat sich die fehlerhafte 
Wirtschaftspolitik der Bundesregierung naht-
los fortgesetzt. Statt wie in anderen Ländern 
in die Preise einzugreifen und die Inflation zu 
bekämpfen, hat man sich für eine Politik der 
Einmalzahlungen entschieden. Im Ergebnis 
hat das dazu geführt, dass Österreich im Jahr 
2023 die höchste Inflation in Westeuropa und 
gleichzeitig die schlechteste Wirtschaftsper-
formance aufzuweisen hat. Auch hier hat man 
nicht auf die SPÖ gehört, die schon Ende 2021 
vor der Gefahr der hohen Inflation gewarnt hat 
und entsprechende Anträge zur Bekämpfung 
der Inflation im Parlament eingebracht hat. 
Die SPÖ bleibt dabei: Die Inflation muss an der 
Wurzel bekämpft werden: Energiepreisregulie-
rungen, Einfrieren der Mieten und ein gezielter 
Eingriff bei den Preisen von Grundnahrungs-
mitteln sind nach wie vor ein Gebot der Stun-
de. Zahlreiche - von der SPÖ initiierte -   Son-
dersitzungen haben sich in den Jahren 2022 
und 2023 um dieses Thema gedreht. Zuletzt 
hat die SPÖ im Parlament einen Misstrauens-
antrag gegen die gesamte Bundesregierung 
eingebracht.

 
WISSENSCHAFT UND FORSCHUNG
Für den Bereich der tertiären Bildung an Uni-
versitäten und Hochschulen tritt die SPÖ-Par-
lamentsfraktion für einen weitgehend offenen 
Hochschulzugang ein. Dies bedeutet auch 
eine Rücknahme der bestehenden Zugangs-
beschränkungen und die Ausweitung des Bil-
dungsangebotes. Speziell im Bereich der Me-
dizinausbildung ist die Reglementierung der 
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Studienplätze auf 1.850 völlig unzureichend 
und wurde von uns heftig kritisiert.

Eine Ausfinanzierung der Universitäten und 
Hochschulen (im Speziellen der Fachhoch-
schulen) durch den Bund erscheint wesentlich. 
Ebenso wie die Dotierung der Forschungs-
fonds. Beide Aufgaben wurden durch die Bun-
desregierung nur mangelhaft bewerkstelligt 
und durch die SPÖ-Parlamentsfraktion in Form 
von Anträgen immer wieder thematisiert. 

 
ÖVP-KORRUPTIONS-
UNTERSUCHUNGSAUSSCHUSS
Zwischen Dezember 2021 und April 2023 tag-
te der ÖVP-Korruptions-Untersuchungsaus-
schuss. Er hatte den Auftrag, zu ergründen, wie 
tief sich der türkise Machtmissbrauch in die 
Institutionen der Republik - in die Ministerien, 
Polizei, Justiz und staatliche Unternehmen - hi-
neingefressen hat. Nach 85 Befragungen und 
einer Gesamtbefragungszeit von 218 Stunden 
und 48 Minuten zeigte sich das erschrecken-
de Ausmaß der Skrupellosigkeit und der An-
maßung der ÖVP, der verantwortungslose und 
parteiische Umgang mit den Steuergeldern 
der Bürgerinnen und Bürger. Bereits aus dem 
Ibiza-Untersuchungsausschuss, aus Ermittlun-
gen der Justiz und Berichten der investigativen 
Medien wissen wir, dass Machtmissbrauch in 
den ÖVP-geführten Ministerien gang und gäbe 
war. Nun wissen wir, dass die Korruption der 
ÖVP weit darüber hinausgeht.

Der unter dem Namen „Projekt Ballhausplatz“ 
bekannt gewordene Plan hatte nicht nur das 
Ziel, die türkise ÖVP an die Macht zu bringen. 
Vielmehr war es das Ziel, die Republik der ÖVP 
zu unterwerfen. Dafür benötigte die ÖVP sehr 
viel Geld, gefügige Medien, die absolute Kon-
trolle über die Partei und die Regierung. Im 
Staat mussten in allen wichtigen Funktionen 
und Jobs parteitreue und steuerbare Personen 
positioniert und die Kontrolle durch Justiz, Poli-
zei oder auch das Parlament behindert werden.

Damit die ÖVP unter der Führung von Sebas-
tian Kurz den geplanten Machtwechsel umset-
zen konnte, brauchte die Partei Geld. Viel Geld! 
Die Mittel sollten die Imagekampagne und 
Personeninszenierung finanzieren. Mit Spen-
den-Rallyes im ganzen Land wurden die nöti-
gen Finanziers aufgetrieben. Ihnen winkten im 
Gegenzug Steuererleichterungen, Gesetze auf 

Bestellung und lukrative öffentliche Aufträge.

Die ÖVP-Message-Control kontrollierte nicht nur 
eisern die eigene Parteikommunikation, die me-
diale Wahrnehmung wurde außerdem bewusst 
manipuliert. Mit gefälschten Studien und Um-
fragen sowie gekaufter Berichterstattung wurde 
die gewünschte Stimmung geschaffen. Mit Re-
kordbudgets für Inserate wurden „brave“ Medien 
belohnt und kritischer Journalismus bestraft.

Nach der Machtübernahme wurde Steuergeld 
an die ÖVP, Firmen und Freunderl geschoben. 
Die Entscheidungen, wer einen Auftrag be-
kommt, welches Inserat geschalten wird oder 
wer einen Job bekommt, orientierten sich nicht 
am Nutzen für die Republik und ihre Bürger:in-
nen, sondern daran, ob es der ÖVP nutzt.

Trotz der permanenten Behinderung der Auf-
klärung seitens der ÖVP im Untersuchungs-
ausschuss gelang es uns entlang unzähliger 
Beispiele, ein Verhalten der ÖVP aufzuzeigen, 
welches auch zu strafgerichtlicher Verfolgung 
geführt hat. Höchste ehemalige Politiker:innen 
der ÖVP werden als Beschuldigte in Strafver-
fahren geführt. 

 
BUNDESLÄNDERKOORDINATION
Die Bundesländerkoordination fungiert als In-
formations- und Koordinationsdrehscheibe 
zwischen dem SPÖ-Parlamentsklub und den 
neun SPÖ-Landtagsklubs der Bundesländer.

Im Berichtszeitraum fanden drei Klubobleute-
tagungen (Klubobmann des Nationalrats, Frak-
tionsführerin des Bundesrates und die neun 
Klubvorsitzenden der Landtage) in den Klub-
räumlichkeiten des SPÖ-Parlamentsklubs statt 
und wurden von diesem auch organisiert und 
durchgeführt. Im April 2021 noch per Videokon-
ferenz, im April 2022 im Pavillon Ring im Aus-
weichquartier des Parlaments und im Septem-
ber 2023 im neu renovierten Parlament in Wien.

Ferner betreut die Bundesländerkoordination das 
Forum ehemaliger sozialdemokratischer Manda-
tare (FSM). Von Seiten des Parlamentsklubs wer-
den die ehemaligen sozialdemokratischen Minis-
ter:innen, Staatssekretär:innen, Nationalrä:innen 
und Bundesrät:innen im Monatsrhythmus per E-
Mail mit Informationen aus dem Parlament ver-
sorgt bzw. bei der Organisation von Veranstal-
tungen im Klub oder in einem der Bundesländer 
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unterstützt. Das FSM traf sich im November 2021 
in Wien, im Mai 2022 in Salzburg, im Oktober 
2022 wieder in Wien, ebenso im März 2023. Im 
Oktober 2023 folgte das Herbsttreffen in Salz-
burg.

BUNDESRAT
In der zweiten Hälfte des Jahres 2021 war die 
thematische Arbeit vor allem durch die nach 
wie vor andauernde Covid-Pandemie geprägt, 
wobei gerade ab dem Ende des Jahres 2021 
auch die Teuerung durchzuschlagen begann. 
Mit Februar 2022 wurde schließlich auch der 
Angriffskrieg Russlands auf die Ukraine zu ei-
nem prägenden Element der Arbeit in der Län-
derkammer.

Zentral war für die Sozialdemokratische Frak-
tion unter Fraktionsvorsitzender Korinna Schu-
mann, frühzeitig auf die Teuerung zu reagieren 
und so die Folgen auf die Menschen nach Mög-
lichkeit einzudämmen. Alleine seit Ende 2021 
wurden zur Bekämpfung der Folgen der Teue-
rung weit über dreißig Anträge im Bundesrat 
eingebracht, die jedoch samt und sonders von 
der Regierungsmehrheit und teilweise mit den 
Stimmen der anderen Oppositionsparteien 
vertagt oder abgelehnt wurden. 

Dringenden Forderungen wie der Mietpreis-
bremse, dem Energie- und Gaspreisdeckel oder 
aber auch den Hilfen im Bereich von Treibstoff 
und Lebensmitteln wurde so die Unterstützung 
durch die Regierung versagt – sehr zum Leidwe-
sen der österreichischen Bevölkerung.

Geprägt war der Berichtszeitraum im Bundesrat, 
ebenso wie in der gesamten Republik, durch die In-
stabilität der Bundesregierung. Alleine im Zeitraum 
zwischen Juli 2021 und Juli 2022 kam es zu vier 
Regierungserklärungen im Zuge von Regierungs-
umbildungen. Die Zeit danach war vor allem durch 
sich überlagernde Krisen geprägt – neben dem 
weiter andauernden Krieg in der Ukraine war vor 
allem auch die Teuerung auf einem unvorstellba-
ren Niveau, auch die Verschärfung der Klimakrise 
beschäftigte in Folge der Extremwetterereignisse 
den Bundesrat durch den regionalen Bezug, eben-
so wie die zunehmend volatile Lage weltweit, wie 
sich zuletzt auch im Nahen Osten gezeigt hat. 

Im Berichtszeitraum führten aber auch – eine 
Besonderheit für die SPÖ im Bundesrat – zwei 
sozialdemokratische Präsidentinnen und ein Prä-

sident die Länderkammer und setzten mit ihren 
Themen bleibende Akzente. Damit wurde die 
Fraktion ihrem Anspruch gerecht, den Bundesrat 
als Zukunftskammer zu positionieren. Den An-
fang machte von Juli 2022 bis Dezember 2022 
die Wiener Bundesrätin Korinna Schumann, die 
ihre Präsidentschaft auf das Thema „Verlässliche 
öffentliche Strukturen als Basis des gesellschaftli-
chen Zusammenhalts“ ausgerichtet hat. In dieser 
Zeit vertrat sie Bundesrat Stefan Schennach als 
Fraktionsvorsitzender. 

Auf Schumann folgte im ersten Halbjahr 2023 
Bundesrat Günter Kovacs aus dem Burgenland, 
der seine Präsidentschaft unter das Thema 
„Herausforderungen der Zukunft: Nachden-
ken über Pflege von morgen und gesundes Al-
tern“ stellte. Den Abschluss macht im zweiten 
Halbjahr 2023 die Kärntner Bundesrätin Clau-
dia Arpa, die aktuell die Präsidentschaft in der 
Länderkammer führt und diese dem Thema 
„Kindern Perspektiven geben – unbeschwert, 
chancenreich und demokratisch erwachsen 
werden“ widmet. 

Im Rahmen der Präsidentschaften wurden zu-
dem auch die Kinderrechte-Fahrten in die Bun-
desländer fortgesetzt, die federführend von 
der Vorsitzenden des Kinderrechte-Ausschus-
ses, Bundesrätin Daniela Gruber-Pruner, orga-
nisiert wurden und werden. 

SPÖ EU-DELEGATION
Die SPÖ-Delegation im Europäischen Parla-
ment ist Teil der Fraktion der Europäischen 
Sozialdemokrat:innen (S&D). Andreas Schieder 
ist Delegationsleiter der SPÖ im Europäischen 
Parlament. Evelyn Regner ist stellvertretende 
Delegationsleiterin und Vize-Präsidentin des 
Europäischen Parlaments. Günther Sidl ist der 
Schatzmeister der SPÖ-Delegation. 

Die fünf SPÖ-Abgeordneten im Europäischen 
Parlament sind in 14 der 24 ständigen und 
nichtständigen Ausschüsse sowie in 15 Delega-
tionen für Internationale Beziehungen des Eu-
ropäischen Parlaments vertreten. Die weiteren 
Ausschüsse werden beobachtet.

Die Europäische Union steht vor großen Her-
ausforderungen: Sei es die Inflation, der Krieg 
in der Ukraine, die Krise im Nahen Osten, Flucht 
und Migration, der Kampf gegen den Klima-
wandel, Steuerflucht, Populismus, Fremden-
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feindlichkeit oder Fake News.

All diese Herausforderungen können nur ge-
meinsam bewältigt werden. Seit ihrer Grün-
dung ist die Europäische Union ein Garant für 
Frieden, Sicherheit und Freiheit. Die Achtung 
und Verteidigung der Demokratie, von Men-
schenrechten und Grundfreiheiten sind die 
Pfeiler der Europäischen Einigung. Neue Be-
drohungen von außen und innen wie zum Bei-
spiel die Einschränkung der Meinungsfreiheit, 
der Rechte von Frauen und Minderheiten oder 
der Abbau der Rechtsstaatlichkeit gefährden 
unsere europäischen Werte. 

Wir müssen uns gemeinsam gegen derartige 
Angriffe stellen und unsere Errungenschaften 
verteidigen. Dafür müssen wir das Gemeinsa-
me vor das Trennende stellen, um die Euro-
päische Union nicht denen auszuliefern, die sie 
zerstören wollen, sondern um sie besser, ge-
rechter und sozialer zu machen.

Wir SPÖ-Europaabgeordnete setzen uns für 
ein Umdenken ein. Wir wollen die Menschen 
und den Planeten in den Fokus rücken. Euro-
pa muss sein Versprechen für Wohlstand, Be-
schäftigung und Gerechtigkeit einlösen. An-
sonsten ist dieses einzigartige Modell und 
Friedensprojekt in Gefahr.

Andreas Schieder ist Vollmitglied im Ausschuss 
für Auswärtige Angelegenheiten (AFET) und 
wurde im April 2021 zum Berichterstatter für die 
Beziehungen zwischen der EU und Großbritan-
nien ernannt. Er verhandelt mit Vertreter:innen 
Großbritanniens, um die Normalisierung der Be-
ziehungen zwischen der EU und GB auf Basis kla-
rer gemeinsamer Regeln zu organisieren. 

Als Vorsitzender der Nordmazedonien-Delega-
tion des EU-Parlaments und Kosovo-Berichter-
statter der sozialdemokratischen Fraktion sind 
die Länder des Westbalkan eine Priorität in sei-
ner Arbeit. Sie haben auf ihrem Weg in Rich-
tung EU unterschiedliche Stadien im Beitritts-
prozess erreicht. Klar ist, dass der Westbalkan 
zu Europa gehört und wir die Länder bei den 
notwendigen Reformen unterstützen müssen. 

Ausländische Einflussnahme auf demokrati-
sche Prozesse und Desinformation zählen zu 
den größten Gefahren für unsere Demokratie. 
Aus diesem Grund wurde im Herbst 2020 ein 
Sonderausschuss eingerichtet und Andreas 

Schieder zum Fraktionsleiter und Berichter-
statter für die S&D-Fraktion gewählt. 

Die Lage in der Westsahara ist seit Jahrzehnten 
angespannt: Marokko beansprucht das Gebiet 
für sich, die Befreiungsfront Polisario setzt sich 
für eine Unabhängigkeit ein. Als Vorsitzender 
der Westsahara-Intergroup ist Andreas Schie-
der im Dialog mit Vertreter:innen der Region, 
um Lösungsansätze für eine friedliche Beile-
gung des Konflikts aufzuzeigen.

Die Situation der Kurdinnen und Kurden ver-
schlimmert sich weltweit, da sie in vielen Län-
dern nicht als ethnische Minderheit anerkennt 
werden. Ziel ist es, die Aufmerksamkeit auf die 
besorgniserregende Situation zu lenken und 
das Thema auf die politische Agenda zu setzen. 

Andreas Schieder ist Ersatzmitglied im Aus-
schuss für Transport und Tourismus (TRAN) 
sowie Vize-Präsident der Urban Intergroup und 
arbeitet dort an folgenden Schwerpunkten: 

• Ausbau der Schieneninfrastruktur – Verlage-
rung des Güterverkehrs von der Straße auf 
die Schiene

• Verbesserung der Straßenverkehrssicherheit 
• Stärkung der Rechte von Passagieren  
• eine klimafreundliche Stadtpolitik, die so-

zialen und leistbaren Wohnraum, den Erhalt 
der öffentlichen Dienstleistungen sowie den 
Ausbau des öffentlichen Verkehrs sicher-
stellt.

Evelyn Regner ist Vize-Präsidentin des Euro-
päischen Parlaments und die erste österreichi-
sche Sozialdemokratin in dieser Funktion. Ihre 
Arbeit steht ganz im Zeichen des Kampfs für 
Steuergerechtigkeit und Gleichstellung im so-
zialen Europa.

Als Mitglied und ehemalige Vorsitzende des 
Ausschusses für Frauenrechte und Gleich-
stellung (FEMM) und als Gewerkschafterin im 
Beschäftigungsausschuss (EMPL) konnte sie 
bereits viele Erfolge erzielen. Durch die Lohn-
transparenzrichtlinie, die ab 2026 gilt, wird die 
Lohnschere in der EU weiter geschlossen und 
das Prinzip „gleicher Lohn für gleich(wertige) 
Arbeit“ Realität. 

Nach 10-jähriger Blockade ist es auch gelun-
gen, faire Auswahlverfahren und Quoten für 
börsennotierte Unternehmen mit Juni 2026 um-
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zusetzen. Das Ziel, mehr Frauen in Führungsposi-
tionen zu bekommen, rückt somit ein Stück weit 
näher. 

Nach dem beharrlichen Einsatz von Evelyn Reg-
ner konnte auch der EU-Beitritt zur Istanbul-Kon-
vention erreicht werden. Gleichzeitig arbeitet sie 
mit Hochdruck an der Gewaltschutz-Richtlinie, 
um jeglicher Form von Gewalt gegen Frauen und 
Mädchen ein Ende zu setzen. 

Mit der Umsetzung der Vereinbarkeitsrichtlinie 
haben in Zukunft auch Väter in der EU einen Ka-
renzanspruch und pflegende Angehörige einen 
Anspruch auf Freistellung. 

Eines der wichtigsten Gesetzesvorhaben stellt das 
Lieferkettengesetz dar, das gerade noch verhan-
delt wird. Gefordert wird, dass menschen- und 
umweltrechtliche Sorgfaltspflichten von Unter-
nehmen weltweit und unter starker Einbindung 
der Beschäftigten eingehalten werden müssen.

Mit der Einführung eines Europäischen Mindest-
lohns helfen wir den Beschäftigten in der Europäi-
schen Union, denn die Kollektivverträge (EU-weite 
Abdeckung von mindestens 80 Prozent) werden 
gestärkt, Lohn- und Sozialdumping bekämpft und 
Vergleichbarkeit geschaffen.  

Außerdem befinden sich gerade neue Gesetze zur 
sozialen Absicherung der Beschäftigten großer 
Online-Plattformen in Arbeit. Weiterhin fordern 
wir das EU-weite Verbot unbezahlter Praktika. 

Gleichzeitig ist Evelyn Regner im Wirtschafts- und 
Währungsausschuss (ECON). Hier geht es um In-
vestitionen in unsere Zukunft. Um diese zu finan-
zieren, brauchen wir Steuergerechtigkeit. Deswe-
gen ist Evelyn Regner auch im Unterausschuss für 
Steuerangelegenheiten (FISC) und engagiert sich 
dafür,

• dass die Bedürfnisse von Menschen und Pla-
net in den Mittelpunkt unserer Wirtschaft ge-
stellt werden;

• dass große Konzerne ihren gerechten Steuer-
anteil leisten, um endlich die Schere zwischen 
Arm und Reich zu schließen (z.B. mit Hilfe der 
öffentlichen länderweisen Konzernsteuer-
Berichterstattung, sowie einer einheitlichen 
Steuerbemessungsgrundlage für Großunter-
nehmen-BEFIT).  

• dass Geldwäsche effektiv bekämpft wird - mit 
gleich drei neuen EU-Gesetzen.

• dass die Steuerpolitik in Zeiten der Krise an-
zupassen ist, zB. mit Einführung einer Ver-
mögenssteuer, progressiver Fiskalpolitik und 
staatlichen Investitionen. 

Günther Sidl ist Vollmitglied im Ausschuss für 
Umweltfragen, Gesundheit und Lebensmittelsi-
cherheit (ENVI) und setzt sich als Chefverhand-
ler für ein gentechnikfreies Europa für eine klare 
Kennzeichnung sowie ein umfassendes Verbot 
von Importen gentechnisch veränderter Lebens- 
und Futtermittelpflanzen ein.

Als Kontaktperson für das EU-Parlament zur Eu-
ropäischen Behörde für Lebensmittelsicherheit 
kämpft er für die Beibehaltung der Risikobewer-
tung bei gentechnologischen Verfahren sowie 
eine strenge Kennzeichnung. Um die Umwelt zu 
schonen und die Menschen zu schützen, muss der 
Einsatz von Umweltgiften vermieden und ein Ver-
bot von Glyphosat erlassen werden. Parallel dazu 
braucht es eine europäische Forschungsstrategie 
für ökologische Pestizid-Alternativen.

Jedes Jahr wird bei 2,6 Millionen Menschen Krebs 
diagnostiziert, weitere 1,2 Millionen Menschen 
sterben infolge der Erkrankung. Als Mitglied im 
Sonderausschuss für Krebsbekämpfung steht für 
Günther Sidl fest, dass neben der besseren Unter-
stützung der Krebs-Forschung auf allen Ebenen 
auch untersucht werden muss, welche Umwelt-
einflüsse zu Krebserkrankungen führen, um diese 
Gefahrenquellen für unsere Gesundheit zu ver-
meiden.

Die Pandemie hat uns vor Augen geführt, dass es 
in Zukunft ein besseres Krisenmanagement und 
mehr Koordination auf europäischer Ebene be-
darf. Ebenfalls notwendig ist eine Strategie zur 
Bekämpfung von Long-Covid, mehr Transparenz 
bei der Beschaffung von Medizinmaterial sowie 
eine bessere Finanzierung der europäischen Ge-
sundheitssysteme. 

F-Gase besitzen eine starke Treibhausgaswirkung 
und tragen erheblich zum Klimawandel bei. Mit 
der Verordnung zur Reduktion von F-Gasen konn-
te ein Verbot dieser umweltschädlichen Gase auf 
weitere Sektoren ausgeweitet werden. 

Günther Sidl ist außerdem Verhandler für die 
S&D-Fraktion für die Verordnung zur Reduktion 
der Methangase und für die sogenannten 
Frühstücksrichtlinien, für die transparentere 
Kennzeichnung von Lebensmitteln.
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Günther Sidl ist Ersatzmitglied im Ausschuss für 
Industrie, Forschung und Energie (ITRE) und ar-
beitet dort an folgenden Schwerpunkten: 

• Stärkung erneuerbarer Energien gegenüber 
fossilen Energieträgern und Ausbau eines leis-
tungsstarken Energienetzes

• Ausstieg Europas aus der Kernkraft
• Sicherung des Produktionsstandortes Europa 

– insbesondere für strategisch wichtige Er-
zeugnisse wie Arzneimittel oder medizinische 
Produkte.

Theresa Bielowski ist seit dem 1. November 2022 
Mitglied des Europäischen Parlaments und im 
Ausschuss für bürgerliche Freiheiten, Justiz und 
Inneres (LIBE), stellvertretendes Mitglied im Aus-
schuss für Menschenrechte (DROI) und stellver-
tretendes Mitglied im Ausschuss für Landwirt-
schaft und ländliche Entwicklung (AGRI) tätig. 
Eine ihrer Hauptaufgaben ist die Überprüfung der 
Aktivitäten der Agentur Frontex in Bezug auf mög-
liche Verletzungen grundlegender Menschen-
rechte. Als einziges österreichisches Mitglied der 
Parlamentarischen Untersuchungsgruppe Fron-
tex spielt sie hierbei eine entscheidende Rolle.

Theresa Bielowski setzt Schwerpunkte gegen die 
rechtswidrigen Praktiken von Pushbacks, plädiert 
für eine EU-Asylreform, die auf Solidarität basiert 
und die Menschenrechte priorisiert, sowie für die 
Stärkung europäischer Seenotrettungsoperatio-
nen.

Als Mitglied des Europäischen Parlaments setzt sie 
sich zudem für eine progressive Landwirtschafts-
politik ein, denn viele Landwirt:innen kämpfen 
tagtäglich um das wirtschaftliche Überleben, 
gerade weil EU-Subventionen ungerecht und 
unsolidarisch verteilt werden. 

Als stellvertretende Vorsitzende der Albanien-De-
legation im EU-Parlament engagiert sich Theresa 
Bielowski für den Ausbau einer positiven Bezie-
hung zu Albanien, einem Land, das sich auf dem 
Weg zum EU-Beitritt befindet. Obwohl noch be-
deutende Herausforderungen bewältigt werden 
müssen, konnten in den letzten Jahren bereits er-
hebliche Fortschritte erzielt werden. Die Bekämp-
fung von Armut, Korruption und Jugendarbeitslo-
sigkeit sowie die Stärkung der Rechtsstaatlichkeit 
sind und bleiben absolute Prioritäten. 

Hannes Heide ist Vollmitglied im Ausschuss für 

Kultur und Bildung (CULT) und seit Jahren für 
die Stellungnahme des CULT-Ausschusses (Kul-
tur, Bildung, Sport, Medien und Jugend) zum 
Gesamthaushalt der Europäischen Union verant-
wortlich. Angesichts multipler Krisen (Covid-Folg-
ewirkungen, Inflation und Teuerung) konnten wir 
durch den hartnäckigen Einsatz der S&D-Fraktion 
jährlich eine signifikante Erhöhung in den Pro-
grammbudgets von Erasmus+ und Creative Euro-
pe durchsetzen. Unser Fokus liegt darauf, insbe-
sondere Jugendlichen aus sozial benachteiligten 
Verhältnissen und jungen Menschen in Berufsaus-
bildung den Zugang zu Auslandsaufenthalten zu 
ermöglichen.

Ein weiteres wichtiges Thema ist die Assoziierung 
der Schweiz und Großbritanniens mit EU-Pro-
grammen wie Erasmus+, Creative Europe und 
dem Europäischen Solidaritätskorps. 

Um den langfristigen Auswirkungen auf die psy-
chische Gesundheit von jungen Menschen in 
Europa aufgrund der Covid-19-bedingten Schlie-
ßung von Schulen, Sport- und Freizeiteinrichtun-
gen zu begegnen, wurden konkrete Empfehlun-
gen und Maßnahmen verabschiedet. 

Überwachungs- und Spähsoftware (PEGA) 
kommt leider immer häufiger zum Einsatz. 
Als Fraktionsführer und Berichterstatter der 
S&D-Fraktion engagiert sich Hannes Heide 
für die Entwicklung eines klaren Rechtsrah-
mens für den Einsatz von Spionagesoftware auf 
rechtsstaatlicher Basis. 

Im Regionalausschuss (REGI) liegt der Fokus auf 
der Stärkung des ländlichen Raums und dem un-
bürokratischen sowie leichteren Zugang zu För-
dermitteln. 

Der Haushaltskontrollausschuss (CONT) prüft die 
ordnungsmäßige Verwendung von Mitteln der 
Europäischen Union, wobei der Schutz der EU-
Gelder vor Betrug und Korruption eine Priorität 
darstellt. 

In der Delegation mit den afrikanischen, karibi-
schen und pazifischen Staaten ist Hannes Heide 
Koordinator der S&D-Fraktion und macht sich da-
bei für eine partnerschaftliche Zusammenarbeit 
auf gleicher Augenhöhe stark.
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PRÄSIDENTIN DES BUNDESRATES:  
Mag.a Claudia Arpa  

(1.7.2023 – 31.12.2023)

ZWEITE NATIONALRATSPRÄSIDENTIN:  
Doris Bures 

 
KLUBPRÄSIDIUM:

Andreas Babler, MSc  
Klubvorsitzender 

 
Philip Kucher  

Klubvorsitzender gemäß GOG-NR 
 

Julia Herr  
geschäftsführende Stellvertreterin

Eva-Maria Holzleitner, BSc  
geschäftsführende Stellvertreterin

Gabriele Heinisch-Hosek 
 

Andreas Kollross 
 

Jan Krainer 
 

Mag.a Andrea Kuntzl 
 

Mag. Jörg Leichtfried 
 

 
KLUBGREMIEN UND FUNKTIONEN 

STAND: 12 OKTOBER 2023
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Alois Stöger, diplômé 
 

Korinna Schumann  
Vorsitzende der Bundesratsfraktion

Elisabeth Grimling  
stellvertretende Vorsitzende  

der Bundesratsfraktion

Mag. Andreas Schieder  
Leiter der EU-Delegation 

KLUBDIREKTOR:IN:

Dr.in Marion Knapp 
 

Mag. Joachim Preiss

KLUBVORSTAND

Neben den Mitgliedern des Klubpräsidiums 
 gehören nachstehende Mandatar:innen dem Klubvorstand an:

Mag.a Ruth Becher

Ing. Reinhold Einwallner

Mag.a Karin Greiner

Dietmar Keck

Maximilian Köllner, MA

Katharina Kucharowits

Dr. Christoph Matznetter

Rainer Wimmer

Mag.a Selma Yildirim 

Dominik Reisinger

KONTROLLE:

Ing. Reinhold Einwallner

Petra Wimmer

Elisabeth Grimling
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Ausschuss für Arbeit und Soziales:

Obmann: Josef Muchitsch 

 
Außenpolitischer Ausschuss:

Obmann: Dr. Christoph Matznetter 
Schriftführerin: Petra Bayr, MA MLS

Ausschuss für Bauten und Wohnen:

Obfrau: Mag.a Ruth Becher

Budgetausschuss:

Obmann-Stv.: Kai Jan Krainer 
Schriftführerin: Mag.a Karin Greiner

Ständiger Unterausschuss des Budgetaus-
schusses:

Obmann: Kai Jan Krainer

Ausschuss für Familie und Jugend:

Obmann-Stv.: Petra Wimmer 
Schriftführerin: Eva-Maria Holzleitner, BSc

Finanzausschuss:

Obmann-Stv.: Kai Jan Krainer 
Schriftführer: Ing. Reinhold Einwallner

Ausschuss für Forschung, Innovation und Di-
gitalisierung:

Obmann-Stv.: Mag.a Dr.in Petra Oberrauner  
Schriftführerin: Katharina Kucharowits

Geschäftsordnungsausschuss:

Obmann-Stv.: Mag. Jörg Leichtfried 
Schriftführerin: Mag.a Verena Nussbaum

Gesundheitsausschuss:

Obmann-Stv.: Philip Kucher

Schriftführerin: Mag.a Verena Nussbaum 

Gleichbehandlungsausschuss:

Obfrau: Eva-Maria Holzleitner, BSc

Hauptausschuss:

Obmann-Stv.: Doris Bures 
Schriftführer: Kai Jan Krainer

Ständiger Unterausschuss des Hauptaus-
schusses:

Obmann-Stv.: Doris Bures 
Schriftführerin: Mag.a Andrea Kuntzl 

Ständiger Unterausschuss in Angelegenhei-
ten der Europäischen Union:

Obmann-Stv.: Doris Bures 
Schriftführerin: Eva-Maria Holzleitner, BSc

Immunitätsausschuss:

Obfrau: Mag.a Selma Yildirim  
Schriftführerin: Mag.a Ruth Becher

Ausschuss für innere Angelegenheiten:

Obmann-Stv.: Ing. Reinhold Einwallner 
Schriftführerin: Sabine Schatz

Ständiger Unterausschuss des Ausschusses 
für innere Angelegenheiten:

Obmann-Stv.: Ing. Reinhold Einwallner 
Schriftführerin: Sabine Schatz

 
AUSSCHUSSFUNKTIONEN 

NATIONALRAT XXVII. GP 
Stand: 12 Oktober 2023 
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Justizausschuss:

Obfrau-Stv.: Mag.a Selma Yildirim 
Schriftführerin: Mag.a Ruth Becher

Ausschuss für Konsumentenschutz:

Obmann-Stv.: Mag. Christian Drobits

Kulturausschuss:

Obfrau-Stv.: Gabriele Heinisch-Hosek 
Schriftführerin: Katharina Kucharowits

Landesverteidigungsausschuss:

Obmann-Stv.: Robert Laimer 
Schriftführerin: Petra Wimmer 

Ständiger Unterausschuss des Landesvertei-
digungsausschusses:

Obmann: Robert Laimer

Ausschuss für Land- und Forstwirtschaft:

Obmann-Stv.: Elisabeth Feichtinger, BEd BEd

Ausschuss für Menschenrechte:

Obmann-Stv.: Dr. Harald Troch 
Schriftführerin: Petra Bayr, MA MLS

Ausschuss für Petitionen und Bürgerinitiati-
ven:

Obmann-Stv.: Andreas Kollross 
Schriftführer: Robert Laimer

Rechnungshofausschuss:

Obmann-Stv.: Mag.a Karin Greiner 
Schriftführer: Andreas Kollross

Ständiger Unterausschuss des Rechnungshof-
ausschusses:

Obfrau-Stv.: Mag.a Karin Greiner 
Schriftführerin: Mag.a Dr.in Petra Oberrauner

Sportausschuss:

Obfrau-Stv.: Maximilian Köllner, MA 
Schriftführerin: Elisabeth Feichtinger, BEd BEd 

(nominiert)

Tourismusausschuss:

Schriftführerin: Melanie Erasim, MSc 

Umweltausschuss:

Obmann-Stv.: Julia Herr 
Schriftführer: Dietmar Keck

Unterrichtsausschuss:

Obmann-Stv.: Petra Tanzler  
Schriftführerin: Katharina Kucharowits

Unvereinbarkeitsausschuss: 
 

Schriftführerin: Mag.a Selma Yildirim 

Verfassungsausschuss:

Obmann: Mag. Jörg Leichtfried

Verkehrsausschuss:

Obmann: Alois Stöger, diplômé

 Volksanwaltschaftsausschuss:

Obfrau-Stv.: Rudolf Silvan

Ausschuss für Wirtschaft, Industrie und Energie:

Obmann-Stv.: Dr. Christoph Matznetter

Wissenschaftsausschuss:

Obmann-Stv.: Mag.a Andrea Kuntzl 
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ARBEIT und SOZIALES

Josef Muchitsch 
Korinna Schumann

AUSSENPOLITIK

Petra Bayr, MA MLS 
Elisabeth Grimling

BILDUNG 

Petra Tanzler 
Doris Hahn, MEd MA

BUDGET und FINANZEN

Kai Jan Krainer 
Mag. Sascha Obrecht

DATENSCHUTZ

Mag. Christian Drobits 
Mag. Sascha Obrecht

DIGITALISIERUNG, FORSCHUNG und INNO-
VATION 

Mag.a Dr.in Petra Oberrauner 
Stefan Schennach

ENERGIE

Alois Schroll 
Mag.a Bettina Lancaster

ERINNERUNGSKULTUR

Sabine Schatz 
Mag.a Daniela Gruber-Pruner

 
 
 

FAMILIE

Petra Wimmer 
Mag.a Sandra Gerdenitsch

FRAUEN

Eva-Maria Holzleitner, BSc 
Mag.a Elisabeth Grossmann

FREIWILLIGEN- und  
EINSATZORGANISATIONEN

Klaus Köchl 
Dr. Manfred Mertel

GESUNDHEIT

Philip Kucher 
Günter Kovacs

GLEICHBEHANDLUNG, DIVERSITÄT und 
LGBTIQ

Mario Lindner 
Mag.a Elisabeth Grossmann

GLOBALE ENTWICKLUNG

Petra Bayr, MA MLS 
Michael Wanner

IMMUNITÄT und UNVEREINBARKEIT

Mag.a Selma Yildirim 
Dr. Manfred Mertel

INDUSTRIE

Rainer Wimmer 
Korinna Schumann

BEREICHSSPRECHER UND  
BEREICHSSPRECHERINNEN IM  

NATIONALRAT UND BUNDESRAT
(Stand: 12. Oktober 2023)
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INNERE SICHERHEIT

Ing. Reinhold Einwallner 
Dominik Reisinger

INTEGRATION

Christian Oxonitsch 
Doris Hahn, MEd MA

JUGEND

Maximilian Köllner, MA 
Mag.a Daniela Gruber-Pruner

JUSTIZ

Mag.a Selma Yildirim 
Mag.a Elisabeth Grossmann

KINDER und KINDERRECHTE

Christian Oxonitsch 
Mag.a Daniela Gruber-Pruner

KOMMUNALE ANGELEGENHEITEN

Andreas Kollross 
Dominik Reisinger

KONSUMENTENSCHUTZ und  
LEBENSMITTELSICHERHEIT

Mag. Christian Drobits 
Günter Kovacs

KUNST und KULTUR

Gabriele Heinisch-Hosek 
Elisabeth Grimling

LANDESVERTEIDIGUNG

Robert Laimer 
Daniel Schmid

LANDWIRTSCHAFT

Elisabeth Feichtinger, BEd BEd 
Mag.a Claudia Arpa

LEHRLINGE, BERUFSAUSBILDUNG

Michael Seemayer 
Korinna Schumann

MEDIEN

Mag.a Muna Duzdar 
Stefan Schennach

MENSCHENRECHTE, MINDERHEITEN, 
VOLKSGRUPPEN und VERTRIEBENE

Dr. Harald Troch 
Andreas Babler

MENSCHEN MIT BEHINDERUNGEN

Mag.a Verena Nussbaum 
Korinna Schumann

NETZPOLITIK

Katharina Kucharowits 
Stefan Schennach

PETITIONEN und BÜRGERINITIATIVEN

Andreas Kollross 
Elisabeth Grimling

RECHNUNGSHOF und 
KORRUPTIONSBEKÄMPFUNG

Mag.a Karin Greiner 
Dr. Manfred Mertel

REGIONALPOLITIK

Maximilian Lercher 
Michael Wanner

SENIOREN

Dietmar Keck 
Dr. Manfred Mertel

SPORT

Maximilian Köllner, MA 
Michael Wanner

SUSTAINABLE DEVELOPMENT GOALS (SDGs)

Mag.a Michaela Schmidt

TIERSCHUTZ

Dietmar Keck 
Mag.a Bettina Lancaster
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TOURISMUS

Melanie Erasim, MSc 
Mag.a Claudia Arpa

SÜDTIROL

Mag.a Selma Yildirim 
Daniel Schmid

UMWELT und KLIMA

Julia Herr 
Daniel Schmid

VERFASSUNG und EUROPÄISCHE UNION

Mag. Jörg Leichtfried 
Mag.a Elisabeth Grossmann (Verfassung) 

Stefan Schennach (EU)

VERKEHR und INFRASTRUKTUR

Alois Stöger, diplomé 
Horst Schachner

VOLKSANWALTSCHAFT

Rudolf Silvan 
Günter Kovacs

WIRTSCHAFT

Dr. Christoph Matznetter 
Mag.a Sandra Gerdenitsch 

 
WISSENSCHAFT

Mag.a Andrea Kuntzl 
Doris Hahn, MEd MA

WOHNEN und BAUTEN

Mag.a Ruth Becher 
Christian Fischer

ZIVILDIENST

Michael Seemayer 
Horst Schachner
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Bayr Petra, MA MLS 

Becher Ruth, Mag.a 

Bures Doris 

Drobits Christian, Mag. 

Duzdar Muna, Mag.a 

Einwallner Reinhold, Ing. 

Erasim Melanie, MSc

Feichtinger Elisabeth, BEd BEd 

Greiner Karin, Mag.a

Heinisch-Hosek Gabriele 

Herr Julia Elisabeth 

Holzleitner Eva-Maria, BSc 

Keck Dietmar 

Köchl Klaus 

Köllner Maximilian, MA 

Kollross Andreas 

Krainer Kai Jan 

Kucharowits Katharina 

Kucher Philip 

Kuntzl Andrea, Mag.a

Laimer Robert 

Leichtfried Jörg, Mag. 

Lercher Maximilian 

Lindner Mario 

Matznetter Christoph, Dr. 

Muchitsch Josef 

Nussbaum Verena, Mag.a

Oberrauner Petra, Mag.a Dr.in 

Oxonitsch Christian

Schatz Sabine 

Schmidt Michaela, Mag.a

Schroll Alois 

Seemayer Michael 

Silvan Rudolf 

Stöger Alois, diplômé 

Tanzler Petra

Troch Harald, Dr. 

Wimmer Petra 

Wimmer Rainer 

Yildirim Selma, Mag.a 

 

PRÄSIDIUM DES NATIONALRATES
 

Zweite Präsidentin: Doris Bures

Schriftführerin: Katharina Kucharowits

Ordnerin: Mag.a Karin Greiner

 
MITGLIEDER DES NATIONALRATES
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PRÄSIDIUM DES BUNDESRATES 
 

Präsidentin: Mag.a Claudia Arpa

Vizepräsidentin: Doris Hahn, MEd MA

Schriftführerin: Mag.a Daniela Gruber-Pruner

Schriftführer: Daniel Schmid

Ordnerin: Elisabeth Grimling

 
MITGLIEDER DES BUNDESRATES

Arpa Claudia, Mag.a

Babler Andreas

Fischer Christian

Gerdenitsch Sandra, Mag.a

Grimling Elisabeth 

Grossmann Elisabeth, Mag.a 

Gruber-Pruner Daniela, Mag.a

Hahn Doris, MEd MA 

Kovacs Günter 

Lancaster Bettina, Mag.a 

Mertel Manfred, Dr.

Obrecht Sascha, Mag.

Reisinger Dominik 

Schachner Horst 

Schennach Stefan 

Schmid Daniel

Schumann Korinna 

Wanner Michael
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Bielowski Theresa, BA MA

Heide Hannes 

Regner Evelyn, Mag.a 

Schieder Andreas, Mag. 

Sidl Günther, Mag. Dr. 

Mitglied: Doris Bures

Ersatzmitglieder: Petra Bayr, MA MLS, Stefan Schennach

ABGEORDNETE ZUM  
EUROPÄISCHEN PARLAMENT

MITGLIEDER DER PARLAMENTARISCHEN 
VERSAMMLUNG DES EUROPARATES



   
   JAHRESBERICHT 2021-2023 | 46. ORDENTLICHER SPÖ-BUNDESPARTEITAG 2023   57

Die Referate der SPÖ

Bundesvorsitzender: 
Prof. Dr. Mag. Gerhard Schmid

Bundesbildungsgeschäftsführer:  
Wolfgang Markytan, MA

Kontakt: 
Löwelstraße 18 

1010 Wien 
Tel: 01/534 27 384 

E-Mail: wolfgang.markytan@spoe.at

ZEITGESPRÄCHE MIT GERHARD SCHMID
• Beginn 2020
• Bisher 71 Episoden
• Social-Medial-Interaktionen: etwa 400.000
• Zusammenarbeit mit dem Renner-Institut, 

dem SPÖ-Rathausklub und der  
Wiener Bildungsakademie

• 2 Buchpräsentationen
• 2022: Summerstage mit Heinz Fischer und 

Pamela Rendi-Wagner
• 2023: Urania mit Pamela Rendi-Wagner 

und Christoph Hirschmann

BUNDESBILDUNGSPRÄSIDIUM MIT VERNET-
ZUNGSARBEITEN
Nach Möglichkeit in den Bundesländern und in 
befreundeten Einrichtungen, unter anderem:

• Dr.-Karl-Renner-Museum in Gloggnitz
• Landesparteizentralen: St. Pölten, Linz,  

Innsbruck, Klagenfurt, Bregenz
• Bruno-Kreisky-Forum für Internationalen  

Dialog
• Wiener Rathausklub
• SPÖ-Bundesparteizentrale in der  

Löwelstraße
• Brüssel, FEPS - Foundation for European  

Progressive Studies
• Klausur in Neudörfl
• Austausch von Bildungsmaßnahmen

ERINNERUNGSARBEIT/GEDENKARBEIT
Die politische Erinnerungsarbeit ist von entschei-
dender Bedeutung für die Aufrechterhaltung der 
demokratischen Werte und die Verhinderung 
historischer Fehler. Sie erfordern ein kontinuier-
liches Engagement und eine aktive Beteiligung. 
Politische Erinnerungsarbeit beinhaltet die Auf-
arbeitung und Reflexion über vergangene politi-
sche Ereignisse, um daraus Lehren zu ziehen und 
sicherzustellen, dass sich die Gesellschaft nicht 
in Fehler verstrickt. Sie hilft dabei, das historische 
Gedächtnis lebendig zu halten und fördert ein 
besseres Verständnis für die politischen Entwick-
lungen unserer Zeit. 

PROF. RUDOLF-GELBARD-SYMPOSIUM
Am Montag, dem 9. Mai 2022, fand im Stadt-
senatssitzungssaal des Wiener Rathauses das 1. 
Prof. Rudolf-Gelbard-Symposium statt. Veranstal-
tet wurde das hochkarätig besetzte Symposium 
zu Ehren des im Jahr 2018 verstorbenen Holo-
caust-Überlebenden, Antifaschisten und Zeitzeu-
gen Rudolf Gelbard von der SPÖ-Bundesbildung. 

• „Demokratie und Rechtsstaatlichkeit. Ein 
Kampf, der nie zu Ende geht“

SPÖ Bildung
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• Begrüßung: SPÖ-Bundesbildungsvorsitzen-
der Prof. Dr. Gerhard Schmid

• Bürgermeister Dr. Michael Ludwig
• Nationalratspräsidentin Doris Bures
• Video: Prof. Rudolf Gelbard im Gespräch mit 

Hannah Czernohorszky
• Im Gespräch über Professor Rudolf Gelbard: 

• Eva-Maria Holzleitner, BSc, Nationalratsabge-
ordnete und SPÖ-Bundesfrauenvorsitzende

• Dr. Gerald Netzl, Vorsitzender des Bundes 
Sozialdemokratischer FreiheitskämpferInnen

• Dr.in Elisabeth Pittermann, Stadträtin a.D.
• Dr. Oskar Deutsch, Präsident der Israeliti-

schen Kultusgemeinde Wien
• Mag.a Hannah Lessing, Generalsekretärin 

Nationalfonds der Republik Österreich
• Dr.in Erika Padan Freeman, Psychoanalytikerin 

und Zeitzeugin
• Dr.in Pamela Rendi-Wagner,  

Vorsitzende der SPÖ
• Ausblick: Landtagsabgeordneter  

Mag. Marcus Schober,  
Direktor der Wiener Bildungsakademie

• Musikalische Untermalung: Wiener Lieder 
von Hermann Leopoldi vorgetragen von Bo-
ris Eder begleitet am Klavier von Felix Lemke

• Moderation: Mag.a Patricia Pawlicki

BRUNO-KREISKY-PREIS  
FÜR DAS POLITISCHE BUCH
• Preis der SPÖ Bildung in Zusammenarbeit 

mit dem Dr. Karl Renner Institut, dem SPÖ-
Parlamentsklub und weiteren Organisatio-
nen

MARIE-JOHODA-PREIS FÜR HERAUSRAGEN-
DE WISSENSCHAFTLICHE ERKENNTNISSE
Die sozialdemokratischen Bildungsorganisatio-

nen haben in Erinnerung an die großen wissen-
schaftlichen Leistungen der österreichischen 
Sozialpsychologin und Pionierin der empiri-
schen Sozialforschung Marie Jahoda den nach 
ihr benannten Preis ins Leben gerufen, um Per-
sönlichkeiten zu ehren, die herausragende Er-
kenntnisse über das Wechselspiel von Arbeit 
und Gesellschaft erbringen. Marie Jahoda selbst 
stellte immer auch den sozialen Anspruch an die 
Wissenschaft, Gegenstand ihrer Studien waren 
lebensnahe Forschungsfragen, die sich an realen 
Problemen ihrer Gegenwart orientierten, wobei 
sie sich speziell für die Zusammenhänge zwi-
schen individuellem Handeln und sozialem Kon-
text interessierte.

Der Preis prämiert Menschen, die – im Geiste 
Marie Jahodas – jenseits des neoliberalen Main-
streams den Wirtschaftsfaktor Arbeit in seinen 
sozialen und individualpsychologischen Funktio-
nen der demokratischen und gesellschaftlichen 
Teilhabe sowie individueller Lebenserfüllung be-
trachten, auf die Herausforderungen des digita-
len Umbruchs in der Arbeitswelt neue Antworten 
finden und sich über die Welt der Wissenschaft 
hinaus aktiv in politische Debatten einbringen.

Erste Marie-Jahoda-Preisträgerin ist die 1930 
in Österreich als Tochter von Marie Jahoda und 
Paul Lazarsfeld geborene US-amerikanische So-
zialpsychologin Lotte (Franziska) Bailyn, welche 
die Auszeichnung für ihre Forschung zum Struk-
turwandel in der industriellen Arbeitswelt erhält. 
Diese kommt zu dem Ergebnis, dass sich die 
Trennung von Arbeitswelt und Familie negativ auf 
Produktivität und Arbeitszufriedenheit auswirke. 
1993 formulierte sie daher ihre vorerst kaum be-
achtete „duale Agenda“ zur Überwindung dieser 
Trennung und zur besseren Vereinbarkeit von Be-
ruf und Familie. 

Nach einem Bachelor-Abschluss 1951 in Mathe-
matik promovierte Lotte Bailyn 1956 am Radclif-
fe-College – einem an die Harvard University in 
Cambridge bei Boston angeschlossenen ehe-
maligen Frauencollege – in Sozialpsychologie. 
Wie viele Akademikerinnen jener Zeit, ihre Mut-
ter ebenfalls, musste sich Lotte Bailyn vorerst 
mit Zeitverträgen in der wissenschaftlichen For-
schung durchschlagen, bis sie 1972 eine Anstel-
lung als Associate Professor und 1980 als Full 
Professor an der Sloan School of Management 
am Massachusetts Institute of Technology M.I.T. 
erhielt. Als Zeichen der Anerkennung freuen wir 
uns, den Marie-Jahoda-Preis 2022 am Mittwoch, 
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den 26. Oktober in Boston, an Lotte Bailyn über-
geben zu haben.

Videobeiträge von: Nationalratspräsidentin Doris 
Bures, Bundesratspräsidentin und ÖGB-Frauen-
Vorsitzende Korinna Schumann, Bundespartei-
vorsitzende Pamela Rendi-Wagner, AK-Präsiden-
tin Renate Anderl, Wiener Bildungsvorsitzendem 
Ernst Woller, Bundesbildungsvorsitzendem Ger-
hard Schmid, Wiener Bildungsakademie Direktor 
Marcus Schober; Grußbotschaft: Bürgermeister 
Michael Ludwig

INTERNATIONALE ARBEIT
• Zusammenarbeit mit der SPD-Parteischule
• Enge Kontakte in die SPD-Landesorganisa-

tionen
• Besuche bei Landtagswahlen
• Besuche der Nachbarländer
• Besuche bei nationalen Wahlen
• Internationaler Austausch
• Besuche von Gruppen in Wien oder den 

Bundesländern 

ÖFFENTLICHKEITSARBEIT 

• Webseite: bis zu 400 Artikel pro Jahr
• Facebook: https://www.facebook.com/spoe-

bildung
• Instagram: https://www.instagram.com/

spoe_bildung/
• YouTube: https://www.youtube.com/chan-

nel/UCe6VisOcJGwuYVLFWmTdbLQ
• Flickr: https://www.flickr.com/peop-

le/196943159@N03/
• Wikipedia: https://de.wikipedia.org/wiki/

SP%C3%96_Bildung
• Presseaussendungen
• Newsletter an etwa 2.500 Bildungsfunktio-

när*innen
• Kooperationen mit externen Organisationen
      

GESCHICHTE DER BUBI

• Versuch der Aufarbeitung der Geschichte 
der Bundesbildung

• Videos mit den ehemaligen Vorsitzenden 
und dem aktuellen Vorsitzenden
• 1945-1976: Dr. Karl Czernetz (verstorben)
• 1976-1989: Karl Blecha
• 1989-1993: Dr. Ewald Nowotny
• 1993-1995: Dr. Helmut Seel (letzte Film-

aufnahme vor seinem Tod)
• 1995-2010: Dr. Hannes Swoboda
• 2010-2019: Dr. Michael Ludwig 

• Videos mit den ehemaligen Geschäftsfüh-
rer*innen und dem aktuellen Geschäftsfüh-
rer
• 1970-1975: Prof. Otto Staininger (letzte 

Filmaufnahme vor seinem Tod)
• 1975-1977: Erich Weisbier (verstorben)
• 1977-1984: Dr. Helmut Zeglovits
• 1984-1985: Karl Scheutl 
• 1985-1998: Heinz Kommenda
• 1998-2001: Dr. Karl Duffek (verstorben)
• 2001-2010: Reinhard Buchinger 
•  2010-2019: Dr.in Barbara Rosenberg 

• Erteilte Erlaubnis zum Einblick in das Partei-
archiv für eine etwaige wissenschaftliche 
Auseinandersetzung mit der Geschichte der 
SPÖ-Bundesbildung

VIDEOFORMATE 

• ZEITGESPRÄCHE mit Gerhard Schmid
• Siehe oben

• Geschichte der BuBi
• Siehe oben

• [spö.zeit.geschichte]
• Karl Renner. Zu Unrecht umstritten? Eine 

Wahrheitssuche. 
• Franz Vranitzky: „Friedensprojekt Europa 

hält und wird auch in Zukunft halten“ 
• Prof. Gerhard Schmid im Gespräch mit 

Erwin Lanc
• Veranstaltungen

• Prof. Rudolf-Gelbard-Symposium 
• Marie-Jahoda-Preis an Lotte Bailyn (siehe 

oben) 
• 4. Klimagespräch - „Geht uns die Erde 

aus?“
• Interviews

• Franz Leichter im Interview mit  
Astrid Rompolt 

• Gedenkvideos
• 175 Jahre 1848
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PERSONEN IN DER SPÖ BUNDESBILDUNG
Bei der letzten SPÖ-Bundesbildungskonferenz 
am 23. September 2023 in Salzburg wurden fol-
gende Bildungsfunktionär*innen gewählt:

• Bundesbildungsvorsitzender 
Gerhard Schmid (Wien) 

• Bundesbildungsvorsitzenden- 
Stellvertreter*Innen 
Bernd Dobesberger (Oberösterreich) 
Sabine Letz (GEWSPÖ) 
Ruth Manninger (Bundesfrauen) 
Wolfgang Moitzi (Steiermark) 
Beate Raabe-Schasching (Niederösterreich) 
Ernst Woller (Wien)  

• Erweitertes SPÖ-Bundesbildungspräsidium 
Klaus Bergmaier (Niederösterreich) 
Thomas Bulant (SLÖ)  
Hannah Czernohorszky (VSStÖ)  
Reinhold Einwallner (Vorarlberg)  
Ilkim Erdost (GEWSPÖ)  
Lina Feurstein (aks) 
Doris Hahn (Bundesrat)  
Elisabeth Kaiser (Die Zukunft) 
Christian Kaiserseder (TI Nachhaltigkeit)  
Jasmina Malkoc (Junge Generation)   
Maria Maltschnig (Dr.-Karl-Renner-Institut)   
Elisabeth Mayr (Tirol)  
 Karin Moser (Wien)  
Bernhard Müller (BSA)   
Christina Patterer (Kärnten)  

Doris Prohaska (Burgenland)  
Melanie Praxmaier (Steiermark) 
Michael Rosecker (Dr.-Karl-Renner-Museum), 
Gabriele Rothbacher (ÖASB),  
Ewa Samel (Frauen),  
Michaela Schmidt (Salzburg),  
Marcus Schober (Wien),  
Günther Sidl (Europa),  
Paul Stich (Sozialistische Jugend),  
Petra Tanzler (Parlamentsfraktion),  
Lisa Wesp (Oberösterreich)  

• Bundesbildungsgeschäftsführung 
Wolfgang Markytan (Teilzeit) 
Barbara Rosenberg (ehrenamtlich) 

• Bundesbildungssekretariat 
Gerlinde Dobusch (geringfügig) 

• Ehrenamtliche Mitarbeiter*innen 
Technische Unterstützung 
Strukturelle Unterstützung 

• Landesbildungen 
etwa 2.300 im PS 2 hinterlegte Bildungs-
funktionär*innen
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Bundesvorsitzende: 
Eva-Maria Holzleitner

Geschäftsführerin:  
Ruth Manninger

Kontakt: 
Löwelstraße 18 

1010 Wien 
Tel: 01/534 27 272 

E-Mail: frauen@spoe.at

MIT ALLER KRAFT FÜR EINEN  
FEMINISTISCHEN AUFSCHWUNG

KRAFTFRAUEN – SELBSTBESTIMMT UND  
UNBEUGSAM. 
Am 25. Juni 2021 übernahm Eva-Maria Holzleitner 
in einer historisch bedeutsamen Bundesfrauen-
konferenz unter dem Motto „Kraftfrauen – selbst-
bestimmt und unbeugsam“ den Bundesvorsitz 
der SPÖ-Frauen von Gabriele Heinisch-Hosek. 
Zum ersten Mal in der Geschichte der SPÖ-Frau-
en hatten sich drei Kandidatinnen – Eva-Maria 
Holzleitner, Mireille Ngosso und Elvira Schmidt 
– für den Vorsitz beworben. Im Vorfeld gab es 
Kandidatinnen-Hearings im Bund, in den Bun-

desländern und von den Jugendorganisationen. 
In einer Stichwahl erhielt Eva-Maria Holzleitner 
mit 55 Prozent das Vertrauen der Delegierten. In 
zahlreichen Reden wurde auf die historischen Er-

Bundesfrauenvorstand
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folge von Gabriele Heinisch-Hosek verwiesen. So 
zum Beispiel das einkommensabhängige Kinder-
betreuungsgeld, die Ehe für alle, verpflichtende 
Einkommensberichte für Unternehmen, 750 Mio. 
Euro für den Ausbau von Ganztagskindergarten-
plätzen und –schulen und die Ausweitung des 
Straftatbestands der sexuellen Belästigung im 
Strafrecht.

LOHNGERECHTIGKEIT: WIE LANGE NOCH? 
Noch immer klafft eine riesige Lohnlücke in Ös-
terreich. Frauen verdienen über ein Drittel weni-
ger als Männer – wenn man Teilzeitbeschäftigte 
einberechnet. Besonders deutlich wird dies an 
den jährlichen Equal Pay Days. Mit Straßen- und 
Verteilaktionen machen die SPÖ-Frauen an den 
bundesweiten und auch an den landesweiten 
Tagen auf diese Ungerechtigkeit aufmerksam. 
Ob Kaffee-Mobil, Bodenzeitung, Infotisch – Mit 
einer Vielzahl von Aktionen geht es darum, mit 
möglichst vielen Passant*innen ins Gespräch 
zu kommen. Wir haben keine Lust, noch mehr 
als 100 Jahre zu warten, bis die Lohnschere ge-
schlossen ist. Österreich soll endlich wieder zu 
den fortschrittlichen Ländern in Europa zählen.

MEHR FÜR FRAUEN IN PENSION.  
Frauen müssen mehr verdienen, damit sie 
von ihrer Pension leben können. Die Pensions-
schere ist riesig. Rund 40 Prozent bekommen 
Frauen in Österreich im Schnitt weniger Pen-
sion als Männer. Der bundesweite Equal Pen-
sion Day ist Anfang August. Ab diesem Tag ha-
ben Männer bereits die Pension, die Frauen bis 
Jahresende bekommen. Die Pensionsschere 
schließt sich im Schneckentempo. Das muss 
rascher gehen! An den Equal Pension Days 
fordern die SPÖ-Frauen mehr Gerechtigkeit. 

FEMINISTINNEN AM ZUG.  
Die Themen Lohn- und Pensionsgerechtigkeit 
stehen auch im Mittelpunkt der Sommertouren 
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„Feministinnen am Zug“ von Eva-Maria Holzleit-
ner und Ruth Manninger. Mit Veranstaltungen, 
Aktionen, Treffen, Verteilaktionen, Medientermi-
nen und Diskussionsrunden vor Ort machen die 
SPÖ-Frauen auf ihre Forderungen aufmerksam. 
In den vielen Gespräche wird deutlich, wie groß 
das Bedürfnis und der Wunsch nach einem femi-
nistischen Aufschwung in unserem Land ist. 

FRAUENGESUNDHEIT IM FOKUS. 
Frauengesundheit verdient viel mehr Beachtung. 
Dazu gab es Schwerpunkte zu Gender Medizin, 
zu Endometriose, Long Covid sowie zur sexueller 
und reproduktiver Gesundheit. Bei der Kampag-
ne „Frauen tun es“ ging es um notwendige Vor-
sorgeuntersuchungen, die gerade in der Zeit der 
Pandemie stark zurückgegangen sind. Ein großes 
Thema ist auch Mental Load. Denn es sind in ers-
ter Linie Frauen, die sich im Alltag für eine end-
lose Reihe an Dingen zuständig fühlen und die-
sen unsichtbaren Rucksack an Pflichten mit sich 
herumtragen. Diese Überforderung im Alltag ist 
ein Resultat immer noch vorherrschender pat-
riarchaler Muster und Rollenbilder, von denen wir 
genug haben. 

 
JOHANNA DOHNAL ENQUETEN. 
Eine gute Gelegenheit feministische Zukunfts-
konzepte zu entwickeln, bieten die Johanna-Doh-
nal-Enqueten, die die SPÖ-Frauen gemeinsam 
mit AKS, Sozialistische Jugend, Junge Genera-
tion, VSStÖ, FSG Jugend und SoHo jährlich ver-
anstalten. „Raus aus der Krise! Globale Feministi-
sche (Arbeits-)Kämpfe“ im Jahr 2021, „Friede für 
die Frauen“ im Jahr 2022 und „Schluss mit den 
Ausreden! Starker Staat statt Patriarchat“ im Jahr 
2023. Die Johanna-Dohnal-Preise, mit denen 
Studentinnen für feministische Arbeiten prämiert 
werden, wurden 2023 in einer Festveranstaltung 
im Palais Epstein verliehen. Die Frauen haben im-
mer nur das erreicht, was sie sich selbst erkämpft 
haben. Diese so wichtige Botschaft von Johanna 
Dohnal beeindruckt über die Generationen hin-
weg: Laut sein, für die eigenen Positionen einste-
hen, zusammenhalten. 

SICHTBAR UND STOLZ.  
Der Einsatz für die Rechte der Frauen und der 
LGBTIQ-Community in Österreich gehen Hand 
in Hand. Die SPÖ-Frauen stehen solidarisch an 
der Seite der Community gegen jede Form von 
Diskriminierung, Ausgrenzung und Hass. Ge-
meinsam wollen wir ein sicheres und stolzes Le-

ben für alle Menschen in Österreich erreichen. 
Höchste Zeit ist es für ein Levelling-up des Dis-
kriminierungsschutzes, mit dem auch außerhalb 
der Arbeitswelt Schadenersatzansprüche ge-
stellt werden können. Ein mächtiges und kraft-
volles Zeichen für mehr Gerechtigkeit sind die 
jährlichen Regenbogenparaden im Pride-Monat. 

SOLIDARITÄTSKUNDGEBUNG   
#HELFTAFGHANISTANSFRAUEN. 
In einer gemeinsamen Aktion mit den Wiener 
SPÖ-Frauen und der Volkshilfe wurde die uner-
trägliche Situation der afghanischen Frauen und 
Mädchen nach der Machtübernahme durch die 
Taliban in den Fokus gerückt. Die SPÖ-Frauen 
forderten die österreichische Bundesregierung 
auf, innerhalb der EU tätig zu werden und huma-
nitäre Visa und Korridore für Frauen zu schaffen. 
Die internationale Staatengemeinschaft muss die 
Frauen schützen und ihnen rasche Hilfe zukom-
men lassen. Unterstützt wurde die Aktion, die am 
Platz der Menschenrechte in Wien stattfand, von 
der afghanischen Botschafterin in Wien, Manizha 
Bakhtari, und Maryam Haidari, Frauenrechtlerin 
aus der Kapisa. 

FRAU. LEBEN. FREIHEIT.  
JIN. JIYAN. AZADI. 
Am 16. September 2022 starb die iranischen Kur-
din Jina Masha Amini im Gewahrsam der Sitten-
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polizei. Seit ihrem Tod protestieren Frauen und 
Männer im Iran gegen Bevormundung und ge-
waltvolle Unterdrückung durch das Mullah-Re-
gime. Diejenigen, die sich den undemokratischen 
Regeln des Regimes widersetzen, riskieren ihr 
Leben. Weltweit gibt es Protest- und Solidari-
tätskundgebung. Die SPÖ-Frauen unterstützen 
Aktionen und Demonstrationen hierzulande. Wir 
wollen den Frauen zeigen: Ihr seid nicht allein!

16 TAGE GEGEN GEWALT. 
Österreich hat ein Problem mit Männergewalt. 
Kaum ein anderes Land in Europa hat mehr 
weibliche als männliche Mordopfer. Die SPÖ-
Frauen fordern eine Gewaltschutzstrategie mit 
einem Nationalen Aktionsplan, einen ständigen 
Krisenstab, die Umsetzung der Gewaltschutz-
ambulanzen und flächendeckend Hochrisiko-
fallkonferenzen in ganz Österreich. Die Petition 
der SPÖ-Frauen „Stoppt Femizide“ mahnt die 
Umsetzung der Istanbul-Konvention ein. Im Rah-
men der jährlichen internationalen Kampagne „16 
Tage gegen Gewalt“ machen die SPÖ-Frauen in 
ganz Österreich mit Diskussionsveranstaltungen, 
Leseabenden und Aktionen auf dieses wichtige 
Thema aufmerksam. 

BARBARA-PRAMMER-ENQUETEN. 
Demokratie ist eine großartige Errungenschaft, 
die immer wieder aufs Neue verteidigt werden 
muss. In Gedenken an Barbara Prammer ver-
anstalten die SPÖ-Frauen, der SPÖ-Parlaments-
klub, das Karl-Renner-Institut, die Foundation 
for European Progressive Studies alljährlich ein 
Symposium. Im Jahr 2021 fand die Veranstal-
tung unter dem Motto „Geschlechtergerechte 
Krisenpolitik. Für einen feministischen Aufbruch 
in der Pandemie“ aufgrund der Covid-Pandemie 
erstmals online statt. Mit Reden, Videoeinspie-

lungen und interaktiven Elementen ist es dem 
Veranstaltungsteam gelungen, auch online meh-
rere hundert Teilnehmer*innen zu erreichen. Das 
Symposium ist zu einem frauenpolitischen Fix-
punkt geworden. „Leben frei von Gewalt. Die Is-
tanbul Konvention und ihre Perspektiven“ im Jahr 
2022 und „Europäische Perspektiven für eine ge-
schlechtergerechte Wohlfahrtspolitik!“ im Jahr 
2023 – das große Interesse an den gesellschafts-
politisch aktuellen Themen zeigt, wie wichtig es 
ist, sich gegenseitig zu stärken.

NIEMALS VERGESSEN. 
Am 5. Mai 1945 wurde das KZ Mauthausen, das 
größte Konzentrationslager Österreichs, befreit. 
Delegationen aus aller Welt nehmen jedes Jahr 
an der Gedenk- und Befreiungsfeier teil, so auch 
die SPÖ-Frauen. Gemeinsam gedenken wir der 
vielen Menschen, die im Nationalsozialismus er-
mordet wurden und derer, die vergewaltigt und 
zur Prostitution gezwungen worden sind. Das 
gemeinsame Gedenken ist berührend und gibt 
Mut und Kraft. Niemals vergessen. Nie wieder Fa-
schismus.

FRAUENAKADEMIE. 
Empowerment für die Gruppe, Selbstermäch-
tigung, solidarisches Netzwerken – Das sind die 
Ziele der Frauenakademie, die im Jahr 2022 ihr 
20-jähriges Jubiläum feierte. Die Festveranstal-
tung „Frau macht Bildung“ im Karl-Renner-Ins-
titut mit Festreden von Doris Bures, Eva-Maria 
Holzleitner, Gabriele Heinisch-Hosek und Silvia 
Angelo war eine sehr schöne Gelegenheit, die 
Erfolge der Frauenakademie hervorzustreichen. 
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MY BODY. MY CHOICE. 

Jede Frau hat das Recht auf einen legalen, siche-
ren und kostenfreien Schwangerschaftsabbruch. 
All die reaktionären Versuche, die Selbstbestim-
mung der Frauen einzuschränken, zeigen, wie 
wichtig es ist, das Recht auf einen Schwanger-
schaftsabbruch gesetzlich zu sichern. Nach 50 
Jahren Fristenregelung ist es höchste Zeit für 
eine Entkriminalisierung. Die SPÖ-Frauen unter-
stützen die überparteiliche Plattform #AusPrin-
zip. Wir weichen keinen Millimeter, wenn es um 
die Selbstbestimmung der Frauen geht. 

FRAUENRECHTE IN EUROPA. 

Bei all den reaktionären und konservativen Be-
strebungen gibt es auch Grund zur Hoffnung. 
Der Vizepräsidentin des Europaparlaments Eve-
lyn Regner ist es gemeinsam mit ihren Mitstrei-
ter*innen gelungen, die europäische Lohntrans-
parenzrichtlinie auf den Weg zu bringen. Auch 
bei den Geschlechterquoten und Aufsichtsräten 
ist ein Durchbruch gelungen – entweder es gibt 
einen 40-prozentigen Frauenanteil im Aufsichts-
rat oder 33 Prozent in Aufsichtsräten und Vor-
ständen. Über die Arbeit im Europaparlament 
konnten sich die SPÖ-Frauen bei einer Reise 
nach Brüssel informieren und waren zu Gast bei 
der Konferenz „Tackling Online Misogyny Against 
Politically Active Women“, zu der Evelyn Regner 
und Theresa Bielowski gemeinsam mit anderen 
Abgeordneten geladen hatten. 

INTERNATIONALER FRAUENTAG 
Rund um den 8. März machen die SPÖ-Frauen 
in ganz Österreich mit zahlreichen Veranstaltun-
gen, Matineen, Diskussionsabenden, Straßenak-
tionen, regionalen Treffen auf ihre Ziele aufmerk-
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sam. In allen Bundesländern gibt es Jahr für Jahr 
eine Vielzahl an Aktionen, Demonstrationen und 
Kundgebungen. Zum Internationalen Frauen-
tag 2023 haben die SPÖ-Frauen die Kampagne 
„Halbe Halbe“ gestartet. Für uns ist klar: Nur mit 
guten Gesetzen kommen wir in der Gleichstel-
lung voran. Lohntransparenz, Rechtsanspruch auf 
einen ganztägigen gratis Kinderbetreuungsplatz, 
verpflichtende geteilte Karenz, Arbeitszeitverkür-
zung und vieles mehr. Die Forderungen der SPÖ-
Frauen liegen auf dem Tisch.

PREISE RUNTER! 
Wohnen, Essen, Energie – Die Preise explodieren 
immer weiter. Die SPÖ-Frauen unterstützten in 
ganz Österreich die ÖGB-Demonstrationen „Prei-
se runter“ im September 2022. Die Proteste waren 
landauf landab massiv. Die Kundgebung mit star-
ken Reden von AK-Präsidentin Renate Anderl und 
ÖGB-Frauenvorsitzender Korinna Schumann war 
ein eindrucksvolles Signal. Im September 2023 rief 
der ÖGB auf, eine Menschenkette rund um das 
Parlament zu bilden. 

WECHSEL AN DER PARTEISPITZE 
Pamela Rendi-Wagner hat nach dem Ergebnis 
der Mitgliederbefragung entschieden, beim da-
rauffolgenden Parteitag nicht mehr zu kandidie-
ren. Wir möchten auch diese Gelegenheit nutzen, 
uns bei der ersten Frau an der Spitze der Sozial-

demokratie herzlich zu bedanken. Pamela Rendi-
Wagner hat sich mit viel Kraft, Leidenschaft und 
Engagement für die Anliegen der Frauen stark 
gemacht. Sowohl als Frauen- und Gesundheits-
ministerin und dann als Parteivorsitzende hat sie 
Chancengerechtigkeit in allen Bereichen und 
speziell Frauengesundheit immer als ihre Her-
zensthemen genannt und diese mit viel Konse-
quenz und Einsatz vorangetriebean. 

GEMEINSAM SIND WIR STARK. 
Beim außerordentlichen Parteitag am 3. Juni 
2023 wurde Andreas Babler zum neuen Partei-
vorsitzenden der SPÖ gewählt. Jetzt geht es dar-
um, die Sozialdemokratie nach vorne zu bringen. 
In Linz standen viele starke Frauen aus unserer 
Frauenorganisation, den Jugendorganisationen, 
den Ländern und Gemeinden, den Gewerkschaf-
ten und dem EU-Parlament auf der Bühne. Für 
uns alle, Frauen wie Männer, gilt: Gleichstellungs-
politik ist Aufgabe der Gesamtpartei. 

FEMINISTISCHER AUFSCHWUNG 
Die SPÖ-Frauen sind in ganz Österreich bei zahl-
reichen Straßenaktionen, bei Veranstaltungen, bei 
Diskussionsrunden, bei vielen Events vor Ort und 
auf ihren Social-Media Plattformen aktiv. Aktuelle 
Beiträge, Interviews und Reportagen zu gesell-
schaftspolitischen Themen bieten das Magazin 
„Feministin“ sowie unser Newsletter. 

Mit einer starken Sozialdemokratie schaffen wir 
den feministischen Aufschwung, den wir in Ös-
terreich so dringend brauchen. Wir wollen ein 
Comeback einer starken Gleichstellungspolitik 
auf allen Ebenen. Es ist höchste Zeit für Halbe 
Halbe. 
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Vorsitzender: 
BGM Rupert Dworak (bis 12.11.2021) 

(ab 12.11.2021) NR BGM Andreas Kollross

Bundesgeschäftsführer: 
Martin Giefing, MA 

 
Kommunalsprecher im Parlament: 

NR BGM Andreas Kollross 

Sekretariat:  
1010 Wien, Löwelstraße 18 

Telefon: 01/ 53427/788 
E-Mail: martin.giefing@spoe.at und gvv@spoe.at 

Facebook: https://www.facebook.com/gvvoesterreich/ 

Im Zuge der GVV-Bundeskonferenz im November 2021 
wurden die aus dem Bundesvorstand ausgeschiedenen 
Mitglieder Franz Schabetsberger und Georg Dornauer von 
der ehem. Parteivorsitzenden Pamela Rendi-Wagner, dem 
neu gewählten GVV-Bundesvorsitzenden Andreas Kollross 
und GVV-Bundesgeschäftsführer Martin Giefing geehrt.

Zu allererst wollen wir uns bei unserem ehe-
maligen Vorsitzenden BGM Rupert Dworak 
bedanken, der sein Amt ab 2019 bis zu seinem 
Ausscheiden im Rahmen der GVV-Bundes-
konferenz am 12.11.2021 zuerst in Form einer 
Doppelspitze und in weiterer Folge, nach dem 
Ausscheiden der ehemaligen Klagenfurter Bür-
germeisterin Maria-Luise Mathiaschitz, alleine 
ausgeübt hat. Im Rahmen der GVV-Bundes-
konferenz im November 2021 in Sankt Pölten 
hat NR BGM und Kommunalsprecher der SPÖ 
im Parlament Andreas Kollross den GVV Öster-
reich als Bundesvorsitzender übernommen. 

Der GVV Österreich ist ein Teil der Bundes-
geschäftsstelle der SPÖ und versteht sich als 
Anlauf-, Kontakt- und Koordinierungsstelle für 
alle sozialdemokratischen Kommunalpolitike-
rInnen Österreichs. Die Fraktionen des Öster-
reichischen Städte- und Gemeindebundes, 
die sozialdemokratischen Gemeindevertreter-
Innenverbände, der SPÖ-Parlamentsklub, das 
Renner-Institut, die befreundeten Organisatio-
nen, die Landesorganisationen und vor allem 
unsere Bürgermeisterinnen und Bürgermeister 
mit den GemeindemandatarInnen tragen einen 
großen Teil zum Erfolg der Arbeit unserer Be-
wegung bei. Die Stärkung der Kommunalinte-
ressen ist unser Ziel. Diese Arbeit erfolgt nicht 
nur innerparteilich, sondern wird auch verstärkt 
nach außen getragen. Die Kommunalpolitik, bei 
der Menschen konkret erfahren, wie und wo-
für Politik gemacht wird, ist nach wie vor eine 
wichtige Schiene in der politischen Auseinan-
dersetzung und sie ist auch die Ebene, die in 
der Bevölkerung das meiste Vertrauen genießt. 
Wir sind davon überzeugt, dass wir uns als GVV 
als Interessensvertretung der Städte und Ge-
meinden in den letzten Jahren eine noch viel 
stärkere Akzeptanz und Stellung erarbeitet und 
dass wir auch unseren Medienauftritt deutlich 
verbessert haben. Bestätigt hat uns in diesem 
Weg auch eine Umfrage unter unseren Bürger-
meisterInnen. 

ÜBERSICHT ÜBER DIE AKTIVITÄTEN IM  
BERICHTSZEITRAUM AB NOVEMBER 2021
In regelmäßigen Abständen fanden sich die 
Vorstandsmitglieder zu Bundesvorstands-

GVV Österreich
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sitzungen zusammen. Beim Austausch von 
Informationen und Berichten aus den Bundes-
ländern sowie aus dem Städte- und Gemein-
debund bot sich jedes Mal eine gute Gelegen-
heit, von den Maßnahmen und Projekten in 
den verschiedenen Städten und Gemeinden 
gegenseitig zu profitieren. Erfreulich ist, dass 
bei nahezu jedem Treffen VertreterInnen aller 
Bundesländer anwesend waren. Auch der ehe-
malige SPÖ-Bundesgeschäftsführer Christian 
Deutsch war  

Vernetzungstreffen mit den SPÖ-Bundesrät*innen im Okto-
ber 2022 – damalige Bundesratspräsidentin Korinna Schu-
mann und Fraktionsführer Stefan Schennach

Mitglied des GVV-Bundesvorstandes und war 
regelmäßig bei den Sitzungen dabei – genauso 
wie der aktuelle SPÖ-Bundesgeschäftsführer 
Klaus Seltenheim, der ebenfalls als Vorstands-
mitglied im Bundesvorstand vertreten ist. Wir 
versuchen bei unseren Sitzungen immer ab-
wechselnd einmal in Wien und einmal in einem 
anderen Bundesland zu tagen. Wenn wir in den 

Bundesländern sind, dann laden wir zur Be-
grüßung meist auch LandespolitikerInnen ein. 
Zusätzlich versuchen wir, beim Erstellen der  

Tagesordnung immer auch die aktuellen politi-
schen Kampagnen zu berücksichtigen, weil wir 
diese dann in unsere Planung miteinbeziehen 
wollen. 

 
DEMO-KOMMUNALKONGRESS IN BERLIN
Zahlreiche unserer Genossinnen und Genossen 
pflegen auch einen regen Austausch mit unse-
ren deutschen GenossInnen der SPD. So reist 
auch jedes Jahr eine Delegation aus Österreich 
zum „DEMO-Kommunalkongress“ in Berlin. Nach 
einer Corona-bedingten Pause war im Jahr 2022 
wieder eine große Delegation der SPÖ Wien – 
unter anderem der Wiener Landtagspräsident 
Ernst Woller sowie der Wiener Klubobmann Joe 
Taucher – ebenso in Berlin wie auch GVV-Bun-

desgeschäftsführer Martin Giefing und GVV-
Bundesvorsitzender Andreas Kollross, der auch 
an einer Podiumsdiskussion teilnahm.

Treffen der PES local in Jungbürgermeister*innenvernetzungstreffen im September 2022 im SPÖ-Parlamentsklub Lissabon mit 
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Für den GVV Österreich vertreten uns Genosse 
Günther Sidl als Schatzmeister sowie Genosse 
Thomas Weninger im Vorstand der PES-local. Als 
Ersatzmitglieder fungieren die Genossinnen Eva-
Maria Holzleitner sowie Bettina Lancaster. 
Gruppenfoto vom DEMO-Kommunalkongress 2022 u.a. mit 
der deutschen Bundesministerin für Wohnen, Klara Geywitz 

 
BUNDESKONFERENZ 2021
Unter dem Motto „Starke Gemeinden. Gutes Le-
ben.“ fand am 12. November 2021 die GVV-Bun-
deskonferenz in Sankt Pölten statt. Unter den 
zahlreichen Gästen fanden sich u.a. auch SPÖ-
Bundesvorsitzende a.D. Pamela Rendi-Wagner 
und der LH-Stv. a.D. Franz Schnabl ein. Gruß-
worte hielt der Gastgeber Vizebürgermeister 
Harald Ludwig. Nach der Talkrunde mit NR Philip 
Kucher, NRin Katharina Kucharowits und NR Jo-
sef Muchitsch erfolgte die Wahl, bei der die Vor-
standsmitglieder sowie der neu gewählte Bun-
desvorsitzende, NR BGM Andreas Kollross mit 
überwältigenden Ergebnissen gewählt wurden. 

KOOPERATIONEN MIT BEFREUNDETEN  
ORGANISATIONEN
Der GVV ist im permanenten Kontakt und 
Austausch mit den befreundeten und Vorfeld-
organisationen der SPÖ. Auf allen Ebenen wird 
geschaut, ob es Möglichkeiten potentieller Zu-
sammenarbeit und gegenseitigen Profitierens 
mit befreundeten Organisationen gibt. Aber 
auch mit den sozialdemokratischen Medien-
projekten „Kontrast“ sowie „Neue Zeit“ gibt es 
immer wieder Kooperationen, von denen beide 
Seiten profitieren. Gemeinsam mit dem Renner-
Institut gibt es ebenfalls einen regelmäßigen 
Austausch, um das Schulungsangebot für unse-
re KommunalpolitikerInnen zu perfektionieren. 
Aber auch mit der SPÖ-Frauenorganisation, der 
Sozialistischen Jugend, der Jungen Generation, 
der Gewerkschaftsjugend sowie vielen weiteren 
Vorfeld- und Nebenorganisationen gibt es einen 
regen Austausch. 

UNSERE BÜRGERMEISTERINNEN
In der Corona-Krise wurden sie noch mehr zu 
unglaublichen KrisenmanagerInnen: die Bürger-
meisterInnen Österreichs. Corona hat ihnen in 
ihrem Amt sehr viel abverlangt – noch mehr als 
es ohnehin schon zuvor war. Auf die Corona-Krise 
folgte mit der Teuerung schon die nächste Krise. 
All diese Krisen stellten und stellen unsere Städte 
und Gemeinden vor massive finanzielle Heraus-

forderungen. Wir haben auch lautstark auf den 
Engpass in den Gemeindebudgets aufmerksam 
gemacht. Mit unserer Kampagne „Echte Hilfe 
jetzt!“ haben wir auf den drohenden Kollaps in 
der Daseinsvorsorge hingewiesen und auch die 
Regierung sehr laut und stark für ihr nicht Han-
deln kritisiert. Als kleinen Teilerfolg konnten wir 
für uns verbuchen, dass die Bundesregierung auf 
unseren Druck hin kommunale Hilfspakete (KIP) 
geschnürt hat. 

Im Rahmen des Österreichischen Städtetages 
und im Rahmen des Österreichischen Gemein-
detages veranstalten wir immer fraktionelle Emp-
fänge, zu denen wir die Genossinnen, die daran 
teilnehmen, einladen. Immer wieder dürfen wir 
dort auch prominente LandespolitikerInnen als 
unsere Gäste begrüßen - wie zuletzt in Innsbruck 
LH Stv. Georg Dornauer oder in Bad Ischl den 
SPÖ-Oberösterreich-Vorsitzenden LR Michael 
Lindner sowie die EU-Abgeordneten Theresa 
Bielowski und Hannes Heide. Auch der Wiener 
Bürgermeister und Präsident des Österreichi-
schen Städtebundes Dr. Michael Ludwig nimmt 
regelmäßig bei unseren fraktionellen Treffen im 
Rahmen des Städtetages teil. Unsere Gäste aus 
ganz Österreich haben die Gelegenheit zum Aus-
tausch und zur Vernetzung genutzt. Im Zuge der 
kommunalen Sommergespräche gab es auch 
immer wieder fraktionelle Treffen – nicht zuletzt 
auch eines, zu dem wir junge GemeinderätInnen 
der Jungen Generation eingeladen haben. Er-
freulich ist, dass die Teilnahme unserer Kommu-
nalpolitikerInnen bei diesen Vernetzungstreffen 
immer reger wird, was uns sicher macht, dass wir 
das auch in Zukunft so beibehalten wollen.

GVV-Bundesvorsitzender NR BGM Andreas Kollross, BGMin 
Ines Schiller, BGM und Städtebundpräsident Michael Ludwig 
sowie SPÖ-Oberösterreichw-Vorsitzender LR Michael Lind-
ner
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KOMMUNALPOLITISCHE KONFERENZEN

In Zusammenarbeit mit dem SPÖ-Parlaments-
klub haben sich inzwischen unsere Kommunal-
politischen Konferenzen etabliert, zu denen wir 
unsere Bürgermeisterinnen und Bürgermeister 
einladen. Diese haben zuletzt etwa in Linz sowie 
in Pottendorf in Niederösterreich stattgefunden. 
Rund 150 SPÖ-BürgermeisterInnen sowie Abge-
ordnete sind zu diesen Konferenzen gekommen, 
um sich gemeinsam u.a. mit Bundesparteivorsit-
zender a.D. Pamela Rendi-Wagner auszutauschen 
sowie in verschiedenen Workshops zu unter-
schiedlichen Themen vom gegenseitigen Wis-
sen zu profitieren. Der Plan ist, eine Konferenz wie 
diese von nun an jedes Jahr abzuhalten. 

Kommunalpolitische Konferenz im Wissensturm in Linz mit 
einer Delegation aus Niederösterreich

INHALTLICHES: 
Im Renner-Institut hielten wir im Sommer 2021 
eine halbtägige Klausur mit Bürgermeisterinnen 
und Bürgermeistern ab, die bei den letzten Kom-
munalwahlen ihr Ergebnis entweder auf hohem 
Niveau ausgebaut oder die Gemeinde gedreht 
haben. Daraus ist ein Papier mit dem Titel „Wah-
len gewinnen“ entstanden, welches wir den Bun-
desländern zur Verfügung gestellt haben, die es 
künftigen BürgermeisterInnen- KandidatInnen 
zur Vorbereitung überreichen können.  

Im Jahr 2022 haben wir eine Kampagne zum 
Rechtsanspruch auf Kinderbetreuung samt Ös-
terreich-Tour, die mit einer Pressekonferenz in 
Wien gestartet ist, hochgezogen. Diese hat uns 
dann durch ganz Österreich – nach Bregenz, 
Innsbruck, Bischofshofen, Klagenfurt, Graz, Sankt 
Pölten, Vöcklabruck und Eisenstadt geführt.

 
Bereits im Jänner 2023 haben wir mittels Aus-
sendungen und Presseartikeln auf die Miet-

preisexplosionen im gemeinnützigen Wohnbau 
hingewiesen und einen „Schutzschirm für die 
Mieterinnen und Mieter“ gefordert, da die Mie-
ten teilweise um bis zu 35 Prozent gestiegen sind.  
Auf unsere Forderung hin gab es eine große poli-
tische Diskussion.

Ende Juli 2023 haben wir in einem Pressehinter-
grundgespräch die Problematik mit den Banko-
maten in den Gemeinden thematisiert. Gemein-
sam mit Bürgermeister Wolfgang Koller aus der 
Gemeinde Kemeten im Burgenland haben wir 
darauf hingewiesen, dass zahlreiche Bankoma-
tenbetreiber den Gemeinden Ultimaten stellen: 
„Entweder ihr zahlt viel mehr oder wir geben den 
Bankomaten weg“. So flatterten teilweise Gebüh-
renerhöhungen für Gemeinden um bis zu +771 
Prozent (!) ins Haus. Mit unserer Forderung nach 
1 Bankomat für jede Gemeinde, ohne, dass die 
Gemeinden auf den Kosten sitzen bleiben, haben 
wir eine mediale Diskussion eröffnet. 

Am 2. September 2023 starteten wir gemein-
sam mit der Jungen Generation in der SPÖ eine 
Kooperationsveranstaltung. Den „1. Jungen Ge-
meinde Dialog“. Zu diesem luden wir junge Ge-
meinde- und BezirksrätInnen aus ganz Österreich 
nach Leoben zu einer inhaltlichen Veranstaltung 
ein. Neben unserem GVV-Bundesvorsitzenden 
NR BGM Andreas Kollross und dem JG-Bundes-
vorsitzenden Michael Kögl, die als Veranstalter 
agierten, standen auch SPÖ-Spitzen aus der Bun-
despartei für die Veranstaltung als Diskussions-
teilnehmerInnen sowie WorkshopleiterInnen zu 
Verfügung. Die Klubspitze mit NR Philip Kucher, 
NRin Julia Herr und NRin Eva-Maria Holzleitner war 
ebenso anwesend wie die NR Jan Krainer, Katha-
rina Kucharowits und Max Lercher, LH-Stv. Anton 
Lang, Leobens Bürgermeister Kurt Wallner, der 
GVV-Landesvorsitzende Mario Abl, LAbg. Katha-
rina Weninger und als Hauptreferent der Chef-
ökonom der AK, Markus Marterbauer. Rund 100 
junge GemeinderätInnen quer durch Österreich 
haben an der Veranstaltung teilgenommen und 
das Feedback hat gezeigt, dass wir diese Veran-
staltung nun gerne fix in den Jahreskalender im-
plementieren wollen. 

Im Berichtszeitraum fanden in den Bundeslän-
dern Oberösterreich, Tirol sowie im Burgenland 
Gemeinderats- bzw. Gemeindevertretungswah-
len und BürgermeisterInnenwahlen statt. 

Bei diesen ist es uns beispielsweise gelun-
gen, oberösterreichische Bezirkshauptstädte 
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zu erobern, aber beispielsweise auch die Hei-
matgemeinde des ehemaligen Tiroler Landes-
hauptmannes, Günther Platter – Zams. Und im 
Burgenland ist es überhaupt gelungen, ein his-
torisches Ergebnis einzufahren. Sowohl an Stim-
men, Mandaten aber auch BürgermeisterInnen 
konnten Zugewinne eingefahren werden und der 
Abstand zur ÖVP ist so groß wie nie zuvor. Es wur-
den auch Gemeinden verloren – und jeder Ver-
lust einer Gemeinde ist schmerzhaft. Der GVV 
versucht, auf der jeweiligen Landesebene sowie 
auf Bundesebene unsere KandidatInnen best-
möglich zu unterstützen. 

Mit Stand 26.9.2023 gab es in Österreich 454 
SPÖ-Bürgermeisterinnen und -Bürgermeister. 
(das sind um 5 mehr als zum Stichtag des Be-
richtes an den letzten Bundesparteitag). Von den 
454 BürgermeisterInnen sind 67 Frauen, was 
einem Frauenanteil von 14,8 Prozent entspricht 
und somit um 1,2 Prozent über dem Schnitt von 
2021 liegt. Als SPÖ stellen wir in Österreich knapp 
9.000 GemeinderätInnen bzw. Gemeindevertre-
terInnen.

Abschließend möchten wir allen Genossinnen 
und Genossen quer durch Österreich danken, 

Treffen der PES local in Lissabon mit dem GVV- Vertreter Lukas Russ

die gemeinsam mit uns in den letzten Jahren so 
wichtige und wertvolle Arbeit als sozialdemokra-
tische MandatarInnen geleistet haben. Auch wei-
terhin gilt es, den sozialdemokratischen Weg für 
die Bürgerinnen und Bürger in den österreichi-
schen Kommunen Seite an Seite weiterzugehen.

Freundschaft!
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Bundesvorsitzender  
Michael Kögl

 Bundessekretär 
Julian Krismer

 Kontakt:

 Junge Generation in der SPÖ 
Löwelstraße 18 

1010 WienTel.: 01/53427-244 
E-Mail: jg@spoe.at 

jg.spoe.at 
 

Facebook:  
jgspoe  

Instagram:  
jgspoe

 

Erneut umfasst der Organisationsbericht eine 
Periode, die von der Überlagerung mehrerer Kri-
sen und einer politisch höchst prekären Lage ge-
prägt ist. Die Nachwehen der Corona-Pandemie 
mit all ihren Auswirkungen für unsere Mitglieder 
und die Organisation, ein Krieg in Europa, der so 
schrecklich wie unerwartet die Fragilität der in-
ternationalen Gemeinschaft vor Augen geführt 
hat, die voranschreitende Klimakrise, auf die die 
Bundesregierung keine Antworten hat, um der 
Bedrohungslage gerecht zu werden, und das 
Verschließen der Augen und Ohren vor der Lage 
junger Menschen durch Schwarz-Grün sind die 
Merkmale der letzten Jahre. 

Als Sozialdemokratie werden wir einen Ausweg 
aus diesem dauerhaften Krisenzustand bieten. 
Wir müssen an einer Politik arbeiten, die sich 
nicht um die Sicherung der Privilegien einiger 
weniger bemüht, sondern tatsächlich die Interes-
sen der Menschen in den Vordergrund stellt, die 
es sich nicht selber richten können. 

In unserer Tätigkeit agieren wir nach dem Prinzip 
der „revolutionären Kleinarbeit“ und das ging in 
der vergangenen Periode so: 

WIR HABEN PLATZ: MENSCHENRECHTE SIND 
NICHT VERHANDELBAR!
„Abschieben, so lange es noch geht“, lautete die 
Devise von (damals noch) Innenminister Neham-

mer, als Afghanistan zunehmend im Taliban-Ter-
rorregime versank. Unter dem Motto „Menschen-
rechte sind nicht verhandelbar – Nehammer 
absetzen!“ demonstrierten wir im Sommer 2021 
mit tausenden Menschen gegen die menschen-
verachtende Politik der Bundesregierung und 
forderten sichere Fluchtrouten und die Unter-
stützung für Menschen, die unter dem brutalen 
Regime der Taliban verfolgt wurden. 

 
REGIERUNG VERSINKT IM KORRUPTIONS-
CHAOS. WIR LEISTEN WIDERSTAND. 
Ein Schritt zur Seite, dann zurück. Das System 
Kurz implodierte im Herbst 2021. Hausdurch-
suchungen im Kanzleramt und in der ÖVP-Zen-
trale, WhatsApp-Nachrichten, die Einblick in den 
innersten Zirkel der türkisen Buberl-Partie gaben, 
offenbarten ganz deutlich: Diese Art der Politik 
hat in unserem Land nichts verloren. Gegen den 
Versuch, das System Kurz weiterzuführen, leiste-
ten wir entschlossenen Widerstand. Mit mehre-
ren Aktionen und einer Großdemonstration mit 
mehreren tausend Menschen vor der ÖVP-Zen-
trale. 

ELITENPARTNER.AT – MACHTMISSBRAUCH 
AUF NEUEM NIVEAU
Eine Datingplattform, exklusiv auf ÖVP-Politi-
ker*innen und die Bedürfnisse der Superreichen 

Junge Generation
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als Günstlinge der türkisen Politik zugeschnitten. 
Kurzum: „Eine Plattform, die zusammenbringt, 
was zusammen gehört.“ Unter ElitenPartner.
at wurde eine in türkis gehaltene Plattform für 
Machtmissbrauch und Privilegiensicherung ins 
Leben gerufen, auf der nunmehr offiziell und 
nicht mehr in mühsamen Chats ungeniert um die 
Gunst von Vermögenden und Großspender*in-
nen geworben werden konnte. 

Im Rahmen der Kampagne wurde die 1. Österrei-
chische Korruptionsolympiade ins Leben gerufen. 
Die ElitenPartner gingen dabei auf die Suche nach 
Nachwuchshoffnungen, die in Disziplinen wie dem 
Geldkoffer-Weitwurf, dem Extrem-Shreddern 
oder dem Speed-WhatsAppen beweisen konn-
ten, ob sie das Zeug zum ElitenPartner besitzen.  

JG INTERNATIONAL 
BESUCH DER JUSOS HAMBURG
Im Sommer 2022 besuchte uns eine Delega-
tion der JUSOS aus Hamburg. Am Programm 
standen Führungen im Parlament, im Wiener 
Rathaus, in der Seestadt Aspern und im Roten 
Waschsalon. Die internationale Arbeit und die 
Vernetzung über unsere Ländergrenzen hinaus 
rückten vermehrt in den Fokus unserer Arbeit. 

BILDUNGSREISE NACH BRÜSSEL
Auch unsere Reise nach Brüssel stand ganz im 
Zeichen der internationalen Arbeit, der Ver-
netzung und der Weiterbildung. Mit einer rund 
25-köpfigen Delegation besuchten wir auf Ein-
ladung von Delegationsleiter Andreas Schieder 
das EU-Parlament, in den kommenden Tagen 
auch noch das Parlamentarium, das Haus der 
Europäischen Geschichte und die ständige 
Vertretung Österreichs in der AK. Genug Zeit 

also, um uns mit der Geschichte und den Insti-
tutionen der EU, den kommenden Herausforde-
rungen und der Rolle der sozialdemokratischen 
Fraktion auseinanderzusetzen. 

NEUE WEICHEN: BUNDESKONFERENZ 2022
Im Oktober 2022 stand dann unsere Bundes-
konferenz in Pörtschach am Wörthersee an. 
Dabei wurden die personellen, inhaltlichen und 
organisatorischen Weichen für die kommen-
den Wahlkämpfe gestellt. Michael Kögl wurde 
zum neuen Bundesvorsitzenden der JG, Julian 
Krismer als Bundessekretär bestätigt, zudem 
wurden ein neuer Bundesvorstand und Stefa-
nie Grötz zur Frauensprecherin gewählt. 
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FRAUENPOLITIK IM FOKUS
Mit der Bundeskonferenz 2022 wurde der Fokus 
auf die frauenpolitische Arbeit in der JG gestärkt. 
Innerhalb der JG wurde eine Vielzahl an Semina-
ren und Workshops speziell zur Förderung von 
jungen Genossinnen veranstaltet. Gleichzeitig 
wurden unser Aktionismus und der Auftritt nach 
außen gestärkt, bei unzähligen Aktionen, Veran-
staltungen und über Social Media. 

Zu den jährlichen Fixpunkten in unserem frauen-
politischen Kalender wurden Verteil- und Me-
dienaktionen durchgeführt, interne Bildungs-
veranstaltungen zu frauenpolitischen Themen 
veranstaltet, alles mit dem Ziel, unsere Ge-
sellschaft und unsere Partei weiblicher, femi-
nistischer und gleichberechtigter zu machen. 
Inhaltliche Schwerpunkte wurden dem frauen-
politischen Backlash entgegengesetzt, der auch 
in Österreich von konservativer und rechtsext-
remer Seite droht: das Recht auf Selbstbestim-
mung über den eigenen Körper, das Recht auf 
faire Bezahlung und die Eigenständigkeit bei der 
Entscheidung über Beruf und Familie — die Liste 
lässt sich endlos fortsetzen.  

Besonders hervorzuheben sind Aktionen mit un-
seren Schwesternorganisationen zum Weltfrau-
entag am 8. März, den 16 Tagen gegen Gewalt an 
Frauen, dem Equal Pension Day, dem Equal Pay 
Day und dem Safe Abortion Day. 

 
LANDTAGSWAHLEN: NIEDERÖSTERREICH, 
KÄRNTEN, SALZBURG 
Die neue Periode nahm sofort Fahrt auf. In den 
folgenden Monaten stand der JG-Bundesvor-
stand den wahlkämpfenden Landesorganisatio-
nen in Niederösterreich, Kärnten und Salzburg 
tatkräftig zur Seite. Mit inhaltlicher Unterstützung, 
aber auch mit Wahlkampfaktionen vor Ort im 
Vorfeld der Landtagswahlen. Die Ankündigungen 

in Niederösterreich und Salzburg haben sich be-
wahrheitet: Mit den schwarz-blauen Koalitionen 
kommt eine Politik der Hetze, des Sozialabbaus 
und dem Eingriff in Grund- und Freiheitsrechte 
zur Absicherung der Privilegien der Privilegierten.  

 
MEHR DEMOKRATIE WAGEN
Im Rahmen der Debatte um den Bundespartei-
vorsitz im Frühjahr 2023 wurde eine bereits seit 
Jahren von der JG erhobene Forderung umge-
setzt: Die direkte Mitbestimmung der Mitglieder 
durch die Mitgliederbefragung. Der Mobilisie-
rungseffekt war in allen Bereichen unserer Or-
ganisation zu spüren. Unzählige Neumitglieder 
konnten bereits in unsere Struktur eingegliedert 
werden. 

FOKUS ANTIFASCHISMUS
Entsprechend dem Zitat „Es ist geschehen, und 
folglich kann es wieder geschehen“ hat die JG 
ihren Fokus auf die antifaschistische Bildungs-
arbeit geschärft. Neue Rechte, rechtsextreme, 
faschistoide Bewegungen sind weltweit auf dem 
Vormarsch und untergraben alles, was wir als li-
berale Demokratie und als weltoffene und solida-
rische Gesellschaft verstehen. Dagegen müssen 
wir gewappnet sein. Einerseits mit dem aktiven 
Gedenken an die Shoah und die Gräueltaten des 
NS-Regimes, andererseits mit dem Wissen darü-
ber, auf welchem Nährboden rechtsextreme und 
faschistische Strömungen entstehen und dem 
Willen, ihnen entschlossen entgegenzutreten. Bei 
der jährlichen Befreiungsfeier in Mauthausen und 
dem mittlerweile etablierten Antifa-Seminar soll 
die antifaschistische Arbeit der JG zur Praxis wer-
den. 
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JUGEND BEWEGT: KOSTENFREIES KLIMATI-
CKET

Auf die Frage, welche Themen Jugendliche und 
junge Erwachsene am meisten beschäftigen, 
werden die Teuerung und die Klimakrise beson-
ders häufig genannt. Und beide Themen werden 
von der Bundesregierung sträflich vernachlässigt. 
Das KlimaTicket ist ohne den Ausbau des öffentli-
chen Verkehrs in vielen Regionen keine echte Al-
ternative zum Auto und wird so zu einem gut ge-
meinten, aber schlecht gemachten Projekt. Und 

um den Preis von 1.095 Euro ist es für viele, vor 
allem junge Menschen, einfach unleistbar. 

Uns als JG ist klar: Ohne den Umstieg auf den 
öffentlichen Verkehr sind unsere Klimaziele un-
erreichbar. Es braucht deswegen einen klaren 
Plan zum Ausbau der Öffis im ländlichen Raum 
und Öffis, die für alle leistbar sind. Dafür haben 
wir die Forderung nach einem gratis (österreich-
weiten) KlimaTicket für alle in Ausbildung unter 
25 erhoben und werden diese in Verbindung mit 
dem Öffi-Ausbau nach dem Verkehrszielegesetz 
in die Breite tragen. 

 
KOMMUNALPOLITIK IM FOKUS: 1. JUNGER GE-
MEINDE DIALOG
Rund 100 Jungmandatar*innen aus ganz Öster-
reich trafen sich im Sommer 2023 zum 1. Jungen 
Gemeinde Dialog. In Kooperation mit dem GVV 
wurde das Format zum ersten Mal abgehalten. 
Das Ziel: Vernetzung und Förderung von jungen 
Gemeinderät*innen in der SPÖ.

 

Mit spannenden Workshops und hochkarätigen 
Gästen war die Veranstaltung ein voller Erfolg 
und soll in Zukunft als ein absoluter Fixpunkt im 
JG-Jahreskalender etabliert werden, um den Fo-
kus auf Kommunalpolitik und die Förderung von 
Jungmandatar*innen zu schärfen.

HAPPY 65TH BIRTHDAY JG!
65 Jahre Junge Generation – doch wir gehen 
nicht in Pension! Mit über 100 Gästen nahmen 
wir diesen Geburtstag zum Anlass, um auf die 
vergangenen Jahrzehnte zurückzublicken und 
eine erfolgreiche Zukunft einzuleiten. 

Seit unserer Gründung 1958 und der Veranke-
rung als Parteireferat 1962 setzt sich die JG dafür 
ein, die Interessen von Jugendlichen und jungen 
Erwachsenen in der Partei und in der Gesell-
schaft zu vertreten, sie für die Sozialdemokratie 
zu gewinnen und ihnen das Handwerk mitzuge-
ben, das sie für die politische Auseinanderset-
zung benötigen. Damit ist der Weg für weitere 65 
erfolgreiche Jahre geebnet. 
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Bundesvorsitzender: 
ÖkR Josef Etzenberger (bis 28. Mai 2022) 

BGM Michael Schwarzlmüller (ab 28. Mai 2022)

Bundessekretär:  
Alexander Neunherz (bis 31. Dezember 2021) 

Martin Giefing (ab 1. November 2022)

Kontakt: 
Löwelstraße 18 

1010 Wien 
Tel: 01/534 27 788 

E-Mail: bauern@spoe.at

DIE REFERATE DER SPÖ
Die SPÖ Bäuerinnen und Bauern vertreten rund 
400.000 Menschen, die in der Land- und Forst-
wirtschaft tätig sind. Inhaltlich stehen wir für eine 
existenzsichernde, nachhaltige und umweltge-
rechte Agrarpolitik. Darüber hinaus fungiert unse-
re Organisation als Sprachrohr für den ländlichen 
Raum – mit unterschiedlichen Veranstaltungsfor-
maten für die Landbevölkerung, regionale Initiati-
ven und für ExpertInnen.

WAHLEN
Seit dem letzten Bundesparteitag traten die 
SPÖ Bäuerinnen und Bauern bei zwei Landwirt-
schaftskammerwahlen an – in Wien und im Bur-
genland. In Wien mussten wir zwar ein Minus 
von 1,83 Prozent im Vergleich zur Wahl 2018 hin-
nehmen, am Mandatsstand änderte sich jedoch 
nichts. Bei den Landwirtschaftskammerwahlen 
im Burgenland entfielen auf die SPÖ Bäuerinnen 
und Bauern 22,82 Prozent, was ein Minus von 
0,76 Prozent gegenüber 2018 bedeutete. Aber 
auch hier ändere sich am Mandatsstand nichts.

ORGANISATIONSARBEIT
Die Koordinierung des Bundesvorstandes gehört 
zu den zentralen Aufgaben unseres Referats. Vor-
standssitzungen werden in der Regel einmal pro 
Quartal abgehalten. 

Im Berichtszeitraum waren jedoch mehrere Hin-
dernisse vorhanden, die die Arbeit erschwert 
haben. Zuerst die lange Corona-Phase, dann die 
lange Zeit des unbesetzten Bundessekretariats – 
auch während der Zeit des Wechsels an der Spit-

ze der SPÖ Bäuerinnen und Bauern – und letzten 
Endes auch die unruhige Phase in der Bundes-
SPÖ mit Mitgliederbefragung und außerordent-
lichem Parteitag. 

Die Vorstandssitzungen werden grundsätzlich 
zur inhaltlichen Feinabstimmung und zur fach-
lichen Diskussion genutzt. Im Jänner 2023 durf-
ten wir unter anderem den damaligen SPÖ-Bun-
desgeschäftsführer Christian Deutsch in unserer 
Runde begrüßen. 

VERNETZUNGSARBEIT 
Vernetzung ist für uns eine wesentliche Aufgabe. 
So versuchen wir Kontakte zu relevanten Persön-
lichkeiten innerhalb der sozialdemokratischen 
Familie zu pflegen – seien es die EU-Mandata-
rInnen oder die Landwirtschaftssprecherinnen 
im Nationalrat – bis Sommer 2023 Conny Ecker 
und seither Elisabeth Feichtinger –, den Land-
wirtschaftssprecher*innen in den Landtagen 
oder den zuständigen MitarbeiterInnen in den 
Klubs. Wir nehmen auch an den fraktionellen 
Sitzungen des Landwirtschaftsausschusses teil. 
Ebenso pflegen wir Kontakte zu unseren Vor-
feld- und Nebenorganisationen – zuletzt etwa 

SPÖ Bäuerinnen und Bauern
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bei einer Kooperationsveranstaltung mit dem 
BSA Life. Auch mit der Bundesarbeitskammer 
gibt es einen Austausch. Zuletzt wurde verstärkt 
versucht, das Netzwerk im landwirtschaftlichen 
Bereich zu verstärken – etwa mit der österrei-
chischen Berg- und Kleinbäuer_innen-Vereini-
gung oder mit dem Verein Mila – Mitmachladen.  
Es wurde auch der Versuch gestartet, als SPÖ 

Bäuerinnen und Bauern medial Fuß zu fassen 
– nicht zuletzt etwa mit einer unterstützenden 
Pressemeldung zur Forderung der SPÖ-Klima-
sprecherin Julia Herr zum Gesetz gegen die Dis-
kriminierung von Obst und Gemüse. 

Auch haben wir im Rahmen von diversen Landes-
konferenzen, Wahlauftakten, Landesvorstandssit-
zungen etc. die Bundesländer besucht. 

KLAUSUR DER SPÖ BÄUERINNEN UND BAUERN
Im April 2023 fand eine zweitägige Klausur der 
SPÖ Bäuerinnen und Bauern in Mörbisch statt. 
Ziel war es, ein 5-Punkte-Programm zu erarbeiten, 
welches als politische Grundlage für die inhaltli-
che Arbeit dienen soll. Dieses wurde sehr intensiv 
diskutiert und zu einem späteren Zeitpunkt nach 
einer längeren Feedbackphase auch einstimmig 
im Bundesvorstand beschlossen. Aber auch der 
Spaß durfte nicht zu kurz kommen und so nutz-
ten wir die Gelegenheit gleich für ein Team-Buil-

ding-Event mit einem Mulatsag am Neusiedler 
See und einer anschließenden Weinverkostung 
in den Räumlichkeiten des Weingutes der Bür-
germeisterin von Mörbisch, Bettina Zentraf, bei 
der wir uns an dieser Stelle nochmals recht herz-
lich bedanken wollen.  

PERSONELLES UND TERMINVORSCHAU
Die Bundeskonferenz der SPÖ Bäuerinnen und 
Bauern hätte eigentlich schon 2020 stattfinden 
sollen, aufgrund der Corona-Pandemie wurde die-
se zunächst auf Herbst  und dann auf Mai 2022 ver-
legt. Im Mai 2022 wurde Michael Schwarzlmüller 
als Nachfolger von ÖkR Josef Etzenberger zum 
neuen Bundesvorsitzenden der SPÖ Bäuerinnen 
und Bauern gewählt. An dieser Stelle bedanken 
wir uns bei ÖkR Josef Etzenberger für seinen un-
ermüdlichen Einsatz für die SPÖ Bäuerinnen und 
Bauern. Es wurde ihm als kleiner Dank – wie einigen 
anderen verdienten GenossInnen auch – die Alois-
Mentasti-Plakette dafür verliehen. 

Geplant war es, im Jahr 2023 eine Feier anläss-
lich 100 Jahre SPÖ Bäuerinnen und Bauern in 
Sooß abzuhalten. Aufgrund der allgemeinen Situ-
ation wurde sich nun aber darauf geeinigt, diese 
im Jahr 2024 als 101-Jahr-Feier abzuhalten. 

Wir möchten uns abschließend bei allen Bundes-
vorstandsmitgliedern aber auch allen Unterstüt-
zerinnen und Unterstützern der SPÖ Bäuerinnen 
und Bauern recht herzlich bedanken!

SPÖ-Bundesbauernvorsitzender  
Michael Schwarzlmüller auf Antrittsbesuch bei  
SPÖ-Bundesparteivorsitzendem Andreas Babler
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Landesparteivorsitzender  
Mag. Hans Peter Doskozil 

 
Landesgschäftsführer*innen 

Jasmin Puchwein 
Kevin Friedl, BEd MEd 

 
Kontakt 

Johann-Permayer-Straße 2, 7000 Eisenstadt 
+43 2682 775-0 | burgenland@spoe.at | burgenland.spoe.at

HISTORISCHES SPÖ-ERGEBNIS BEI BÜRGER-
MEISTER*INNEN- UND GEMEINDERATSWAHL 
2022

Die SPÖ Burgenland hat bei den Bürgermeis-
ter*innen- und Gemeinderatswahlen 2022 
zwölf Bürgermeisterinnen und Bürgermeister 
und 162 Gemeinderatsmandate dazugewon-
nen. Damit stellt die SPÖ im Burgenland ins-
gesamt 95 der 171 Bürgermeisterinnen und 
Bürgermeister sowie 1.623 Mandate in den Ge-
meinderäten.
 
 
MINDESTLOHN IN 139 GEMEINDEN UMGE-
SETZT
Im Burgenland wurde der Mindestlohn von 
2.000 Euro netto bereits in 139 Gemeinden der 
171 burgenländischen Gemeinden umgesetzt. 
Auch die ÖVP hat erkannt, wie wichtig eine 
gerechte Entlohnung ist. In 44 von 71 ÖVP-Ge-
meinden wurde der sozialpolitische Meilenstein 
bereits umgesetzt.

 
BURGENLÄNDISCHER WÄRMEPREISDECKEL 
WIRKT
Politik darf niemals ein Selbstzweck sein. Wer 
sich für die Politik entscheidet, hat für die Men-
schen da zu sein. Gerade jetzt in der Teuerung 
erwarten sich die Menschen zu Recht rasche 
Lösungen. Wir im Burgenland haben keine Zeit 
verstreichen lassen und schon im Vorjahr be-
gonnen, Maßnahmen gegen die Teuerung zu 
setzen. Eine besonders wirksame Form der 
Unterstützung ist der burgenländische Wärme-
preisdeckel. Insgesamt konnten bisher rund 10 
Millionen Euro an Burgenländerinnen und Bur-

genländer ausbezahlt werden. Der Wärmepreis-
deckel kann noch bis Jahresende 2023 bean-
tragt werden.

 
GRATIS-NACHHILFE UND HÖHERE MITTAG-
ESSENSFÖRDERUNG
Alle Pflichtschülerinnen und -schüler im Burgen-
land, denen in Deutsch, Mathematik, Englisch 
oder in den Minderheitensprachen eine nega-
tive Beurteilung droht, erhalten seit dem heu-
rigen Schuljahr das Angebot einer kostenlosen 
Nachhilfe. Denn der schulische Erfolg und die 
Zukunft der Kinder dürfen nicht von den finan-
ziellen Möglichkeiten der Eltern abhängig sein. 
Gleichzeitig wurde die Förderung der Mittages-
sensbeiträge in den Schulen erweitert. Bis zu 75 
Prozent werden künftig vom Land Burgenland 
übernommen. Zusätzlich wurde die Einkom-
mensgrenze angehoben, damit mehr Eltern an-
spruchsberechtigt sind.

 
AUSBAU BEI SPITÄLERN UND MEDIZINISCHER 
VERSORGUNG
Die größte Baustelle des Burgenlandes, die Klinik 
Oberwart, befindet sich im Endspurt. Überpünkt-
lich und mit niedrigeren Kosten als geplant geht 
das Schwerpunktspital für das südliche Burgen-
land im Mai 2024 in Betrieb. Bei der Umsetzung 
des Spitals in Gols sind das Land Burgenland und 
die Gesundheit Burgenland in die nächste Etap-
pe eingestiegen. So wird die Gesundheit Bur-
genland noch heuer wie geplant die in Gols op-
tionierten Grundstücke erwerben. Denn eines ist 
sicher: Der beste Standort für das neue Spital ist 
im Herzen des Bezirks Neusiedl am See!

SPÖ Burgenland 



80  JAHRESBERICHT 2021-2023 | 46. ORDENTLICHER SPÖ-BUNDESPARTEITAG 2023

Landesorganisationen



   
   JAHRESBERICHT 2021-2023 | 46. ORDENTLICHER SPÖ-BUNDESPARTEITAG 2023   81

Landesorganisationen

Landesparteivorsitzender  
LH Dr. Peter Kaiser 

StellvertreterInnen: Nationalrätin und Vorsitzende der SPÖ Frauen Kärnten, Petra Oberrauner, LR Daniel Fell-
ner, AK-Präsident Günter Goach, Landtagsabgeordneter und SJG-Kärnten Vorsitzender Luca Burgstaller und 

Landtagsabgeordneter Bgm. Andreas Scherwitzl sowie SPÖ Kärnten Klubobmann Herwig Seiser 

Landesgeschäftsführer 
 DI (FH) Andreas Sucher 

 
Kontakt  

9020 Klagenfurt a. W., Lidmanskygasse 15  
Tel.: 0463-57788 | Fax: 0463-54570  

E-Mail: kaernten@spoe.at | Homepage: www.kaernten.spoe.at  
Facebook: www.facebook.com/spoekaernten  

Instagram: @spoe.kaernten | Twitter: @SPOE_Kaernten  
YouTube: SPÖ Kärnten | SPÖ Kärnten APP

NR.IN DR.IN PETRA OBERRAUNER IST NEUE VOR-
SITZENDE DER SPÖ-FRAUEN KÄRNTEN
Am 7. Mai 2022 wurde NRin Dr.in Petra Ober-
rauner bei der Landesfrauenkonferenz mit 98,6 
Prozent zur neuen Vorsitzenden der SPÖ-Frauen 
Kärnten gewählt. Sie betonte die Forderungen 
der SPÖ nach einem Rechtsanspruch auf kos-
tenlose ganztägige Kinderbetreuung und einem 
massiven Ausbau von Betreuungsplätzen. Sie 
lobte das Kärntner Kinderstipendium und erwei-
terte das Ziel Kärntens, nicht nur die kinder- und 
familienfreundlichste Region Europas, sondern 
auch die frauenfreundlichste Region Österreichs 
zu werden. LAbg. Ana Blatnik verabschiedete sich 
nach 13 Jahren als Landesfrauenvorsitzende mit 
einer emotionalen Rede und dankte für den star-
ken Einsatz für die SPÖ-Frauen.

PETER KAISER BEIM 36. ORDENTLICHEN LAN-
DESPARTEITAG MIT 99,08 PROZENT WIEDER-
GEWÄHLT

„Mein Plan „K“ für Kärnten heißt „Fortschritt“, 
Enkelverantwortung ist unser oberstes Prinzip.“ 
 
Bei dem 36. ordentlichen Landesparteitag der 
SPÖ Kärnten am 19.06.2022 wurde LH Peter 
Kaiser mit 99,08 Prozent der Stimmen wieder-
gewählt. Er betonte die Bedeutung von Chan-
cengerechtigkeit und Fairness und sprach sich 
für mehr Miteinander statt Gegeneinander aus. 
Er betonte auch die Notwendigkeit von Preisde-
ckeln in bestimmten Bereichen wie Lebensmittel, 
Sprit und Wohnen und forderte gerechte Abga-
ben und Umverteilung zur Finanzierung dieser 
Hilfe.

„Seit meinem 14. Lebensjahr bin ich politisch tä-
tig. Und immer hat der Standpunkt meine Pers-

Bild v.li.: LAbg. Ana Blatnik, LH Peter Kaiser, Landesfrauenvor-
sitzende NRin Petra Oberrauner, Bundesfrauenvorsitzende 
NRin Eva-Maria Holzleitner

SPÖ Kärnten
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pektive bestimmt – wenn ich dort unten bei euch 
gesessen bin und wenn ich hier oben gestan-
den bin. Meine Perspektive hat sich dabei nicht 
verändert: Wir Sozialdemokrat:innen kämpfen 
immer und bedingungslos für Chancengerech-
tigkeit und Fairness, für mehr Miteinander statt 
Gegeneinander. Für uns steht der Mensch im 
Mittelpunkt, jeder Mensch. Wir können mit Fug 
und Recht sagen, dass wir uns bemühen, das 
Motto unseres heurigen Landesparteitages auch 
tatsächlich zu leben – jeden Tag, mit jeder Faser 
unseres Herzens: Immer an deiner Seite!“, so SPÖ 
Kärnten Landesparteivorsitzender Peter Kaiser.

Im Rahmen des Parteitages wurde auch Land-
tagspräsident Reinhart Rohr von Kaiser und Ren-
di-Wagner die Viktor-Adler-Plakette verliehen.

In den 1,5 Jahren vor dem LPT haben sich Ex-
perten, Bürgerinnen und Bürger, Mitglieder des 
SPÖ-Klubs im Kärntner Landtag sowie weitere 
engagierte Genossinnen und Genossen im Rah-
men der Social-MonTalk Denkwerkstätten zum 
Thema Pflege, Grundeinkommen und Klima-
schutz Positionspapiere erarbeitet. Aus diesen 
fundierten Papers entstanden drei Leitanträge, 
die am Landesparteitag einstimmig angenom-
men wurden.

KÄRNTEN KONFERENZ: IMMER AN DEINER 
SEITE – MIT ERFAHRUNG, VERANTWORTUNG 
UND LEIDENSCHAFT
Am 10.09.2022 fand die Kärnten Konferenz im La-
keside Park in Klagenfurt statt, bei der die Liste 
der Kandidat:innen für die Landtagswahl 2023 
mit 97 Prozent Zustimmung durch die 241 De-
legierten der SPÖ Kärnten beschlossen wurde. 
Landesparteivorsitzender und erneuter Spitzen-
kandidat zur Landtagswahl 2023, LH Peter Kaiser, 
betonte die Stärke des Teams und die Bedeutung 
von Freundschaft und Zusammenarbeit.

KÄRNTNER SPÖ STARTET IN 42 TAGE „WAHL-
MARATHON“
21.01.2023 Die SPÖ Kärnten hat mit Spitzenkan-
didat LHPeter Kaiser den Startschuss für ihre 
Wahlbewegung gegeben. Kaiser betonte, dass 
er diese Verantwortung im Namen des gesam-
ten Teams sportlich annimmt. Er sprach über 
seine Erfahrungen als Landeshauptmann von 
Kärnten und betonte die Bedeutung von Konti-
nuität, Verlässlichkeit und Stabilität in der Politik.  
 
„Welche Person, welche Partei, welche Program-
me sollen Kärnten in die Zukunft führen? Ich 
nehme diese Verantwortung im Namen des ge-
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samten Teams – sportlich an. Bisher habe ich 23 
Marathons, fünf Ironman und zwei Landtagswah-
len erfolgreich gefinished, ich freue mich wieder 
antreten zu dürfen. Denn wir leben in einer Zeit, 
in der Politik immer kurzfristiger wird, auch was 
die handelnden Personen betrifft. Ich bin jetzt 
im zehnten Jahr Landeshauptmann von Kärnten 
– und erlebe in dieser Zeit schon den 6. Bundes-
kanzler. Gerade in unserer Zeit, in dem Wandel, in 
dem wir uns befinden, bin ich der Meinung, dass 
Kontinuität, Verlässlichkeit und Stabilität wichtige 
Faktoren für den Erfolg eines Landes sind“, so LH 
Kaiser.
„Wir haben, seit wir 2013 mit der SPÖ die Verant-
wortung in diesem Land übernommen haben, ei-
nen komplett anderen Weg eingeschlagen. Und 
wir haben nahezu Unmögliches geschafft – ja, 
wir haben diese Land vom Pannenstreifen zurück 
auf die Überholspur gebracht – und dort wollen 
wir auch bleiben, dort gehören wir hin. Eine der 
schönsten Momente für mich war der 10.10.2016 
– als ich die Nachricht bekam, dass kein Gläubiger 
mehr Zugriff auf unser Land hat, als wir tatsäch-
lich die Hypo-Heta-Krise abgewendet hatten“, so 
Kaiser und weiter:

„In der zweiten Regierungsperiode sind wir ans 
Gestalten gegangen und wir haben den poli-
tischen Stil in Kärnten komplett verändert. Wir 
praktizieren Politik auf Augenhöhe – keine Op-
position in keinem österreichischen Landtag hat 
annähernd so viele Rechte wie unsere in Kärn-
ten,“ betont Kaiser, der auch die zahlreichen Ini-
tiativen aufzählte, die in der Regierung gelungen 
sind: Vom Kinderstipendium bis zu einer neuen 
Raumordnung, von der Klimaagenda Kärnten 
bis zum Pflegepaket, von der Erfolgsgeschich-
te gemeinnütziges Wohnen in Kärnten über die 
Kinderbildungs- und Betreuungsreform bis hin 
zum Kärnten Bonus Plus – eine unmittelbare und 
unbürokratische Entlastung der Mittelschicht in 
Kärnten.

„Wir wollen nach diesem Marathon, beim Zielein-
lauf am 5. März, mit unserem Ergebnis drei klare 
Ziele erreichen: 1. Eine Bestätigung unseres bis-
herigen Weges! 2. Dass wir weiter gestalten kön-
nen und 3. Das Ergebnis soll ganz klar all jenen 
eine Absage erteilen, die versucht sind, am Willen 
der Wählerinnen und Wähler vorbei den Landes-
hauptmann zu stellen,“ erklärt Kaiser. Darüber hin-
aus gehe es inhaltlich darum, auf das erfolgreiche 
Fundament das in den letzten Jahren geschaffe-
ne wurde, aufzubauen.

WAHLMARATHON-FINISH DER SPÖ KÄRNTEN 
UND PETER KAISER
Die SPÖ Kärnten hat mit Spitzenkandidat LH 
Peter Kaiser einen Wahlmarathon gestartet, der 
am 21. Januar 2023 begann und erfolgreich be-
endet wurde. In 42 Tagen wurden symbolisch 
42 Wahlmarathon-Kilometer in Kärnten zurück-
gelegt. Kaiser überquerte gemeinsam mit den 
Kandidat:innen zur Landtagswahl die Ziellinie am 
Domplatz in Klagenfurt.

PETITION „ZUKUNFT MITTELKÄRNTEN“
Seitens der SPÖ-Bezirksorganisationen St. Veit/
Glan und Feldkirchen wurde verstärkte die zu-
künftige „Benachteiligung“ des Bahnverkehrs in 
den Bezirken nach Inbetriebnahme der Koralm-
bahn thematisiert. Dazu wurde in den Bezirken 
auch eine Petition beschlossen, die gemeinsam 
mit ebenso betroffenen Kolleginnen und Kolle-
gen aus der Steiermark (Bruck an der Mur, Neu-
markt) im Nationalrat thematisiert wird.

MAI 2023
Zum traditionellen 1. Mai Fest der SPÖ Kärnten 
in Völkermarkt strömten mehr als 1.000 Besu-
cher:innen, Freunde und Mitglieder der SPÖ 
Kärnten. In seiner Festansprache betonte Kai-
ser die Bedeutung von Freiheit, Gleichheit, Ge-
rechtigkeit und Solidarität als Wegweiser für 
die Sozialdemokrat:innen. Er sprach sich für die 
Sicherstellung von Grundbedürfnissen wie eine 
Unterkunft und ein lebenswertes Arbeitseinkom-
men aus.

„Angesichts der vielen Krisen, Probleme und mul-
tiplen Herausforderungen, denen wir uns heute 
stellen müssen: dem Angriffskrieg von Russland 
in der Ukraine, der massiven Teuerungswelle, 
eine sich verändernden Arbeitswelt, Stichwort 
ChatGPT und künstliche Intelligenz – fällt es 
manchmal schwer, den Optimismus und den po-
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sitiven Blick nach vorne nicht zu verlieren. Ich bin 
dennoch optimistisch, dass wir diese Herausfor-
derungen bestehen werden. Wir werden diese 
Krisen bestehen und uns um die Menschen küm-
mern die darunter leiden, denn wir haben als So-
zialdemokrat:innen einen immensen Vorteil: Wir 
haben einen Kompass, einen Wegweiser, der uns 

bei allen Herausforderungen eine Richtung vor-
gibt, die wir im Herzen tragen und die da lautetet: 
Freiheit, Gleichheit, Gerechtigkeit und Solidari-
tät“, so LH Kaiser in seiner Festansprache.

„Dieser Kompass wird uns auch weiterhin anlei-
ten, wenn es darum geht, für die Menschen un-
seres Landes eine Zukunft und Perspektiven zu 
schaffen. Am 1. Mai müssen wir uns ganz klar dazu 
bekennen, dass Grundbedürfnisse wie ein Dach 
über dem Kopf und ein Arbeitseinkommen, von 
dem man auch leben kann, selbstverständlich 
sind und bleiben müssen. Unsere Lösung zum 1. 
Mai bleibt und lautet: Rechtsanspruch statt Al-
mosen. Und natürlich müssen wir dafür sorgen, 
dass unsere Kinder ebenfalls gerechte Chancen 
bekommen, ein selbstbestimmtes und erfülltes 
Leben zu führen – denn in ihren Händen liegt die 
Zukunft“, so Kaiser.

MEET&GREET MIT DEN NEUEN MITGLIEDERN
Die SPÖ Villach Bezirksorganisation hieß kürzlich 
Neumitglieder bei einem Meet and Greet herz-
lich willkommen. Bei dieser Gelegenheit wurden 
die Anwesenden über aktuelle politische Ge-
schehnisse informiert und konnten sich mit er-
fahrenen Parteimitgliedern austauschen. Die 
Veranstaltung unterstrich die Bedeutung der Ein-
bindung neuer Mitglieder in die Parteiarbeit und 
bot eine Plattform für Diskussionen und Netz-
werken. Immer mit dabei sind: Bezirksparteivor-

sitzender Reinhart Rohr, Bürgermeister Günther 
Albel, Nationalrätin Petra Oberrauner, Bezirks-
frauenvorsitzende Isabella Rauter. 

SPÖ KÄRNTEN FAMILIENFEST 2023: VOLLE 
KRAFT GEGEN KINDERARMT 
„Es fühlt sich gut an, in Kärnten zu sein: Eure Lei-
denschaft und euer Herzblut sind ein enormes 
Signal und ein Beispiel dafür, was alles möglich 
ist, wenn man es ernst meint mit einer Politik für 
die Menschen!“ So begrüßte Bundesparteivor-
sitzender Andi Babler die vielen hunderten Men-
schen, die zum Familienfest der SPÖ Kärnten an 
den Wörthersee gekommen sind. Das jährliche 
Fest ist mittlerweile schon Tradition in der SPÖ 
Kärnten und die Mitglieder freuen sich immer 
auf gemütliche Stunden bei traumhaftem Wet-
ter. Doch auch thematisch stand ein Thema im 
Vordergrund: 

Kinderarmut bekämpfen - dabei wurde speziell 
auf jenes Projekt hingewiesen, mit dem Kärnten 
Vorreiter in Österreich ist – den Gratis-Kinder-
garten, der mit 1. September Wirklichkeit wurde. 
„Mit dieser Maßnahme ist Kärnten der soziale 
Motor, der soziale Turbo. Wir beweisen, wie es 
österreichweit funktionieren kann“, betonte Su-
cher. Für SPÖ-Vorsitzenden Landeshauptmann 
Peter Kaiser ist „dieser Meilenstein gelebte So-
zialdemokratie im besten Sinne des Wortes: Er 
kommt bei den Menschen zielgenau an. Und er 
hilft ganz wesentlich mit, Kinderarmt zu verrin-
gern.“ 
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Landesparteivorsitzender 
Mag. Sven Hergovich  

Landesgeschäftsführer 
Mag. Wolfgang Zwander 

MEP Dr. Günther Sidl

 
Kontakt  

Niederösterreichring 1A, A-3100 St. Pölten 
Telefon: +43 (2742) 2255 - 0 
e-mail: servicenoe@spoe.at

JAHRESBERICHT 07/2021 BIS 12/2021 

KAMPAGNEN, THEMEN & AKTIONEN
 
LKW-Maut für Niederösterreich - LKaWay

Von Ende August 2021 an und unter den Vorzeichen 
der Holztransporte-Problematik im Waldviertel be-
ginnen Landesparteivorsitzender Franz Schnabl 
und die SPÖ Niederösterreich massiv für eine 
LKW-Maut auf Niederösterreichs Landstraßen zu 
trommeln – nach Schweizer Vorbild. Neben der Re-
duzierung von Lärm und Staub durch LKW-Durch-
zugsverkehr in NÖ Städten und Gemeinden erhofft 
man sich vor allem die Sicherheit gefährdeter Ver-
kehrsteilnehmerInnen, wie Kindern oder Älteren, zu 
erhöhen. Eine kilometerabhängige LKW-Maut in 
Kombination mit LKW-Fahrverboten würde rasch 
wirken und brächte eine Lösung für das Problem 
der Mautflucht und damit weniger LKW-Durch-
zugsverkehr in Städten und Gemeinden. Gerade in 
Niederösterreich leiden viele BürgerInnen immens 
darunter, dass LKW-Frächter Strecken abkürzen, 
um Autobahnmaut zu sparen. Die Einnahmen sol-
len in den Ausbau des Öffentlichen Verkehrs – etwa 
zusätzliche Auffahrtsrampen für LKW in Bahnhö-
fen – und in weitere Klima-Investitionen fließen.  

Schulstartchaos 2021

Rechtzeitig zum Schulbeginn im September 2021 
häufen sich landauf- und -abwärts die Berichte und 
Beschwerden über Chaos bei den Schultestungen, 
unklare Regelungen und Personalmangel schon 
während der „Sommerschule“. Was Anfang Sep-
tember mit einem offenen Brief von Landespar-
teivorsitzendem Franz Schnabl an BM Fassmann 
beginnt, weitet sich zu einem echten Problem für 
das NÖ Schulwesen aus – tausende nicht abge-
holte Tests, LehrerInnenmangel und hunderte Kin-
der, die von der Schule abgemeldet und zuhause 
unterrichtet werden, sind nur die offensichtlichsten 
Probleme des Schulstarts 2021. Die SPÖ Nieder-
österreich reagiert medial und mit Schwerpunkt-
aktionen auf die Sorgen, die sowohl von LehrerIn-
nen- als auch von Elternseite an die Partei gerichtet 
werden. Über einen digitalen Beschwerdebriefkas-
ten bietet in weiterer Folge die SPÖ-Landesorga-
nisation Betroffenen die Möglichkeit, sich anonym 
ihre Sorgen von der Seele zu schreiben. Auch 2022 
soll das Testchaos in den Schulen Thema bleiben.

Rettung des Skigebietes Lackenhof 
 
Unter dem Eindruck der Corona-Pandemie be-
schließen die Gesellschafter der Ötscherlift-
GmbH bei der Generalversammlung Ende No-
vember 2021 die Schließung der Betriebsanlagen 
des Skigebietes Lackenhof am Ötscher. Die Ge-
sellschafter sind die Schröcksnadel-Gruppe mit 
60 Prozent und das Land NÖ, das über die Ecoplus 
Alpin GmbH 40 Prozent hält. Argumentiert wird 
die Schließung mit dem Rückgang von Besuche-
rInnen und der zunehmenden Unwirtschaftlich-
keit. Besonders bedrohlich für die Region wäre 
ein damit verbundener Verkauf und Abbau der 

SPÖ Niederösterreich
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Liftanlagen. In der Region würden bei der Schlie-
ßung des Skigebietes nun neben den Skiverleihen 
und Angestellten rund um den Liftbetrieb auch 
zahlreiche Zulieferer, Gastronomie, etc. plötzlich 
und unerwartet vor den Trümmern ihrer Existenz 
stehen. In enger Zusammenarbeit mit dem SPÖ 
NÖ-Landtagsklub gelingt es Landesparteivor-
sitzendem Schnabl mit einer Petition (19.388 Un-
terstützerInnen) und einem eiligst erzwungenen 
Sonderlandtag genug medialen und politischen 
Druck aufzubauen, um die ÖVP-geführte Landes-
regierung endlich zum Handeln zu zwingen und 
das Skigebiet Lackenhof und damit hunderte 
Arbeitsplätze und einen beträchtlichen regiona-
len Wirtschaftsfaktor zu retten. Um schnell nach 
dem Einlenken der ÖVP das Skigebiet zu beleben, 
verlost die SPÖ NÖ noch im Winter 2021/22 100 
Tagespässe.

JAHRESBERICHT 2022
 
WAHLEN
Im Jahr 2022 finden neben Wahlwiederholungen 
auch zwei überregional bedeutsame Gemeinde-
ratswahlen in Waidhofen/Ybbs und Krems statt. In 
beiden Statutarstädten fielen die Wahlergebnisse 
für die örtliche SPÖ zufriedenstellend aus. Noch 
am 30. Jänner konnte die SPÖ Waidhofen/Ybbs 
mit ihrem Spitzenkandidaten Armin Bahr sensatio-
nelle 21,6 Prozent holen und damit ihren Stimmen-
anteil um 6 Prozent im Vergleich zur vorherigen 
Gemeinderatswahl steigern. Die SPÖ hält damit 9 
statt nur 6 Sitze im Stadtparlament. Im September 
konnte die SPÖ in Krems mit Bürgermeister Rein-
hard Resch trotz erstarkender Kleinparteien ihre 
Spitzenposition mit 40,7 Prozent der Stimmen hal-
ten.

 
KAMPAGNEN, THEMEN & AKTIONEN
 
Das KinderPROgramm – ein Meilenstein 
 
Bereits im Jänner 2022 präsentiert die SPÖ 
Niederösterreich ihr KinderPROgramm: Ein um-
fassender Maßnahmenkatalog, wie die Kinderbe-
treuung bis hinunter zu Kleinkindbetreuung in Nie-
derösterreich einheitlich und zukunftsfit gemacht 
werden kann und muss, um die Eltern im Bundes-
land für die wirtschaftlichen Herausforderungen 
freizuspielen.

Das Bestreben dabei ist es vor allem, den Anstoß 
zu einer breiten, ehrlich geführten Debatte auszu-

lösen. Am Ende soll die optimale Ausgestaltung 
der Kinderbetreuung in Niederösterreich stehen – 
denn: „Unsere Kinder, die Familien in Niederöster-
reich und die Beschäftigten der Kindergärten und 
Krippen haben sich einen mutigen Schritt in die Zu-
kunft verdient“, so Landesparteivorsitzender Franz 
Schnabl.

Der Plan gestaltet sich wie folgt: 
 
Schritt 1: Ab dem Kindergartenjahr 2023/2024:

• Reduktion des Alters der in Landeskindergär-
ten betreuten NiederösterreicherInnen auf 2 
Jahre (aktuell 2,5 Jahre) 

• Erfüllung der VIF-Kriterien in den Landeskin-
dergärten für die Altersgruppe der 2-Jährigen 
bis zum Schuleintritt 

• Kostenfreiheit für die VIF-konformen Öff-
nungszeiten für die Eltern. 

• „Tut gut“ zertifiziertes Essen in den Kindergär-
ten (nach Auslaufen von bestehenden Verträ-
gen der Gemeinden). 

• Personalkostenzuschuss seitens des Landes 
NÖ für alle KindergartenbetreuerInnen und 
Stützkräfte in den Gemeinden in der Höhe von 
45 Prozent. 

• Finanzielle Höherdotierung des nö. Schul- und 
Kindergartenfonds in der Höhe von rund 15 
Mio. Euro pro Jahr. 

• Interkommunale Zusammenarbeit soll forciert 
werden. 
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Schritt 2: Ab dem Kindergartenjahr 2025/2026 

• Ausbau der Kleinkindbetreuungseinrichtun-
gen (ab einem Jahr) in den nö. Gemeinden. 
Die Gemeinden können/sollen sich Träger-
organisationen (bspw. Kinderfreunde, Volks-
hilfe, Hilfswerk und Co.) bedienen. 

• Die Finanzierung der Kleinkindbetreuungsein-
richtungen erfolgt zur Gänze über das Land 
NÖ. Die Abwicklung erfolgt durch die nö. Ge-
meinden selbst. 

• Kostenfreiheit für die VIF-konformen Öff-
nungszeiten für die Eltern. 

• „Tut gut“ zertifiziertes Essen in den Kleinkind-
betreuungseinrichtungen (nach Auslaufen 
von bestehenden Verträgen der Gemein-
den). 

• Interkommunale Zusammenarbeit soll  
forciert werden. 
Ein entsprechender Antrag des SPÖ-Land-
tagsklubs wird trotz breiter Zustimmung aller 
Oppositionsparteien in Bausch und Bogen 
von der ÖVP NÖ unter Vorhaltung faden-
scheiniger Gründe noch Ende Jänner abge-
lehnt. 

Die SPÖ Niederösterreich bleibt aber am Ball und 
fährt die Kampagne für das KinderPROgramm 
landesweit. Höhepunkt ist dabei das landesweite 
Dank an alle KindergartenpädagogInnen, wobei 
SPÖ-Funktionäre und Mandatare in allen Bezirken 
kleine Dankespakete an die Belegschaft der Kin-
derbetreuungseinrichtungen verteilen.

Anfang September desselben Jahres beginnt die 
ÖVP endlich im Angesicht der nahenden Land-
tagswahl zumindest Teile des KinderPROgramms 
umzusetzen. Für die SPÖ Niederösterreich ein 
Grund, weiter auf die Umsetzung des gesamten 
Programms zu pochen.

1. Mai 2022 - endlich wieder auf die Straße!

Zur großen Freude der zahlreichen AktivistInnen 
und BesucherInnen konnten nach zwei Jahren 
pandemiebedingter Pause die Feiern zum 1. Mai 
in ganz Niederösterreich wieder im üblichen fest-
lichen Rahmen stattfinden. Die Feierlichkeiten zum 
Tag der Arbeit dienen nicht nur dem Austausch, 
sondern vor allem einem: Dem Aufzeigen sozialer 

Missstände in unserer Gesellschaft. Viele Themen 
haben in der mehr als 130-jährigen Geschichte der 
Maiaufmärsche nichts an ihrer Aktualität verloren, 
sie präsentieren sich nur in neuem Gewand. So 
sind es nach wie vor Themen wie stark steigende 
Kosten für Lebensmittel, Energie und Mieten oder 
Pflege und Gesundheit, die die Menschen bewe-
gen und nach Lösungen verlangen.

Zeichen der Zeit: Das PflegePROgramm

Unter dem Eindruck lauter werdender Hilferufe aus 
der Alten- und Krankenpflege - wo Unterbezah-
lung, Personalmangel, Stress und körperliche Über-
belastung bereits länger bekannt sind, während der 
Corona-Pandemie aber bedrohliche Ausmaße an-
genommen haben – beginnt die SPÖ Niederöster-
reich bereits im März damit, mediale Aufmerksam-
keit auf das niederösterreichische Pflegewesen zu 
lenken. Am 17. Mai ist es dann so weit: Mit dem Pfle-
gePROgramm wird die nächste große Strategie 
zur Reformierung des niederösterreichischen Pfle-
gewesens von LAbg. Karin Scheele und Landes-
parteivorsitzendem Franz Schnabl präsentiert. Mit 
einem 17-Punkte-Plan unter dem Motto „Ein Bett al-
lein pflegt dich nicht!“ zeigt das PflegePROgramm 
Wege zur Verbesserung der Situation für die Mit-
arbeiterInnen — durch Ausbildungsoffensiven und 
adäquate Bezahlung sowie planbare Freizeit über 
die Anstellung pflegender Angehöriger, bis hin zur 
gesetzlichen Verankerung der Gemeinnützigkeit 
und der Errichtung eines Pflegegarantiefonds — 
auf.

Zukunftsstrategien für NÖ

Im Conference Center Schloss Laxenburg findet 
Anfang September auf Einladung des niederöster-
reichischen SPÖ-Landtagsklub die Präsentation 
der niederösterreichischen SPÖ-Zukunftsstrategie 
„ES GEHT UM MEHR – Unser Niederösterreich wei-
ter denken“ statt. Im Mittelpunkt standen dabei der 
Ausbau der Elementarpädagogik, eine nachhaltige 
Energiepolitik mit „realistischem Weitblick“ sowie 
eine Strukturoffensive für den ländlichen Raum. 
Aber auch der Kampf gegen die akute Teuerung als 
– nach wie vor – dringlichstes Anliegen war Thema. 
Landesparteivorsitzender Franz Schnabl schlägt 
mit den Hauptpunkten auch Pflöcke für die Arbeit 
der SPÖ NÖ nach den Landtagswahlen 2023 ein.

10 Punkte gegen Kassenärztemangel

Unser Gesundheitssystem ist selbst zum Patien-
ten geworden: Immer mehr Wahlärzte kommen 
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auf eine sinkende Zahl an Kassenärzten - oftmals 
haben ganze Regionen z.B. keinen einzigen Kinder-
kassenarzt. Ein unhaltbarer Zustand, dem die SPÖ 
NÖ Ende September 2023 einen Plan entgegen-
stellt, wie man diesem Problem begegnen sollte.

Die Zehn Punkte umfassen folgende Reformvor-
schläge:

Forderungen an den Bund:

• Adaptierung des Zulassungsverfahrens. Bei der 
Zulassung zum Studium muss künftig die soziale 
Kompetenz ein wichtigeres Kriterium werden. 

• Ausbildungsschwerpunkt und Aufwertung der 
Allgemeinmedizin im Rahmen des Studiums. 

• Anpassung der Rechtsgrundlage für die Primär-
versorgungseinheiten (PVE). 

• Aufwertung der nicht-ärztlichen Berufe. 

 
Forderungen an das Land:

• Landarztstipendium bedarfsorientiert ausbauen. 

• Wiedereinführung des Gemeindearztes (landes-
finanziert).

• Länderkontingent bei Studienplätzen ausschöp-
fen – vollständiger Abruf der Studienplätze für das 
Bundesland NÖ. 

Forderungen an Sozialversicherung und Ärzte-
kammer:

• Überarbeitung des Honorarsystems.

• Entbürokratisierung der ärztlichen Tätigkeit.

• Überarbeitung der Grundlagen für Planstellen 
(RSG), insbesondere für strukturschwache Regio-
nen.

 
4 Viertel – 4 Wände – 1 Plan

 
Die SPÖ NÖ präsentiert am 1. Oktober 2023 ihr 
WohnPROgramm: Der Bedarf an bezahlbarem 
Wohnraum steigt immer mehr und diesem Be-
dürfnis muss die Politik rasch entgegenkommen 
– nachhaltig, ökonomisch und ökologisch. Das 

WohnPROgramm ist der Wegweiser zu einem 
breiten Themenfeld: „4 Viertel, 4 Wände, 1 Plan“ 
lautet das Motto. Die SPÖ NÖ tritt dabei für eine 
adaptierte, moderne Wohnbauförderung und für 
eine stärkere sozialpolitische Unterstützung beim 
Thema Wohnen ein. Auch Energiearmut ist ein be-
stimmendes Thema, das durch einen Mix aus ho-
hen Energiepreisen, niedrigem Einkommen und 
schlecht gedämmten Wohnungen entsteht. Bei 
der Subjektförderung – das sind aktuell Wohnbei-
hilfe, Wohnzuschuss und Wohnzuschuss NEU – 
müssen in Zukunft die Energiekosten mit in die Be-
rechnung der Förderung einbezogen werden.

Um leistbaren Wohnraum sicherzustellen, muss 
außerdem bei Grund und Boden angesetzt wer-
den. Es gibt Regionen in Niederösterreich, wo 
500 Euro pro Quadratmeter und mehr beim Kauf 
eines Grundstücks zu zahlen sind. Die SPÖ NÖ will 
eine Widmungskategorie ‚Gemeinnütziger Wohn-
bau‘ schaffen. Ein zentraler Baustein des SPÖ NÖ 
WohnPROgramms stellt neben der NÖ Wohn-
bauförderung die Etablierung eines NÖ Boden-
fonds dar. Das würde maßgeblich dazu beitragen, 
leistbaren Baugrund zur Verfügung zu stellen, 
interkommunale Kooperationen zu fördern so-
wie Unterstützung und Entlastung für die Bürg-
ermeisterInnen in Widmungsfragen anzubieten.  

JAHRESBERICHT 01/2023 BIS 09/2023
 
Wahlen

Nach Monaten der Vorbereitung und des intensi-
ven Wahlkampfs bestreitet die SPÖ Niederöster-
reich am 29. Jänner 2023 die Landtagswahl mit 
LHStv. Franz Schnabl als Spitzenkandidat. Für die 
Niederösterreichische Sozialdemokratie ergaben 
sich die Wahlkampf-Themen aus den Notwendig-
keiten und Problemen der Zeit. So lagen mit dem 
WohnPROgramm, dem PflegePROgramm, dem 
KinderPROgramm, dem 10-Punkte-Plan gegen 
den Kassenärztemangel und dem Kampf gegen die 
Teuerungskrise bereits vor Beginn des Wahlkampfs 
fünf umfangreiche Themenblöcke auf dem Tisch, 
entlang deren Stoßrichtungen die KandidatInnen 
der SPÖ NÖ argumentieren und wahlkämpfen 
konnten. Der 29. Jänner selbst sollte kein einfacher 
Tag für die niederösterreichische Sozialdemokra-
tie werden. Trotz eines massiven Stimmen- und 
Mandatsverlusts der ÖVP rutschte die SPÖ NÖ 
mit 20,65 Prozent auf Platz 3 hinter die FPÖ. SPÖ 
NÖ-Landesparteivorsitzender Franz Schnabl über-
gibt in weiterer Folge den Landesparteivorsitz in 
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jüngere Hände und schlägt dem Landesparteivor-
stand den niederösterreichischen AMS-Chef Sven 
Hergovich als seinen Nachfolger vor. Dieser wird 
sowohl den Vorsitz in der SPÖ NÖ als auch den 
Sitz im Regierungsteam der SPÖ NÖ übernehmen. 
Der 34-jährige Hergovich ist der jüngste (desig-
nierte) Landesparteivorsitzende in der Geschichte 
der SPÖ NÖ. Er kündigte an, ebenso wie von Franz 
Schnabl bereits vor der Wahl gesagt, mit allen im 
Landtag vertretenen Parteien Gespräche führen, 
und die thematischen Eckpfeiler der SPÖ abste-
cken zu wollen.

 
KAMPAGNEN, THEMEN & AKTIONEN
 
Team für die kommenden fünf Jahre steht fest

Mehr Kraft. Mehr Vertrauen. Mehr Sicherheit. Unter 
diesem Motto präsentiert der designierte SPÖ NÖ 
Landesparteivorsitzende Sven Hergovich am 14. 
Februar sein neues Team. Das vom Landespartei-
vorstand der SPÖ NÖ nominierte Team, das bei 
den MandatsträgerInnen entsprechend den Sta-
tuten zu mehr als 40 Prozent aus Frauen besteht, 
setzt sich zusammen aus:

Landesräte:

Sven Hergovich, Ulrike Königsberger-Ludwig

Landtagspräsidentin: 

Eva Prischl

Klubobmann: 

Hannes Weninger

Landesgeschäftsführer:

Wolfgang Zwander, Günther Sidl (ehrenamtlich)

Landtagsabgeordnete:

Franz Schnabl, Wolfgang Kocevar, Elvira Schmidt, 
Rene Pfister, Kathrin Schindele, Rainer Spenger, Ka-
rin Scheele, Rene Zonschits, Kerstin Suchan-Mayr, 
Christian Samwald

Weiters wird die Nominierung von Günther Sidl als 
Spitzenkandidat der SPÖ NÖ für die Europawahl 
2024 beschlossen.

 

Hergovich schlägt in Regierungsverhandlungen 
rote Pflöcke ein

Sven Hergovich stellt Anfang März die Grundlagen 
der SPÖ für eine Zusammenarbeit mit der ÖVP in 
Niederösterreich vor:

• Eine kostenlose Ganztagsbetreuung im Kin-
dergarten 

• Die Ausweitung des Pilotprojekts einer Job-
Garantie für Langzeitarbeitslose auf ganz Nie-
derösterreich 

• Ein Heiz-Preis-Stopp für die niederösterreichi-
schen Haushalte als effektive Anti-Teuerungs-
maßnahme 

• Ein Anstellungsmodell für pflegende Familien-
angehörige 

• Eine Strukturoffensive für vernachlässigte 
Regionen, die unter anderem verbesserte 
Einkaufsmöglichkeiten, eine Ortskern-Be-
lebung, mindestens einen Bankomaten in 
jeder Gemeinde und eine Standortgarantie 
für Polizeiinspektionen sicherstellen soll 

Das Forderungspaket der SPÖ NÖ umfasst noch 
einen sechsten demokratiepolitischen Punkt, der 
die Umsetzung der fünf oben genannten inhalt-
lichen Punkte überhaupt erst ermöglicht. Nämlich 
ein umfassendes Demokratisierungspaket für Nie-
derösterreich und die Einführung des Verwaltungs-
prinzips: Wessen Ressort, dessen Zuständigkeit.

Die falschen Behauptungen der ÖVP zum Thema 
Finanzierbarkeit der SPÖ-Forderungen entbehren 
jeder Grundlage. Jeder einzelne Punkt des Pakets 



90  JAHRESBERICHT 2021-2023 | 46. ORDENTLICHER SPÖ-BUNDESPARTEITAG 2023

Landesorganisationen

ist einfach umsetzbar und finanzierbar. Ein belast-
bares und seriöses Modell für die Gegenfinanzie-
rung der Projekte liegt seit den Verhandlungen auf 
dem Tisch. 

Kampf gegen Koalition der Unehrlichkeit

Nach den einseitig von der ÖVP abgebrochenen 
Koalitionsverhandlungen sieht sich die SPÖ NÖ mit 
einer ÖVP-FPÖ-Koalition der Unehrlichkeit kon-
frontiert. Designierter Landesparteivorsitzender 
Hergovich legt sich klar auf den Plan für die kom-
menden Fünf Jahre fest. Fortschritt lassen sich auf 
Dauer nicht aufhalten, die SPÖ NÖ werde ihr „5 
plus 1“-Paket umsetzen. ÖVP und FPÖ können die-
se Verbesserungen für das Land nicht aufhalten, 
sondern nur aufschieben. Die NÖ Sozialdemokratie 
wird bis zur nächsten Wahl harte, aber konstruktive 
Oppositionsarbeit gegen den schwarz-blauen Pakt 
der Unehrlichkeit machen - und nach der nächsten 
Wahl wird das vorgeschlagenen 5+1-Paket umge-
setzt. Das Hergovich-Versprechen wird die kom-
menden fünf Jahre der SPÖ-Arbeit prägen.

SPÖ-Klub präsentiert 5x5-Modell für leistbares, 
junges Wohnen

Anfang April stellt der SPÖ-Klub unter Klubobmann 
Hannes Weninger das 5x5-Modell für leistbares 
Wohnen junger Menschen vor. Demnach könnten 
junge Menschen im Alter von 18 bis 30 Jahren für 
fünf Jahre und maximal fünf Euro brutto je Quad-
ratmeter inkl. Betriebskosten im Monat wohnen.

Außer diesem Vorschlag liefert das Verhandlungs-
papier der SPÖ weitere Lösungsansätze, um das 
Wohnen in Niederösterreich leistbar zu gestalten. 
Dazu zählt etwa, dass ausfinanzierte Wohnungen 
bevorzugt an einkommensschwache Personen 
vergeben werden müssen; eine Abschaffung der 
Anrechnung des Wohnzuschusses an die Sozialhil-

fe; die Einrichtung eines geeigneten Meldesystems 
für leerstehende Wohnobjekte, um der Immobi-
lien-Spekulation einen Riegel vorzuschieben; oder 
aber auch die Schaffung eines NÖ Bodenfonds, der 
strategisch Grundstücke für langfristige Siedlungs-
entwicklung ankauft und entwickelt sowie leistbare 
Grundstücke für leistbaren Geschoßwohnbau und 
verdichteten Flachbau zur Verfügung stellt.

Klub und Landespartei gemeinsam für Verlänge-
rung der erhöhten Pendlerpauschale

Anlässlich des drohenden Auslaufens der erhöhten 
Pendlerpauschale starten SPÖ NÖ und Landtags-
klub Offensiven für eine Verlängerung derselben. 
Um die 300.000 Pendlerinnen und Pendler in Nie-
derösterreich zu unterstützen, lanciert die SPÖ NÖ 
nicht nur eine mediale Kampagne bis auf Bezirks-
ebene, sondern sammelt außerdem Unterschriften 
für eine Verlängerung der erhöhten Pendlerpau-
schale unter dem Motto „Hände weg von unserer 
Pendlerpauschale – Wir pendeln nicht zum Spaß!“.

Der SPÖ NÖ-Klub bringt einen Antrag zur Verlän-
gerung der erhöhten Pendlerpauschale im NÖ 
Landtag ein. Die Verlängerung der erhöhten Pend-
lerpauschale sowie die Erhöhung des amtlichen 
Kilometergeldes sind geeignete Instrumente, um 
den Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern finan-
ziell und unbürokratisch unter die Arme zu greifen.

Ein Bankomat für jede Gemeinde

Entsprechend dem 5+1-Plan wagt die SPÖ NÖ unter 
Landesparteivorsitzendem Sven Hergovich einen 
Vorstoß in Richtung flächendeckender Bargeldver-
sorgung für Niederösterreich. Die Forderung nach 
einem Bankomaten für jede NÖ Gemeinde ist Teil 
der Strukturoffensive für den ländlichen Raum, die 
einer weiteren Abwanderung und Ausdünnung be-
reits vernachlässigter Regionen endlich entgegen-
wirken soll. Partner bei dieser Forderung ist dabei 
nicht nur der SPÖ-Landtagsklub, sondern auch der 
NÖ GVV. Mit einer regionalen und landesweiten 
Medienkampagne sowie einer Unterschriftenpeti-
tion zeigt die SPÖ NÖ auf, dass bereits in 115 Ge-
meinden Niederösterreichs die problemlose Bar-
geldversorgung nicht mehr gegeben ist.

Wohnoffensive

Mit Mitte August beginnt die SPÖ NÖ, allen voran 
LR Sven Hergovich, das Thema Wohnen breit an-
zugehen. 
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Grund dafür ist einerseits die Tatsache, dass 
Schwarz-Blau in Niederösterreich mitten in der 
Teuerungskrise den gemeinnützigen geförder-
ten Wohnbau eingestellt hat und nun absoluter 
Handlungsbedarf besteht. Bis zu 7.000 geförderte 
Wohnungen weniger gibt es deshalb allein 2023 
in Niederösterreich. Hergovich propagiert dabei 
eine praktische Lösung: Setzen wir in NÖ nichts 
Utopisches um, sondern einfach nur das, was ein 
schwarzer Landeshauptmann in einem anderen 
Bundesland in Koalition mit der SPÖ umgesetzt hat 
– das steirische Wohnprogramm. Das heißt:

1)      Der steirische Wohn-Bonus besteht aus einer 
Anhebung des Förderbetrages für bestehende 
und neu zu errichtende Wohnungen der Baupro-
gramme 2015 bis 2023. Dort senkt man die Netto-
miete wieder auf das ursprüngliche Niveau von vor 
der Zins-Explosion. 

2)      Um den Wohnbau zu verbessern, wird in der 
Steiermark die Geschoßbauförderung auf eine 
Kombination aus niedrigverzinsten Landesdarle-
hen und erhöhten Förderbeiträgen umgestellt. Da-
mit wird die Finanzierung von neuen Wohnungen 
günstiger und die Mieten so leistbar. 

Hergovich bringt Zinspreisdeckel auf den Weg

Im weiteren Verlauf der Wohn-Offensive nimmt es 
LR Sven Hergovich gemeinsam mit der SPÖ NÖ 
mit den Banken des Landes auf: Er fordert einen 
sofortigen Zinspreisdeckel für alle Häuslbauer. In 
Folge der Leitzinserhöhung durch die EZB sind die 
Zinsen für Wohnbaukredite im selben Maß ange-
stiegen – Häuslbauer zahlen nun teilweise bereits 
doppelt so hohe Zinsen auf flexibel verzinste Kredi-
te wie vor der Teuerungskrise. Eine Katastrophe mit 
Ansage, die Hergovich mit einem Zinspreisdeckel 
verhindern will.

Ein Häuslbauer soll mit dem Zinspreisdeckel maxi-
mal drei Prozent Zinsen zahlen. Noch höhere Zin-

sen, so wie es jetzt für viele mit Zinssätzen von vier 
oder fünf Prozent üblich ist, sind unleistbar. Die Dif-
ferenz zwischen dem Zinssatz der Häuslbauer und 
den drei Prozent soll vom Staat übernommen wer-
den. Zur Finanzierung wird eine Übergewinnsteuer 
bzw. Bankenabgabe vorgeschlagen. Das ist leicht 
möglich: Denn der österreichische Bankensektor 
hat 2022 über zehn Milliarden Euro Gewinn erzielt, 
das sind um vier Milliarden Euro mehr als 2021. Für 
2023 wird durch die steigenden Zinsen ein Rekord-
gewinn erwartet. Ein Viertel der Gewinne der Ban-
ken reichen somit aus, um die Maßnahme der SPÖ 
für die Häuslbauer zu finanzieren.

Einen ersten Erfolg konnte Hergovich bereits zwei 
Wochen nach Öffentlichmachung des Vorschlags 
erzielen: Aufgrund des nachdrücklichen Einsatzes 
der SPÖ bewegen sich die Banken nun langsam. 
Sie verpflichten sich nämlich, mehr als 100 Millio-
nen Euro an KreditnehmerInnen zu geben. Für die 
Niederösterreicherinnen und Niederösterreicher 
bedeutet das eine Entlastung von mehr als 30 
Millionen Euro. Sven Hergovich und die SPÖ NÖ 
kämpfen auch in den kommenden Monaten für 
einen Zinspreisdeckel, denn 30 Millionen können 
lediglich der erste Schritt sein: Es braucht zehn Mal 
so viel Geld.
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Landesparteivorsitzende/r  
LR Michael Lindner 

(seit 7. Februar 2022 gf. Parteivorstitzender, seit 1. Oktober 2022 gewählt. Davor war vom 18. Juni 2016 bis 2022 
Birgit Gerstorfer Vorsitzende.)

Landesgeschäftsführer 
Florian Koppler 

Kontakt  
Sozialdemokratische Partei Oberösterreich 

Landstraße 36 
4020 Linz 
Österreich

T: +43 5 / 77 26 11 – 00

E: ooe@spoe.at

INITIATIVE „GESUNDHEIT KANN NICHT WAR-
TEN“

SPÖ OÖ-Vorsitzender Landesrat Michael Lindner 
hat mit Oktober seine landesweite Gesundheits-
initiative “Gesundheit kann nicht warten” gestar-
tet. Lindner macht mit seinem Team dabei auf 
die drängenden Probleme im Gesundheitswesen 
aufmerksam und forderte u.a. sofortige Maßnah-
men von der ÖVP-FPÖ-Landesregierung. Die Ge-
sundheitsversorgung in Oberösterreich ist krank. 
Die Symptome spüren die Menschen jeden Tag: 
Fachkräftemangel, lange Wartezeiten, belastende 
Arbeitsbedingungen im Gesundheitsbereich, zu 
wenig Rücksicht auf Geschlechterunterschiede in 
der Medizin oder das Stillschweigen von psychi-
schen Erkrankungen – all das ist Realität. Und all das 
hat die schwarz-blaue Landesregierung mitzuver-
antworten. Die Initiative tourt durch alle Regionen 

Oberösterreichs, nutzt die Methoden und Instru-
mente der traditionellen Öffentlichkeitsarbeit (u.a. 
Regionalmedien) und findet parallel auf den sozia-
len Medien und in Form von Online-Interaktion (Pe-
tition etc.) statt. Alle Details: www.lindner-fuer-ooe.
at.

 
IDEENMESSE 
Die SPÖ OÖ freut sich über eine gut besuchte Ide-
enmesse, die Ende September 2023 in ihrer histori-
schen Landesgeschäftsstelle in Linz stattfand. Über 
300 Funktionär:innen und Mitglieder nahmen an 
dem Event teil, das unter dem Motto „Begeisterung 
schaffen“ stand. Organisator SPÖ OÖ-Landesge-
schäftsführer Florian Koppler organisierte neue 
Ideen und Impulse für das SPÖ-Ehrenamt. SPÖ 
OÖ-Vorsitzender Landesrat Michael Lindner freute 
sich über den Besuch des SPÖ-Bundesparteivor-

SPÖ Oberösterreich
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sitzenden Andreas Babler, der stellvertretenden 
SPÖ-Klubvorsitzenden Eva-Maria Holzleitner sowie 
der neuen SPÖ OÖ-Bundesgeschäftsführerin San-
dra Breiteneder.

 
SPÖ OÖ BILDUNG - RENNER INSTITUT OÖ
Nach knapp 30 Jahren kam es zu einem Wechsel 
in der Leitung der Geschäftsstelle der SPÖ OÖ-
Bildung und des Renner Instituts OÖ. Annemarie 
Obermüller, die ihren Vorruhestand antritt, wurde 
im Rahmen einer Feierlichkeit für ihre Verdienste 
um die SPÖ in Oberösterreich gewürdigt. Dabei 
wurde sie vielfach für ihre Fachkompetenz, ihr 
Engagement in der politischen Bildungsarbeit 
und ihre Unterstützung bei der Aus- und Weiter-
bildung von SPÖ-Vertrauenspersonen geehrt. 
SPÖ OÖ-Vorsitzender Landesrat Michael Lindner 
schilderte und lobte ihre Pionierarbeit, die we-
sentlich zur Modernisierung der SPÖ OÖ beige-
tragen hat und unterstrich ihre wichtige Rolle für 
die Erfolge der SPÖ OÖ auf kommunaler Ebene.

SPÖ OÖ NOMINIERT MEP HANNES HEIDE 
Die SPÖ OÖ hat MEP Hannes Heide als Spitzen-
kandidaten für die kommende Europawahl nomi-
niert und gleichzeitig einen Mitmachprozess für 

die Besetzung des Kandidatenteams gestartet.

 
SPÖ OÖ GRATULIERT ABG. Z. NR EVA MARIA 
HOLZLEITNER 
Die SPÖ OÖ gratuliert Abg. z. NR Eva Maria Holz-
leitner zur Wahl als stellvertretende Klubvorsit-
zende der SPÖ. Sie wird eine starke Stimme für 
Frauen, Soziales und Oberösterreich in der neuen 
Klubführung sein. Michael Lindner, der stellver-
tretende Parteivorsitzende, gratuliert ihr herzlich 
und lobt ihre Kompetenz und ihren Einsatz für die 
Anliegen der Frauen.

 
RECHTSEXTREMISMUS: KRITIK AN ÖVP OÖ 
UND FPÖ OÖ
Im Juli 2023 wurde ein großes rechtsextremes 
Waffenlager in Oberösterreich ausgehoben. Der 
Landessicherheitsrat zeigte aus Sicht der SPÖ 
OÖ auf, dass eine fundierte Präventionsstrategie 
und ein umfassender Überblick über die rechts-
extreme Szene in Oberösterreich durch die Be-
hörden fehlen. Die SPÖ OÖ verweist auf das 
ernsthafte Problem mit rechtsextremen Strafta-
ten und benennt fünf Mindestanforderungen an 
die schwarz-blaue Landeskoalition, darunter die 
Einrichtung von Beratungsstellen, Ausstiegsbe-
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ratung für Rechtsextreme, Aufklärungsarbeit in 
Schulen, Informationskampagnen gegen Rechts-
extremismus und die Schaffung einer Internet-
plattform zur Information über Rechtsextremis-
mus. Aus Sicht der SPÖ OÖ sind die bisherigen 
Maßnahmen der OÖ-Landeskoalition von ÖVP 
und FPÖ unzureichend.

 
LANDESFINANZAUSGLEICH GEFORDERT – 
NEU, FAIR UND NACHHALTIG 
SPÖ OÖ-Vorsitzender Michael Lindner fordert 
einen neuen, fairen Landesfinanzausgleich, um 
finanzielle Entlastung für Städte und Gemeinden 
zu erreichen. Er betont, dass unterfinanzierte Ge-
meinden und Städte langfristig weniger Angebo-
te in Bereichen wie Kindergärten, Feuerwehren 
und Betreuung für Ältere bieten können. Die SPÖ 
OÖ spricht sich für einen Transfergipfel zwischen 
Städten, Gemeinden und dem Land Oberöster-
reich aus, um die Transferverflechtungen trans-
parenter und gerechter zu gestalten. Das Ziel ist 
eine Reduzierung des negativen Transfersaldos 
zur Entlastung der kommunalen Kassen und da-
mit zum Wohl der Bürgerinnen und Bürger.

 
 
 

BUNDESLÄNDER-ALLIANZ: SPÖ-LÄNDER FÜR 
NEUES MITEINANDER
Die SPÖ-Landesparteivorsitzenden aus Oberöster-
reich (LR Michael Lindner), Niederösterreich (LR 
Sven Hergovich) und Tirol (LHStv. Georg Dornau-
er) starteten im April 2023 Arbeitstreffen, um als 
SPÖ-Bundesländer stärker als bisher zusammen-
zuarbeiten. Dabei sind folgende Themen wichtig: 
Arbeit und Wirtschaft, gelingende Energiewende, 
Innovation und Digitalisierung, sowie lebenswerter 
ländlicher Raum. Auch eine neue Integrationspoli-
tik nach dem Prinzip „Integration vor Neu-Zuzug“ 
sowie eine klare Positionierung als Europapartei 
sowie aktive Neutralitätspolitik sowie organisatori-
sche Kooperationen sollen damit gestärkt werden. 

PROPORZ-AUS UND JA ZUR LANDESHAUPT-
MANN-DIREKTWAHL
Es ist Zeit für eine demokratische Runderneuerung 
in Oberösterreich. Dazu zählen die Abschaffung 
des antiquierten Proporz-Systems, die Einführung 
der Direktwahl des Landeshauptmanns und eine 
Stärkung der Kontrollrechte für die Opposition. Die 
SPÖ OÖ fordert ein mutiges Demokratiepaket für 
Oberösterreich, um echte Demokratie und echtes 
Miteinander zu erreichen. Das Demokratiepaket 
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soll die Stärkung des Landtags mit erweiterten 
Kontrollrechten für die Opposition und mehr Mit-
wirkungs- und Kontrollmöglichkeiten für Landtags-
abgeordnete beinhalten. Außerdem soll der Par-
teien-Proporz abgeschafft und die Direktwahl des 
Landeshauptmannes diskutiert werden.

 
365 TAGE MICHAEL LINDNER - MITEINANDER. 
FÜR OBERÖSTERREICH
Im März 2023 hat die SPÖ OÖ 365 Tage mit Mi-
chael Lindner und Florian Koppler eine neue Füh-
rungsspitze. Ihr Ziel: Frischen Wind in die OÖ-Lan-
despolitik bringen und die OÖ-Sozialdemokratie zu 
einer modernen sozialen Mitmachpartei weiterent-
wickeln.

NEUES SOCIAL MEDIA LAB, NEUER TIKTOK-KA-
NAL, JUNGES TIKTOK-MODERATIONSTEAM
Ein großer erster Erfolg war die erste Direktwahl 
eines Landesparteivorsitzenden sowie ein Mitglie-
derentscheid über wichtige Themen, an dem sich 
mehr als zehntausend Mitglieder aktiv beteiligten. 
Nun wurde die nächste zeitgemäße Neuerung prä-
sentiert: Die SPÖ OÖ startet einen eigenen TikTok-
Kanal, richtete dafür ein neues Social Media Lab in 
der SPÖ OÖ-Zentrale ein und engagiert ein junges 
TikTok-Moderationsteam.

LINDNER ERREICHT KLIMASCHUTZPAKET 
Michael Lindner, der Gemeinde-Landesrat, hat ein 
Klimaschutz-Paket in Höhe von 16 Millionen Euro auf 
den Weg gebracht. Er betont die Bedeutung eines 
gemeinsamen Vorgehens von Stadt und Land im 
Kampf gegen die Klimakrise. Die Kommunen spie-
len eine zentrale Rolle bei der Entwicklung nachhal-
tiger Lösungen, die den Umweltschutz fördern und 

die Lebensqualität verbessern. Das Geld soll den 
Gemeinden dabei helfen, erneuerbare Energien zu 
fördern, den Boden zu schützen, Abfall zu reduzie-
ren und nachhaltige Mobilität zu unterstützen. Dies 
wird einen wichtigen Beitrag zur erfolgreichen 
Energiewende in Oberösterreich leisten.

 
OBERÖSTERREICH: STARKER NACHHALTIGER 
UND FAIRER STANDORT 
Die SPÖ Oberösterreich startete das Jahr 2023 mit 
ihrer Jahresauftaktklausur unter dem Motto „Zuver-
sicht. Nachhaltig und fair“. Inhaltliches Thema war 
die nachhaltige Industriepolitik, Ökologisierung, 
Verteilungsgerechtigkeit und Klimaneutralität. Die-
se Schwerpunkte wurden in Anlehnung an einen 
Mitgliederentscheid im vergangenen Herbst fest-
gelegt, wobei die SPÖ OÖ sich für einen standort-
freundlichen, nachhaltigen und fairen Klimaschutz 
einsetzt. Das Ziel ist eine klimafreundliche Zukunft 
für Oberösterreich. Als Experte war Bundeskanzler 
a.D. Christian Kern mit dabei.

ONLINE-PETITIONEN AM BEISPIEL RAILJET-
HALTE
Die SPÖ Oberösterreich startete Ende des Jahres 
2022 spontan eine Petition zur Erhaltung von Rail-
jet-Haltestellen in Oberösterreich. Kurzzeitig schien 
durch Untätigkeit der Bundesregierung ein Weg-
fall wichtiger Verbindungen möglich. Die SPÖ übte 
auch in Oberösterreich politischen Druck durch 
eine Anfrage im Nationalrat und eine Online-Peti-
tion aus. Das Ergebnis: Die Railjet-Haltestellen blei-
ben bestehen. Dies zeigt, dass politischer Druck und 
Bürgerengagement effektive Wege sind, wichtige 
Anliegen durchzusetzen und die Interessen der Be-
völkerung zu vertreten.

 
DIREKTWAHL DES PARTEIVORSITZ UND MIT-
GLIEDERENTSCHEID
Die SPÖ Oberösterreich führte im September 2022 
als erste SPÖ-Landesorganisation einen Mitglieder-
entscheid durch, bei dem die Mitglieder direkt über 
den Parteivorsitz und die inhaltliche Ausrichtung ab-
stimmten. Die Abstimmung fand in 38 Wahllokalen 
in ganz Oberösterreich statt und konnte auch on-
line oder in den Bezirksbüros durchgeführt werden. 
Das Ergebnis wurde auf dem Landesparteitag am 1. 
Oktober präsentiert. Michael Lindner ist somit der 
erste Vorsitzende einer SPÖ-Landesorganisation, 
der auch direkt von den Mitgliedern gewählt wurde. 
Dieser Schritt zielt darauf ab, die SPÖ OÖ zu einer 
modernen, sozialen Mitmachpartei zu machen.
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LANDESPARTEITAG WÜRDIGT BIRGIT GERS-
TORFER 
Birgit Gerstorfer, Vorgängerin von Michael Lindner 
als Vorsitzende der SPÖ OÖ, unterstützte die per-
sonelle Neuausrichtung und das neue Team, indem 
sie bis nach dem notwendigen Landesparteitag im 
Herbst 2022 die Funktion der Landesrätin ausübte. 
Vor dem Landesparteitag würdigte der neue SPÖ 
OÖ-Vorsitzende Michael Lindner das Engagement 
von Birgit Gerstorfer. Sie führte die SPÖ OÖ unter 
den denkbar schwierigsten Rahmenbedingungen, 
mitten in der Pandemie, in die Wahlbewegungen 
des Jahres 2021. Ihr herzliches Engagement für die 
sozialen Anliegen der Oberösterreicher:innen war 
und ist stets vorbildlich. 

 
EIN LAND TOUR IN OBERÖSTERREICH
Die Station der Tour von Bundesparteivorsitzenden 
Pamela Rendi-Wagner in Oberösterreich, war der 
Ausgangspunkt für eine SPÖ-Arbeitsgruppe zum 
Thema Regionale Entwicklung, die der gf. Vorsit-
zende der SPÖ OÖ, Michael Lindner, anführte. Die 
Infrastruktur ist für ein gutes Leben in den Regionen 
wichtig. Der Zusammenhalt zwischen Stadt und 
Land ist ein wesentlicher Faktor, für den Wohlstand 
und die Lebensqualität.

 
BÜRGERMEISTER:INNEN-EVENTS 
Die jährlichen Bürgermeister:innen Empfänge bie-
ten einen Austausch zu aktuellen Herausforderun-
gen, mit denen Bürgermeister:innen konfrontiert 
sind, und liefern spannende Inputs zur sozialdemo-
kratischen Stadt- und Gemeindepolitik. Im Novem-
ber 2022 stand dabei das Thema Europa und Re-
gionen im Mittelpunkt.

LINZ - DIE GRÖSSTE MAI-KUNDGEBUNG IN DEN 
BUNDESLÄNDERN 
Der 1. Mai ist traditionell ein wichtiger Höhepunkt 
unserer Organisationsaktivität. Neben zahlreichen 
Kundgebungen in den verschiedenen Regionen 
Oberösterreichs findet die größte Kundgebung in 
den Bundesländern traditionell in Linz statt.

 
INTERNATIONALER FRAUENTAG, 8. MÄRZ
Jedes Jahr organisiert die SPÖ OÖ landesweite 
Verteilaktionen (Nelken, Schlüsselanhänger mit 
dem Frauensymbol), um auf die Anliegen der Frau-
en und die Notwendigkeit fairer Geschlechterver-
hältnisse aufmerksam zu machen.

FEBRUAR 1934 – GEDENKEN
Der Sitz der SPÖ OÖ in der Landstraße 36 in Linz 
- dem früheren Hotel Schiff - markiert den histori-
schen Ausgangspunkt der Februar-Ereignisse des 
Jahres 1934. Jedes Jahr gedenken wir dieser Er-
eignisse. Auch im Innenhof des ehemaligen Hotel 
Schiff werden Kränze niedergelegt.

 
MICHAEL LINDNER ÜBERNIMMT
Im Februar 2022 leitet die SPÖ OÖ einen Personal-
wechsel ein. Michael Lindner wird zum geschäfts-
führenden Landesparteivorsitzenden ernannt. Sa-
bine Engleitner-Neu folgte ihm als Klubobmann 
im OÖ-Landtag. Der Linzer Gemeinderat Florian 
Koppler übernimmt die Geschäftsführung der SPÖ 
OÖ. 
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Landesparteivorsitzender  
David Egger 

Landesgeschäftsführer 
Gerald Forcher

Kontakt  
Wartelsteinstraße 1 | 5020 Salzburg 

Mo. - Do. 08:00 bis 17:00 Uhr | Fr. 08:00 - 12:00 Uhr 
+43 662 42 45 00 0 | Mo,Di,Do,Fr. 9-12 Uhr & Mi. 13-16 Uhr 

 
salzburg@spoe.at

MÄRZ 2021: SCHWERPUNKTSETZUNG  
„ZEIT FÜR FRÜHLING“
Im Rahmen ihrer Frühjahrskampagne hat die 
Salzburger SPÖ nach einem Jahr Corona-
Pandemie Bilanz über die bisher getroffenen 
Maßnahmen gezogen und dabei der Landes-
regierung ein ähnlich schlechtes Zeugnis wie 
der Bundesregierung ausgestellt. Getreu dem 
Kampagnen-Motto „Zeit für Frühling“ präsen-
tierte der Salzburger SPÖ-Chef David Egger 
Vorschläge, wie der Weg aus der Krise erfolg-
reich gelingen könnte. Mai 2021: Neustart-For-
derungspaket für ein rasches Überwinden der 
Corona-Wirtschaftskrise

 
MAI 2021: NEUSTART-FORDERUNGSPAKET 
FÜR RASCHES ÜBERWINDEN DER CORONA-
WIRTSCHAFTSKRISE
Damit Salzburg besser aus der Corona-Wirt-
schaftskrise herauskommt, als sie durch die 
Pandemie gekommen ist, forderte SPÖ-Lan-
desparteichef David Egger einen wirtschaftli-
chen Salzburg-Turbo, sowie ein Entlastungspa-
ket für Pflegekräfte.

 
SEPTEMBER BIS NOVEMBER 2021: 
KAMPAGNE UND EINFÜHRUNG DES MOTTOS 
„SALZBURG KANN MEHR“
Unter dem Motto waren im ganzen Bundesland 
großflächige Textplakate zu sehen, die mit hu-
morvollen und provokanten Sprüchen aufrütteln 
sollen. Die Kampagne war ein starker Stilbruch 
zum bisherigen Auftritt der SPÖ und rückte die 
Themenfelder Wohnen, Arbeit & Leben sowie 
den Verkehr in den Mittelpunkt der politischen 
Debatte. Im ganzen Bundesland fanden diverse 
Straßen- und Verteilaktionen statt.

MÄRZ BIS 1. MAI 2022:  
FRÜHJAHRSKAMPAGNE MIT DEM TITEL 
„ANSTAND – HALTUNG – RESPEKT“
Die SPÖ-Frühjahrskampagne 2022 trug den Ti-
tel „Anstand – Haltung – Respekt“ und war eine 
gemeinsame Initiative des SPÖ-Landtagsklubs 
sowie der SPÖ-Landespartei. Die Frühjahrskam-
pagne forderte eine politische Rückbesinnung 
auf diese Werte als Reaktion auf eine Reihe von 
Skandalen der ÖVP – vom Grundverkehr bis zu 
ungustiösen Chatnachrichten in Hallein. Die 
Kampagne zielte auf alle politischen Ebenen ab, 
insbesondere auf die Landes- und Bundespoli-
tik. Die Begriffe Anstand, Haltung und Respekt 
wurden auf SPÖ-Plakaten im ganzen Bundes-
land sichtbar gemacht. Die Kampagne wurde 
auf Plakatflächen, in Printmedien, online und 
im Radio beworben. Zusätzlich wurden persön-
liche Kontakte zur Bevölkerung durch etwa 50 
Verteilaktionen und Infostände hergestellt. Die 
Kampagne gipfelte in den traditionellen Maifei-
ern, die nach mehr als zwei Jahren Pandemie 
wieder groß gefeiert werden konnten.

SPÖ Salzburg
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23. APRIL 2022: 43. LANDESPARTEITAG DER 
SPÖ SALZBURG
Am 43. Landesparteitag der SPÖ Salzburg, der 
mehrfach aufgrund der Pandemie verschoben 
werden musste, wurde David Egger mit einem 
beeindruckenden Ergebnis von 93,33 Prozent 
als Landesparteivorsitzender bestätigt. Er hatte 
diese Position bereits vor knapp zwei Jahre am 
15. Mai 2020 übernommen und initiierte in dieser 
Zeit einen Erneuerungsprozess innerhalb der 
Partei. Zu Eggers Stellvertreter:innen wurden die 
Pinzgauer SPÖ-Bezirksvorsitzende LAbg. Barba-
ra Thöny, AK-Präsident und ÖGB-Vorsitzender 
Peter Eder sowie die Tennengauer SPÖ-Bezirks-
frauenvorsitzende Bettina Brandauer gewählt. 
Ein umfassender Leitantrag legte die inhaltlichen 
Eckpunkte für das Wahlprogramm für die an-
stehende Landtagswahl 2023 fest. Das ebenfalls 
neu beschlossene Landesparteistatut sorgte für 
schlankere Strukturen und erweitert die Mitspra-
chemöglichkeiten der Mitglieder.

ERSTES UND ZWEITES QUARTAL 2022: PETI-
TION GEGEN DEN AUSVERKAUF DER HEIMAT

Die SPÖ-Petition gegen den Ausverkauf der Hei-
mat ist eine Initiative der SPÖ Salzburg, die sich 
gegen den Missbrauch von Grund und Boden als 
Spekulationsobjekt richtet. Die Petition wurde an-
lässlich eines Berichts des Landesrechnungsho-
fes zum Grundverkehr im Pinzgau gestartet, der 
das politische Versagen im Kampf gegen diesen 
Missbrauch offenlegte. Die Hauptforderungen 
der Petition konzentrierten sich auf fünf Schlüssel-
bereiche: ein vollständiges Verbot neuer Zweit-
wohnsitzgebiete, eine wirksame Leerstandsab-
gabe, die deutlich über die symbolischen 10 Euro 
pro Quadratmeter hinausgeht, eine Rückkehr zur 
rechtskonformen Abwicklung des kleinen Grund-
verkehrs, ein Stopp der Zersiedelung und der 
Schutz der öffentlichen Seezugänge. Ziel dieser 

Forderungen ist es, den Missbrauch von Grund 
und Boden als Spekulationsobjekt zu bekämpfen 
und leistbaren Wohnraum für die Bevölkerung zu 
schaffen.

JUNI 2022: ERÖFFNUNG DES KAMPAGNENBÜ-
ROS ZUR LANDTAGSWAHL 2023
In Vorbereitung auf die Landtagswahl wurde be-
reits im Sommer ein eigenes Aktionsbüro im Ro-
sa-Luxenburg-Haus im Salzburger Stadtzentrum 
(Paris-Lodron-Straße 8A) eingerichtet, von wo aus 
die strategischen sowie inhaltlichen Planungen 
erfolgten und ab diesem Zeitpunkt auch regel-
mäßige Straßen- und Verteilaktionen organisiert 
wurden.

SEPTEMBER BIS OKTOBER 2022: BEZIRKSKON-
FERENZEN ANLÄSSLICH DER ANSTEHENDEN 
LANDTAGSWAHLEN
Anlässlich der Landtagswahl 2023 wurden in allen 
Salzburger Bezirken Bezirkskonferenzen durchge-
führt, in dessen Rahmen von den Delegierten die 
Bezirkslisten beschlossen wurden. Diesen Konfe-
renzen waren jeweils Hearings der Kandidat:innen 
vorangegangen.

 
OKTOBER BIS NOVEMBER 2022: HERBSTKAM-
PAGNE ZUM THEMA TEUERUNG MIT DEM TITEL 
„WER SOLL SICH SALZBURG NOCH LEISTEN 
KÖNNEN? (X) DU“
Die Kampagne konzentrierte sich auf Entlastungs-
maßnahmen gegen die Teuerung und kritisierte 
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die Prioritätensetzung der Landesregierung im 
Budget 2023. Die Partei führte regelmäßige Stra-
ßenaktionen durch und legte den Schwerpunkt 
auf den direkten Austausch mit der Bevölkerung. 
Gefordert wurden Maßnahmen gegen die Teue-
rung auf Landesebene einschließlich einer Ab-
schöpfung der Übergewinne der Salzburg AG, 
einer Erhöhung des Heizkostenzuschusses und 
einer Anpassung aller Landesförderungen an die 
Inflation.

 
4. NOVEMBER 2022: LANDESPARTEIRAT
Beim Landesparteirat der SPÖ Salzburg am 4. No-
vember 2022 versammelten sich die Delegierten, 
um die SPÖ-Landesliste für die Wahl am 23. April 
2023 zu beschließen und den Modus für die Fina-
lisierung des Wahlprogramms festzulegen. David 
Egger wurde mit 97,1 Prozent der Stimmen zum 
Spitzenkandidaten für die Landtagswahl 2023 
gewählt. Die SPÖ legt ihre Schwerpunkte auf die 
Themenbereiche Teuerung, Wohnen, Verkehr, Kli-
ma und Beschäftigung. 

 
MÄRZ BIS 23. APRIL 2023: INTENSIVPHASE DES 
LANDTAGSWAHLKAMPF
Die SPÖ präsentierte am 3. März 2023 im Rahmen 
einer Pressekonferenz ihr Wahlprogramm zur 
Landtagswahl und enthüllte die erste von insge-
samt drei Plakatwellen. Der Wahlkampf der SPÖ 
Salzburg zur Landtagswahl 2023 konzentrierte 
sich auf die Themen Inflation, leistbares Wohnen, 
Verkehr und Klima. Der offizielle Start in die Inten-
sivphase fand am 17. März 2023 gemeinsam mit 
rund 600 Personen in der Szene Salzburg statt.

 
23. APRIL 2023: LANDTAGSWAHL
Bei der Salzburger Landtagswahl 2023 erzielte die 
SPÖ 17,9 Prozent der Stimmen bzw. sieben Sitze im 

Landtag. Das entspricht effektiv einem Minus von 
2,16 Prozent bzw. dem Verlust von einem Mandat.

MAI 2023: SOZIALDEMOKRATISCHE ABSAGE 
AN REGIERUNGSVERHANDLUNGEN
Bei den Regierungsverhandlungen 2023 lehnte 
die SPÖ es selber ab, in Koalitionsverhandlungen 
einzutreten, da diese - so der Vorschlag der ÖVP 
- die Bildung einer Dreierregierung unter Einbin-
dung der Freiheitlichen Partei Österreichs (FPÖ) 
zum Ziel hätten haben sollen. ÖVP-Parteiobmann 
Wilfried Haslauer bildete in der Folge eine Regie-
rungskoalition mit den Freiheitlichen allein. Der 
Landeshauptmann hätte in dieser Dreier-Koali-
tionsform nie die jeweils dritte Partei bei Abstim-
mungen im Landtag gebraucht. 

 
SEIT 14 JUNI 2023: RECHTSKONSERVATIVE 
LANDESREGIERUNG VS. PROGRESSIVE OPPO-
SITION UNTER SPÖ-FÜHRUNGSROLLE
Die Konstituierung des neuen Salzburger Land-
tags fand am 14. Juni 2023 statt. Die 36 Mandate 
wurden wie folgt aufgeteilt: 12 für die ÖVP, 10 für 
die FPÖ, 7 für die SPÖ, 4 für die KPÖ Plus und 
3 für die Grünen. Die SPÖ hat in dieser Legis-
laturperiode David Egger als neuen Klubvorsit-
zenden eingesetzt und Michael Wanner in den 
Bundesrat entsandt. Das Selbstverständnis der 
SPÖ ist es, bis zur nächsten Wahlauseinander-
setzung 2028 eine kantige Oppositionspolitik zu 
betreiben und in der Rolle des Oppositionsfüh-
rers gemeinsam mit den anderen Oppositions-
fraktionen ein Gegenmodell zur schwarz-blauen 
Landesregierung zu verkörpern. David Egger 
brachte diesen Anspruch bei seiner Antrittsre-
de mit folgendem Satz auf den Punkt: „Wenn es 
eine gute Sache an den neuen Mehrheitsver-
hältnissen im Landtag gibt, dann sind das die 
klaren Fronten: Auf der einen Seite eine rechts-
konservative Rückschritts-Regierung und auf 
der anderen Seite eine zukunftsorientierte und 
moderne Opposition.“
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Landesparteivorsitzender  
Anton Lang

Landesgeschäftsführer 
Florian Seifter 

 
Landesgeschäftsführer 2018-2023 

Günther Pirker  
 
 

Kontakt  
Metahofgasse 16 

8020 Graz 
05 0702 

2021
Begonnen hat das Jahr mit dem Opening unse-
rer neuen Landesparteizentrale in der Metahof-
gasse nahe des Grazer Hauptbahnhofes.

Politisch stand das Jahr 2021 bei uns ganz im Zei-
chen der Kampagne ARBEIT. Vorbereitend auf 
den digitalen 1. Mai 2021 wurde die Kampagne 
landesweit aufgezogen. Eine Online-Petition der 
Landespartei forderte die Wiedereinführung der 
„Aktion 40.000“. Gemeinsam mit Soziallandes-
rätin Doris Kampus ist es in der Landesregierung 
auch gelungen, neue Jobs für Langzeitarbeitslo-
se in der Steiermark zu schaffen.

Der 1. Mai selbst wurde durch eine breit angeleg-
te Social-Media Kampagne begleitet und es nah-
men knapp 100.000 Steirerinnen und Steirer an 
diesem Live-Event teil. Seitens der Landespartei 
wurde auch ein eigens für unseren 1. Mai kom-
poniertes Lied vorgestellt. Die Kampagnisierung 
erfolgte landesweit mit Unterstützung aller Re-
gionalorganisationen.

Bei der Landwirtschaftskammer gelang uns der 
Wiedereinzug in die Landeskammer und wir 
konnten zwei Mandate erringen.

Erstmals wurde der VSSTÖ bei den ÖH-Wahlen 
stimmenstärkste Fraktion an der Uni Graz. Auch 
an allen anderen Hochschulen des Landes konn-
te der VSSTÖ zulegen.

2021 war auch das Jahr des Starts für unseren 
Podcast „Talking Red“, der sich mittlerweile im-
mer größerer Beliebtheit bei unseren Mitgliedern 
erfreut.

Im Juni kam es zum Wechsel in der Landesge-
schäftsführung des GVV. Hier übernahm Gernot 
Leskovar die Geschäfte von Günter Pirker. Der 
GVV hielt 2021 auch seine Landeskonferenz zum 
Thema „Klimaschutz fängt in der Gemeinde an“ 
ab.

Die Gemeinderatswahl in der Landeshauptstadt 
brachte leider nicht das erhoffte Ergebnis und 
wir verfehlten das Ziel, in den Stadtsenat einzu-
ziehen. Dennoch ist die SPÖ Graz seit dem Wahl-
tag Partner der Regierungskoalition aus KPÖ, 
Grünen und SPÖ.

Im Zuge des Graz-Wahlkampfes ließen wir auch 
eine Straßenbahn in der Landeshauptstadt bran-
den und nutzten diese Werbemöglichkeit als ge-
meinsames Projekt der Landes- und Stadtpartei.

Wolfgang Moitzi wurde im Zuge der Bildungs-
konferenz erneut zum Vorsitzenden der Landes-
bildung gewählt.

Landespolitisch forcierten wir mit unserem Lan-
desparteivorsitzenden LH-Stv. Anton Lang nicht 
nur das Klimaticket um 1,60 Euro pro Tag, son-
dern konnten auch Mieterhöhungen für 25.000 

SPÖ Steiermark
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steirische Mieterinnen und Mieter verhindern. 
Gleichzeitig wurde auf Druck der SPÖ in der Lan-
desregierung der Heizkostenzuschuss erhöht, 
eine Gewaltschutzoffensive gestartet und die 
Kinderschutzzentren flächendeckend ausgebaut.

Bereits in der Corona-Zeit häuften sich Anfragen 
um finanzielle Unterstützung in besonderen Le-
benslagen bei der Helpline der SPÖ Steiermark. 
Mit dem sozialen Adventkalender konnten unse-
re Mandatar:innen eine Vielzahl an Initiativen und 
Organisationen finanziell unterstützen.

Eine beeindruckende Aktion gab es steiermark-
weit auch seitens der SPÖ Frauen Steiermark, 
die gegen die steigende Zahl an Femiziden mobil 
machten.

2022
Im Jahr 2022 ging es dann wieder mit den Besu-
chen vor Ort. Mit der „Auf du & du-Tour“ besuch-
ten unsere SPÖ-Landesregierer:innen nahezu 
wöchentlich die steirischen Regionen und konn-
ten auf diese Art mit tausenden Steirerinnen und 
Steirern Kontakt aufnehmen.

Auch im Bereich der Teuerung blieben wir nicht 
untätig und unterstützten tatkräftig die Protest-
bewegung des ÖGB, um die Bundesregierung zu 
Handlungen gegen die Teuerung aufzufordern.

Intern wurden alle unseren Mandatarinnen und 

Mandatare ab der Ebene des Landtagsmanda-
tes in verschiedensten Bereichen im Rahmen der 
„Steiermark-Akademie“ geschult und konnten 
wertvolle Weiterbildungsangebote in Anspruch 
nehmen.

Wie alle Jahre wurden im Rahmen der GVV-Va-
lentinsaktion rund 100.000 Valentinsgrüße an die 
Steirerinnen und Steirer verteilt. Eine ähnliche 
Sympathieaktion starteten wir 2022 auch rund 
um die Osterfeiertage.

In zahlreichen Stadt- und Ortsorganisationen 
quer durch alle Regionen wurden 2022 Solida-
ritätsaktionen für die Ukraine initiiert. Die „grüne 
Tour durch rote Gemeinden“ setzte neue Diskus-
sionsformen mit der Kommunalpolitik über die 
Energiewende in Szene.

Bei der Regionalkonferenz in Leoben wurde un-
ser Landesparteivorsitzender LH-Stv. Anton Lang 
mit 100 Prozent als Vorsitzender bestätigt. 

Die Landesbildungsorganisation setzte mit der 
Bildungswerkstatt zum Thema „Bildung“ auch 
neue Maßstäbe im Bereich der Öffnung der Par-
tei.

2022 stand der 1. Mai bei über 100 Veranstaltun-
gen im ganzen Land ganz im Zeichen der Teue-
rung. „Aufstehen für ein leistbares Leben“ war das 
Motto der steiermarkweiten Kundgebungen und 
Aktivitäten. 

Landespolitisch konnte die steirische Sozial-
demokratie mit LH-Stv. Anton Lang an der 
Spitze mit der Umsetzung der Leerstandsab-
gabe und der Zweitwohnsitzabgabe einen wich-
tigen ordnungspolitischen Meilenstein setzen. 
Bereits im Frühjahr 2022 wurden alle Stadt- 
und Ortsparteivorsitzenden durch LH-Stv. An-
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ton Lang auf das Jahr vorbereitet und es blieb 
bei diesem großen Onlienaustausch genügend 
Raum für persönliche Gespräche und fachlichen 
Austausch in den digitalen Themenräumen.

In der Region Obersteiermark West fand endlich 
wieder der politische Aschermittwoch statt, den 
NRAbg. Max Lercher ins Leben gerufen hatte, 

Mit dem Klimagipfel gelang es der SPÖ Steier-
mark, neue Zielgruppen anzusprechen und 
einzubinden. Spannende Referate und Inhalte 
sorgten dafür, dass wir im Umweltbereich in der 
Steiermark eine große Glaubwürdigkeit besitzen.

Mit den besten Mitgliederwerber:innen organi-
sierte die SPÖ Steiermark eine Reise nach Brüs-
sel, bei der auch unsere Abgeordnete im Euro-
päischen Parlament, MEP Dr.in Bettina Vollath 
besucht wurde.

2023
Das Jahr vor der steirischen Landtagswahl steht 
auch ganz im Zeichen des Direktwahlprozesses 
unseres Landesparteivorsitzenden. Im Moment 
laufen gerade die regionalen Direktwahl- und 
Programmprozessveranstaltungen. Ziel ist es, 
möglichst vielen Mitgliedern und Steirer:innen 
die Möglichkeit zu geben, sich aktiv in den Pro-

grammerstellungsprozess für die Landtagswahl 
einzubringen.

Zu Beginn des Jahres wurde aber davor Landes-
rätin Doris Kampus ebenfalls in einem Direkt-
wahlprozess zur neuen Stadtparteivorsitzenden 
der Landeshauptstadt Graz gewählt.

Im März gab es den Wechsel in der Landesge-
schäftsführung der SPÖ Steiermark. Florian Seif-
ter übernahm die Landesgeschäftsführung von 
Günter Pirker.

In einer steiermarkweiten Kampagne machten 
wir auf unser Kernthema Wohnen aufmerksam. 
Dazu gab es eine gemeinsame Pressekonferenz 
unseres Landesparteivorsitzenden mit dem neu 
gewählten Bundesparteivorsitzenden Andreas 
Babler. Landespolitische Erfolge gelangen uns 
mit dem neuen Wohn-Bonus, der Wohnunter-
stützung neu und dem Wohn- und Heizkosten-
zuschuss. Der steirische Wohn-Bonus senkt die 
Mieten für tausende Mieter:innen in neu errich-
teten geförderten Wohnungen (Errichtungs-
zeitraum 2015-2023). Mit einer Wohn-Zeitung 
konnten wir die Botschaft der Mietsenkung ziel-
gruppengerecht durch unsere Stadt- und Orts-
parteiorganisationen in den betroffenen Wohn-
häusern zur Verteilung bringen. 

Mit mehreren Besuchstagen konnten wir den 
Großteil unserer Regionen auch schon gemein-
sam mit unserem Bundesvorsitzenden Andreas 
Babler besuchen. Dabei standen Betriebsbesu-
che ebenso am Programm wie Mitgliederparla-
mente oder Feste.

Die SPÖ Frauen trafen sich im Frühjahr zu einem 
Meet & Grill, um die Frauen in verschiedenen 
Ebenen unserer Partei miteinander zu vernetzen.

Bei den ÖH Wahlen erzielte der VSSTÖ an allen 
steirischen Hochschulen hervorragende Ergeb-
nisse und übertraf auch noch das sensationelle 
Ergebnis von 2021.

Gemeinsam mit den Regionen hat die SPÖ Stei-
ermark alle Neumitglieder telefonisch kontaktiert 
und abgefragt, in welchen Bereichen sie sich ak-
tiv einbringen können oder wollen. So haben wir 
auch den Grundstein für eine erfolgreiche Kandi-
dat:innen-Suche für die GRW 2025 gelegt. Eben-
so finden laufend Neumitgliedertreffen auf allen 
geografischen Ebenen der Landespartei statt, 
um die hoch engagierten Neumitglieder an die 
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SPÖ zu binden. Zeitgleich läuft aber auch eine 
Rückholaktion, um jene Mitglieder anzusprechen, 
die wir im Zuge der Mitgliederbefragung oder 
danach verloren hatten.

Der 1. Mai 2023 stand unter dem Motto „Teue-
rung stoppen. Jetzt!“ und steiermarkweit gab es 
wieder an die 100 Veranstaltungen zum Tag der 
Arbeit.

In jeder Region nahmen wir auch aktiv an den 
Kika/Leiner-Aktionstagen teil.

Den Sommer nutzte die SPÖ Steiermark für eine 

breit angelegte Kampagne zum Thema Elemen-
tarpädagogik. „Mehr Knete für unsere Kinder“ 
so das Motto unserer Spielefeste und Knetkof-
fer-Verteilaktionen. Vorausgegangen war dieser 
Kampagne die landesweite Senkung der Kin-
derzahlen in den Kinderkrippen und die steier-
markweite Einführung einer Sozialstaffel in den 
Kinderkrippen, die von der SPÖ erreicht werden 
konnte.
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Landesparteivorsitzender  
LHStv. Dr. Georg Dornauer

Stellvertreter:innen des Vorsitzenden 
Mag.a Selma Yildirim, Elisabeth Fleischanderl, BA,  

Philip Wohlgemuth, Mag. Max Unterrainer 
 

Landesgschäftsführer  
Mag. Lukas Matt 

 
Kontakt 

Salurnerstraße 2, 6020 Innsbruck 
0512 5366-0 | office@spoe-tirol.at | www.spoe-tirol.at

FEBRUAR/MÄRZ 2022: SPÖ FEIERT WAHL-
SIEG BEI DEN GEMEINDERATSWAHLEN

Am 27. Februar 2022 gingen in Tirol Gemeinde-
ratswahlen über die Bühne. Unterm Strich kam die 
SPÖ auf 338 Mandate, was einen Zugewinn von 
mehr als 20 Sitzen bedeutete. Die Zahl der Bürg-
ermeister:innen wurde gehalten.

Äußerst zufrieden über das Ergebnis der 
Bürgermeister- und Gemeinderatswahlen zeigte 
sich der Tiroler SPÖ-Chef Georg Dornauer: „Wir 
haben in vielen Tiroler Gemeinden mit unseren 
Kandidatinnen und Kandidaten überzeugt. In der 
damaligen Landeshauptmanngemeinde Zams 
etwa konnten wir die absolute Mehrheit im Ge-
meinderat und den Bürgermeistersessel gewin-
nen und in den Stichwahlen mit Victoria Weber 
den Bürgermeisterinnensessel in Schwaz erkämp-
fen. Das ist eine Sensation. Ganz besonders freut 
mich der Zuspruch für unsere amtierenden Bür-
germeisterinnen in Lienz, Flaurling und Polling, wo 
sich Elisabeth Blanik, Gabi Rothbacher und Brigitte 
Praxmarer die Mehrheiten deutlich sichern konn-
ten - genauso wie zum Beispiel die Bürgermeister 
Klaus Gasteiger in Kaltenbach, Hans Schreyer in 
Rohrberg, Ingo Mayr in Roppen, Alexander Jäger 
in Fließ, Harald Siess in Strengen, Hans Schweig-
kofler in Oberndorf, Anton Hoflacher in Kundl, Her-
bert Rieder in Kirchbichl, Hermann Ritzer in Bad 
Häring, Thomas Öfner in Zirl, Josef Karbon in Rum 
und Manfred Schaffer in Absam.“

Landesweit konnte die SPÖ deutliche Man-
datszugewinne verzeichnen. Zum Beispiel in 
Schwaz, Hall, Kitzbühel, in Oberperfuss und in 
Landeck, wo Mathias Niederbacher mit seiner 
Liste „Zukunft Landeck“ neun von 19 Mandaten 
erreichte. Absolute Mehrheiten von SPÖ und 
SPÖ-nahen Listen gab es in Rum, Zams, Kundl, 
Polling, Flaurling, Fließ, Kaltenbach, Rohrberg, 
Bad Häring und in Sellrain. „Ich bedanke mich 
bei allen Wahlkämpferinnen und Wahlkämpfern 
für den Einsatz in ihrer Gemeinde. Es ist keine 
leichte Zeit und es waren schwere Bedingungen 
für den Wahlkampf. Jede einzelne und jeder ein-
zelne hat einen wichtigen Beitrag zu diesem ge-
meinsamen Erfolg geleistet. Danke dafür.

Geschlossen wie nie präsentiert sich die SPÖ Tirol unter Vor-
sitzendem Dr. Georg Dornauer

STABILITÄT IN DER KRISE. ERNEUERUNG FÜR TIROL. 
 

SPÖ Tirol 



108  JAHRESBERICHT 2021-2023 | 46. ORDENTLICHER SPÖ-BUNDESPARTEITAG 2023

Landesorganisationen

MAI 2022: GEORG DORNAUER WIRD VOM 
LANDESPARTEITAG EINDRUCKSVOLL ALS 
VORSITZENDER BESTÄTIGT
Rund 300 Menschen - 212 Delegierte, 24 Gast-
delegierte und über 60 Gäste - kamen am 28. 
Mai 2022 im SZentrum in Schwaz zusammen, 
um den Ordentlichen Landesparteitag der SPÖ 
Tirol zu begehen. Auf der Agenda standen ne-
ben den Wahlen des Vorsitzenden und des Lan-
desparteivorstandes auch für die Kür der Kandi-
datinnen und Kandidaten für die Landtagswahl 
2022.
„Die Tirolerinnen und Tiroler brauchen und 
wünschen sich wieder eine starke Sozialde-
mokratie an ihrer Seite. Dafür treten wir mit 
unserem starken Team an“, wandte sich Dor-
nauer an die Delegierten. „Ich möchte mit 
euch gemeinsam gestärkt, geschlossen und 
mit viel politischer Leidenschaft den Tirole-
rinnen und Tirolern bei den nächsten Land-
tagswahlen ein politisches Angebot legen“, so 
Dornauer, der mit der Tiroler Sozialdemokratie 

„die wichtigen Themen der Zeit“ angehen will. 
In diesem Sinne sprach Dornauer in seinem Re-
ferat das Thema leistbares Wohnen an, die an-
dauernde Inflations- und Teuerungswelle, die 
massive Belastung der Tirolerinnen und Tiroler 
durch den Transit, den Ausbau der flächende-

Bereit für Tirol: LPV Dornauer am Landesparteitag 2022.

Ergebnisse jenseits der 90 Prozent für alle Kandidat:innen: Die 
SPÖ Tirol am LPT22.
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ckenden Kinderbildung und Kinderbetreuung 
und den Kampf gegen die Pflegekrise: „Wir 
haben konkrete Vorschläge ausgearbeitet, um 
allen Menschen in unserem Land ein gutes Le-
ben zu ermöglichen - heute und morgen.“

Bei den anschließenden Wahlen durfte sich 
Dornauer über eine breite Zustimmung als Lan-
desparteivorsitzender (90 Prozent) sowie als 
Spitzenkandidat für die Landtagswahl (95 Pro-
zent) freuen. Insgesamt erhielten alle Kandida-
tinnen und Kandidaten der SPÖ-Liste nicht we-
niger als 94 Prozent Zustimmung.

SEPTEMBER 2022: LANDTAGSWAHLEN IN 
TIROL #TIROLGEHTANDERS
Am 12. Juni 2022 gab Landeshauptmann Gün-
ther Platter (ÖVP) seinen Rückzug aus der 
Politik bekannt. Das führte in Tirol zu vorgezo-
genen Landtagswahlen im September 2022 
(ursprünglicher Termin wäre das Frühjahr 2023 
gewesen).

Hinter Dornauer auf der SPÖ-Liste für die 
Landtagswahlen ist mit Elisabeth Blanik, Philip 
Wohlgemuth, Elisabeth Fleischanderl, Bene-
dikt Lentsch und Claudia Hagsteiner erneut 
das bewährte Landtags-Team angetreten. Auf 
Platz sieben ging der ehemalige Nationalrat 
aus Wörgl, Christian Kovacevic, für die SPÖ ins 
Rennen. Die weiteren Kandidatinnen und Kan-
didaten bis Platz elf: Sonja Föger-Kalchschmied 
(Platz 8), Daniel Schmied (Platz 9), Daniela 
Meichtry (Platz 10) und Hubert Gruber (Platz 11). 

Erstmalig: Die SPÖ geht mit einem Wahlpro-
gramm an den Start, dass von mehr als 50 Au-
torinnen und Autoren erstellt wurde, unter Ein-
beziehung von Expert:innen und der Parteibasis.

OKTOBER 2022: DIE SPÖ IST ZURÜCK IN RE-
GIERUNGSVERANTWORTUNG

Am 25. Oktober 2022 trat die SPÖ – nach neun 
Jahren als stärkste Oppositionspartei - offiziell in 
eine Landesregierung ein. Eine Regierung, „die 
mit Mut und Tatkraft das Land gestalten und die 
großen Herausforderungen angehen wird“, hielt 
Parteichef Georg Dornauer angesichts der An-
gelobung im historischen Landtagssitzungssaal 
fest.

„Das Regierungsübereinkommen ist der Grund-
stein dafür, den Zusammenhalt und die Solida-
rität in unserer Gesellschaft auch in Zukunft zu 
sichern, das Leben der Menschen besser zu ma-
chen und Sicherheit im Wandel zu bieten. Be-
zahlbares Wohnen, gute Löhne, sichere Pflege, 
garantierte Kinderbetreuung und ein starkes 
soziales Netz stehen für uns im Mittelpunkt“, so 
Dornauer.

Dornauer selbst fungiert in der Landesregierung 
als 1. Landeshauptmann-Stellvertreter – zum ers-
ten Mal in der Nachkriegszeit wird diese Position 
nicht von einem ÖVP-Mann ausgefüllt. Er zeich-
net für das Wohnen in Tirol, Sport, Intergation 
und Asylwesen und den Hochbau verantwort-
lich.

„Mit Mag.a Eva Pawlata, bisherige Geschäfts-
führerin des Gewaltschutzzentrums, haben wir 
eine ausgewiesene Expertin im Bereich Frauen, 
Inklusion und Soziales im Team. Rene Zumtobel, 
der bisher als Regionalmanager der ÖBB Tirol 
tätig war, wird zukünftig die Bereiche Verkehr 
sowie Umwelt- und Klimaschutz verantworten“, 
stellt Dornauer sein Team vor. Erstmals stellt die 
SPÖ in Tirol drei Regierungsmitglieder. Erstmals 
gelang das überhaupt einer anderen Partei als 
der ÖVP.

„Jeder Tag bringt neue politische Entscheidun-
gen. Jeden Tag müssen Dinge neu abgewogen 
und umgesetzt werden. Um Orientierung zu 
geben, Sorgen und Ängste zu nehmen, braucht 
es eine stabile Regierung, Erfahrung und einen 
kühlen Kopf. Eine echte Veränderung für Tirol ist 
möglich und wir packen diese an!“ gibt Dornau-
er den Kurs der neuen Landesregierung vor.

Der neuformierte SPÖ-Landtagsklub setzt sich 
in dieser Legislaturperiode wie folgt zusammen: 
Klubobfrau ist Elisabeth Fleischanderl aus Vomp 
im Bezirk Schwaz. Ihr zur Seite steht Philip Wohl-
gemuth, Vorsitzender des ÖGB Tirol, als stell-

Die sozialdemokratischen Mitglieder der neuen Tiroler Lan-
desregierung: LHStv. Georg Dornauer, LRin Eva Pawlata und 
LR Rene Zumtobel.
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vertretender Klubobmann. Elisabeth Blanik, die 
erfahrenste Parlamentarierin im aktuellen Land-
tag, wurde zur Landtags-Vizepräsidentin ge-
wählt. Benedikt Lentsch und Claudia Hagsteiner 
gehen jeweils in ihre zweite Periode 

als Abgeordnete. Erstmals im Landesparlament 
Platz nehmen Christian Kovacevic und Sonja Fö-
ger-Kalchschmied. Neu ist auch Bundesrat Da-
niel Schmid.

SOMMER 23: SOMMERTOUR DES SPÖ TIROL-
LANDTAGSKLUBS UND BESUCH BPV BABLER
Die Sommertour des Landtagsklubs hat die Re-
gierungsmitglieder und Abgeordneten der Tiro-
ler SPÖ durch alle neun Bezirke des Bundeslan-
des geführt. Hinhören, mitnehmen, die Sorgen 
und Wünsche der Menschen in den Mittelpunkt 
nehmen – unter diesem Motto kam es nach tau-
senden Gesprächen zwischen dem Außerfern 
und Osttirol, von Landeck bis nach Kufstein zum 
krönenden Abschluss im Bezirk Innsbruck-Land: 
Einem Zusammentreffen zwischen Sommertour 
und der Comeback-Tour von Bundesparteivor-
sitzendem Andreas Babler.

Vor mehr als 400 Sympathisant:innen in der rot 
geführten Marktgemeinde Rum gab es für den 
Bundesparteivorsitzenden Standing Ovations.

Der neuformierte Landtagsklub der SPÖ Tirol um Klubobfrau Elisabeth Fleischanderl.

Vor mehr als 400 begeisterten Genoss:innen und  
Sympathisant:innen: BPV Babler und LPV Dornauer.
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Landesparteivorsitzender  
MMag. Dr. Martin H. Staudinger  

bis 16.10.2021 
Dr.in Gabi Sprickler-Falschlunger  

bis 07.10.2023 
Mario Leiter ab 7.10.2023

 
Landesgeschäftsführer: 

Klaus Gasser 
Assistentin d. Geschäftsführung: 

Daria Hueller 
Stv. Landesgeschäftsführerin: 

Jeannette Greiter  
Organisationsreferent: 

Markus Fässler

Kontakt  
St. Anna Straße 1, 6900 Bregenz 

Tel: 05574/58 236-0 
Fax: 05574/58 236-14 

 
E-mail: laendle@spoe.at 
www.vorarlberg.spoe.at

1. ALLGEMEINES
Der Landesparteivorstand führte seit dem 
letzten ordentlichen Bundesparteitag am 26. 
Juni 2021 sechs Sitzungen durch. Es wurden 
weitere 14 Sitzungen im Rahmen eines erwei-
terten Landesparteivorstandes durchgeführt. 
Dadurch konnten die Angelegenheiten mit 
einem wesentlich breiteren Teilnehmerkreis 
diskutiert und beschlossen werden.

Die Möglichkeit, die Agenden des Bezirks-
parteivorstandes an den erweiterten Landes-
parteivorstand zu delegieren, wurde von den 
Bezirken Feldkirch, Dornbirn und Bregenz 
wahrgenommen. Am 6. September 2021 wur-
de die Bezirksorganisation Feldkirch im Rah-
men einer Bezirkssitzung wieder konstituiert. 
Das Landesparteipräsidium führte drei Sitzun-
gen durch. Aufgrund der COVID-19-Situation 
wurden fünf Sitzungen des erweiterten Lan-
desparteivorstandes online abgehalten.

Das Jahr 2021 gestaltete sich sehr schwierig. 
Thomas Hopfner wollte den SPÖ Vorsitz über-

nehmen. Das führte zu großer Missstimmung 
innerhalb der Partei. Beim Landesparteitag 
wurde er nicht gewählt. In weiterer Folge trat 
er aus der Partei aus und sitzt seit November 
2021 als wilder Abgeordneter im Vorarlberger 
Landtag. Somit stellt die SPÖ Vorarlberg nur 
mehr drei statt vier Landtagsabgeordnete.

 
2. WAHLEN
Im Berichtszeitraum fanden keine Wahlen 
statt.

SPÖ Vorarlberg
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2. PARTEILEBEN 

ORDENTLICHER LANDESPARTEITAG AM 16. 
OKTOBER 2021 - WECHSEL DES LANDESVOR-
SITZES 
 
Am 16. Oktober 2021 fand ein Außerordent-
licher Landesparteitag in Hohenems statt. 
Bei diesem wurde Frau Dr. Gabi Sprickler-Fal-
schlunger mit einer Zustimmung von 73,8 % 
zur neuen Landesparteivorsitzenden gewählt. 
Als Landesparteivorsitzende löste sie somit 

Dr. Martin Staudinger ab.  
Bei der Sitzung des erw. Landesparteivor-
standes am 19.06.2023 wurde Mario Leiter 
zum designierten Landesparteivorsitzenden 
und Spitzenkandidaten für die Landtagswahl 
2024 nominiert. Beim außerordentlichen 
Landesparteitag am 7. Oktober wurde er von 
der Delegiertenversammlung mit 88,69 % der 
Delegiertenstimmen bestätigt. Er löst somit 
Gabi Sprickler-Falschlunger an der Spitze der 
Vorarlberger SPÖ ab. Sie wurde am Parteitag 
einstimmig zur Ehrenvorsitzenden der SPÖ 
Vorarlberg gewählt.

Der traditionelle Festspielempfang der SPÖ 
war sowohl 2022 als auch 2023 gut besucht. 
Sowohl Landes- wie auch Bundespolitiker*in-
nen gaben sich die Ehre und stimmten sich auf 
die feierliche Eröffnung der Bregenzer Fest-
spiele ein.

 
MAIFEIERN
Zu den Höhepunkten unseres Parteilebens ge-
hören die landesweiten Maifeiern, die seit 2012 
jeweils mit Festzelt am Bregenzer Hafen statt-
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finden. Im Jahr 2022 fand die Maifeier in Blu-
denz statt. 2023 war die Maifeier wieder am 
Bregenzer Hafen. 2021 fanden COVID-bedingt 
leider keine Grillfeste statt. Seit 2022 werden 
diese wieder durchgeführt und werden sehr 
gut angenommen.

 
NEUMITGLIEDERTREFFEN
Am 26.9.2023 fand im Lokal unseres Genos-
sen Michael Egger ein Neumitgliedertreffen 
im Gasthaus Krone in Hörbranz statt. Nach 
den Grußworten des designierten Landes-
parteivorsitzenden gab es beim gemütlichen 
Zusammensein reichlich Gelegenheit zum 
Kennenlernen und Austausch mit unseren Ab-
geordneten und Ortsvorsitzenden. Sie nutzten 
die Gelegenheit, persönlich mit den Neumit-
gliedern in Kontakt zu treten.

 
FILMPREMIERE „PROJEKT BALLHAUPLATZ“
Der Einladung zur Filmpremiere im Kino Blu-
denz mit anschließender Diskussion kamen 
am 22. September 2023 an die 150 Personen 
nach. Diese folgten im Anschluss an den Film 
einer spannenden Podiumsdiskussion mit dem 
Regisseur und Nationalrat Reinhard Einwallner.

BESUCHE DER PARTEISPITZE
Andreas Babler reiste am 16. August 2023 im 
Rahmen seiner „Comeback-Tour“ nach Vorarl-
berg.

Der Tag begann mit einem gemeinsamen 
Frühstück in Bludenz. Dann folgten Presse-
termine in Schwarzach. Am Nachmittag wur-
de das Landeskrankenhaus Feldkirch besucht. 
Bei dieser Gelegenheit gab Andi Babler dem 
ORF ein Interview. Die Abendveranstaltung am 
Kornmarktplatz in Bregenz war sehr gut be-
sucht und ein voller Erfolg. Auch beim Außer-

ordentlichen Landesparteigag am 7. Oktober 
war Andreas Babler anwesend und begeister-
te die Delegierten mit seiner Rede. Am selben 
Abend besuchte er das Herbstfest der Bezirks-
organisation Bludenz. Stadtparteiobmann An-
tonio Della Rossa erzählte in seiner Rede, dass 
auch Bruno Kreisky Bludenz besucht hatte und 
dann Bundeskanzler wurde. „Ein gutes Omen“. 
sagte er.

 

DAHEIM IN – MITANAND FÜR
Unsere Ortszeitung ist im Berichtszeitraum in 
vielen Gemeinden erschienen. Mit ortsweiten 
Auflagen erreichten wir die Bevölkerung und 
haben dieser die Anliegen der Ortsparteien 
nähergebracht. Die Zeitung ist nach wie vor 
ein wichtiges Sprachrohr der Ortsstrukturen. 
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Landesparteivorsitzender 
Dr. Michael Ludwig, Bgm., LP-Vors.

Vorsitzender Stellvertreter*innen: 
Doris Bures, 2. NR Präsin, NRin 
Kathrin Gaál, Vbgm.in, STRin 

Marina Hanke, BA, GRin 
KR Ing. Christian Meidlinger, GR, 2. LT-Präs., LP-Vors.Stv. 

Mag. Josef Taucher, GR, Klubvors., LP-Vors.Stv.

Landesparteisekretärin: 
Barbara Novak, MA, GRin

Kontakt 
Löwelstraße 18, 1010 Wien 

01 535 35 35 I kontakt@spw.at I www.spoe.wien

2021

Wien  
gibt  
Kraft.
#WiengibtKraft

63 km freier Wasserzugang  
statt privater Strände für wenige.

Impressum: Medieninhaber und Verleger: SPÖ Wien, Löwelstraße 18, 1010 Wien; Foto: Markus Sibrawa; Druck: Donau Forum Druck Ges.m.b.H, 1230 Wien

SOMMERKAMPAGNE 2021: 
„WIEN GIBT KRAFT“

Unter dem Claim „Wien gibt Kraft“ startete im Juli 
die Sommerkampagne 2021. Wien ist Kraftort 
und lebenswerteste und grünste Millionenstadt 
der Welt: Mit einem unvergleichlichen Angebot 
aus intakter Natur, einem vielfältigen Freizeit- und 
Kulturangebot bietet Wien seinen Bewohner*in-
nen alles, um die eigenen Kraftreserven zu stär-
ken und aufzuladen. Darüber hinaus sichert eine 
umfassende Daseinsvorsorge aus leistbarem 
Wohnraum, einem Gesundheitssystem auf Spit-

zenniveau, dem freien Zugang zu Bildung, quali-
tätsvoller Grundversorgung mit Wasser, Strom 
und Gas und einem gut ausgebauten Netz an 
öffentlichen Verkehrsmitteln den Wiener*innen 
ein gutes und selbstbestimmtes Leben. Zentra-
les Element der Kampagne war die aktive Parti-
zipation der Wiener*innen: Unter dem Hashtag 
#WiengibtKraft waren die Wiener*innen dazu 
eingeladen, ihre ganz persönlichen Kraftorte zu 
teilen. Dass Wien auch in Zukunft eine der lebens-
wertesten Städte der Welt bleibt, garantiert eine 
starke Wiener Sozialdemokratie. „Wir stehen hin-
ter den Menschen in unserer Stadt. Wir stehen 
dafür, dass alles, was Wien lebens- und liebens-
wert macht, in Zukunft noch weiter ausgebaut 
wird und für die nachfolgenden Generationen 
erhalten bleibt“, unterstreicht SPÖ Wien-Landes-
parteisekretärin Barbara Novak, BA den Kern der 
Kampagne. 

DONAUINSELFEST 2021: „#WIENIEZUVOR“
Als Freiluftfestival ist das Wiener Donauinselfest 
seit vielen Jahren zu einer festen Wiener Tradition 
geworden. Während viele kommerzielle Anbieter 
ihre Festivals 2021 absagen mussten, konnte die 
38. Ausgabe des Donauinselfests dank der öffent-
lichen Hand und ihrer Partner*innen stattfinden 
- und zwar so schön und außergewöhnlich #wie-
niezuvor. Von 17. bis 19. September setzte das Fest 
ein starkes Zeichen für Respekt, Vielfalt und Zu-
sammenhalt: Respekt gegenüber den Wiener*in-

SPÖ Wien
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nen, die in der Pandemie noch mehr als sonst zu-
sammengehalten haben, Respekt gegenüber den 
Künstler*innen und der Veranstaltungsbranche, die 
besonders unter den Einschränkungen der Pande-
mie gelitten haben, sowie Respekt gegenüber den 
Familien, die durch die Krise finanzielle Einbußen 
hinnehmen mussten. Die Musik kam in diesem 
Jahr zu 100 Prozent aus Österreich, mit Acts aus 
den Richtungen Pop, Schlager und Klassik bis hin 
zu Kabarett war für jeden Geschmack etwas dabei. 
Rund 42.000 Menschen hatten Tickets für eine der 
vier Bühnen vor Ort gewonnen, rund 80 Prozent 
davon besuchten das Fest auf der Wiener Donau-
insel. Weitere 1,7 Millionen Zuseher*innen waren 
via Fernseh-Übertragung auf ORF III mit dabei. 

Im Vorfeld des Festivals tourte wieder der #dif 
Tourbus durch die 23 Wiener Bezirke und be-
geisterte die Wiener*innen mit einem abwechs-
lungsreichen Programm direkt im Grätzl. Mit jeder 
Menge Spiel und Spaß für Kinder und Jugendliche 
im Gepäck war auch die #dif Kidstour wieder mit 
dem Tourbike der Wiener Kinderfreunde in den 
Wiener Parks unterwegs. Nach 40 Tagen und rund 
120 Pop-up-Konzerten fand schließlich der fulmi-
nante Höhepunkt statt: das Grande Finale auf der 
Wiener Donauinsel. „Es hört sich an, fühlt sich an 
und riecht sogar wie ein altbewährtes Donauinsel-
fest. Ich freue mich sehr, dass die 38. Ausgabe mit 
grandiosen Shows und ausschließlich heimischen 
Acts so ein Erfolg war“, fasste SPÖ Wien-Landes-
parteisekretärin Barbara Novak, BA die Stimmung 
am Fest zusammen. Das strenge COVID-Sicher-
heitskonzept garantierte ausgelassene Stimmung 
bei maximaler Sicherheit: Am Donauinselfest gab 
es keinen einzigen Fall von COVID-19. 

HERBSTKAMPAGNE 2021:  
„WIR FÜR DICH. HEUTE MEHR DENN JE!“
Die vergangenen beiden Jahre haben uns gezeigt, 
wie schnell sich Dinge verändern können. Zur 
Angst um die Gesundheit kamen Zukunftsängs-

te, Angst vor dem Verlust des Arbeitsplatzes und 
Überforderung durch die veränderten Umstände. 
Unter dem Motto „Wir für Dich. Heute mehr denn 
je!“ startete die SPÖ Wien im Herbst ein Plädoyer 
für mehr gesellschaftlichen Zusammenhalt und 
Solidarität. Mehr als das, war es ein Versprechen 
an die Wienerinnen und Wiener, auch weiterhin 
an einer sozialen, an den Bedürfnissen der Men-
schen orientierten Politik festzuhalten und das 
Miteinander und Füreinander, welches in Wien 
seit Jahrzehnten gelebt wird, weiter zu fördern. 
„Dafür setzen wir uns mit aller Kraft ein. Wir sind 
stolz auf den Wiener Weg der Solidarität und des 
Zusammenhalts!“, unterstreicht SPÖ Wien-Lan-
desparteisekretärin Barbara Novak, BA den Weg 
der Wiener Sozialdemokratie. Neben Wandzei-
tungen informierte die Kampagnenwebsite über 
alle Eckpunkte und Mitmach-Aktionen der Kam-
pagne. Auch das Café Mobil, die fahrbare Kaffee-
Station der SPÖ Wien, tourte unter strengen Co-
rona-Sicherheitsvorkehrungen wieder durch die 
Wiener Bezirke und garantierte direkten Dialog in 
den Grätzln.

24. NOVEMBER 2021:  
1 JAHR ROT-PINKE FORTSCHRITTSKOALITION
Ein politisches Jubiläum feierte die rot-pinke Fort-
schrittskoalition am 24. November 2021. Genau 
ein Jahr zuvor nahm die erste sozial-liberale Ko-
alition Österreichs ihre Arbeit auf. Anlässlich des 
ersten Jahrestages zogen Bürgermeister Dr. Mi-
chael Ludwig und Vizebürgermeister Christoph 
Wiederkehr eine erste Bilanz: Arbeit und Wirt-
schaft, leistbares Wohnen, lebenswerte Klima-
musterstadt, Smart City, Gesundheitsmetropole, 
transparente Stadt wie auch die Kulturmetropole 
umschreiben als Begriffe die wichtigen strategi-
schen Felder für eine erfolgreiche Zukunft Wiens. 
Über 800 gemeinsame Projekte hat die rot-pin-
ke Fortschrittskoalition als Arbeitsvolumen für die 
gesamte Legislaturperiode definiert, über 400 
davon befinden sich in Umsetzung, knapp 100 
sind nach einem Jahr bereits abgeschlossen. 

16 TAGE GEGEN GEWALT 2021: 
„STOPPT FEMIZIDE! 
WIR WOLLEN DAS NICHT MEHR!“
Allein 2021 wurden in Österreich 31 Frauen von 
ihren Männern ermordet – ein trauriger Rekord. 
Corona hat die Situation für viele von Gewalt be-
troffene Frauen noch weiter verschärft. Unter 
dem Motto „Wir wollen das nicht mehr! Stoppt 
Femizide!“ machten die Wiener SPÖ-Frauen im 
Rahmen der 16 Tage gegen Gewalt an Frauen 
von 25. November bis 10. Dezember auf Gewalt 
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an Frauen in unserer Gesellschaft aufmerksam. 
Mit allen wichtigen Fakten sowie Informationen 
zum dichten Gewaltschutznetz informierte die 
Kampagnenwebsite über alle Hintergründe zur 
Kampagne. Im Mittelpunkt standen auch die 
zahlreichen Hilfseinrichtungen für betroffene 
Frauen in Wien. In Videobotschaften forderten 
Bürgermeister Dr. Michael Ludwig sowie zahlrei-
che Funktionär*innen auf, bei Gewalt an Frauen 
nicht wegzusehen: „Gewalt an Frauen, egal ob 
körperlich oder psychisch, ist absolut inakzepta-
bel und hat in unserer Gesellschaft keinen Platz. 
Wir alle sind aufgefordert hinzusehen, Gewalt-
taten zu verhindern und Frauen vor Gewalt zu 
schützen“, so der Bürgermeister. Auch konkrete 
Forderungen an die türkis-grüne Bundesregie-
rung standen im Zentrum der Kampagne. 228 
Millionen Euro für den Gewaltschutz, 3.000 neue 
Arbeitsplätze im Bereich Gewaltschutz, Sensibi-
lisierungstrainings für die Polizei sowie eine Auf-
stockung um 1.000 weitere Beamt*innen lautete 
die Botschaft an die Regierungsparteien. Denn: 
Jede von Gewalt betroffene Frau ist eine zu viel. 

 
2022
WINTERKAMPAGNE 2022:  
„DU SCHAFFST DAS!“
Bildung ist die Grundlage für ein selbstbestimm-
tes Leben und gesellschaftliche Teilhabe, sie för-
dert Demokratie und gesellschaftlichen Frieden. 
Seit jeher hat die Wiener Sozialdemokratie bil-
dungspolitische Reformen vorangetrieben und 
setzt sich für den Abbau von Bildungsbarrieren 
und für den freien Zugang zu qualitativ hochwer-
tiger Bildung für alle Menschen ein. Im Rahmen 
der ersten Kampagne des Jahres 2022 machte 
die SPÖ Wien unter dem Motto „Du schaffst das“ 
nicht nur auf die Wichtigkeit, allen Menschen 
unabhängig von Alter, Geschlecht oder sozialer 
Herkunft den Zugang zu qualitativ hochwertiger 
Bildung zu ermöglichen, aufmerksam, sondern 
rückte auch die Wiener Maßnahmen für dyna-
misches und lebenslanges Lernen in den Vorder-
grund. „Vom beitragsfreien Kindergarten und der 
Gratis-Ganztagsschule über die Lehrlingsoffensi-
ve bis hin zu Maßnahmen im Bereich der Erwach-
senenbildung wie dem Wiener Ausbildungsgeld 
für Gesundheits- und Sozialberufe, der Joboffen-
sive 50+ oder speziellen Frauenförderprogram-
men des waff ist in Wien im Bildungsbereich in 
den letzten Jahren einiges vorangegangen“, be-
tonte SPÖ-Wien Landesparteisekretärin Barbara 

Novak, MA zum Kampagnenstart. Die Kampag-
ne war auch Anlass für eine Danksagung an alle 
in der Elementarpädagogik tätigen Menschen, 
Lehrkräfte und Ausbildner*innen, die gerade in 
Krisenzeiten Herausragendes geleistet haben. 
Neben zwei Wandzeitungs-Sujets informierte die 
Kampagnen-Website über alle inhaltlichen Eck-
punkte. Darüber hinaus wurde die Kampagne 
von Videos und Postings auf den Social Media-
Kanälen begleitet.

12. FEBRUARGEDENKEN 2022  
IM GRETE-REHOR-PARK
Im Zeichen des Mottos „Niemals vergessen – 
Demokratie schützen!“ stand das Gedenken an 
die Opfer der Februarkämpfe des Jahres 1934, 
welche sich am 12. Februar 2022 zum 87. Mal 
jährten. Bürgermeister Dr. Michael Ludwig für 
die SPÖ Wien, die Wiener SPÖ Bildung mit Land-
tagspräsident Ernst Woller, Vorsitzender der 
Wiener SPÖ Bildung, der Bund Sozialdemokra-
tischer FreiheitskämpferInnen und die Sozialisti-
sche Jugend Wien luden zur Gedenkveranstal-
tung in den Grete-Rehor-Park im ersten Wiener 
Gemeindebezirk. Anlässlich des 100-jährigen 
Gründungsjubiläums des Wiener Stadtschulrats 
erinnerte die Veranstaltung auch an dessen da-
maligen Präsidenten und sozialdemokratischen 
Bildungsreformer Otto Glöckel, der am 13. Feb-
ruar 1934 in seinem Arbeitszimmer im Palais Eps-
tein verhaftet, zunächst in Einzelhaft genommen 
und dann im Konzentrationslager Wöllersdorf 
festgehalten wurde. „Otto Glöckel hat die Schul-
verwaltung demokratisiert, er hat die Möglich-
keit einer Selbstverwaltung für Lehrerinnen und 
Lehrer geschaffen, er hat die Schüler miteinbezo-
gen und er ist von der so genannten schwarzen 
Pädagogik abgerückt“, würdigte SPÖ Wien-Lan-
desparteivorsitzender Bürgermeister Dr. Michael 
Ludwig Otto Glöckel in seiner Festrede. 
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KAMPAGNE ZUM INTERNATIONALEN FRAU-
ENTAG: „KEIN  ‚WEITER WIE BISHER.‘ HEUTE 
FÜR EIN BESSERES MORGEN!“

Unter dem Titel „Kein ‚Weiter wie bisher.‘ Heute 
für ein besseres Morgen!“ stand die Frühjahrs-
kampagne der Wiener SPÖ-Frauen im Februar 
und März 2022. Einmal mehr war die Kampagne 
ein Appell an die türkis-grüne Bundesregierung, 
längst überfällige Maßnahmen für die Frauen in 
Österreich wie eine Unterhaltsgarantie für Al-
leinerzieherinnen, gesetzliche Maßnahmen für 
Lohntransparenz oder die gerechte Aufteilung 
von unbezahlter Arbeit umzusetzen. Denn nicht 
nur die Corona-Pandemie hat bei vielen Frauen 
einschneidende Spuren hinterlassen, auch die 
Teuerung trifft Frauen ganz besonders hart. Wien 
räumt Frauen in allen Bereichen der Stadtpolitik 
Raum ein und unterstützt Frauen auch bei der 
Bewältigung der Teuerungskrise: „Gemeinsam 
mit den Wienerinnen arbeiten wir an einer Zu-
kunft, wo Frauen auf die besten Arbeitsbedin-
gungen treffen, Mädchen von Beginn an diesel-
ben Chancen haben und Leben mehr heißt, als 
nur zu arbeiten. In Wien arbeiten wir heute an 
einem besseren Morgen für alle Frauen“, betonte 
die Vorsitzende der Wiener SPÖ-Frauen, Marina 
Hanke, BA. Denn: „Ein gutes Leben ist mehr als 
nur arbeiten und alles am Laufen halten“, unter-
strich auch der Claim der Wandzeitung die For-
derungen.
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Natašas 
Geschichte:

#besseresmorgen

Heute für ein besseres Morgen!
Kein „Weiter wie bisher“.

Geht es dir wie Nataša? Immer nur durchzu-
halten, reicht dir nicht mehr? Dann schau dir 
Natašas Geschichte an oder besuche unsere 
Website: fuereinbesseresmorgen.spoe.wien

 
Nataša will nicht   
  mehr „durchhalten“!

FRÜHJAHRSKAMPAGNE 2022:  
„ENTSCHLOSSEN DEN WIENER WEG GEHEN“
Die Forderung, Arbeit fair und gerecht zu ge-
stalten, war Inhalt der Frühjahrskampagne 2022. 
Denn es sind die arbeitenden Menschen, die 
unsere Gesellschaft am Laufen halten und den 
Wohlstand sichern – ihre Bedürfnisse, das Recht 
auf gute Arbeit, auf Aus- und Weiterbildung, auf 
gerechte Entlohnung und auf ausreichend Frei-

zeit rückte die Kampagne in den Mittelpunkt. 
Ebenso im Fokus standen die Belastungen für 
die arbeitenden Menschen durch die Teuerung 
sowie die Forderung nach mehr sozialer Umver-
teilung. Der Wiener Weg stellt die Menschen in 
den Mittelpunkt und arbeitet gemeinsam mit Ge-
werkschaften und Sozialpartnern kontinuierlich 
an einer Verbesserung von Arbeitsbedingungen 
und dem Erhalt und dem Ausbau von Arbeitneh-
mer*innenrechten. „Jeder und jede soll seine und 
ihre Visionen im Leben verwirklichen können, 
egal ob als Angestellte*r, Arbeite*r oder Selb-
ständige*r. Wir möchten, dass allen arbeitenden 
Menschen genau die Anerkennung zukommt, die 
sie verdienen. Gerechtigkeit und sozialer Zusam-
menhalt – das ist der Wiener Weg“, stellten sich 
SPÖ Wien-Landesparteivorsitzender Dr. Michael 
Ludwig und SPÖ Wien-Landesparteisekretärin 
Barbara Novak, MA voll und ganz hinter die Wie-
ner*innen. 

#WienerWeg
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Geh mit 
uns den 
Wiener Weg!

Entschlossen den  
Wiener Weg gehen.

1. MAI 2022:  
„ENTSCHLOSSEN DEN WIENER WEG GEHEN“
Ein starkes Zeichen für soziale Gerechtigkeit und 
Solidarität und für die Rechte der Arbeitnehmer*in-
nen setzten die Teilnehmer*innen des traditionel-
len 1. Mai-Aufmarschs, der 2022 nach zwei Jah-
ren pandemiebedingter Pause erstmals wieder 
in seiner gewohnten Form stattfinden konnte. Im 
Sternmarsch zogen die Bezirke sowie befreunde-
te Organisationen im Rahmen der größten politi-
schen Kundgebung Österreichs am Wiener Rat-
hausplatz ein. Festredner*innen am 1. Mai 2022 
waren SPÖ Wien-Landesparteivorsitzender Dr. 
Michael Ludwig, Arbeiterkammer-Präsidentin Re-
nate Anderl, die Vorsitzende der Wiener SPÖ-Frau-
en Marina Hanke, BA sowie SPÖ-Bundespartei-
vorsitzende Dr.in Pamela Rendi-Wagner. Inhaltlich  
dominierten die Themen Teuerung, deren negative 
Auswirkungen sowie entsprechende Forderungen 
an die türkis-grüne Bundesregierung zur Entlas-
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tung der Menschen auch den 1. Mai. Bürgermeis-
ter Dr. Michael Ludwig rückte hier die besondere 
Rolle Wiens in den Vordergrund, das durch seinen 
Wiener Weg der Teuerung im Rahmen der Wiener 
Energieunterstützung PLUS nicht nur sofort ent-
gegengewirkt hat, sondern etwa durch den so-
zialen Wohnbau oder das 365-Euro-Jahresticket 
auch sonst alle Voraussetzungen schafft, um allen 
Menschen ein sicheres und leistbares Leben zu er-
möglichen. Renate Anderl betonte die Rolle eines 
starken Sozialstaats, ebenso sprach sich Marina 
Hanke für gerechte soziale Umverteilung aus. Dr.in 
Pamela Rendi-Wagner forderte von der türkis-grü-
nen Bundesregierung endlich Maßnahmen zur Be-
kämpfung der Teuerung.

WIENER LANDESPARTEITAG 2022:  
„ENTSCHLOSSEN DEN WIENER WEG GEHEN“
Unter dem Motto „Entschlossen den Wiener 
Weg gehen“ stand auch der Landesparteitag der 
SPÖ Wien am 28. Mai 2022 in der Messe Wien. 
Hauptprogrammpunkte des Tages waren die 
Reden des SPÖ Wien-Landesparteivorsitzenden 
Bürgermeister Dr. Michael Ludwig und der SPÖ-
Bundesparteivorsitzenden Pamela Rendi-Wag-
ner. Der Bürgermeister unterstrich in seiner Rede 
die Rolle der Wiener Sozialdemokratie als Garant 
für ein leistbares Leben, ein gutes Miteinander 
und für sozialen Zusammenhalt. Der entschlosse-
ne Wiener Weg sorgt dafür, dass jedes Kind un-
abhängig von Einkommen und der Herkunft der 
Eltern Zugang zu bester Bildung hat, das Wiener 
Gesundheitssystem fit für die Zukunft gemacht 
und die Gleichstellung von Frauen und Männern 
weiter vorangetrieben werden, Menschen gute 
Arbeitsbedingungen vorfinden, Wohnen und 
Mobilität für alle Menschen leistbar bleiben, Kli-
maneutralität in Wien erreicht wird und öffentli-
che Leistungen nicht privatisiert werden. 

Mit 94,4 Prozent der abgegebenen Delegierten-
stimmen wurde Bürgermeister Dr. Michael Lud-
wig am Wiener Landesparteitag als SPÖ Wien-
Landesparteivorsitzender wiedergewählt. Als 
neuer stellvertretender Landesparteivorsitzender 
wurde Josef Taucher bestimmt. Große Zustim-
mung von Seiten der Delegierten erhielt auch 
der Wiener Vorstand. Neu in den Vorstand ge-
wählt wurden Mag. Alexander Ackerl, Laura Ap-
felthaler, Marcus Arige, Mag.a Elke Hanel-Torsch, 
Prof. Rudolf Kaske, Korinna Schumann, Tamara 
Schulz und Rihab Toumi. 

Mit überwältigender Mehrheit wurde am Wiener 
Landesparteitag der Leitantrag zu gerechter und 
fairer Arbeit beschlossen, mit dem die Sozialde-
mokratie ihren Führungsanspruch in puncto Ver-
teilungsgerechtigkeit erneut gefestigt hat. Und 
auch intern konnten richtungsweisende Ent-
scheidungen getroffen werden. So wurde die 
über die letzten Jahre ausgearbeitete Parteistruk-
turreform mit breiter Zustimmung angenommen 
und die SPÖ Wien damit strukturell und statuta-
risch flexibilisiert. Weiters wurde die Grätzlarbeit 
gestärkt und die Partei durch eine Aufwertung 
des Ehrenamtes für Bürger*innen und Aktivist*in-
nen geöffnet. Mit anderen Anträgen bekannte 
sich die SPÖ Wien auch zu zukunftsweisender 
Stadtplanung und zu einer Stärkung der Ele-
mentarpädagogik in einer modernen und aufge-
schlossenen Stadt.

WIENER DONAUINSELFEST 2022:  
„#DREAM TEAM WIEN“
Wie viele andere Großveranstaltungen feierte 
auch das Wiener Donauinselfest 2022 sein Come-
back in voller Größe und fand nach zwei Pande-
mie-Jahren mit reduziertem Fest unter dem Motto 
„DreamTeamWIEN“ endlich wieder in gewohnter 
Form statt. 11 Bühnen boten den Besucher*innen 
vom 24. bis zum 26. Juni über 600 Stunden Pro-
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gramm von 800 heimischen und internationalen 
Künstler*innen, ein buntes Rahmenprogramm mit 
viel Action und Fun sorgte für zusätzliche Unter-
haltung. Auch 2022 waren wieder 50 Prozent der 
Acts weiblich. Ebenso wirkte das Fest mit Frauen-
förderung im Backstagebereich, im Bühnenbau 
und in der Technik ganz gezielt auf die Eventszene 
ein. Angesichts des Ukraine-Kriegs setzte das 39. 
Donauinselfest auch ein besonderes Zeichen für 
Solidarität und Frieden: Zeitgleich auf allen DIF-
Bühnen wurde am Festival-Freitag um 21:55 Uhr 
ein Lichtermeer als Friedenssymbol initiiert. Wer 
nicht vor Ort dabei sein konnte, hatte die Möglich-
keit, das Donauinselfest vor dem Bildschirm zu ver-
folgen. Auch 2022 übertrug der ORF das Festival 
wieder zu ausgewählten Programmzeitpunkten. 

Im Vorfeld des Donauinselfests ging 2022 die 
#dif22 VeloStage, eine klimaneutrale Fahrrad-
bühne, in den Wiener Bezirken auf Tour. Mit dabei 
waren ausschließlich Musiker*innen aus Öster-
reich, rund 40 Acts unterhielten von 1. bis 23. Juni 
die Besucher*innen auf ausgewählten Plätzen in 
ganz Wien. Ebenfalls im Vorfeld ausgetragen wur-
de der „Rock The Island Contest“, der bereits zum 
12. Mal jungen Künstler*innen am Donauinselfest 
die Möglichkeit bot, erste große Konzerterfahrun-
gen zu sammeln. Fünf Gewinner*innen, davon vier 
Frauen, eröffneten an drei Tagen das Programm 
der großen Festbühnen. Insgesamt 12.100 Euro 
wurden am Donauinselfest 2022 für die Volkshil-
fe Wien im Rahmen der Becherpfand-Aktion ge-
sammelt. Die Spende fließt in die Flüchtlingshilfe. 

Gemeinsam für  
ein gutes Leben. Wir sind  

für Dich da. 

#WiengibtKraft

Wien  
gibt  
Kraft.

Melde Dich, wenn Du  
Beratung brauchst:

www.spoe.wien 
Tel.: 01 535 35 35

SOMMERKAMPAGNE 2022:  
„WIEN GIBT KRAFT. – GEMEINSAM FÜR EIN 
GUTES LEBEN.“
Ganz im Zeichen des Wiener Wegs, sozialen Aus-
gleich und ein gutes Lebens für alle Menschen 
sicherzustellen, stand die Sommerkampagne 

2022. Wien gibt Kraft und das ganz besonders 
in Krisenzeiten. „Wir geben den Wiener*innen 
das Vertrauen, dass wir auch diese Herausfor-
derungen gemeinsam meistern werden“, fasste 
SPÖ Wien-Landesparteisekretärin Barbara No-
vak, MA den Kern der Kampagne zusammen. 
Eine starke Wiener Sozialdemokratie, ein stabi-
les öffentliches System und Sofortmaßnahmen 
gegen die Teuerung, die bis weit in den Mittel-
stand hineinreichen, stärken den Wiener*innen 
den Rücken. Zentrales Element der Kampagne 
war die Unterstützung der Menschen im Zuge 
hunderter Beratungsgespräche vor Ort in den 
Wiener Bezirken oder telefonisch durch Funk-
tionär*innen der SPÖ Wien sowie durch viele 
freiwillige Helfer*innen, um gemeinsam mit den 
Betroffenen das passende Unterstützungsange-
bot gegen die weiterhin steigenden Lebenskos-
ten zu finden. Den Bezirksorganisationen wurde 
dazu eine eigens ausgearbeitete umfangreiche 
Beratungsmappe zur Verfügung gestellt. Auch 
nach Kampagnenende wurde das Beratungs-
angebot weiter fortgeführt. 

WIENER KONFERENZ NOVEMBER 2022:  
„DEMOKRATIE, PARTIZIPATION UND STAATS-
BÜRGER*INNENSCHAFT“
Ein neues, am Wiener SPÖ-Landesparteitag 
2022 initiiertes Format innerparteilicher Mei-
nungsfindung und Partizipation feierte mit der 
ersten Wiener Konferenz am 5. November seine 
Premiere. Mit der „Demokratie-Charta“, die aus 
einem im Vorfeld breit angelegten, wochen-
langen internen Diskussionsprozess hervorging, 
wurde im Floridsdorfer Palladion XXI von den 
fast 400 Delegierten ein Positionspapier dis-
kutiert, abgestimmt und beschlossen, welches 
die Standpunkte der Wiener Sozialdemokratie 
in puncto Demokratie, Partizipation und Staats-
bürger*innenschaft festlegt und beschreibt, wie 
mehr Menschen zu demokratischer Mitsprache 
ermächtigt werden können. „Demokratie ist 
heute global so umkämpft wie nie zuvor. Vieler-
orts befindet sie sich gar auf dem Rückzug – be-
droht durch Autokratien, Rechtsextremismus 
und Verschwörungstheorien. Gerade in solch 
schwierigen Zeiten müssen wir uns umso mehr 
darüber Gedanken machen, wie wir die demo-
kratischen Prozesse neu gestalten können“, be-
tonte SPÖ Wien-Landesparteivorsitzender Dr. 
Michael Ludwig in seinem Eingangsstatement. 
Unter anderem fordert die Wiener Sozialdemo-
kratie in der Charta vom Bund ein modernes 
Staatsbürgerschaftsrecht, das den Zugang zur 
Staatsbürger*innenschaft gerechter macht. 
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Das bedeutet: ein Senken der Gebühren und 
Einkommensgrenzen. Die Mindestaufenthalts-
dauer kürzen. Wer hier lebt und positiv zur Ge-
sellschaft beiträgt, soll eine gerechte Chance 
auf Mitsprache bekommen. Mehrfachstaatsbür-
ger*innenschaften sollen die Ausnahme sein – 
für sie muss es klare, nachvollziehbare Kriterien 
geben. Inhaltlich begleitet wurde die Wiener 
Konferenz von der Keynote-Speakerin Univ.-Prof.
in Dr.in Sieglinde Rosenberger sowie von einem 
Pro und Contra zur Doppelstaatsbürger*innen-
schaft von Gerd Valchars und Manfred Matz-
ka. Die Ausarbeitung der Demokratie-Charta 
wurde von Landesparteisekretärin Barbara No-
vak sowie vom amtsführenden Stadtrat für Kli-
ma, Umwelt, Demokratie und Personal, Jürgen 
Czernohorszky, geleitet. 

16 TAGE GEGEN GEWALT AN FRAUEN: „GE-
MEINSAM GEGEN GEWALT AN FRAUEN!“
Jedes Jahr zwischen dem 25. November und 
dem 10. Dezember liegen die „16 Tage gegen 
Gewalt an Frauen“. Der Aktionszeitraum wird 
auf der ganzen Welt genutzt, um das Ausmaß 
und die verschiedenen Formen von Gewalt 
an Frauen zu thematisieren und betroffenen 
Frauen Unterstützung zu bieten. 28 mutmaßli-
che Femizide gab es allein 2022 in Österreich. 
Mit der Botschaft „Es reicht! Gemeinsam ste-
hen wir gegen Gewalt an Frauen auf“ machte 
die Wiener SPÖ auf Gewalt an Frauen in unse-
rer Gesellschaft aufmerksam. Neben einem 
Wandzeitungssujet mit der Telefonnummer 
des 24-Stunden-Frauennotrufs der Stadt Wien 
informierte eine eigene Website über Hilfestel-
lungen für Gewaltopfer. Wo Wien mit einem 
dichten Gewaltschutznetz, dem 24-Stunden-
Frauennotruf, den Wiener Frauenhäusern, dem 
Stadt Wien Frauenzentrum und einer eigenen 
Männerberatung Gewalt an Frauen aktiv ent-
gegenwirkt, gibt es noch viel Aufholbedarf von 
Seiten der Bundesregierung. 228 Millionen Euro 
für den Gewaltschutz, ein ständiger Krisen-
stab mit zuständigem Ministerien und Gewalt-
schutzorganisationen, mehr Mittel und Vollzeit-
stellen für Gewaltschutzeinrichtungen sowie 
mehr Fortbildungen zu häuslicher Gewalt bei 
Polizei, Justiz und im Gesundheitsbereich laute-
ten die Forderungen an die Regierungspartei-
en. „Gemeinsam stehen wir Seite an Seite mit 
Frauen gegen Gewalt auf. Es ist Zeit, das System 
der Gewalt zu beenden“, so die Vorsitzende der 
Wiener SPÖ-Frauen Marina Hanke, BA anläss-
lich der Kampagne.

2023

WINTERKAMPAGNE 2023:  
„AUF EIN GUTES LEBEN VERTRAUEN“
Seit jeher setzt sich die Wiener Sozialdemokratie 
dafür ein, die Lebensrealitäten der Menschen zu 
verbessern und sozial abzusichern. Im Rahmen 
der ersten Kampagne des Jahres 2023 machte 
die SPÖ Wien unter dem Motto „Auf ein gutes Le-
ben vertrauen“ nicht nur auf die Wichtigkeit einer 
starken öffentlichen Daseinsvorsorge aufmerk-
sam, sondern rückte auch Wiens Vorreiterrolle 
im Kampf gegen die Teuerung in den Mittelpunkt. 
„Die Krisen unserer Zeit gehen nicht spurlos an 
Wien vorbei. Doch unsere Stadt wird sie meistern 
– das garantieren wir durch unseren Zusammen-
halt. Pandemie, Teuerung und Energieknappheit 
brauchen sozialdemokratische Antworten, um 
allen auch weiterhin ein gutes Leben zu ermög-
lichen. Diese Antworten gibt Wien. Mit der hohen 
Qualität der Daseinsvorsorge, Unterstützungs-
leistungen wie dem Energiebonus, leistbarem 
Wohnraum, hochwertiger Gesundheitsversor-
gung und bester Bildung für alle“, betonte Bürger-
meister Dr. Ludwig zum Kampagnenstart. Neben 
mehreren Wandzeitungs-Sujets informierte die 
Kampagnen-Website über alle inhaltlichen The-
menschwerpunkte. Darüber hinaus wurde die 
Kampagne von Videos und Postings auf den So-
cial-Media-Kanälen und einer Intensivierung von 
Dialogaktionen begleitet.

12. FEBRUARGEDENKEN 2023 
IM HUGO-BREITNER-HOF
Hunderte Teilnehmer*innen gedachten im Rah-
men der Festveranstaltung zum 12. Februar am 
Schönbergplatz im Hugo-Breitner-Hof den Op-
fern der Februarkämpfe des Jahres 1934. Hugo 
Breitner gilt als ein Wegbereiter des Roten Wiens 
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und trug mit der Einführung der „Breitner-Steu-
er“, einer indirekten Luxussteuer, maßgeblich zur 
Verbesserung der Lebensqualität im damaligen 
Wien bei. Die Steuer finanzierte nicht nur die 
Wiener Gemeindebauten, auch die Gesundheits-
versorgung wurde damit verbessert, die Kinder- 
und Jugendfürsorge ausgebaut, die Stadtbahn 
elektrifiziert sowie neue Parkanlagen angelegt. 
Hugo Breitner wurde am 12. Februar 1934 bei 
einem Besuch beim Bürgermeister im Rathaus 
verhaftet und vom austrofaschistischen Regime 
mehrere Wochen festgehalten. SPÖ Wien-Lan-
desparteivorsitzender Bürgermeister Dr. Michael 
Ludwig betonte in seiner Festrede: „Das Ende 
der Demokratie begann nicht mit dem 12.Febru-
ar 1934, sondern war ein schleichender Prozess 
in den 1920er Jahren. Es ist unsere Aufgabe, heu-
te wieder dagegen aufzutreten, wenn es wieder 
ähnliche Bestrebungen gibt. Das sollten die Leh-
ren aus dem Februar 1934 sein.“

KAMPAGNE ZUM INTERNATIONALEN FRAU-
ENTAG: „WEIL DAS LEBEN MEHR KANN“
Unter dem Motto „Weil das Leben mehr kann“ stand 
die Frühjahrskampagne der Wiener SPÖ-Frauen 
für die Botschaft, dass das Leben mehr ist als nur 
arbeiten. Vor allem Frauen litten in den multiplen 
Krisen der jüngsten Vergangenheit oft unter dop-
pelter und dreifacher Belastung. Das hat strukturelle 
Gründe: Frauen arbeiten öfters Teilzeit, haben we-
niger Vermögen und kleinere Pensionen als Män-
ner. Die Krise legt diese Ungleichheit in voller Härte 
offen. Dadurch haben Frauen kaum mehr Zeit und 
Raum für ein Leben außerhalb von Existenzsiche-
rung. Einmal mehr forderten die Wiener SPÖ-Frau-
en daher die Bundesregierung auf, die Bedürfnisse 
von Frauen in dieser Krise nicht länger  zu ignorie-
ren und stattdessen endlich zu handeln. „Als SPÖ 
Wien ist für uns eines klar: Leben ist mehr als nur 
arbeiten und gerade so durchkommen. Gute Politik 
sichert die Existenz ab, indem sie die Deckung der 
Grundbedürfnisse garantiert und dafür sorgt, dass 
alle Menschen Geld und Zeit für mehr als das reine 
Überleben haben. Damit die schönen Seiten des 
Lebens nicht den Eliten vorbehalten bleiben“, be-
tonte SPÖ Wien-Frauenvorsitzende Marina Hanke.

FRÜHJAHRSKAMPAGNE 2023:  
„SO GEHT WIEN“
Die Wiener Sozialdemokratie hat sich seit Beginn 
an für ein leistbares, modernes Wien eingesetzt, 
in dem sozialer Zusammenhalt und respektvolles 
Miteinander großgeschrieben werden. Genau 
auf diese Werte macht die Frühjahrskampagne 
2023 der SPÖ Wien unter dem Titel „So geht 

Wien!“ aufmerksam. Gerade in Zeiten, in denen 
seitens ÖVP und FPÖ immer wieder versucht 
wird, unsere Stadt auseinanderzudividieren, ist es 
wichtig, die Bedeutung sowie die positiven Aus-
wirkungen einer sozialen Politik des Miteinanders 
und des Zusammenhalts auf unsere Gesellschaft 
zu unterstreichen. Die erste Phase der Kampa-
gne rückte Landesparteivorsitzenden Bürger-
meister Dr. Michael Ludwig in den Mittelpunkt, 
der seit Jahren konsequent für die Wienerinnen 
und Wiener arbeitet. Die soziale Politik Wiens, die 
unter anderem durch Direktzahlungen gegen 
gestiegene Energie- und Wohnkosten treffsicher 
die Menschen entlastet, bräuchte es auch auf 
Bundesebene, um allen Österreicherinnen und 
Österreichern die Chance auf ein gutes Leben 
zu ermöglichen. „Wir sehen gerade jetzt beson-
ders deutlich, wie wichtig ein starkes öffentliches 
System mit gleichen Chancen für alle, bester Bil-
dung, einer hochwertigen Gesundheitsversor-
gung, leistbarem Wohnen, günstiger öffentlicher 
Mobilität und einem niederschwelligen Kultur- 
und Freizeitangebot für die Menschen ist“, führte 
Landesparteisekretärin Barbara Novak, MA aus. 

1. MAI 2023
Der traditionelle Maiaufmarsch der Sozialdemo-
kratie am Wiener Rathausplatz ging auch 2023 
fulminant und mit starken Forderungen über die 
Bühne. Im Rahmen der größten politischen Kund-
gebung des Landes wurde auf die zahlreichen 
Herausforderungen für die Menschen aufmerk-
sam gemacht. Angefangen von der anhalten-
den Teuerung über die steigende Armut bis hin 
zu außenpolitischen Krisenherden. SPÖ Wien-
Landesparteivorsitzender Bürgermeister Dr. Mi-
chael Ludwig eröffnete unter dem Motto „Stark. 
Stärker. Zusammen.“ den Reigen der Festreden 
und betonte die große Bedeutung der Sozialde-
mokratie für eine solidarische Gesellschaft mit 
gleichen Chancen für alle. Auch SPÖ-Bundes-
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parteivorsitzende Pamela Rendi-Wagner, SPÖ 
Wien Frauenvorsitzende Marina Hanke sowie 
ÖGB-Präsident Wolfgang Katzian hielten Fest-
reden. Unisono sprachen sich die Redner*innen 
für einen starken Sozialstaat, faire Löhne und eine 
Mietpreisbremse aus. Wien wird seiner Vorreiter-
rolle mehr als gerecht: „Wo die Sozialdemokratie 
regiert, gibt es mehr für die Menschen. Unseren 
Wiener Weg, den Weg des sozialen Zusammen-
halts, werden wir weitergehen”, so Bürgermeister 
Dr. Michael Ludwig. 

40. WIENER DONAUINSELFEST 2023:  
„#MOMENTEWIEDIESE“
Unter dem Motto „#momentewiediese“ feierte 
das Wiener Donauinselfest 2023 sein 40-jähriges 
Jubiläum in fulminanter Weise. Von 23. bis 25. 
Juni 2023 boten mehr als 1.000 Künstler*innen 
rund 700 Stunden qualitativ hochwertiges Unter-
haltungsprogramm. Viele Neuheiten versprach 
auch das Rahmenprogramm, das dieses Jahr so 
umfassend wie noch nie umgesetzt wurde und 
damit auch abseits der Bühne für Abwechslung, 
Unterhaltung und auch Bewegung sorgte. Ein 
wesentlicher Bestandteil des DIF ist seit jeher sei-
ne Wirkung als Plattform für Besucher*innen und 
Künstler*innen. Insbesondere Frauen und junge 
Nachwuchstalente werden besonders geför-
dert, so zählten die Gewinner*innenacts des 13. 

„Rock The Island Contest“ einen Frauenanteil von 
100%. Darüber hinaus gilt Europas größtes Frei-
luftfestival bei freiem Eintritt mit seiner fairen Ent-
lohnung als wichtiger Förderer der heimischen 
Kunst- und Kulturszene. Der niederschwellige 
Zugang zum DIF beschränkt sich aber nicht nur 
auf den freien Eintritt, sondern auch auf ein brei-
tes Maßnahmenbündel, um einen möglichst bar-
rierefreien Zugang zum Festival zu garantieren. 
Angesichts der Teuerungskrise wurde der soziale 
Zusammenhalt insbesondere in der Zusammen-
arbeit mit dem #dif23 Charity-Partner CAPE 10 
gelebt. Die Besucher*innen konnten diesen das 
gesamte Festivalwochenende über entweder 
mit ihrem Becherpfand oder auch mit dem Er-
werb von Festival-Merchandise-Artikeln unter-
stützen.

SOMMERKAMPAGNE 2023:  
„SO GEHT WIEN IN DEN BEZIRKEN“
Die zweite Phase der „So geht Wien“-Kampagne 
legte den Fokus auf die hunderten zukunftswei-
senden Bezirksprojekte in Wien. „Gemeinsam mit 
den Bewohner*innen arbeiten die sozialdemo-
kratischen Bezirkspolitiker*innen, Funktionär*in-
nen und vielen Ehrenamtliche fortlaufend an der 
weiteren Verbesserung der Lebensqualität in 
den Wiener Bezirken“, erläuterte SPÖ Wien-Lan-
desparteisekretärin Barbara Novak, MA. Sujets 
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wie Slogan variierten dabei von Bezirk zu Bezirk 
– von „So geht Innere Stadt“ bis zu „So geht Lie-
sing“ präsentierte sich jeder Bezirk mit eigenem 
Auftritt und mit seinen drei derzeit wichtigsten 
Projekten. Darüber hinaus wurde die Kampagne 
auch via Social Media ausgespielt und von zahl-
reichen weiteren Aktivitäten begleitet. So infor-
mierten die Bezirkspolitiker*innen bei Dialogak-
tionen im Rahmen der Café Mobil-Tour sowie bei 
Hausbesuchen über Unterstützungsangebote 
und Förderungen. 
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Bundesvorsitzende 

Lina Feurstein 

Bundessekretärin 
Anne Urbanek 

 
 Kontakt  

Amsthausgasse 4 
1050 Wien 

Tel: 06991104182 
E-Mail: aks@aks.at I Homepage: www.aks.at

WER SIND WIR? 
Die Aktion kritischer Schüler_innen ist eine Orga-
nisation von und für Schüler_innen. Wir machen 
es uns zur Aufgabe, allen Schüler_innen eine 
Stimme zu geben und sie gegenüber der Politik 
zu vertreten. Die AKS setzt sich für eine demokra-
tische, sozial gerechte und angstfreie Schule und 
Gesellschaft ein. Auf großen Seminaren, Schulun-
gen und Workshoptagen kommen Schüler_innen 
aus ganz Österreich zusammen und können sich 
dort austauschen und verschiedene Themen dis-
kutieren.

ZIELE UND PLÄNE
Ein großes Projekt, das fortgesetzt wurde, ist 
unsere Organisationsreform. Im Rahmen der Or-
ganisationsreform befassen wir uns mit langfris-
tigen sowie strukturellen Problemen, Herausfor-
derungen und Visionen, die in der AKS während 
der letzten Jahre an Relevanz gewonnen haben. 
Dabei war ein essenzieller Punkt, die AKS-Struk-
turen so auszulegen, dass sie politisierten Schü-
ler_innen sowie Aktivist_innen die Möglichkeit 
einräumen, an der Mitwirkung der AKS stark teil-
zunehmen und mit der Organisation zu wachsen. 
In Gesprächen mit AKS-Mitgliedern von allen 

Ebenen, mit ehemaligen Funktionär_innen und 
mit diversen Expert_innen, welche uns beratend 
unterstützt haben, konnten wir organisationsspe-
zifische Probleme identifizieren und Lösungen 
ausarbeiten. Diese werden nun nacheinander 

angegangen, damit die AKS wieder die stärkste 
Schüler_innenorganisation dieses Landes wer-
den kann.

Das Coronavirus, oder wohl eher der Umgang 
des ÖVP-Bildungsministers mit der Pandemie 
hat Schüler_innen vor große Ungewissheiten ge-
stellt. Wenn die Bildungspolitik Schüler_innen un-
mittelbar beeinflusst oder politisiert, macht sich 
das auch in der AKS erkennbar. Der Ärger über 
den sozial ungerechten und Leistungsdruck ver-
ursachenden Umgang der türkis-grünen Regie-
rung hat abneigende Reaktionen unter Schüler_
innen hervorgerufen, dem die AKS Perspektiven 
entgegensetzen konnte. Hierbei war besonders 
in den letzten beiden Jahren die Thematisierung 
von noch anhaltenden Auswirkungen der Coro-
na-Pandemie, insbesondere des Distance-Lear-
nings, vordergründig. Es konnten große Protest-
wellen, in Form von Schüler_innenstreiks sowie 

Aktion kritischer Schüler_Innen (AKS)
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offenen Briefen, die bundesweit den Umgang mit 
ungerechten Maturaprüfungen angeklagt haben, 
gestartet werden.

Ebenso hat die Teuerung, die sich in den Schulen 
unweigerlich bemerkbar macht, Anhalt geboten, 
die selektive Ader des österreichischen Schulsys-
tems mehr unter Schüler_innen zu thematisieren 
und hier ein tiefgreifendes Verständnis zu bilden.

Zusätzlich wurden Fortschritte in den Bereichen 
antirassistische Arbeit und der queerfeministi-
schen Diskussion erzielt. Auch durch die Über-
arbeitung des Schulmanifests der AKS, das die 
langfristige Schulvision der AKS niederschwellig 
zeichnet, konnte die Bildungsarbeit der AKS ver-
stärkt werden.

 
LSV/BSV WAHLKAMPF
Wir sind als Schüler_innenorganisation in der 
einzigartigen Position, für die Landes- und Bun-
desschüler_innenvertretung (LSV und BSV) zu 
kandidieren. Damit geht der Bildungsauftrag ein-
her, für eine soziale und progressive Bildungspoli-
tik in der Schulvertretungsebene zu kämpfen. In 
den vergangenen Jahren wurde das zunehmend 
wachsende Wahlkampf-Know-how erfolgreich 
genutzt und auf bundesweiten Gremien geför-
dert. Die Bestrebungen der letzten Jahre, neben 
dem Fokus auf Kandidaturen im AHS- und BMHS-
Bereich auch verstärkt in Berufsschulen aktiv zu 
sein, sind weitergeführt worden. Dazu wird in ver-
schiedenen Bundesländern die Zusammenarbeit 
mit der Gewerkschaft verstärkt. 

UNSERE KAMPAGNEN
Mit der Jahreskampagne 2023/2024 „Macht. 
Diskriminierung. Schule.“ wollen wir aufzeigen, 
wie wir uns eine diskriminierungsfreie Schule 

vorstellen und dass Schule zur Zeit oft durch Dis-
kriminierung funktioniert. Wir wollen eine Schu-
le, der die Meinungen der Schüler_innen wichtig 
sind, die frei zugänglich für alle Schüler_innen ist 
und die keinen Druck und Ängste aufbaut  — Fern-
ab von Herkunft, Geschlecht oder Sexualität. 

Auch wird auf den Vormarsch der FPÖ einge-
gangen und deren Zusammenhang mit Diskrimi-
nierung in der Schule betont. Wer eine diskrimi-
nierungsfreie Schule möchte, braucht auch eine 
diskriminierungsfreie Gesellschaft. 

Die Kampagne „Schule bilden“ aus dem Schuljahr 
2022/2023 beschäftigt sich mit dem Ausbau von 
Schuldemokratie und dem Abbau von Schulhier-
archien. Ziel war es aufzuzeigen, dass Schüler_in-
nen zu wenig Mitbestimmungsmöglichkeiten in 
der Schule haben und wie diese ausgebaut wer-
den können. 

Im Schuljahr 2021/2022 gab es mehrere kleinere 
Kampagnen, die sich mit Klassismus im Schulsys-
tem, Queerfeminismus und Antirassismus ausei-
nandergesetzt haben. 
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Präsident:  
Dr. Andreas Mailath-Pokorny 

Stellvertreter:innen:  
Prof.in Dr.in Barbara Auracher-Jäger, Prim. Univ.-Prof. Dr. Ludwig Kramer, DI Dr. Peter Lux, Mag. Johann Mo-

ser, Mag. Heinrich Himmer, Bernhard Müller BA MPA, MMag. Stefan Etzelstorfer, KO Hannes Schwarz 

Schriftführer:  
Dieter Boyer, MA MAS   

 
Finanzreferentin:  

Mag. Michaela Walch  
 

Generalsekretärin:  
Franziska Führer, BA (von November 2021 bis Dezember 2022 Richard Sattler, MA)  

EIN STARKES NETZWERK 
 
Ziel des BSA ist es, eine Plattform für kritische Dis-
kussionen, gesellschaftlichen Diskurs und politi-
sche Aktivität zu bieten. Aber auch die Vernetzung 
untereinander und nach außen, sowie die Perso-
nalentwicklung sind seit jeher Kernaufgaben des 
BSA. Dieser Austausch stellt dabei die Grundlage 
positiver Veränderungen in unserer Gesellschaft 
dar. Vertreter:innen aus allen Berufsgruppen, Kul-
turschaffende sowie Entscheidungsträger:innen 
aus Politik, Wirtschaft und Wissenschaft, organ-
siert in 15 Wiener Fachgruppen und acht Landes-
organisationen, machen den BSA zu dem, was er 
ist – eine lebendige Gemeinschaft.

Der BSA ist eine sozialdemokratische Organisa-
tion, die sich als kritisches Netzwerk Intellektuel-
ler, Akademiker:innen und Kulturschaffender und 
als Plattform für Diskussionen, gesellschaftlichen 
Diskurs und politische Aktivität versteht. Jeden 
Monat steht den BSA-Mitgliedern ein großes An-
gebot an Informations- und Diskussionsveranstal-
tungen, Vernissagen, Weiterbildungsseminaren, 
politischen Arbeitskreisen, Kamingesprächen 
mit Meinungsmacher:innen sowie fachspezifi-
schen Veranstaltungen offen. Das BSA-General-

sekretariat und die vielfältigen Fach-, Bezirks- und 
Arbeitsgruppen sowie Landesorganisationen 
des BSA sind sehr aktiv und organisieren jähr-
lich rund 250 Veranstaltungen zu aktuellen poli-
tischen oder gesellschaftlichen Themen. Das 
bietet die Gelegenheit, sich intellektuell und poli-
tisch auszutauschen und spannende Menschen 
aus allen Berufsgruppen, Kulturschaffende sowie 
Entscheidungsträger:nnen aus Politik, Wirtschaft 
und Wissenschaft kennenzulernen. 

Besonders angenommen hat sich der BSA in 
speziellen Themengruppen unter anderem den 

Bund Sozialdemokratischer  
AkademikerInnen,  
Intellektueller und 

KünstlerInnen
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Themen: Klimavisionen, Entwicklung in Europa 
& International, neue gerechte Wirtschaftsord-
nung, Öffentliche Verantwortung und Gesund-
heit, Bildung sowie Kunst und Kultur. Mit der „Au-
ßenpolitischen Akademie“ bietet der BSA jährlich 
einen Zertifikatslehrgang für jene, die sich auch 
beruflich stärker diesem Themenfeld widmen 
möchten. 

Die Vernetzung untereinander und nach außen, 
aber auch die Personalentwicklung ist seit jeher 
eine der Kernaufgaben des BSA, da er über seine 
Fachgruppen über ein großes Potenzial an Spit-
zenkräften aus Wirtschaft, Wissenschaft, Politik 
und Verwaltung verfügt. Der BSA bietet daher 
jungen, interessierten Student:innen und Aka-
demiker:innen die Möglichkeit, von hochquali-
fizierten Mentor:innen Einblicke in die jeweilige 
Berufswelt und/oder höhere Führungsebenen zu 
bekommen. 

52. BUNDESTAG DES BSA 
Beim 52. Bundestag am 2. Oktober 2021 wurde 
unser Präsident, Andreas Mailath-Pokorny, be-
reits zum fünften Mal wiedergewählt. In seiner 
Rede betonte er den notwendigen geistigen Re-
set unserer Republik, dass Künstler:innen, Den-
ker:innen und Kreative wieder eingebunden und 
dass ihnen zugehört werden muss, um das geis-
tige Nebelland zu verlassen und eine Zukunft auf 
Basis von Wissen und Kunst zu gestalten. SPÖ-
Bundesparteivorsitzende (a.D.) Dr.in Pamela Ren-
di-Wagner, ihrerseits von Beginn an Mitglied des 
BSA bezog sich in Ihrem Referat auf die Chan-
cengerechtigkeit: „Chancengerechtigkeit ist kei-
ne Selbstverständlichkeit, sie wächst nicht auf 
Bäumen. Ganz im Gegenteil: Sie ist permanent 
in Gefahr. Sie muss immer wieder neu erkämpft 
werden.“ Im Zuge des Bundestages wurde auch 

der 75-jährige Geburtstag des BSA begangen. 
Denn am 9. Mai 1946 wurde der Bund sozialisti-
scher Akademiker (BSA) bei der Vereinsbehörde 
angemeldet, mit dem Ziel, „geistigen Arbeitern“ - 
allenfalls auch ohne SP-Mitgliedschaft - eine poli-
tische Plattform zu bieten. Die Sozialdemokratie 
wollte damit auch dem Mangel an akademisch 
Ausgebildeten und Fachkräften entgegenwir-
ken, die im Aufbau der Zweiten Republik benö-
tigt wurden. Zu den Gratulanten gehörten unter 
anderem Bundespräsident a.D. Dr. Heinz Fischer, 
Bürgermeister Dr. Michael Ludwig sowie die 
Bundesparteivorsitzende (a.D.) der SPÖ Dr.in Pa-
mela Rendi-Wagner. Im Zuge des Bundestages 
wurde auch der Dr.in-Sabine-Oberhauser-Preis 
vergeben.

 
DR.IN SABINE-OBERHAUSER-PREIS 
Am Bundestag 2021 wurde anlässlich des 
75-jährigen Bestehens des BSA der Dr.in Sa-
bine-Oberhauser-Preis gestiftet. Dieser war 
mit 10.000 Euro dotiert. Damit vergab der 
BSA einen Preis für angewandte, nachhal-
tige und innovative Forschung auf dem Ge-
biet der Medizinforschung. Überreicht wurde 
der gestiftete Preis in Würdigung der großen 
BSA- und ÖGB-Vizepräsidentin und Bundes-
ministerin. Preisträgerinnen waren Annika 
Katharina Simma („Fine and Ultrafine Partic-
le Pollution Before and After a Smoking Ban 
in the Catering Industry in Vienna“ - Medizi-
nische Universität Wien; Zentrum für Public 
Health), Olivia Nonn („Maternal Angiotensin 
Increases Placental Leptin in Early Gestation 
via an Alternative Renin Angiotensin System 
Pathway: Suggesting a Link to Preeclampsia“ 
- Medizinische Universität Graz) sowie Miri-
am Hufgard-Leitner („Circle of responsibility” 
– Initiative zur Betreuung und Begleitung von 
Menschen mit Phenylketonurie in Österreich).
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DR. CASPAR EINEM PREIS  
Am 14. November 2022 wurde mit einem Festakt 
anlässlich der Erinnerung an Dr. Caspar Einem 
der Dr. Caspar Einem Preis verliehen. Dotiert war 
dieser, wie bereits vorangegangen der Dr.in Sabi-
ne-Oberhauser-Preis, mit 10.000 Euro. Vergeben 
wurde der Preis für politisches Engagement und 
Sozialwissenschaften, die nachhaltig wirken, inno-
vativ sind und der Gleichberechtigung sowie der 
sozialen Gerechtigkeit dienen. Mit diesem Preis 
soll das ehrende Andenken an unseren Freund 
und Weggefährten gewahrt werden.  Preisträ-
ger:innen waren: 

• Julia Ebner - Extremismusforscherin, Autorin 
Sie stellte folgende Fragen: Wie rekrutieren, 
wie mobilisieren Extremisten ihre Anhänger? 
Was ist ihre Vision der Zukunft? Mit welchen 
Mitteln wollen sie diese Vision erreichen? Um 
Antworten zu finden, schleuste sich Julia Ebner 
in zwölf radikale Gruppierungen quer durch 
das ideologische Spektrum ein. Sozusagen von 
der anderen Seite, beobachtete sie Planungen 
terroristischer Anschläge, Desinformations-
kampagnen, Einschüchterungsaktionen, Wahl-
manipulationen. Sie erkennt: Radikalisierung 
folgt einem klaren Skript: Rekrutierung, Soziali-
sierung, Kommunikation, Mobilisierung, Angriff. 

• Johannes Siegmund - Theoretiker, Autor 
Siegmund schlägt vor, Fluchtbewegungen 
als politische Bewegungen zu verstehen. Die-
ser innovative Ansatz bietet eine Alternative 
zu den drei einflussreichsten Paradigmen im 
Feld Flucht und Migration: humanitärem Pa-
ternalismus, neoliberalem Management und 
rechtsextremer Gewalt. Werden Fluchtbewe-
gungen politisch verstanden, erweitert das den 
nationalstaatlichen Rahmen der Demokratien. 
Gleichzeitig rücken damit transnationale Politi-
ken in den Fokus, die auf die vielfachen Krisen 
nationalstaatlicher und kapitalistischer Ordnun-
gen antworten.

BUNDESPARTEITAGE 

Der BSA beging mit seinen Delegierten eine Viel-
zahl an Bezirks-, Landes- und Bundesparteitagen. 
Hierbei konnte sich der BSA inhaltlich aber auch 
personell gut präsentieren und seine Position als 
Think Tank der Sozialdemokratie stärken. Konkret 
besuchte der BSA auch die beiden Bundespartei-
tage (2021 und 2023). Vor Ort waren wir jeweils 
mit vier Delegierten vertreten und konnten zu 
wichtigen inhaltlichen Themen Anträge einbrin-
gen und uns zu Wort melden. 

 
NEUAUSRICHTUNG DER BUNDESPARTEI
Im Zuge der Neuausrichtung der Bundespartei, 
sei es bei der Mitgliederbefragung oder bei der 
Abstimmung am Bundesparteitag, war der BSA 
stets darum bemüht, seinen neuen Mitgliedern 
die Möglichkeit zu bieten, sich ihr eigenes Bild und 
ihre eigene Meinung bilden zu können. In diesem 
Zuge sind alle drei Kandidat:innen zum Vorsitz in 
den BSA zur Diskussionsrunde eingeladen wor-
den. Alle drei Kandidat:innen sind dieser Einla-
dung gefolgt und haben sich im BSA den Fragen 
und Antworten unserer Mitglieder gestellt. In die-
sem Zuge durften wir auch den neuen Bundes-
parteivorsitzenden Andreas Babler als neues BSA- 
Mitglied begrüßen.

DER BSA IM NETZ 
Auf der Webseite des BSA findet man nicht nur 
Informationen über unser Netzwerk, unsere Or-
ganisationen und Inhalte, sondern tagesaktuell 
Veranstaltungsankündigungen, Rückblicke, Aus-
blicke, Kommentare sowie Bildungsangebote. 
Auf unserer Facebook-Seite facebook.com/bsa-
bund teilen wir spannende Beiträge, veröffent-
lichen Veranstaltungsfotos und haben uns zum 
Ziel gemacht, besonders nachgefragte Diskussi-
onsveranstaltungen aus dem Generalsekretariat 
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live zu übertragen! Auch auf der Plattform Insta-
gram sind wir als bsa.bund vertreten. Hier kann 
man auch verfolgen, was im BSA außerhalb sei-
nes öffentlichen Veranstaltungsprogramms pas-
siert. 

 
AKZENTE 
Unsere Mitglieder-Zeitschrift Akzente wird zwei-
mal jährlich veröffentlicht. Im Jahr 2022 kon-
zentrierten wir uns auf das Leben mit und nach 
Corona. Im zweiten Halbjahr setzten wir unse-
ren Schwerpunkt auf „Zeitenwende sozial und 
gerecht gestalten“. Im Jahr 2021 widmeten wir 
uns den Themen 75 Jahre BSA sowie mit einer 
Schwerpunkt-Ausgabe der Wirtschaft, Kunst und 
Kultur in der Corona-Pandemie. Es gibt mehrere 
Möglichkeiten, die Akzente zu lesen: einerseits als 
PDF, das über das Generalsekretariat an die Mit-
glieder verschickt wird, andererseits auf unserer 
BSA-Webseite bsa.at/akzente oder in kleinerer 
Auflage auch ausgedruckt im BSA-Generalsekre-
tariat. 

 
BSA-ENGAGEMENT BEI WAHLEN
Hand in Hand mit anderen Organisationen der 
Partei arbeitete der BSA österreichweit an einer 
Vielzahl von Wahlen mit. Von den Landtagswah-
len in Niederösterreich über Kärnten bis hin zu 
den Wahlen in Tirol und im Burgenland – der BSA 
und seine Mitglieder waren stets unterstützend 
und wahlwerbend zur Stelle. Mit inhaltlichen Ver-
anstaltungen, Rundschreiben sowie einem Un-
terstützervideo engagierte sich der BSA auch für 
die Wiederwahl von Alexander van der Bellen als 
Bundespräsident. Gut vorbereitet und inhaltlich 
sowie personell gut aufgestellt, starten wir auch 
in das Superwahljahr 2024. 

 
UKRAINE-SCHWERPUNKT
Am 24. Februar 2022 drangen die russischen 
Truppen in das Staatsgebiet der Ukraine ein, 
seither ist klar, dass die Welt und die politische 
Zukunft eine andere ist. Der BSA setzte sich an-
lässlich des Konflikts im Jahr 2022 einen inhaltli-
chen Schwerpunkt: Als Plattform der Vernetzung 
politischer Inhalte leistete der BSA einen Beitrag 
für die Entwicklung sozialdemokratischer Pers-
pektiven der Außen- und Sicherheitspolitik und 
erarbeitete Impulse für mögliche Friedens- und 
Konfliktlösungen. Im Rahmen der laufenden Ver-
anstaltungen seitens der Fach-, Landes- und Be-
zirksgruppen und durch das vielfältige Angebot 

des 2022-Jahresganges der Außenpolitischen 
Akademie des BSA wurden laufend die aktuellen 
Entwicklungen erörtert und dabei strukturelle 
Aspekte des Konflikts inhaltlich aufbereitet. Unse-
re Diskussionen waren hochkarätig besetzt mit 
Gästen wie zB. Gerhard Mangott, Muna Duzdar, 
Franz Fischler, Pamela Rendi-Wagner, Peter Jan-
kowitsch, Hans-Henning Schröder, Ralph Janik, 
Jan Pospisil, Eva Nowotny und Hannes Swoboda. 
Diese fanden in der Regel online statt, damit wir 
Gäste aus der ganzen Welt zuschalten konnten, 
aber auch im BSA-Generalsekretariat. Hilfe ist 
wichtig, auch vor Ort, aus diesem Grund veran-
staltete der BSA Niederösterreich ein Benefiz-
konzert zur finanziellen Unterstützung der Kin-
derhilfe vor Ort in der Ukraine. 

 
POLITIK VOR ORT 
BSA-Erkundungen, BSA-Lectures, Diskussions-
abende und Kamingespräche sind nur ein kleiner 
Ausschnitt der Diskussions- und Veranstaltungs-
kultur. Der BSA heißt regelmäßig hochkarätige 
Gäste aus Politik, Wissenschaft, Wirtschaft, Me-
dien und Kunst & Kultur aus dem In- und Ausland 
willkommen, um (tagesaktuelle) Brennpunktthe-
men zu beleuchten und zu debattieren. Heinz Fi-
scher, Franz Vranitzky, Michael Häupl, Peer Stein-
brück, Sigmar Gabriel, Christian Kern und Maria 
Berger sind nur einige von vielen, die wir in den 
letzten Jahren willkommen heißen durften. In 
den letzten Jahren ist hierbei eine vollkommene 
digitale Transformation gelungen. Partizipations-
möglichkeiten stehen digital zur Verfügung, vom 
Webinar bis zum Kamingespräch, und werden 
erfreulicherweise von einer großen Anzahl von 
Interessierten genutzt. 

 
BUNDESWEIT AKTIV 
In den letzten Jahren fanden bundesweit hun-
derte BSA-Veranstaltungen statt. Neben den 
vielen Erkundungen und prominent besetzten 
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Podiumsdiskussionen, bei denen wir uns mit 
unterschiedlichen (tages-)politischen Themen 
auseinandersetzen, haben sich monatlich statt-
findende Stammtische in mehreren Bundeslän-
dern, etwa dem Roten Salon oder dem JedeR 
RED!-Stammtisch in der Steiermark als weiter-
hin erfolgreich erwiesen. Vor und nach der Pan-
demie gab es weitere Höhepunkte in unserem 
bundesweiten Kalender – insbesondere erwähnt 

seien hier die jedes Jahr sehr gut besuchten und 
allseits beliebten Rote Nächte in Oberösterreich 
und der Steiermark.

 
GROSSES GOLDENES EHRENZEICHEN FÜR 
VERDIENSTE UM DIE REPUBLIK FÜR BSA-PRÄ-
SIDENT ANDREAS MAILATH-POKORNY
Am 23. Mai 2022 wurde Dr. Mailath-Pokorny im 
Künstlerhaus mit dem Großen Goldenen Ehren-
zeichen für Verdienste um die Republik Öster-
reich geehrt. Unser Vorsitzender und heutiger 
Rektor der MUK war von 2001 bis 2018 Stadtrat 
für Kultur und Wissenschaft in Wien, ab 2015 
auch für Sport, Informations- und Telekommuni-
kationstechnologie sowie Medien. Das Bundes-
ministerium für Kunst, Kultur, öffentlichen Dienst 
und Sport zeichnete Dr. Andreas Mailath-Pokor-
ny für seine langjährige Arbeit für die Stadt Wien 
und die Republik Österreich mit der wichtigsten 
staatlichen Ehrung, dem Großen Goldenen Eh-
renzeichen für Verdienste um die Republik Öster-
reich, aus. Die Laudatio hielt Bundeskanzler a.D. 
Dkfm. Dr. Franz Vranitzky. Staatssekretärin Mag.a 
Andrea Mayer überreichte das Dekret und die 
Insignie. Die musikalische Umrahmung erfolgte 
durch Studierende der MUK.
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Vorsitzender: 

Dr. Gerald Netzl 
 

Kontakt: 
Löwelstraße 18 

1010 Wien 
Tel.: 01/534 27/277 

kaempfer@spoe.at | www.freiheitskaempfer.at 
de-de.facebook.com/sozialdemokratischefreiheitskaempfer/  

SHOA-NAMENSMAUER ERÖFFNET
Am 9. November 2021 wurde im Ostarrichipark 
(Otto-Wagner-Platz) im 9. Wiener Gemeindebe-
zirk eine weitere Gedenkstätte für die österrei-
chischen Opfer der Shoa eröffnet. Sie erinnert 
an die über 64.000 in der NS-Zeit ermordeten 
Jüdinnen und Juden. An der Eröffnung nah-
men u. a. der damalige Bundeskanzler Alexan-
der Schallenberg und der Präsident der Israe-
litischen Kultusgemeinde Wien Oskar Deutsch 
teil. Bundespräsident Alexander Van der Bellen 
konnte bei der Zeremonie nicht wie geplant da-
bei sein, er musste ins Homeoffice, da eine Mit-
arbeiterin positiv auf das Coronavirus getestet 
wurde. Bedauerlich war, dass die NS-Opferver-
bände nicht zum Festakt geladen waren.

BUNDESKONFERENZ AM 7. MAI 2022
109 Delegierte aus allen neun Bundesländern tra-
ten am 7. Mai 2022 im Festsaal der Berufsschule 
Längenfeldgasse in Wien-Meidling zur Bundes-
konferenz zusammen. Auf Grund von Corona 
konnte die Konferenz nicht nach vier Jahren abge-
halten werden, wie es das Statut vorsieht, sondern 
erst nach fünf Jahren. Sehr erfreulich war dieses 
Mal, dass Vorarlberg bei dieser Konferenz vertre-
ten war, denn seit 2019 besteht dort eine Landes-
gruppe der FreiheitskämpferInnen. Trotz corona-
bedingter Einschränkungen in den Jahren 2020 
und 2021 konnten einzelne Aktivitäten gesetzt und 
der Mitgliederstand von 4.000 gehalten werden. 
Dank gebührt allen FunktionärInnen, die das Le-
ben unserer Organisation aufrechterhalten haben, 
und allen Mitgliedern, die uns die Treue gehalten 
haben. Gerald Netzl wurde zum Bundesvorsitzen-
den gewählt.

OPFERFÜRSORGEKOMMISSION + DÖW
Neben unserem antifaschistischen Engagement, 
dem Kampf gegen den aktuellen Rechtsextre-
mismus, ist die Betreuung der KZ-Überlebenden 
und ihrer Hinterbliebenen das wichtigste Anlie-
gen der Sozialdemokratischen Freiheitskämpfe-
rInnen. Jedes Opfer wird, wenn gewünscht, von 
uns besucht. Insgesamt entfällt im Durchschnitt 
gut ein halber Tag pro Woche auf diese natürlich 
ehrenamtliche Betreuung. Genosse Peter Weid-
ner nimmt sich dieser Aufgabe seit Jahren sehr 
engagiert an. Das Dokumentationsarchiv des 
österreichischen Widerstandes ist eine wichti-
ge Forschungseinrichtung, seine Gründung war 

Bund Sozialdemokratischer 
FreiheitskämpferInnen, 

Opfer des Faschismus und 
aktiver AntifaschistInnen
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eine Initiative von Überlebenden und es wird 
heute von den NS-Opferverbänden wesentlich 
mitgetragen. Werner Anzenberger als Vizeprä-
sident und Harald Ludwig als Rechnungsprüfer 
vertreten unseren Bund im DÖW. Der wissen-
schaftliche Leiter, Gerhard Baumgartner, ging 
2023 in Pension, sein Nachfolger ist Andreas 
Kranebitter.

GEDENKFAHRTEN
Jährlich besuchen eine Delegation der Arbeits-
gemeinschaft der NS-Opferverbände und Wi-
derstandskämpferInnen und Mitglieder der 
Landesverbände von Burgenland und Wien im 
November die Gedenkfeier für die Roma und 
Sinti-Opfer der Nazis in Lackenbach. Gedenk- 
und Bildungsreisen bzw. Exkursionen in KZ-
Gedenkstätten finden endlich wieder statt. So 
konnte unser Landesverband Oberösterreich im 
April 2023 endlich eine lange geplante Fahrt zur 
Mahn- und Gedenkstätte Ravensbrück machen, 
die ARGE der NS-Opferverbände fuhr im Juni 
2023 zur Gedenkstätte Auschwitz-Birkenau in 
Polen.

FEBRUARGEDENKEN + TOTENGEDENKEN
Februarfeiern finden in Ober- und Niederöster-
reich, Kärnten, Salzburg und Tirol und natürlich 
in der Steiermark und in Wien, oft in Zusammen-
arbeit mit den Landesparteien und den Jugend-
organisationen, statt. Wer meint, diese Feiern 
wären nicht mehr zeitgemäß, der irrt gewaltig, 
gerade jetzt, wo wir an der Schwelle zum 90. 
Jahrestag des Februaraufstands stehen. Ebenso 
verhält es sich mit den Gedenkmärschen und 
Kranzniederlegungen am 1. November, wo wir 
unserer Toten gedenken und sie ehren. Wer für 
Freiheit und Demokratie, wer für den demokra-
tischen Sozialismus sein Leben einsetzte, wird 
niemals vergessen! 

100 JAHRE REPUBLIKANISCHER SCHUTZ-
BUND
Am Abend des 17. Februar 1923 leitete der da-
mals 44-jährige Franz Birnecker, er war Be-
triebsrat im Gummiwerk Semperit in Wien-
Baumgarten (damals Hietzing, heute Penzing), 
eine Versammlung seiner Ortsgruppe der Che-
miearbeitergewerkschafter. In einem neben-
an gelegenen Gasthaus fand zeitgleich eine 
Sitzung einer Ortsgruppe der „Partei der öster-
reichischen Monarchisten“ statt, als Saalschutz 

fungierten Mitglieder der rechtsextremen Ver-
einigung „Ostara“. Die Monarchisten fürchteten 
eine Sprengung ihrer Veranstaltung durch die 
Gewerkschafter und beendeten sie. Auf dem 
Heimweg kam es zu einem Tumult bei dem 
Franz Birnecker erschossen und zwei weitere 
Arbeiter verletzt wurden. Unter dem Eindruck 
dieses Ereignisses wurde am 19. Februar 1923 
in Wien der „Republikanische Schutzbund“ ge-
gründet. Wir hatten in Ausgabe 1/2023 unserer 
Zeitung einen redaktionellen Schwerpunkt zum 
100. Gründungstag des Schutzbunds und legten 
der Zeitung ein historisches Plakat bei. Bei den 
Landesverbänden gibt es noch Plakate!

BEFREIUNGSFEIERN IN MAUTHAUSEN
Den Höhepunkt der Feierlichkeiten im Mai an-
lässlich der Befreiung vom Nationalsozialismus 
1945 bildet jedes Jahr die Internationale Befrei-
ungsfeier in der Gedenkstätte Mauthausen. Tra-
ditionell findet eine sozialdemokratische Vor-Fei-
er bei der Gedenktafel für Richard Bernaschek 
statt, vorbereitet in enger Abstimmung von 
Landesverband Oberösterreich und Bundesor-
ganisation. Richard Bernaschek, oberösterrei-
chischer Schutzbundkommandant 1934, wurde 
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nach dem gescheiterten Attentat auf Hitler vom 
20. Juli 1944 von der Gestapo verhaftet, Anfang 
März 1945 nach Mauthausen gebracht und am 
18. April 1945 dort von einem SS-Mann erschos-
sen. Er bleibt unvergessen. Einzelne Landesver-
bände stellen jedes Jahr starke Abordnungen zur 
Befreieungsfeier. 2020, 2021 und 2022 mussten 
wir die Feier wegen der Covid 19-Pandemie ab-
sagen. 2023 konnte sie endlich wieder wie ge-
wohnt stattfinden. HauptrednerInnen waren Gin. 
Pamela Rendi-Wagner und Gen. Michael Lind-
ner, moderiert hatte Gin. Elisabeth Fleischanderl. 
Unsere Feier endet jedes Jahr mit der „Interna-
tionale“.

DER SOZIALDEMOKRATISCHE KÄMPFER
Unsere Zeitung „Der sozialdemokratische Kämp-
fer“ ist ein wichtiges Informationsmedium für 
alle Mitglieder und Bindeglied, das zeigte sich 
deutlich während der Lockdowns 2020 und 
2021 und auch in den Jahren danach. Unser 
Ziel ist es, den „Kämpfer“ lesbarer und inhaltlich 
breiter zu machen, so z. B. mittels Artikeln über 
wertvolle Websites, Musik, Film, internationale 
Themen und solche, die in der Vergangenheit 
eher zu kurz kamen (Frauen im Widerstand, NS-
Zwangsarbeit, Verfolgung Homosexueller im 
Nationalsozialismus u. Ä.). Wir laden auch Perso-
nen, die nicht Mitglied unseres Bundes sind, ein, 
Beiträge im „Kämpfer“ zu veröffentlichen. 2022 
brachten wir in allen vier Ausgaben unserer Zei-
tung im Mittelteil historische Plakate mit Arbei-
terInnenliedern.

AUSZEICHNUNGEN UNSERES BUNDES
Wir verleihen seit 1968 die Otto-Bauer-Plaket-
te an SPÖ-Mitglieder für besondere Verdienste 
im Freiheitskampf gegen den Faschismus, für 
besondere Verdienste um die sozialistische Ar-
beiterInnenbewegung oder für besondere Ver-
dienste im Kampf gegen Neofaschismus und 

Antisemitismus. Die Rosa-Jochmann-Plakette 
steht seit 2015 für die gleichen Leistungen für 
nicht-SPÖ-Mitglieder. Im Berichtszeitraum wur-
de eine Reihe verdienter Genossinnen und Ge-
nossen bzw. Persönlichkeiten mit der Otto-Bau-
er-Plakette bzw. der Rosa-Jochmann-Plakette 
ausgezeichnet.

ANTIFASCHISTISCH DENKEN ALLEIN ÄNDERT 
NICHTS! MITGLIED WERDEN!

Stimmt an das Lied der hohen Braut, 
die schon dem Menschen angetraut, eh 
er selbst Mensch ward noch. Was sein 
ist auf dem Erdenrund, entsprang aus 
diesem treuen Bund. Die Arbeit hoch!

Als er, vertiert noch, scheu und wild, durch schreckenvolles Urgefild 
und finstre Wälder kroch: wer gab dem Arm die erste Wehr? Die 
Arbeit wars, noch roh wie er! Die Arbeit hoch!

aus LIED UND KAMPF
JUNGBRUNNEN GES.M.B.H. / Wien 1929

alle Zeichnungen stammen von A. NEGRELLI
Worte von Josef Zapf, Melodie von Josef Scheu

L I E D  D E R  A R B E I T

Die Pyramide Cheops zeugt, welch drückend Joch sie einst gebeugt, 
die Arbeit brach es doch, drum hofft: Des Kapitales Joch, die freie 
Arbeit bricht es noch. Die Arbeit hoch!

Und wie einst Galilei rief, als rings die Welt im Irrtum schlief: „Und 
sie bewegt sich doch!“ So ruft: „Die Arbeit, sie erhält, die Arbeit, sie 
bewegt die Welt! Die Arbeit hoch!“
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Vorsitzender  

Josef Muchitsch (seit 4. Oktober 2023, davor Rainer Wimmer)

Bundesgeschäftsführer 
Willi Mernyi

 
Kontakt  

1020 Wien, Johann-Böhm-Platz 1 
Tel. 01/534 44–39 080

www.gewspoe.at

Die Gewerkschafter:innen in der SPÖ (GewSPÖ) 
setzen sich in der Gewerkschaftsbewegung so-
wie in der Öffentlichkeit auf der Grundlage des 
Programms der SPÖ für die Anliegen und Interes-
sen der unselbstständig beschäftigten Menschen 
und der ihnen nahestehenden Gruppen ein. 

STARKER SOZIALSTAAT HALF DURCH CORO-
NA-KRISE 

Der Ausbruch des Coronavirus stellte unser Land 
vor noch nie dagewesene Herausforderungen. 
Der starke Sozialstaat, der von der Sozialdemo-
kratie erkämpft und aufgebaut wurde, und die 
Interessenvertretungen der unselbstständig Be-
schäftigten verhinderten das Schlimmste. Seit-
her wird immer mehr arbeitenden Menschen 
bewusst, dass ein gut funktionierender und star-
ker Sozialstaat in der Krise das Beste ist, was Ar-
beitnehmer:innen haben können. Alle, die in den 
vergangenen Jahren nach einem schlanken Staat 
und Sparen im System gerufen haben, wurden ei-
nes Besseren belehrt. Denn der freie Markt, nach 
welchem die ÖVP und Neoliberale immer wieder 
rufen, regelt rein gar nichts – im Gegenteil: Er ver-
sagt in jeder Krise oder befeuert sie sogar noch, 
wie die Teuerungskrise aktuell zeigt. 

Für den Sozialstaat braucht es auch in Zukunft ein 
stabiles Fundament. Das bedeutet, dass sich alle 
an der Krisenbewältigung beteiligen müssen. Die 
Kosten der Krise dürfen keinesfalls nur von den 
Arbeitnehmer:innen getragen werden, sondern 
es braucht endlich höhere vermögensbezogene 
Steuern und Abgaben, allen voran eine Millionärs-
steuer für Vermögenswerte, die eine Million Euro 
übersteigen. 

 
ÖVP HAT KRANKENKASSEN SINNLOS ZER-
STÖRT
Die türkis-blaue Kassenreform war der teuerste 
politische Raubzug in der Zweiten Republik, das 
funktionierende System der Krankenkassen wurde 
zerstört. Der ÖVP ging es dabei vor allem darum, 
die erfolgreiche Selbstverwaltung der Versicher-

Foto: Lisa Lux 
GewSPÖ-Vorsitzender Josef Muchitsch fordert mehr Vertei-
lungsgerechtigkeit ein: „Den Menschen das zurückgeben, was 
die Politik ihnen genommen hat und verhindern, dass ihnen 
noch mehr weggenommen wird, das ist unser oberstes Ziel.“

GewerkschafterInnen in der SPÖ (GewSPÖ)
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ten auszuhebeln und die Macht an die Arbeitge-
ber:innen bzw. an ihre ÖVP-Klientel zu übertragen. 

Ein vernichtender Bericht des Rechnungshofs 
bestätigte im Juli 2022, wovor Gewerkschaften, 
Opposition und Expertinnen und Experten immer 
gewarnt haben. Denn statt Einsparungen wurden 
für die Gesundheitskasse sinnlos Millionen für 
Beratungsverträge ausgegeben, Jobs für Politik-
günstlinge von ÖVP und FPÖ geschaffen und der 
Zwei-Klassen-Medizin Vorschub geleistet. Arbeit-
nehmer:innen sind hingegen gegenüber Beam-
tinnen bzw. Beamten und Selbstständigen noch 
immer schlechter gestellt. 

Die negativen Auswirkungen der türkis-blauen 
Kassenreform zeigen sich mittlerweile in allen Be-
reichen und sind desaströs: Das Gesundheitssys-
tem ist am Rande des Zusammenbruchs. Türkis-
Grün schaut dabei tatenlos zu. Es ist höchste Zeit, 
die Gesundheitskasse wieder in die Hände der 
Versicherten zu legen, die sie durch ihre eigenen 
Beiträge auch finanzieren, und die drängenden 
Probleme im Gesundheitsbereich so schnell als 
möglich im Interesse der Versicherten und ihren 
Familien zu lösen. Dazu zählt auch, das Gesund-
heitssystem geschlechterfit, pandemiefit, klimafit 
und beschäftigtenfit zu gestalten. 

 

TÜRKIS-GRÜN LIESS FRAUEN WEITER IM RE-
GEN STEHEN

Die ÖVP-geführte Bundesregierung hat die Ar-
beits- und Lebenssituation von Frauen noch im-
mer nicht verbessert. Im Gegenteil: Anstatt wirk-
same Maßnahmen zu setzen, wurden von der 
ÖVP alte Rollenmuster aus der Mottenkiste geholt 
und Neiddebatten über Teilzeitarbeit angezettelt. 
Die Situation für Frauen am Arbeitsmarkt wird da-
durch keineswegs besser. Und mit der schrittwei-

sen Anhebung des Frauenpensionsantrittsalters 
ab 2024 droht sich die ohnehin schon angespann-
te Lage vieler Frauen weiter zu verschärfen. 

Frauen verdienen im Vergleich zu ganzjährig voll-
zeitbeschäftigen Männern im Schnitt noch immer 
rund 9.000 Euro weniger pro Jahr. Kinderbetreu-
ung, Haushalt und Pflege von Angehörigen wer-
den überwiegend von Frauen übernommen. Fast 
die Hälfte aller Frauen arbeitet daher oft unfrei-
willig in Teilzeit. Vor dem Übergang in die Pension 
ist in etwa jede zweite Frau arbeitslos. Frauen er-
halten durchschnittlich rund 40 Prozent weniger 
Pension als Männer. Auch die Rekord-Teuerung 
traf und trifft Frauen und Kinder viel stärker – vor 
allem Alleinerzieherinnen. Die Coronavirus-Pan-
demie hat zudem gezeigt, dass unter den vielen 
Systemerhalter:innen es gerade Frauen sind, die 

Foto: Sebastian Philipp 
GewSPÖ-Bundesgeschäftsführer Willi Mernyi: „Das Gesund-
heitssystem ist am Rande des Zusammenbruchs. Türkis-Grün 
schaut dabei tatenlos zu.“

Foto: Markus Zahradnik 
Christa Hörmann, stellvertretende GewSPÖ-Vorsitzende: 
„Frauen könnten heute schon viel weiter sein, hätte die türkis-
grüne Bundesregierung ihre Hausaufgaben gemacht.“
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unser Land am Laufen halten. Sie verdienen mehr 
Respekt vor ihren Leistungen und vor allem besse-
re Arbeitsbedingungen. 

Die türkis-grüne Bundesregierung verschloss 
dennoch weiter die Augen vor den Problemen der 
Frauen und blieb untätig. „Frauen könnten heute 
schon viel weiter sein, hätte die türkis-grüne Bun-
desregierung ihre Hausaufgaben gemacht und 
Frauen nicht weiter im Regen stehen gelassen“, 
kritisierte die stellvertretende GewSPÖ-Vorsitzen-
de Christa Hörmann. Die Gewerkschafter:innen 
in der SPÖ kämpfen für gesunde Arbeitsbedin-
gungen, ordentliche Bezahlung und eine bessere 
Arbeitsbewertung von Tätigkeiten der Frauen, vor 
allem in den systemerhaltenden Berufen und für 
wirksame Maßnahmen zur besseren Vereinbarkeit 
von Beruf und Familie. Es ist höchste Zeit, die For-
derungen und Konzepte der Gewerkschafter:in-
nen in der SPÖ umzusetzen. 

 
„DAS IST UND BLEIBT BRUTALER PENSIONS-
RAUB“ 
Mehr als 110.000 Menschen haben die Kampa-
gne „45 Jahre sind genug!“ für die Beibehaltung 
der abschlagsfreien Hacklerregelung unterschrie-
ben. Von ÖVP, den Grünen und NEOS wurde das 
Gegenteil beschlossen: Mit 1. Jänner 2022 wurde 
die abschlagsfreie Hacklerregelung wieder abge-
schafft.

„Es ist enttäuschend und zermürbend für die Ar-
beitnehmer:innen, was die türkis-grüne Bundesre-
gierung hier macht“, sagte der damalige GewSPÖ-
Vorsitzende Rainer Wimmer: „45 Arbeitsjahre sind 
für die türkis-grüne Bundesregierung nicht genug. 
Dass man stur an der Abschaffung der abschlags-
freien Hacklerregelung festhält, zeigt, dass kein 
Respekt und keine Anerkennung vor den hart ar-
beitenden Menschen vorhanden sind.“ Während 
es Milliarden für Reiche und Steuersenkungen für 
große Unternehmen gibt, wird bei den Arbeitneh-
mer:innen gekürzt. 

Die Wiedereinführung der Abschläge betraf aber 
nicht nur die Langzeitversichertenpension, son-
dern auch die Schwerarbeits- sowie die Invalidi-
tätspension. „Das ist und bleibt brutaler Pensions-
raub“, brachte es Wimmer auf den Punkt und 
stellte entgegen allen Unkenrufen, dass das Pen-
sionssystem in Zukunft nicht mehr finanzierbar 
wäre, klar: „Das österreichische Pensionssystem 
ist sicher und finanzierbar. Ein faires Pensionssys-
tem, das die Leistungen der Einzelnen entspre-

chend honoriert, niemanden zurücklässt und ein 
gutes Auskommen im Alter garantiert, ist möglich, 
wenn man es politisch nur will.“ GewSPÖ-Bun-
desgeschäftsführer Willi Mernyi kritisierte, dass 
mit falschen Argumenten junge und ältere Men-
schen verunsichert werden: „Es ist beschämend, 
dass auf diese Art und Weise versucht wird, Junge 
gegen Alte auszuspielen.“ 

ÖVP HÄLT AN VERSCHLECHTERUNGEN WEI-
TER FEST
Die Interessen der Arbeitnehmer:innen gerieten 
unter den ÖVP-geführten Bundesregierungen be-
reits vor der Coronavirus-Pandemie massiv unter 
Druck: Das Arbeitsrecht wurde beschnitten, der 
Sozialstaat zurückgedrängt und die Selbstverwal-
tung in der Sozialversicherung zerschlagen. Die 
treibenden Kräfte hinter den unsozialen ÖVP-Plä-
nen waren und sind Großindustrielle, Großgrund-
besitzer, Immobilienhaie, Hedgefonds-Manager 
und Millionärinnen und Millionäre. 

Die Coronavirus-Pandemie verhinderte zwar 
großteils die Umsetzung weiterer neoliberaler 
Vorhaben wie die schleichende Privatisierung des 
Gesundheitssystems oder die Schwächung von 
Arbeiterkammer, Gewerkschaften und Betriebs-

Foto: Lisa Lux 
„Die ÖVP setzt ihre unsoziale und gegen Arbeitnehmer:innen 
gerichtete Politik fort“, warnt Rainer Wimmer.
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räten sowie der Sozialpartnerschaft. Die unsozia-
len Pläne der ÖVP sind aber nicht vom Tisch, son-
dern drohen, in den kommenden Jahren weiter 
verfolgt zu werden. Die ÖVP hält an allen grund-
legenden sozialpolitischen und arbeitsrechtlichen 
Verschlechterungen fest.

„Unseren Sozialstaat haben Menschen aufgebaut, 
die darauf geschaut haben, dass es allen gut geht. 
Jetzt aber ist eine ÖVP-geführte Bundesregierung 
am Werk, die darauf schaut, dass es nur den Mil-
lionärinnen und Millionären gut geht“, kritisierte 
GewSPÖ-Bundesgeschäftsführer Willi Mernyi: „In 
Wahrheit ist das, was passiert, ein Schlag ins Ge-
sicht der Arbeitnehmer:innen und ein handfester 
Skandal!“

TÜRKIS-GRÜN VERSAGT IM KAMPF GEGEN 
TEUERUNG
Die Gewerkschaften und Arbeiterkammern ha-
ben ihre nachhaltig wirksamen Vorschläge zur Be-
kämpfung der anhaltenden Teuerungswelle wie-
derholt auf den Tisch gelegt. Die Einmalzahlungen 
von Türkis-Grün waren hingegen schnell verpufft. 
Die Rechnung dafür zahlen Arbeitnehmer:innen 
und Pensionistinnen und Pensionisten gleich dop-
pelt und mehrfach. Immer mehr Menschen kom-
men bei den gestiegenen Preisen kaum mehr über 
die Runden. Eine nachhaltige Entlastung wird von 
Türkis-Grün aber weiterhin verweigert. Die ÖVP-
geführte Bundesregierung schüttete Millionen 
Förderungen an Unternehmen aus, gleichzeitig 
schaute sie bei unverschämter Preistreiberei ein-
fach weg. 

Die Inflation war in Österreich 2023 eine der 
höchsten in Europa. Andere Länder haben recht-
zeitig nachhaltig wirksame Maßnahmen gesetzt 
und sind damit gut gefahren. Die türkis-grüne 
Bundesregierung blieb in Österreich jedoch un-
tätig und versagte im Kampf gegen die explodie-
renden Preise völlig. „Bei Mieten, Energie und Le-
bensmitteln zahlen die Menschen viel zu viel. Das 
Einkommen fehlt an allen Ecken und Enden und 
schlägt auf die gesamte Nachfrage durch – immer 
mehr Insolvenzen, immer weniger Investitionen“, 
warnt GewSPÖ-Vorsitzender Josef Muchitsch.

Das Einzige, was Arbeitnehmer:innen wirkungsvoll 
gegen die Teuerungswelle schützte und weiter 
schützen wird, sind hohe Lohn- und Gehaltsab-
schlüsse bei den Kollektivvertragsverhandlungen 
der Gewerkschaften. Konnten schon viele der 
negativen Auswirkungen des von ÖVP und FPÖ 

eingeführten gesetzlichen 12-Stunden-Tags in den 
Kollektivverträgen erfolgreich abgefedert wer-
den, so sind Kollektivverträge jetzt auch im Kampf 
gegen die Teuerung unverzichtbar – sie sichern 
die Kaufkraft der Arbeitnehmer:innen und stabi-
lisieren damit auch die Wirtschaft. Aber: „Die Ar-
beitnehmer:innen sind keine Bittsteller:innen, son-
dern der Garant dafür, dass unser Land am Laufen 
gehalten wird. Sie haben das Recht darauf, dass 
ein Teil des Produktivitätszuwachses und der ge-
stiegenen Gewinne an sie weitergegeben wird – 
durch gute Arbeitsbedingungen, ordentliche Löh-
ne sowie Gehälter und gesunde Arbeitszeiten“, 
stellt Muchitsch klar. 

 
REICHE NOCH REICHER ALS BISHER ANGE-
NOMMEN

Die Arbeitnehmer:innen tragen den größten Teil 
zum Steuer- und Abgabenaufkommen in Öster-
reich bei. Demgegenüber stehen viel zu geringe 
Beiträge von Millionärinnen und Millionären. Da-
durch stieg die Vermögensungleichheit auch in 
den letzten Jahren immer weiter an. Schätzungen 
der Österreichischen Nationalbank gehen davon 
aus, dass ein Prozent der Reichsten rund 50 Pro-
zent des Vermögens im Land besitzen könnten 
und somit weit mehr als bisher angenommen. Bei 
den vermögensbezogenen Steuern gehört Öster-
reich aber weiterhin zu den Schlusslichtern. Und 
das weltweit! 

Die EU-Kommission bestätigte, dass Österreich 
das Potenzial vermögensbezogener Steuern bis-
her nur unzureichend genutzt hat. Die ÖVP-ge-
führte Bundesregierung blockierte trotzdem die 
gerechte Besteuerung großer Vermögen. Millio-
närinnen und Millionäre stehlen sich so aus ihrer 
Verantwortung für die Allgemeinheit, profitieren 
aber auf der anderen Seite von den öffentlichen 
Leistungen. Dem Staat entgehen dadurch Milliar-
den, welche dringend zur Krisenbewältigung, zur 
Entlastung der arbeitenden Menschen oder auch 
zur Finanzierung der Pflege benötigt werden. 
Durch die Klientel-Politik der ÖVP, mit einer wei-
teren Senkung der Körperschaftssteuer ab 2024, 
droht weiters die Gefahr, dass die Kosten der Kri-
sen am Ende allein auf die Arbeitnehmer:innen 
und Pensionistinnen und Pensionisten abgewälzt 
werden: Durch höhere Massensteuern, Einschnit-
te im Sozialstaat oder Pensionskürzungen. 

Die GewSPÖ fordern daher mit Nachdruck eine 
Steuerstrukturreform, die neben einer echten Ent-
lastung für Arbeitnehmer:innen auch wichtige In-
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vestitionen für den öffentlichen Verkehr oder für 
die Bereiche Pflege und Kinderbildung ermög-
licht. Während der Corona-Krise wurden die Un-
ternehmen großzügig mit Steuergeld unterstützt. 
Auch darum ist jetzt eine sinnlose Senkung der 
Körperschaftsteuer verfehlt. Vielmehr muss man 
zusätzliche Beiträge von Großunternehmen ein-
fordern und endlich eine gerechte Besteuerung 
von Millionenerbschaften und Millionenvermögen 
einführen. 

 
 EVELYN REGNER – UNSERE STARKE STIMME IM 
EUROPÄISCHEN PARLAMENT

Evelyn Regner hat sich stets als wichtige Verbün-
dete für die GewSPÖ erwiesen, wenn es darum 
ging, die Situation für europäische Arbeitneh-
mer:innen zu verbessern. Vor allem im Einsatz für 
das Schließen der Lohnschere, für einen euro-
päischen kollektivvertraglichen Mindestlohn und 
nicht zuletzt für eine gerechtere Besteuerung von 
Großkonzernen. Regner: „Die Preise steigen und 
somit die Gewinne der großen Unternehmen. 
Davon kommt leider so gut wie nichts bei den 
Arbeitnehmer:innen an. Diese Schieflage müssen 
wir wieder zurechtrücken!“
Regner hat viele Jahre das Europabüro des ÖGB 
in Brüssel geleitet, seit 2009 ist sie Mitglied des 
Europäischen Parlaments. Von 2019 bis 2021 war 
sie Vorsitzende im Ausschuss für die Rechte der 
Frau und die Gleichstellung der Geschlechter. Am 
18. Jänner 2022 wurde Evelyn Regner als erste 
österreichische Sozialdemokratin zur Vizepräsi-
dentin des Europäischen Parlaments gewählt. Da-
mit werden die frauen- und beschäftigungspoli-
tischen Anliegen auf europäischer Ebene weiter 
gestärkt. 

INTERNATIONALE SOLIDARITÄT MIT UKRAINI-
SCHEN GEWERKSCHAFTEN

Frieden ist ein zentraler grundlegender Wert der so-
zialdemokratischen Gewerkschaftsbewegung: Die 
GewSPÖ verurteilten daher Russlands Angriffskrieg 
auf die Ukraine auf das Schärfste. Dieser Verstoß 
gegen das Völkerrecht bringt unsägliches Leid über 
Menschen. Der ÖGB startete eine Spendenaktion 
und bringt mit Unterstützung von Gewerkschaf-
ten und des Europäischen Gewerkschaftsbundes 
(EGB) seit März 2022 Medikamente, Decken, Le-
bensmittel und vieles mehr in die Ukraine, um die 
FPU (Föderation der Gewerkschaften der Ukraine) 
zu unterstützen, die in ihren Ferienheimen Geflüch-
tete und Kinder versorgt.

 
KLARES BEKENNTNIS ZU ANTIFASCHISMUS 

Die GewSPÖ unterstützen Gedenkveranstal-
tungen und nehmen regelmäßig an friedlichen 
Demonstrationen des Gedenkens teil: Am Inter-
nationalen Holocaust-Gedenktag am 27. Jänner 
und im Gedenken an die Opfer der Februar-
kämpfe von 1934 erinnern die GewSPÖ jährlich 
daran, dass es mutige Menschen brauchte, die 
mit ihrem Leben die hart erkämpfte Demokratie 
und die sozialen Errungenschaften für die arbei-
tenden Menschen verteidigten. Die GewSPÖ 
bekennen sich ganz klar zu Antifaschismus und 
stellen sich entschieden gegen jegliche Art von 
Diskriminierung, Rechtsextremismus, Antisemi-
tismus und Rassismus. Niemals dürfen politische 
Auseinandersetzungen für das Aufhetzen von 
Menschen gegen andere missbraucht werden. 
Gegen Gewalt und Terror braucht es Solidari-
tät, gemeinsames Verantwortungsbewusstsein, 
Zivilcourage und gebündelte Anstrengungen zur 
Überwindung der sozialen und wirtschaftlichen 
Probleme.

Foto: Thomas Peintinger 
Evelyn Regner, sozialdemokratische Gewerkschafterin und 
Vizepräsidentin des Europäischen Parlaments: „Die Preise 
steigen und somit die Gewinne der großen Unternehmen. 
Davon kommt leider so gut wie nichts bei den Arbeitneh-
mer:innen an. Diese Schieflage müssen wir zurechtrücken.“
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In den Pandemiejahren war die öffentliche 
Tätigkeit des SLÖ aufgrund der Verhältnis-
se sehr eingeschränkt. Gleichzeitig wurde die  
programmatische Arbeit intensiviert. Als Re-
sultat vieler Arbeitsgruppen konnten zahl-
reiche Grundsatzpapiere und Broschü-
ren in den Berichtsjahren erstellt werden: 

1. SPÖ IN REGIERUNGSVERANTWOR-
TUNG - STRATEGIEPAPIER IM BEREICH 
BILDUNG

Die Arbeitsgruppe Bildung (Unterrichtsfraktion 
im SPÖ-Klub und SLÖ-Bund) erarbeitete im 
Auftrag des SPÖ-Bundesparteivorstandes vom 
September 2021 bis zum Juni 2022 die nach-
folgenden fünf Punkte.  Angenommen und be-
schlossen wurde die Anleitung für eine erfolg-
reiche Bildungspolitik der SPÖ im Parteivorstand 
im Juni 2022.
 
Ablauf: Mit fraktionellen Stakeholder-Gruppen 
(Schulpartnervertretungen, Bildungssprecher:in-
nen der Landesparteien, Arbeiterkammer, Kin-
derfreunde und Volkshilfe) wurden in mehreren 
Runden in einem explorativen Prozess die ak-
tuellen Problemlagen erörtert. Darauf aufbau-
end erfolgte eine Thesenbildung. Die Diskussion 
darüber mit den Bildungssprecher:innen der 
Landesparteien, den Abgeordneten des Unter-
richtsausschusses, der SPÖ Bildung und der SLÖ 
Bundesleitung bildete die Grundlage nachfol-
gender inhaltlich-strategischer Empfehlungen 
an den Bundesparteivorstand. In 5 Bereichen 

hat die Arbeitsgruppe somit Empfehlungen für 
die Umsetzung der bildungspolitischen Anträge 
des Bundesparteitages vom 26.6.21 erstellt. Nicht 
angesprochene Bildungsthemen bleiben auf der 
Agenda. 

1.1 QUALITATIVE REFORM DER AUSBILDUNG 
VON LEHRER:INNEN
Problemanalyse: Covid-19, der altersbe-
dingte Austausch ganzer Generationen von 
Pädagoginnen und Pädagogen und ein steigen-
der Mangel an voll ausgebildeten Lehrer:innen 
haben eine Vielzahl an pädagogischen, schul-
organisatorischen und dienstrechtlichen Pro-
blemen offensichtlich gemacht. Im Fokus von 
Lösungen steht die Ausbildung von Lehrer:innen: 
Das Lehren von Fachinhalten steht, abhängig vom 
jeweiligen Verbund, an den Universitäten zumeist 
im Vordergrund. Die für das Unterrichten von Kin-
dern wesentliche Beziehungsarbeit erfährt vor 
allem in der Ausbildung für den Sekundarbereich 
kaum Unterstützung durch wesentliche Inhalte 
wie Classroom-Management, Unterrichtsent-
wicklung, Methodentraining, Elternarbeit, Kom-
munikationsstrategien im pädagogischen Kri-
senmanagement etc.   Die für das Kennenlernen 
von Beziehungsarbeit wesentlichen praktisch 
pädagogischen Studien werden abhängig von 
der Ausbildungsinstitution immer mehr an den 
Rand der Curricula gedrängt. Das Aufholen von 
schulpraktischen Kompetenzlücken im Schulall-
tag wird zur Herausforderung. Diese kann auch 
mit der Induktionsphase nicht behoben werden. 
Viele Junglehrer:innen fühlen sich am Beginn 
ihrer Dienstzeit überfordert und wählen daher 

Sozialdemokratische
Lehrende Österreichs (SLÖ)
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reduzierte Unterrichtsverpflichtungen. Zusätzlich 
sind Lehrkräfte, aufgrund der durch die freie 
Fächerwahl entstandenen Kombinationen, oft-
mals nur bedingt im eigenen Fach einsetzbar. 
In den Leitgegenständen Deutsch, Mathematik 
und Englisch fehlen die Fachkräfte. Demzufolge 
wird ohne Gegensteuerung in Zukunft vermehrt 
fachfremder Unterricht stattfinden. Mittels der 
Anstellung von pädagogisch ungeschultem und 
fachverwandtem Personal über Sonderverträge 
versuchen die Bildungsdirektionen den Man-
gel zu beheben, während für den Einsatz des 
pädagogischen Fachpersonals über die Schnitt-
stellen der einzelnen Schularten hinaus das 
gegenwärtige Besoldungssystem Hürden er-
richtet. Die Fachwissenschaft zählt mehr als die 
Pädagogik und stellt die Notwendigkeit eines 
pädagogischen Abschlusses beim Quereinstieg 
in Frage. Gerade in Zeiten des Personalmangels 
muss besonders aufgepasst werden, dass die 
pädagogische Ausbildung nicht zu einer Schmal-
spur-Ausbildung verkommt und jeglichen Wert 
sowohl in der subjektiven als auch in der objek-
tiven Wahrnehmung verliert. Eine Verkürzung 
der Ausbildung ist nicht die alleinige Lösung. Die 
Inhalte des Studiums, Art und Zeitpunkt des Be-
rufseinstieges sowie das berufsbegleitende Stu-
dieren sind zu reformieren. 

Empfehlung: Es ist eine gleichwertige Hoch-
schulbildung für alle pädagogisch Tätigen von 
der Elementarpädagogik über die Regelschu-
len bis zur Erwachsenenbildung im Bologna-
Raum anzustreben, an der das Verstehen von 
und Arbeiten mit Menschen im Mittelpunkt des 
Curriculums stehen, das „keine Theorie ohne er-
lebte Praxis und keine Praxis ohne tiefgreifende 
theoretische Reflexion“ zulässt. Pädagogisch ge-
schulte Lehrkräfte wären vielseitiger einsetzbar, 
dem zuwider - laufende starre Besoldungssys-
teme könnten Vergangenheit sein. Nicht das Be-
schaffen von Wissen, sondern das Erkennen und 
Einordnen von Wissen sollte Leitprinzip sein. Am 
Beispiel der politischen Bildung, in ihrer Bedeu-
tung vom Grundschulunterricht bis zur Erwach-
senen- und Volksbildung für die Erfüllung ge-
sellschaftlicher Aufgaben in Schule und Beruf, ist 
der Wert einer einschlägigen Qualifizierung des 
Lehrpersonals und von Investitionen in die Aus- 
und Fortbildung erkennbar. 

Die SPÖ wird sich mit einem zu erarbeitenden 
Reformkonzept für eine Hochschule für alle 
pädagogisch Tätigen auf die kommende Regie-
rungsverantwortung vorbereiten. 

1.2 PARADIGMENWECHSEL IN DER FÖRDER-
KULTUR: PROPHYLAXE STATT REPARATUR

Problemanalyse: In der Bildungspolitik wird zu-
meist Symptombekämpfung anstatt Ursachen-
bekämpfung betrieben. Diese setzt sich aus einer 
Vielzahl an Einzelmaßnahmen zusammen und 
kann immer nur kleine Bereiche kostenintensiv 
reparieren. Während die sozialen Herausforde-
rungen und die pädagogische Heterogenität 
in den elementarpädagogischen Gruppen und 
Schulklassen wachsen, steigt auch die schul-
fremde Arbeitsbelastung insbesondere beim 
Lehrpersonal stetig an. Das geht zum einen auf 
Kosten der Bildung der Kinder, aber auch auf Kos-
ten der Zeit für soziale Interaktion untereinander. 
Pädagoginnen und Pädagogen können soziale 
Probleme zwar erkennen, sie aber keinesfalls al-
leine lösen. 

Empfehlung: Unabhängig von Corona oder 
einer Flüchtlingswelle braucht es ein gutes 
Präventionskonzept, um die von der Sozialdemo-
kratie angestrebte Chancengerechtigkeit ver-
wirklichen zu können. Fördermaßnahmen, die nur 
negative Ergebnisse internationaler Tests aus-
zugleichen versuchen, sind zu wenig. Kinder in 
Problemlagen sollen zum Beispiel an den Schu-
len frühzeitig von multiprofessionellen Teams mit 
Personen aus unterschiedlichen Fachbereichen 
(Lehrer:innen, Beratungslehrer:innen, Sozialarbei-
ter:innen, ...) umsorgt werden. Die erforderlichen 
Ressourcen kommen nach dem Modell des AK-
Chancenindex zum Einsatz. Sonderpädagogische 
Förderung muss bedarfsorientiert sein, keiner fi-
nanzpolitischen Deckelung unterworfen werden 
und kurzfristig Schüler:innen ohne Verwaltungs-
vorlauf zur Verfügung gestellt werden können. Im 
Bereich der Schulpsychologie muss man darauf 
achten, ein niederschwelliges Angebot zu schaf-
fen, um Berührungsängsten entgegenzuwirken. 
Die Diversität unterschiedlicher Sprachen und 
Kulturen in den Bildungseinrichtungen bedarf ei-
nes umfassenden Elternbildungsangebots, einer 
mehrsprachigen Sozialarbeit und einer nicht se-
gregierenden Sprachförderung. 

Die SPÖ (durch Regierungsverantwortung im 
BMF und Finanzlandesräte) wird bei den kom-
menden Finanzausgleichsverhandlungen die 
Zukunftschancen aller Kinder wahren, indem sie 
bei der Ausstattung der Schulen mit Ressourcen 
auf den pädagogischen und sozial-psychologi-
schen Bedarf inklusiver Schule mit professionel-
len Teams achtet und für Verteilungsgerechtig-
keit mittels AK-Chancenindex sorgt. 
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1.3 ELEMENTARPÄDAGOGIK UND VOLKS-
SCHULE HABEN VORRANG (FÜR DIE GESAMTE 
BILDUNGSKARRIERE)

Problemanalyse: Es ist neurobiologisch be-
legt, dass Kinder zwischen dem 2. und dem 8. 
Lebensjahr eine hoch lernsensible Phase mit 
besonderen Möglichkeiten durchleben. Sie ler-
nen jetzt außergewöhnlich schnell und effektiv. 
In der Öffentlichkeit und der Bildungspolitik ist 
diese Erkenntnis nicht allerorts angekommen. 
Elementarpädagogik und Volksschule sind die 
Stiefkinder der österreichischen Bildungspolitik. 

Empfehlung: Wir dürfen dieses Wissen um 
pädagogische Fenster nicht weiter ignorieren 
und sollten es bewusst für die beste Bildung un-
serer Kinder einsetzen. Im Sinne der gesamten 
nachfolgenden Bildungskarriere müssen daher 
gerade die Bereiche Elementarpädagogik und 
Primarstufe im Fokus jeglicher Bemühungen 
einer Verbesserung des Bildungssystems und 
der Ressourcenverteilung liegen. Dafür müssen 
Kindergärten und Volksschulen mit einheitlichen 
Bildungskonzepten und Lehrplänen sowie mit 
qualifiziertem Personal und Supportteams aus-
gestattet werden. Den Entwicklungsunterschie-
den der Kinder kann nur durch Individualisierung 
entsprochen werden. Dafür benötigt es kleinere 
Lerngruppen. Unterschiedliche soziale Voraus-
setzungen und pandemiebedingte Versäumnisse 
können nur in dieser Phase der kindlichen Ent-
wicklung aufgeholt werden. 

Die SPÖ wird sich aktuell für höhere Stunden-
kontingente in der Grundstufe 1 der Volksschu-
le ab dem Schuljahr 2022/23 einsetzen, um 
Team-Teaching in Deutsch und Mathematik 
zu ermöglichen und der durch Covid-19 noch 
weiter geöffneten Entwicklungsschere ent-
gegenwirken zu können. Dadurch kann auch 
die Leistungsfähigkeit der einzigen gemeinsa-
men Schule exemplarisch verstärkt werden. In 
der kommenden Regierungsbeteiligung wird 
es für die SPÖ ein zentrales Anliegen sein, die 
Elementarpädagogik von föderalistischen Wir-
ren zu befreien und die Verantwortung für Aus-
bildung, Dienstrecht, Bildungspläne sowie Fi-
nanzierung der Elementarpädagogik zu klären. 

1.4 PARADIGMENWECHSEL IN DER GANZ-
TAGSSCHULE (VON DER BETREUUNGS- ZUR 
KINDERSCHULE)
Problemanalyse: In der GTS herrscht ein starres 
System aus Unterrichtsstunden von Lehrer:innen 
und Betreuungseinheiten, welche zumeist von 

einem durch die Gemeinde angestelltem Frei-
zeitpersonal geleistet werden. Momentan ste-
hen im Blickpunkt der SPÖ die Betreuungsfrage 
sowie das Ziel der Chancengerechtigkeit. Das 
pädagogische Konzept für Kinder ist ein Rand-
thema. Der Druck in den Halbtagsschulen und 
über die Unterrichtsblöcke einer GTS mit meh-
reren Stunden Unterricht ohne wirkliche Erho-
lungspause ist enorm. Kinder haben aber einen 
Anspruch auf einen kindergerechten Schulalltag. 
 
Empfehlung: Als erster Schritt ist die Ganztags-
schule zur Schule und die Vormittagsschule 
zur Halbtagsschule umzudeuten. Um den An-
spruch eines kindergerechten Schulkonzepts mit 
der GTS erfüllen zu können, ist gleichzeitig die 
Verknüpfung von Pflichtunterricht, Betreuung, 
Freizeit- und individuellen Förderangeboten aktiv 
zu betreiben. Ermöglicht wird dies dadurch, dass 
die autonome Stundentafel des Lehrplans auch 
für die Freizeit- und Förderangebote geöffnet 
wird und es zu einem verschränkten Personalein-
satz der Expertinnen und Experten für Unterricht, 
Erziehung und Freizeit kommt. Dies wird nur mit 
einem Anstellungsverhältnis aller pädagogisch 
Tätigen im Zuständigkeitsbereich der Bildungs-
direktionen gelingen. 

Die SPÖ wird aufbauend auf den Erfahrungen 
bisheriger Ganztagsschulstandorte gemeinsam 
mit Schulleiter:innen und Lehrer:innen Schulen 
zu einem Ort kindergerechten Lernens und Le-
bens entwickeln. 

 
1.5 DAS BEKENNTNIS ZUM WERT DER PÄDA-
GOGIK VERPFLICHTET ZU WAHRER AUTONO-
MIE
Problemanalyse: Das gesellschaftliche Bild von 
Pädagogik muss dringend verändert werden. 
Das Begleiten von jungen Menschen wird in der 
öffentlichen Wahrnehmung nicht als hochkom-
plexer Prozess verstanden. Schule entfernt sich 
aufgrund vieler Anforderungen von seiner eigent-
lichen Aufgabe, ein Ort des Lernens zu sein. Durch 
verschiedenste Engpässe werden immer mehr 
Aufgaben bedarfsbezogen an die Lehrkräfte 
übertragen. Besonders zeigt sich dies in der Defor-
mierung der Direktor:innen von pädagogischen 
Leitungen zu All-inclusive-Manager:innen. Auto-
nomie dient heute nicht der standortbezoge-
nen pädagogischen Problemlösung, sondern im 
Schulalltag lediglich der Mangelbewirtschaftung. 
Pädagogische Expertise wird dadurch entwertet. 
Besoldungsrechtliche Verbesserungen wie die 
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angemessene Bezahlung von Zusatzleistungen 
sind gewerkschaftlich gesehen eine Notwendig-
keit, verändern aber nichts am grundsätzlichen 
Problem, dass sich Lehrer:innen aufgrund der 
fehlenden Supportkräfte immer mehr ihrem stu-
dierten Beruf entfremden. Ihr ausbildungsfrem-
der Einsatz ist zudem ineffizient und kostspielig. 
Gesellschaftlich weniger geachtete Bildungs-
einrichtungen (z.B. Elementarpädagogik, Berufs-
schulen, Erwachsenenbildung) werden darüber 
hinaus in der öffentlichen Wahrnehmung, aber 
auch von Seiten der Politik benachteiligt. 

Empfehlung: Menschen, die eine pädagogische 
Ausbildung durchlaufen haben, sind für Er-
ziehung und Unterricht einzusetzen. Ihr Wert 
rechtfertigt das Vertrauen, ihnen autonome 
Rechte zu überantworten. Schulautonome 
Handlungsspielräume in der Leistungsbeurtei-
lung, Sprachförderung und Organisation des 
Schultages sowie bei den Differenzierungsmaß-
nahmen und Mitteilungspflichten sind schul-
rechtlich zu ermöglichen, damit Schulen den 
individuellen Bedürfnissen ihrer Schulpartner 
und bei gesellschaftlichen Krisensituationen (z.B. 
Krieg gegen die Ukraine) entsprechen können. 
Die Schulleitung muss wieder eine Funktion 
werden, für die sich ausgezeichnete Lehrkräfte 
aufgrund ihrer pädagogischen Kompetenzen in-
teressieren, während die Verwaltungsaufgaben 
durch dafür ausgebildetes Personal effizienter 
wahrgenommen werden. 

Die SPÖ erarbeitet im Sinne von autonomen 
Spielräumen mit ihrem Parlamentsklub und 
ihren Bildungsorganisationen die schulrechtli-
chen Veränderungen im Schulrecht und startet 
einen Partizipationsprozess an den Schulen zur 
Rolle der Leitung, des mittleren Managements 
und der Lehrer:innen für unsere unterschied-
lich organisierten Schularten mit dem Ziel, die 
Pädagogik ins Zentrum bildungspolitischer Re-
formen zu setzen. 

 
2. LEHRER:INNENAUSBILDUNG 2024- 
EIN KONZEPT DES SLÖ-BUNDESVOR-
STANDES

Das Kind hat im Zentrum einer pädagogischen 
Ausbildung zu stehen!

Viele Universitäten haben in der Lehrer:innen-Bil-
dung bezüglich der Schulpraxis versagt. Einer-
seits bereitet eine praxisferne Ausbildung kaum 

auf die Erfordernisse des Schulalltags vor, ande-
rerseits verhindern arbeitnehmerunfreundliche 
Studienbedingungen ein berufsbegleitendes 
Studium. 

Die Folge: Junge überforderte L flüchten in re-
duzierte Lehrverpflichtungen, der Personalman-
gel steigt, im Dienst befindliche L kommen noch 
mehr unter Druck, das System Schule gerät an 
den Rand der Belastbarkeit und Leistungsfähig-
keit.

Lösung: Es ist eine gleichwertige Ausbildung für 
alle pädagogisch Tätigen von der Elementarpä-
dagogik über die Regelschulen bis zur Erwach-
senenbildung im Bologna-Raum an Fachhoch-
schulen anzustreben, an der das Verstehen von 
und Arbeiten mit Menschen im Mittelpunkt des 
Curriculums stehen, das „keine Theorie ohne er-
lebte Praxis und keine Praxis ohne tiefgreifende 
theoretische Reflexion“ zulässt. Nicht die Quan-
tität, sondern die Qualität ist in der Ausbildung 
entscheidend. Das Kind hat im Zentrum einer pä-
dagogischen Ausbildung zu stehen! Dafür ist ein 
Neubau der Studienarchitektur erforderlich.

Quantitative Reform: BEd 240 ECTS plus MEd 
60-120 ECTS ----> BEd 180 ECTS plus MEd 90-
120 ECTS

Qualitative Reform im Überblick: Ort: Hochschu-
le für alle pädagogisch Tätigen

• Orientierungsphase für alle im 1. Semester
• Basismodul für alle päd. Tätigkeitsbereiche in 

Erziehungs- und Unterrichtswissenschaften
• Einbindung einer begleitenden Schulpraxis: 

„keine Theorie ohne erlebte Praxis und keine 
Praxis ohne tiefgreifende theoretische Refle-
xion“

• Anstelle von Ausbildung für Primarstufe und 
Sekundarstufe Curricula für Allkompetenz 
und Fachkompetenz

• Abschlussarbeit für BEd als empirische Feld-
forschung auf Basis einer Lernbegleitung 

• Masterstudien als Erweiterungsbereich u.a. In-
klusion oder Vertiefung fachwissenschaftlicher 
und fachdidaktischer Kompetenzen, die im Be-
ruf Stehende in ihrer Schulpraxis unterstützen 
bzw. für die Allgemeinbildung in der Sekundar-
stufe II die Lehrberechtigung erbringen

 
2.1 ÜBERSICHT ÜBER NEUE STUDIENARCHI-
TEKTUR ZUM BED: (ABBILDUNG 2.1) 
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BEd I) ist die Basis der Lehrbefähigung für alle 
Schularten der 6- bis 14- Jährigen bzw. die Be-
rufsbildung in Sek 2 und berechtigt für die Zu-
ordnung zu pd.

Aufgrund der sozialen Kontakte und pädagogi-
schen Interaktionen sowie dem Kennenlernen 
mehrerer Standorte und Mentor:innen in der 
Schulpraxis während des gesamten BEd-Stu-
diums sind die Induktionsphase (Unterrichts-
praktikum) und Einführungsveranstaltungen 
nicht mehr notwendig, sofern es sich nicht um 
Quereinsteiger:innen der Allgemeinbildung oder 
Berufsbildner:innen vor/in der Ausbildungsphase 
handelt, denen qualitätsvolle Einstiegsveranstal-
tungen anzubieten sind.

 
 
 
 

Semester 1 Semester 2 Semester 3 Semester 4 Semester 5 Semester 6
Orientierungs-
phase
Okt: Elementar-
Päd APS und Be-
rufs-bildung
Basis-Pädagogik
(EWS + UWS)

I ) Studium der Allkompetenz für Unterricht und Erzie-
hung von 6- bis 14-Jährigen

1) fachwiss. und fachdidaktische Kompetenzen in 
DEM u. Fachbereichen        

2) bildungswissenschaftliche Kompetenzen
3) sonderpädagogische Kompetenzen   
4) praxisorientierte Kompetenzen

BEd-Arbeit als „Praxis-
Theorie- Fachdidak-
tische Kompetenzen 
Tagebuch“: Unterr-Be-
obachtung und Lernbe-
gleitung wiss. Reflektiert 
->
win-win-win-win-win

II ) Studium der Fachkompetenz für Schularten der 
Sek. II (1- 4)

a) Allgemeinbildung: 2 Gegenstände 
b) Berufsbildung: Fachtheorie / Fachpraxis

Semester 7 Semester 8 Semester 9 Semester 10

Erweiterungsstudium: Inklu-
sion und Spartensonderpäd-
agogik

fachdidakti-
sche
Masterarbeit 

Primarstufe

optional: Erweiterungsstu-
dium zu II b
Fachliches Erweiterungsstudium: D/E/M plus
Fachbereich Nawi, Gesellschaft, Kunsterzie-
hung oder Praxis u. Sport

fachdidakti-
sche
Masterarbeit 

Sekundarstu-
fe 1

Vertiefung von II a Sekundarstufe 
2

ÜBERSICHT ÜBER NEUE STUDIENARCHITEK-
TUR ZUM MED: (ABBILDUNG 2.2) 

Praxishinweise: 

In jedem Studienjahr des BEd findet ein be-
treutes 2-wöchiges Blockpraktikum (Februar) 
mit Feedback statt. Lehrpersonen im MEd-Stu-
dium, die berufsbegleitend studieren, wählen 
für die Absolvieung der Master-Praxis als Pra-
xisort ihren Standort oder einen für die Aus-
bildung zutreffende Schule. Masterstudie-
renden ohne Schulalltag wird ein Standort 
zugewiesen. Die Betreuung durch Mentor:innen 
ist dienst- und besoldungsrechtlich abzusichern. 
Mit dem MEd ist die Lehrbefähigung erzielt. Aus-
nahme: Berufsbildner:innen (Ziel: BEd)Mit dem 
MEd II a ist die Lehrberechtigung auch für die All-
gemeinbildung der Sek 2 erreicht und die Zuord-
nung zu pd gegeben.

ABBILDUNG 2.1

ABBILDUNG 2.2
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KNACKPUNKTE, DIE POLITISCH ZU LÖSEN 
SIND:

• Ziel: Verbünde von PH und Universitäten, die 
sich zur qualitativen Reform im Sinne einer 
Ausbildung verpflichten, oder die Errichtung 
einer Hochschule für alle pädagogisch Täti-
gen

• Fachdidaktik contra Fachwissenschaft: Tech-
niken der Vermittlung von Fachinhalten ist 
prioritär; Übersicht über Inhalte unterliegt 
stets subjektiver Auswahl, denn das Aneig-
nen von Fachwissen ist nie zu Ende

• Gesetzgeber contra Curricular-Kommissio-
nen, wo und wie in welchem Ausmaß L-Aus-
bildung stattfindet

• Anreize für Berufspraktiker:innen –> u.a. Son-
derweg mit BEd

• Überfrachtung des Studiums mit Lehrinhal-
ten und Lehrveranstaltungen

• Gefahr der Überforderung beim berufsbe-
gleitenden Master-Studium -> berufsbeglei-
tend ist nur dann möglich, wenn Inhalte den 
Berufsvollzug unterstützen und fixierte Stu-
dienzeiten den Berufsvollzug ermöglichen. 
Studium muss in der Länge überschaubar 
u. ohne finanzielle Nachteile (z.B. Studienge-
bühren) sein.

Manfred-Stranacher-Akademie setzt auf Rechts-
sicherheit im Schulalltag 

 
3. MANFRED-STRANACHER-AKADE-
MIE SETZT AUF RECHTSSICHERHEIT IM 
SCHULALLTAG 

Jeweils im Herbst 2022 und 2023 beschäftig-
te sich die Funktionärsakademie des SLÖ mit 
Rechtssicherheitsthemen: Der pädagogische 
Dienst im Verwaltungsvollzug Schulveranstal-
tungen, Konfliktmanagement an Schulen und die 
Leistungsbeurteilung. 

Gleichzeitig ist der SLÖ gemeinsam mit der FSG-
GÖD Herausgeber von Rechtssicherheitsbro-
schüren zu diesen Themen für die APS und AHS 
(Auflage: jeweils 70.00 Stück für den Schulbeginn 
2022, 2023 und 2024)

Abschließend ist zu berichten, dass - statutenge-
mäß alle vier Jahre – die Bundeshauptversamm-
lung des SLÖ am 8. Oktober 2022 in Wien statt-
gefunden hat.

Der bisherige Bundesvorsitzende MMag. Dr. 
Thomas Bulant wurde in seiner Funktion mit 
98,5 % der abgegebenen gültigen Stimmen 
bestätigt. In der konstituierenden Bundeslei-
tungssitzung wurden zu seinen Stellvertre-
ter:innen einstimmig gewählt:

Ines Domenig 
MMag. Patricia Gsenger 
Mag. Monika Kubec 
Franz Turek (verstorben am 18. Juli 2023)

Berichterstellung: Bundessekretär Thomas Fitz-
ko, BEd
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Landesparteivorsitzender:  
NAbg. Mario Lindner 

 
Bundessekretär  

Sebastian Pay 
Kontakt

Löwelstraße 18, 1010 Wien

Telefon: 01/53427 284

E-Mail: office@soho.or.at | Web: www.soho.or.at

Der Berichtszeitraum zwischen Sommer 2021 
und Herbst 2023 war für die sozialdemokratische 
LGBTIQ-Organisation SoHo Österreich geprägt 
von zahlreichen neuen Herausforderungen der 
Weiterentwicklung unserer politischen und or-
ganisatorischen Arbeit. Vor fünf Jahren, am Bun-
desparteitag 2018, hat die SPÖ erstmals in ihrer 
Geschichte umfassende Grundsatzforderungen 
zur Gleichstellung von Schwulen, Lesben, Bisexu-
ellen, trans*, intergeschlechtlichen und queeren 

Menschen in ihrem Grundsatzprogramm ver-
ankert – genau diese Forderungen sind heute, 
nach Jahren der schwarz-grünen Untätigkeit und 
angesichts eines sich wandelnden gesellschaft-
lichen Klimas, wichtiger denn je. Die SoHo Öster-
reich stellte in den vergangenen Jahren daher 
die Verbindung von Aktivismus in allen Teilen des 
Landes mit gesellschaftspolitischen Visionen und 
einer klaren sozialpolitischen Agenda ins Zent-
rum ihrer Arbeit

SoHo - 
die sozialdemokratische 
LGBTIQ - Organisation
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MENSCHENRECHTE SIND IMMER  
EINE SOZIALE FRAGE

Unter diesem Motto startete die SoHo Öster-
reich bei ihrer Bundeskonferenz im Oktober 2021 
in den Berichtszeitraum. Gefeiert wurde dort, mit 
einem eigenen Festakt, nicht nur das 50. Jubilä-
um der Entkriminalisierung von Homosexualität 
durch die Regierung Kreisky – gleichzeitig stell-
te der wiedergewählte SoHo-Vorsitzende Mario 
Lindner auch ein klares Bekenntnis zu einer neu-
en Form von LGBTIQ-Aktivismus in den Fokus: 
„Unser Einsatz für Menschenrechte ist immer 
eine soziale Frage! Die Sozialdemokratie fordert 
gesellschaftliche Gleichstellung nicht als Selbst-
zweck, sondern für das Ziel eines selbstbestimm-
ten, sicheren und respektvollen Lebens für ALLE 
Menschen in Österreich – unsere LGBTIQ-Politik 
ist immer auch Sozialpolitik, Gesundheitspolitik 
und jede andere Form von Politik, die den Alltag 
der breiten Mehrheit der Menschen in unserem 
Land prägt!“ Gewählt wurden neben Lindner 
auch die stv. Bundesvorsitzenden Tatjana Ga-
brielli und Camila Garfias, Bundessekretär Sebas-
tian Pay und ein Bundesvorstand aus allen Regio-
nen Österreichs.

Diesem Grundziel einer Verbindung von Gesell-
schafts- und mutiger Sozialpolitik blieb die SoHo 
auch in den Folgejahren treu: Neben spezifi-
schen Forderungen für die LGBTIQ-Community 
nutzten wir unsere Energie, um auch innerhalb 
der Community und ihrer Organisationen so-
zialpolitische Forderungen zu bewerben. Unter 
dem Motto „Leistbares Leben ist und bleibt ein 
Menschenrecht“ widmete sich die SoHo im Jahr 
2022 deshalb auch bewusst und öffentlich den 
Themen Teuerung und Inflation.

#VOLLERSCHUTZ VOR 
HASS & DISKRIMINIERUNG
Hinsichtlich der Vision eines selbstbestimmten 
und sicheren Lebens hatte im Berichtszeitraum 
insbesondere der massive Anstieg von Hass 
und Diskriminierung gegen die verschiedens-
ten Gruppen in Österreich große Bedeutung: 

Insgesamt 6.619 Hassverbrechen mit 4.352 Op-
fern von Gewaltdelikten wurden im Jahr 2021 in 
Österreich registriert. Die SoHo stellte mit zwei 
eigenen Hate-Crime-Berichten 2022 (https://
www.soho.or.at/community-bericht-2023/) und 
2023 (https://www.soho.or.at/hate-crime-be-
richt-2022/) insbesondere die massiv steigende 
Zahl von Angriffen auf die LGBTIQ-Community 
ins Zentrum ihrer Arbeit. Gemeinsam mit zivil-
gesellschaftlichen Organisationen forderten wir 
unter dem Slogan „#VollerSchutz vor Hass & Dis-
kriminierung“ insbesondere einen Nationalen Ak-
tionsplan gegen Hass.

Neben handfester Hasskriminalität nahm auch 
der Anstieg von LGBTIQ-feindlicher Diskriminie-
rung einen wichtigen Fokus in der SoHo-Arbeit 
ein. Insbesondere durch das s.g. „Anti-Homo-
Haus“ in Niederösterreich machte 2022 auch 
die mediale Debatte den noch immer fehlenden 
Schutz vor Diskriminierung aufgrund der sexuel-
len Orientierung im Bereich des Privatlebens 
zum Thema. Gemeinsam mit Organisationen, Ak-
tivist*innen und Expert*innen forderte die SoHo 
Österreich deshalb eine umfassende Ausweitung 
des Gleichbehandlungsgesetzes und legte mit 
SoHo-Bundesvorsitzendem Mario Lindner auch 
das bisher weitestgehende Anti-Diskriminie-
rungsgesetz in der Geschichte Österreichs vor. 

Die schwarz-grüne Weigerung, sowohl gegen 
Hasskriminalität als auch gegen Diskriminierung 
wirkungsvoll vorzugehen, wird deshalb auch in 
Zukunft ein zentraler Bestandteil der politischen 
Arbeit der SoHo sein. Unser Ziel ist dabei klar: Egal 
ob aufgrund der sexuellen Orientierung oder Ge-
schlechtsidentität, ob wegen des Geschlechts, der 
Hautfarbe, des sozialen Status oder einer anderen 
Kategorie – niemand darf in Österreich im Jahr 
2023 Angst vor Hass und Diskriminierung haben!

FÜR RESPEKT – 
IN ALLEN NEUN BUNDESLÄNDERN!
In den vergangenen fünf Jahren hat sich die Ar-
beit der SoHo Österreich grundlegend verändert. 
Mit der Weiterentwicklung der gesellschaftli-
chen Debatten rund um die LGBTIQ-Community 
hat auch die sozialdemokratische LGBTIQ-Or-
ganisation sich von einem Think-Tank innerhalb 
der SPÖ zu einer breiten, aktivistischen Organi-
sation entwickelt. Durch den Aufbau zahlreicher 
Landesorganisationen hat die SoHo es geschafft, 
flächendeckende Arbeit im ganzen Bundesge-
biet zu organisieren. Mit der Gründung der SoHo 
Burgenland im Juni 2022 konnte auch die letzte 
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Lücke gefüllt werden und die SoHo ist heute – als 
einzige LGBTIQ-Organisation in ganz Österreich 
– in allen neun Bundesländern aktiv.

Gleichzeitig prägte eine zweite Entwicklung die 
SoHo-Arbeit im Berichtszeitraum: Nicht nur die 
SoHo ist gewachsen, sondern die Organisationen 
der LGBTIQ-Community insgesamt. Nicht nur in 
allen neun Landeshauptstädten finden seit 2022 
PRIDE-Demonstrationen statt, sondern auch in 
vielen anderen Orten. Kundgebungen und Ak-
tionen in Steyr, Unken, Kufstein, Mistelbach und 
vielen, vielen anderen Städten zeigen eine Ent-
wicklung heraus aus den Ballungsräumen und in 
ländlichere Regionen, die auch die SoHo verfolgt. 
Mit der Gründung erster sozialdemokratischer 
LGBTIQ-Regionalgruppen führt auch die SoHo 
Österreich Debatten über Solidarität, Respekt 
und Zusammenhalt außerhalb der klassischen 
queeren Milieus – ein Weg, der sich in den nächs-
ten Jahren fortsetzen wird.

#JETZTERSTGERECHT FÜR  
ECHTE FORTSCHRITTE
Der Kampf gegen Hass und Diskriminierung 
nahm für die SoHo Österreich im Berichtszeit-
raum bundesweit einen zentralen Stellenwert 
ein. Aber auch abseits davon fanden viele queer-
politische Forderungen Eingang in den öffentli-
chen Diskurs. So war es der anhaltende Druck der 
SoHo und zivilgesellschaftlicher Organisationen 
auf der Straße und in den Parlamenten, der im 
Sommer 2022 den grünen Gesundheitsminister 
endlich zum Handeln brachte und den Zugang 
zur Blutspende für Männer, die Sex mit Männern 
haben, und Trans*Personen endlich geöffnet hat.

Trotz dieses Erfolgs jahrelanger Arbeit gibt es 
aber gerade was die Gleichstellung von LGBTIQ-

Personen angeht, noch immer großen Aufholbe-
darf: Die einstimmigen Nationalratsbeschlüsse 
zum Verbot gefährlicher Konversionstherapien 
und von medizinisch nicht-notwendigen Opera-
tionen an intergeschlechtlichen Kindern wurden 
von der schwarz-grünen Regierung bis heute 
nicht umgesetzt. Unter dem Titel #JetztErstGe-
recht macht die SoHo deshalb flächendeckend 
den fehlenden Schutz der LGBTIQ-Communi-
ty und das Nachhinken Österreichs im europäi-
schen Vergleich zum Thema.

UNSER FEMINISMUS IST  
UND BLEIBT INKLUSIV!
Angriffe auf die LGBTIQ-Community nahmen im 
Berichtszeitraum, leider auch in Österreich, im 
Zuge des rechten Backlashes massiv zu. Ein be-
sonderes Ziel rechter und rechtsextremer Hetze 
wurde dabei die trans*Community. Mit Demons-
trationen gegen und Angriffen auf Drag Queens 
wurde Hass geschürt, während bewusst Lügen 
und Angstmache gegen trans*Personen, ins-
besondere gegen trans*Jugendliche, verbreitet 
wurde. Auch in Österreich wurde dieser interna-
tionale Trend vor allem von FPÖ und leider auch 
Teilen der ÖVP aufgegriffen. Als Sozialdemokratie 
haben wir schon im Zuge des Bundesparteitages 
2021 und auf Auftrag des Parteitages 2018 ein 
umfassendes Programm für Respekt und Selbst-
bestimmung – unabhängig von der Geschlechts-
identität – beschlossen.

Auf diesen Beschlüssen baute die SoHo Öster-
reich im Berichtszeitraum auf. Mit Schulungen, 
Workshops und öffentlichen Aktionen für die 
Selbstbestimmung der trans*Community setzten 
wir den Widerstand gegen die rechten Angriffe 
mit einem solidarischen Narrativ ins Zentrum. 
Auch in Zukunft wird genau diese marginalisier-
te Gruppe, die mit aufgewärmter Homophobie 
der 1980er-Jahre attackiert wird, die besondere 
Solidarität der SoHo und der gesamten Sozialde-
mokratie brauchen. Selbstbestimmung für ALLE 
Menschen bedeutet auch, jedem Menschen in 
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Österreich ein wirklich selbstbestimmtes Leben 
unabhängig von der Geschlechtsidentität zu er-
möglichen – Trans Rights are Human Rights!

WORKING FOR LGBTIQ-RIGHTS 
 ALL OVER EUROPE!
Seit der Neuaufstellung der SoHo Österreich im 
Jahr 2017 nahm auch die internationale Vernet-
zungsarbeit einen besonderen Schwerpunkt ein. 
Im Rahmen unseres europäischen Dachverban-
des Rainbow Rose und der Party of European 
Socialists machten wir unseren internationalen 
Einsatz für Menschenrechte zum Thema. Seit 
2021 ist die Rainbow Rose auch in Österreich an-
gesiedelt. Schon zwei Jahre früher wurde die stv. 
SoHo-Bundesvorsitzende Camila Garfias-Mitter-
huber zur Präsidentin aller sozialdemokratischen 
LGBTIQ-Organisationen in Europa gewählt. Diese 
Funktion hatte sie bis 2023 inne – in ihrer Nach-
folge wurde SoHo-Bundessekretär Sebastian Pay 
zum Vizepräsidenten gewählt.

Im Zuge dieser internationalen Arbeit war die 
SoHo Österreich nicht nur mit großen Delega-
tionen bei internationalen Großveranstaltungen 
wie der World Pride 2021 in Kopenhagen, der 
besonders attackierten Euro-Pride 2022 in Ser-
bien und der Euro-Pride 2023 in Malta vertreten: 

Auch auf österreichischer Ebene machten wir 
internationale Solidarität mit Bildungsreisen zur 
ungarischen LGBTIQ-Community, zu Aktivist*in-
nen in der Slowakei und Bayern und bei vielen 
anderen Anlässen zum Thema. Als Resultat dieser 
Arbeit wird sich in Hinblick auf die anstehenden 
EU-Wahlen ein neues Bündnis aus sozialdemo-
kratischen Gleichstellungsorganisationen der 
deutschsprachigen Länder Österreich, Deutsch-
land, Schweiz und Luxemburg gründen.
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Kontakt  

Amtshausgasse 4, 
1050 Wien 

Telefon: +4315234123 
office@sjoe.at 

 
www.instagram.com/sj_oesterreich 

www.facebook.com/sjoe.at 
www.twitter.com/sj_oesterreich 

Die Jahre 2021-2023 beinhalteten für uns als So-
zialistische Jugend eine Reihe an Highlights. Von 
Kampagnen über unser Seminar- und Bildungs-
angebot bis hin zu unzähligen Demos, Kundge-
bungen und Aktionen war von allem etwas dabei.

 

KAMPAGNEN 

PLATZ DA! HER MIT DEM FREIEN SEEZUGANG

Bereits im Sommer 2020 zum ersten Mal im 
großen Stil kampagnisiert, stand auch der Som-
mer 2021 im Zeichen des Kampfes für eine ge-
rechte Verteilung des öffentlichen Raums und 
Österreichs Naturschätzen. Denn Österreichs 
Seen sind wunderschön und finden sich an allen 
Ecken und Enden des Landes. Leider sind viele 
von ihnen für die Bevölkerung kaum zugänglich, 
weil zu viele Seegrundstücke in privatem Besitz 
sind. Dafür, dass Reiche eine Villa mit privatem 
Seezugang als Zweitwohnsitz haben, können die 
Menschen vor Ort die Seen nicht genießen. Ös-
terreichs Seen sollten aber für alle da sein und 
nicht von hunderten Villen, Zweitwohnsitzen 
und privaten Seezugängen versperrt werden.

Bei zahlreichen Bädertouren und sonstigen Tour-
stopps wurde deutlich, dass unser Anliegen für 
mehr freie Seezugänge und die Befreiung von 
verbauten Seeufern ganz und gar keine Position 
ist, mit der man sich verstecken müsste.

 
WIR BLUTEN AUS! FRAU* SEIN DARF NICHT 
ARM MACHEN
Rund 3.400 Euro geben Frauen* im Schnitt in 
ihrem Leben für Tampons und sonstige Produk-
te aus, die direkt mit der Menstruation zusam-
menhängen. Ein ordentlicher Batzen Geld, der 
für Frauen* ausschließlich deshalb anfällt, weil 
sie Frauen* sind. Dieser finanzielle Mehraufwand 

Sozialistische Jugend Österreich
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ist ungerecht. Denn viel zu viele Frauen* müssen 
sich in anderen Dingen einschränken, um ausrei-
chend Geld für Menstruationsartikel zu haben. 
Dieses Phänomen ist unter dem Namen „Perio-
denarmut“ bekannt und trifft besonders junge 
Frauen*, die während ihrer Periode von der Schu-
le oder ihrer Ausbildung fernbleiben müssen. 

Für das Problem der Periodenarmut gibt es ei-
nen einfachen Lösungsansatz. Die Bereitstellung 
von Tampons durch den Arbeitgeber oder die 
öffentliche Hand. Egal ob in der Schule, in der 
Arbeit oder auf der Uni – überall dort, wo sich 
junge Frauen* aufhalten, sollen kostenlose Tam-
pons und Binden zur Verfügung gestellt werden. 
Genauso, wie das bei anderen Hygieneartikel 
bereits längst der Fall ist. Schließlich würde auch 
niemand auf die Idee kommen, von uns zu ver-
langen, dass wir ständig unser eigenes WC-Pa-
pier mitnehmen müssen.

Im Rahmen dieser Kampagne wurden nicht nur 
in ganz Österreich Aktionen gesetzt, sondern 
auch viele Schulen, Jugendzentren und ähnliche 
Einrichtungen mit der Unterstützung von Akti-
vist*innen vor Ort mit Menstruationsartikel be-
stückt.

KEINE PROFITE MIT DER MIETE!
Österreich wird immer mehr zum Paradies für Im-
mobilienspekulanten. Für junge Menschen hin-
gegen wird das Ausziehen zunehmend zu einem 
Wunschtraum. Für immer mehr Menschen stellt 
sich in der eigenen Wohnung die Frage: Heizen 
oder Essen? So kann es nicht weitergehen. Es ist 
höchste Zeit, dass der Wohnungsmarkt wieder 
unter Kontrolle gebracht wird.

Dafür braucht es eine breite Palette an Maßnah-
men von einem Mietendeckel, über Leerstands-
abgaben zu spezifischen Angeboten für junge 
Menschen. Doch auch für die Rückführung von 
Leerstand, der zur Spekulation verwendet wird, 
traten wir in diesen Monaten verstärkt ein.

Gerade für junge Menschen ist das Thema leist-
barer Wohnraum und das Ausziehen von zuhau-
se ein wesentliches. Uns ist es daher gelungen, 
mit unserer Kampagne bei vielen auf einen Nerv 
zu treffen.

 
#NICHTOKAY
Zum aktuellen Zeitpunkt läuft unsere Kampagne 
#nichtokay. Unsere Gesellschaft ist nach wie vor 
von sexistischen Strukturen durchzogen. Egal ob 
in der Schule, im Beruf oder auf Partys - Frauen* 
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sind oftmals Ungleichbehandlung, Häme, Spott 
und im schlimmsten Fall Gewalt ausgeliefert.

7 Prozent der Frauen* erlebten in den vergan-
genen drei Jahren eine sexuelle Belästigung am 
Arbeitsplatz, im Schulwesen sind es sogar gan-
ze 17 Prozent. Zugleich sind in den vergangenen 
Monaten Studien veröffentlicht worden, die be-
legen, dass immer mehr junge Männer gewalt-
bereit gegenüber Frauen* sind. Doch Sexismus 
fängt nicht erst bei körperlicher oder psychi-
scher Gewalt an. Tausende Frauen* in Österreich 
haben es täglich mit anzüglichen Bemerkungen, 
sexistischen Witze und männlicher Ignoranz zu 
tun.

Mit unserer Kampagne wollen wir daher vor 
Schulen, auf der Straße oder auf Beisltouren 
dafür kämpfen, dass negative Geschlechterzu-
schreibungen, Rollenbilder und sexistische Struk-
turen endlich der Vergangenheit angehören. 

VERBANDSTAG 2022
Alle zwei Jahre findet turnusmäßig der Ver-
bandstag der Sozialistischen Jugend statt, so 
auch 2022 unter dem Motto “Wir sind die Zu-
kunft - und wir sind die Tat” in Graz. 200 Dele-
gierte diskutierten ein Wochenende lang über 
die inhaltliche und organisatorische Ausrichtung 
der Organisation. Paul Stich als Verbandsvorsit-
zender und Lejla Visnjić als Verbandssekretärin 
wurden in ihren Ämtern bestätigt, der neue Vor-
stand nahm sogleich motiviert seine Arbeit auf.

 
BUNDESSEMINARE
Einen wesentlichen Teil unseres internen Bil-
dungsprogramms auf Bundesebene stellen die 
bundesweiten Seminare der SJ Österreich dar. 
Nach Überwindung der Pandemie konnten auch 
diese wieder Schritt für Schritt in vollem Umfang 
durchgeführt werden.

Im März versammeln sich die Frauen* der Organi-
sation beim Femsem in St. Gilgen. Im Mai verbin-
det das Antifa-Seminar unsere antifaschistische 
Bildungsarbeit mit dem jährlichen Besuch der 
Befreiungsfeier des ehemaligen KZ Mauthausen. 
Den Höhepunkt des Jahres stellt traditionell die 
Bildungswerkstatt in den letzten Monaten des 
Jahres dar. Über 300 Jugendliche aus ganz Ös-
terreich kommen vier Tage lang zusammen, um 
die zentralen Fragen unserer Zeit zu diskutieren 
und politische Strategien zu entwickeln.

 
AKTIONISMUS & DEMONSTRATIONEN
Turbulente Jahre liegen hinter uns, in denen wir 
als SJ auch abseits unserer Kampagnen im ta-
gespolitischen Diskurs kräftig mitgemischt ha-
ben. Von Skandalen gebeutelt, wankte die Bun-
desregierung Kurz im Herbst 2021 ihrem Ende 
entgegen. Als Teil des Organisationsteams der 
Demonstration “Kurz muss gehen!” vor der ÖVP-
Zentrale trugen wir neben anderen Aktionen 
somit auch unseren Teil dazu bei, den Druck in 
Richtung Bundesregierung zu erhöhen. Ande-
re Demonstrationen und Kundgebungen, wie 
etwa anlässlich des 10. Utøya-Gedenktages mit 
der norwegischen Botschaft oder unser Lichter-
meer “Dem Krieg keinen Frieden!” zu Beginn des 
russischen Angriffkrieges in der Ukraine, runde-
ten unseren Aktivismus in dieser Hinsicht ab.

Darüber hinaus konnten wir mit zahlreichen wei-
teren Medien- und Straßenaktionen wirkungs-
volle Impulse in der politischen Debatte setzen, 
etwa mit einer Kreide-Aktion vor den Ramm-
stein-Konzerten, mit Protesten rund um Miss-
stände im Bildungs- und Steuersystem oder mit 
Aktionen, die die Klimakrise thematisieren.
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UNSER VERBANDSTAG:  
GEMEINSAM – STÄRKER – IN DIE ZUKUNFT

Bei unserem Verbandstag am 16. Oktober 2021 in 
St. Pölten wurde unser Präsident Christoph Matz-
netter mit einer eindeutigen Mehrheit von 85,5 
Prozent bestätigt. Neben Christoph Matznetter 
als Präsident wurden fünf Vizepräsident:innen 
gewählt: KommR Ing. Christian Freitag, Mag. Dr. 
Tarik Mete, Abg. z. NR. Mag.a Dr.in Petra Oberrau-
ner, KommR Katarina Pokorny und KommR Bau-
rat DI Alexander Safferthal.

Außerdem wurde auf dem Verbandstag die 
inhaltliche Grundlage für die Politik des Wirt-
schaftsverbandes in Form eines Leitantrages ge-
schaffen. Als Sozialdemokratischer Wirtschafts-
verband haben wir einen klaren Auftrag: Wir sind 
die Stimme der Selbstständigen, EPU und KMU. 
Wir setzen uns für diejenigen ein, die ihr Leben 
aus ihrer eigenen Arbeit finanzieren.

Obwohl KMU und EPU 99,6 Prozent der öster-
reichischen Unternehmen ausmachen, vertritt 
die Wirtschaftskammer als gesetzliche Interes-
senvertretung vor allem Großunternehmen und 
Banken. Es ist nicht einzusehen, dass die Inter-
essen weniger über die Interessen vieler gestellt 
werden – weder in der Wirtschaftskammer noch 
im Parlament.

Als Funktionär:innen des Sozialdemokratischen 
Wirtschaftsverbands haben wir mit dem Ver-
bandstag einmal mehr gezeigt: Wir sind moti-
viert, für die Interessen der Selbstständigen, EPU 
und KMU einzutreten und für eine bessere Zu-
kunft für Österreichs Wirtschaft zu kämpfen. 

GEMEINSAM FÜR DIE ZUKUNFT DER  
ÖSTERREICHISCHEN WIRTSCHAFT
Dem beschlossenen Leitantrag liegen zahlreiche 
Diskussionen in den verschiedenen Gremien des 
SWV zugrunde – im Fokus steht für uns als SWV- 
Funktionär:innen dabei immer die Lebensrealität 
der Selbstständigen, EPU und KMU. Dabei haben 
sich für uns vier Themenschwerpunkte heraus-
kristallisiert:

• Wirtschaftsstandort Österreich: Der Wirt-
schaftsstandort Österreich muss im Sinne 
der EPU und KMU entwickelt werden, die 
den allergrößten Teil (99,6  Prozent) der 
österreichischen Wirtschaft darstellen. Es 
braucht Fairness und Chancengleichheit für 
EPU und KMU und kein Diktat durch Groß-
konzerne. Nur wenn wir die österreichische 
Nahversorgerstruktur fördern, können wir 
nachhaltig wirtschaften und damit regionale 
Anbieter:innen stärken. Dazu gehören der 
weitere Ausbau des Bestbieterprinzips und 

Sozialdemokratischer Wirtschaftsverband 
Österreich
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das Öffnen öffentlicher Ausschreibungen 
für Kleinstbetriebe. Zur Sicherung der heimi-
schen Arbeitsplätze braucht es eine zügige 
und massive Entlastung des Faktors Arbeit 
sowie den Abbau überbordender Bürokra-
tie. Zukunftsweisende Geschäftsfelder im 
Bereich Digitalisierung und Umweltschutz 
müssen gefördert werden. Unsere Umwelt 
ist eine zentrale Grundlage unseres Wirt-
schafsstandortes, der nachhaltig geschützt 
werden muss. Die Förderung von energie- 
und klimafreundlichen Investitionen sowie 
von Nachhaltigkeitsberufen ist für die zukünf-
tige Entwicklung der österreichischen Wirt-
schaft essentiell. Durch eine Verbesserung 
des Energieeinsatzes werden Energieimpor-
te reduziert, Investitionen ausgelöst, Ener-
giekosten für Haushalte und Unternehmen 
gesenkt und die Wirtschaft gestärkt. Dies 
wiederum schafft und sichert Arbeitsplätze 
und fördert den Wirtschaftsstandort Öster-
reich. 

• Soziale Absicherung: Soziale Sicherheit für 
Selbstständige und ihre Angehörigen muss 
ein Anrecht werden. Krankheiten dürfen 
kein Grund für den Verlust der beruflichen 
Existenz sein. Es muss der Grundsatz gel-
ten: Gleiche Beiträge, gleiche Leistungen! 
Der 20-prozentige Selbstbehalt muss entfal-
len und die Leistungsharmonisierung, über 
alle Sozialversicherungsträger hinweg, muss 
kommen. Die Bundesregierung ist hier auf-
gefordert, eine echte Reform der Gesund-
heitskassen umzusetzen. Schwer krank zu 
werden darf zu keiner Armutsfalle werden. 
Darum fordern wir eine sofortige Auszahlung 
des Krankengeldes ab dem 4. Tag und eine 
lückenlose Absicherung bei langer Krankheit.  

• Steuergerechtigkeit: Ein fairer Wettbewerb 
ist nur dann gewährleistet, wenn alle unter 
denselben Rahmenbedingungen arbei-
ten. Derzeit ist das nicht so. Großkonzer-
ne zahlen weniger oder sogar keine Steu-
ern. So werden systematisch EPU und KMU 
benachteiligt und an den Rand gedrängt.  
Wir wollen eine echte Reform der Körper-
schaftsteuer. Durch eine Staffelung der Bei-
träge sollen KMU entlastet und Konzerne 
angemessen besteuert werden. Dadurch 
würden 95 Prozent der Wirtschaft entlastet 
werden.Die Betriebsstätte im Wohnraum 
muss endlich anerkannt werden. Es muss 
die Möglichkeit einer teilweisen steuerlichen 

Abzugsfähigkeit von Miet- und Betriebskos-
ten für EPU geschaffen werden, auch wenn 
eine saubere Trennung von Arbeitsplatz und 
Wohnraum nicht möglich ist.

• Bildung: Der seit langem latent vorhande-
ne Facharbeitermangel hat sich – nicht zu-
letzt durch die Pandemie – weiter zugespitzt 
und bringt viele Unternehmer:innen in Be-
drängnis. Wir brauchen eine grundlegende 
Reform unseres Schulsystems, in dem die 
Grundlagen für die weitere fachspezifische 
Ausbildung geschaffen werden. Die Auf-
wertung der Lehre und die Wertschätzung 
für Gewerke muss in unserer Gesellschaft 
wieder verankert werden. Lehr- und Ausbil-
dungsstätten müssen geschaffen werden, 
um sowohl Facharbeiternachwuchs als auch 
die Unternehmer:innen der Zukunft auszubil-
den. Ein stetiges, niederschwelliges Weiter-
bildungsangebot muss implementiert wer-
den, um für das nötige Know-how zu sorgen. 
Die duale Ausbildung mit Matura ist ein Schritt in 
die richtige Richtung, es braucht aber noch viel 
mehr Ausbildungsstellen und Achtsamkeit, um 
dem Fachkräftemangel der Zukunft entgegenzu-
wirken.

DIE COVID-19-PANDEMIE UND  
IHRE AUSWIRKUNGEN
Die COVID-19-Pandemie hat bis heute Auswirkun-
gen auf unseren Alltag und auch die wirtschaft-
lichen Nachwirkungen sind spürbar. Indem die 
Bundesregierung als ersten Federstrich zur Covid-
19-Pandemie die Beseitigung des Epidemiegeset-
zes gesetzt hat, hat sie Unternehmer:innen um den 
Rechtsanspruch zum Ersatz des vollen Verdienst-
entganges beraubt. Viele Betriebe mussten schlie-
ßen, einige haben bis heute existenzielle Probleme 
(durch die Teuerung werden finanzielle Probleme 
abermals befeuert). Die Bundesregierung hat sich 
dazu entschieden, Almosen nach eigenem Gut-
dünken zu verteilen. Der Sozialdemokratische Wirt-
schaftsverband hat aufgedeckt, dass die für die 
Almosen-Förderungen eingerichtete COFAG eine 
absolute Blackbox ist – Unternehmer:innen warten 
vergeblich auf Rückmeldungen und Förderungen. 
Bis heute erreichen uns Beschwerden dazu. Auch 
der Härtefallfonds, über den in den verschiedenen 
Phasen der COVID-19-Pandemie Förderungen 
ausgezahlt wurden, brachte den Unternehmer:in-
nen mehr Unsicherheiten statt Unterstützung: 
Unternehmer:innen, die die Förderung beantragt 
haben, müssen bis heute überbordende Fragenka-
taloge mit über 100 Fragen beantworten. Während 
Selbstständige, EPU und KMU also mit Planungsun-
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sicherheit und Existenzängsten zu kämpfen hatten 
und haben, wurden Großbetriebe überfördert und 
konnten Rekordgewinne einstreifen. 

SELBSTSTÄNDIG – JA, ABER SICHER! | DIE 
BUNDESREGIERUNG LÄSST  
EPUUNDKMU IM STICH

Der Sozialdemokratische Wirtschaftsverband 
startete im Frühjahr 2023 die Kampagne „Selbst-
ständig? Ja, aber sicher!“ und fordert damit die 
wirtschaftliche und soziale Absicherung für Be-
triebe und Selbstständige. Nach der COVID-
19-Pandemie plagt die immense Teuerung die 
Unternehmer:innen in Österreich. Besonders 
betroffen sind davon die Klein- und Mittelunter-
nehmen. Für sie liegt die Inflationsrate in vielen 
Fällen weit über der allgemeinen Teuerung. Preis-
erhöhungen bei Strom- und Gasrechnungen von 
über 250 bzw. 400 Prozent sind in Branchen wie 
beispielsweise der Gastronomie keine Seltenheit. 
Die zu zahlenden Beträge sind durch die Decke 
gegangen und bringen viele Selbstständige, EPU 
und KMU abermals an den Rand der Existenz. 

Die soziale und wirtschaftliche Absicherung von 
Unternehmer:innen ist für die Bundesregierung 
und die Wirtschaftskammer trotzdem kein The-

ma. Die von der Regierung gesetzten Maßnah-
men, Stichwort Energiekostenzuschuss, kommen 
kaum und wenn doch, nur stark verzögert und 
mit großem Bürokratieaufwand verbunden, an. 
Auch die Indexierung der Mieten und der massiv 
angestiegene Wareneinsatz erhöhen den Kos-
tendruck für die Unternehmen weiter. 

Um das Überleben kleiner Unternehmen zu si-
chern, braucht es mehr als leere Versprechen 
und Almosen. Statt mit der Gießkanne zu fördern 
und somit massive Überförderungen zu provo-
zieren, muss zielgerecht geholfen werden. 

Als SWV fordern wir daher unter anderem eine 
temporäre Senkung der Umsatzsteuer auf Ener-
gie, eine Harmonisierung der Sozialversicherun-
gen und die damit verbundene endgültige Ab-
schaffung des Selbstbehaltes für Selbstständige 
sowie den Stopp der Mietpreisexplosion auch für 
Gewerbemieten. Mit unserem Forderungspaket 
bieten wir konkrete Lösungsansätze, um Selbst-
ständige sowie Klein- und Mittelunternehmen ef-
fektiv zu entlasten.
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